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Zusammenfassungen der einzelnen Beiträge

Teil I:  Digitale Gesellschaft und politisches Handeln

Otfried Jarren/Ulrike Klinger  

Öffentlichkeit und Medien im digitalen Zeitalter: zwischen Differenzierung 
und Neu-Institutionalisierung 

Eine Grundlage für die Vermittlung von Medienkompetenz ist, zu verste-
hen, wie Öffentlichkeit strukturiert ist und welche Normen und Regeln 
in welcher öffentlichen Sphäre gelten. Die Digitalisierung von Kommu-
nikationsmedien hat zu einer Transformation von Öffentlichkeit geführt, 
die mit Konvergenz oder Disruption nur unzureichend beschrieben ist. 
Aus einem stark hierarchisch, massenmedial und journalistisch geprägten 
natio nalen Vermittlungssystem entwickelt sich ein stärker heterarchisches, 
von vielen organisiertes wie nutzbares globales Kommunikationssystem. 
Der Beitrag skizziert diese Ausdifferenzierung etablierter Massenmedien 
sowie die Neuinstitutionalisierung von Social Media und anderen Platt-
formen.

Marianne Kneuer

Politische Kommunikation und digitale Medien in der Demokratie

Medien sind ein wichtiger Bestandteil der kommunikativen Gestaltung des 
öffentlichen Raumes, insbesondere für die Verständigungs- und Aushand-
lungsprozesse zwischen den politischen Eliten, gesellschaftlichen Akteuren 
und der Bevölkerung. Soziale Medien haben die politischen Kommunika-
tionsstrukturen massiv verändert. Diese Veränderung wirkt sich einerseits 
in einer quantitativen Vervielfachung der Kanäle politischer Kommunika-
tion aus, andererseits schlägt sie sich qualitativ nieder in der Art der Kom-
munikation sowie in den Interaktionsmöglichkeiten zwischen politischen 
Akteurinnen und Akteuren, gesellschaftlichen Gruppen und Bürgerinnen 
und Bürgern. Dieser Beitrag widmet sich vor allem zwei Fragen: Wie ver-
ändern sich politische Prozesse aufgrund der Nutzung digitaler Medien 
durch politische Akteurinnen und Akteure? Und wie sind diese Verände-
rungen im Hinblick auf die demokratischen Prozesse zu beurteilen?
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Andreas Busch 

Informationsinflation: Herausforderungen an die politische Willensbildung in 
der digitalen Gesellschaft

Die durch das Internet ausgelöste, stark gestiegene elektronische Kom-
munikationsdichte hat (neben vielen positiven Wirkungen) auch proble-
matische Folgen, da sie zu Orientierungsschwierigkeiten und Informa-
tionsentwertung beigetragen hat. Der politische Dialog wird erschwert, die 
gesellschaftliche Polarisierung befördert und so die demokratische Willens-
bildung gefährdet. Der Beitrag diskutiert diese  Entwicklungen ebenso wie 
die Frage, ob staatliche Regulierung oder industrielle  Selbstregulierung 
hier Abhilfe schaffen können. 

Norbert Kersting 

Online-Partizipation und Medienkompetenz: Kann man Netiquette lernen? 

Das Internet wurde in den 1990er Jahren für seine publizistische Vielfalt 
und Gegenöffentlichkeiten gefeiert. Bereits zu Beginn des neuen Millenni-
ums wurde die Euphorie gebremst, Kritik an der Diskursqualität laut und 
versucht, hier Gegenmaßnahmen einzuleiten. Zu dem Zeitpunkt erwar-
tete man schnelle gesellschaftliche Lernprozesse bei den digitalen Kom-
petenzen und mehr Netiquette. Hassreden und Echokammern scheinen 
sich dennoch verstärkt zu haben. Die vergleichende Analyse von Online-
foren 2002 und 2013 zeigt, dass sich die deliberative Qualität nur in eini-
gen Bereichen verbessert hat und die bisherigen Verbesserungsstrategien 
nicht greifen.

Peter Schaar 

Überwachung, Algorithmen und Selbstbestimmung 

Die mit der Digitalisierung einhergehende Datenfülle erleichtert die Über-
wachung und die Bildung von Verhaltens- und Persönlichkeitsprofilen. 
Auf Big-Data-Modellen basierende Algorithmen klassifizieren Daten nach 
statistischen Zusammenhängen (Korrelationen) und leiten daraus Aussagen 
über das künftige individuelle Verhalten ab. Damit verbunden sind erheb-
liche Diskriminierungsrisiken. Gesetze allein können die Gefahren für das 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nicht wirksam verhin-
dern. Sie müssen durch technologische Gestaltungsansätze, wie die Ano-
nymisierung und Pseudonymisierung, f lankiert werden.
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Arne Hintz

Zwischen Transparenz, Informationskontrolle und politischer Kampagne: 
 WikiLeaks und die Rolle des Leaks-Journalismus

Ausgehend vom Beispiel WikiLeaks und anderer Enthüllungen durch 
Whistleblower – von Snowden zu den Panama Papers – werden in diesem 
Beitrag die Praktiken und gesellschaftlichen Auswirkungen öffentlicher 
Leaks untersucht und unterschiedliche Arten des Leaks-Aktivismus und 
-Journalismus vorgestellt. Zudem wird anhand aktueller Kritik an Wiki-
Leaks-Veröffentlichungen deren Aufklärungsfunktion hinterfragt und in 
ein Spannungsfeld zwischen Transparenz, Informationskontrolle und poli-
tischer Kampagne eingeordnet.

Andreas Jungherr 

Einsatz digitaler Technologie im Wahlkampf

Anhand einiger gut dokumentierter Beispiele aus verschiedenen Wahl-
kämpfen werden zentrale Muster in der Nutzung digitaler  Technologie 
in Wahlkämpfen aufgezeigt und prinzipielle Funktionsweisen diskutiert. 
Hierbei liegt der Schwerpunkt auf der Rolle digitaler Technologie in der 
Verbreitung und Nutzung politischer Informationen, der Wirkungsmes-
sung politischer Kommunikation in Kampagnen und der Außendarstellung 
von Kandidatinnen und Kandidaten und Parteien. Zudem wird darge-
stellt, wie und in welcher Form diese Funktionsweisen bisher in Deutsch-
land sichtbar wurden.

Teil II:  Herausforderungen für die Medienbildung

Harald Gapski 

Politisch orientierte Medienkompetenzförderung  
inmitten der digitalen Transformation 

Die historische Vorstellung von der kybernetischen Steuerbarkeit sozialer 
und politischer Prozesse scheint sich heute in Teilaspekten digitaltechno-
logisch zu realisieren. Anhand von Treibern in der digitalen Gesellschaft 
werden Wechselwirkungen zwischen medientechnischer und sozialkul-
tureller Ebene skizziert und auf die gegenwärtige Förderung von Medi-
enkompetenz projiziert. Der vorliegende Beitrag leitet über zu den 
Beiträgen aus Teil II, die sich mit Fragen der politisch orientierten Medi-
enbildung in unterschiedlichen Kontexten auseinandersetzen.
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Angela Tillmann 

Informationsverhalten von Kindern und Jugendlichen  
in digital-vernetzten Welten 

Mit der Digitalisierung hat sich das Informationsverhalten von Kindern 
und Jugendlichen maßgeblich gewandelt. Der Beitrag beschreibt, welchen 
Zugang Kinder und Jugendliche zu digitalen Informationen haben, welche 
Informationskanäle sie nutzen und welche Art Informationen sie bevor-
zugen. Am Ende des Beitrages werden Anforderungen an die politische 
(Medien-)Bildung abgeleitet.

Bardo Herzig/Alexander Martin 

Erfassung und Messbarkeit von Medienkompetenz  
als wichtige Voraussetzung für politische Bildung

Politische Bildung zielt auf die Befähigung zur mündigen Teilhabe an 
gesellschaftlichen und politischen Prozessen. In einer zunehmend von 
digitalen Medien geprägten Welt müssen gerade Kinder und Jugendliche 
entsprechende Kompetenzen im Umgang mit Medien erwerben. Der Bei-
trag befasst sich mit der Frage, welche Schnittmengen zwischen politischer 
Bildung und Medienbildung bestehen, wie sich Medienkompetenz vor 
diesem Hintergrund strukturieren und einer Messung zugänglich machen 
lässt und welche Ansätze dazu bereits vorhanden sind.

Sandra Aßmann 

Medienbildungspolitische Positionen, Forderungen und Strategien

2016 war nicht nur auf der Ebene des internationalen politischen Parketts 
ein aufwühlendes, zuweilen irritierendes und denkwürdiges Jahr, sondern 
auch auf nationaler bildungspolitischer Ebene. Vor allem mit dem KMK-
Papier zur »Bildung in der digitalen Welt«, dessen partizipativ angelegtem 
Entstehungsprozess sowie den diversen Stellungnahmen im Anschluss ist 
eine Diskussion (wieder)belebt worden, die aller Voraussicht nach zentrale 
Konsequenzen für die Medienbildung in Theorie und Praxis haben wird. 
Die Diskussionsprozesse sind allerdings weiterhin im Fluss, so dass der 
vorliegende Beitrag nicht mehr als der Versuch einer systematisierenden 
Standortbestimmung sein kann und als solcher verstanden werden möchte.
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Birgit Eickelmann 

Schulische Medienkompetenzförderung 

Dieser Beitrag behandelt die durch die Digitalisierung und Mediatisie-
rung der Gesellschaft entstandenen neuen Herausforderungen für Schulen 
und Schulsysteme. Anhand von theoretischen Überlegungen sowie auf der 
Grundlage von aktuellen Forschungsergebnissen wird zunächst der Stand 
der Medienkompetenzförderung aufgezeigt. Daran anknüpfend werden 
entlang ausgewählter Aspekte Herausforderungen für die Schulentwick-
lung erarbeitet. Abschließend werden die besondere Rolle der Lehrerqua-
lifizierung sowie zukünftige Perspektiven diskutiert. 

Niels Brüggen/Guido Bröckling

Außerschulische Medienkompetenzförderung 

Außerschulische Medienkompetenzförderung wird von einer Vielzahl von 
Akteuren über die gesamte Bildungskette realisiert. Durchgehend sind 
dabei bestimmte Prinzipien, die sich insbesondere aus dem grundgeleg-
ten Verständnis von Medienkompetenz ableiten. Übergreifendes Ziel ist 
die Handlungsfähigkeit der Subjekte in einer mediatisierten Gesellschaft, 
in der soziale, politische und medienspezifische Themen miteinander ver-
bunden sind. Dies weist bereits auf eine enge Verbindung mit Zielsetzun-
gen der politischen Bildung hin.

Anja Hartung-Griemberg  

Medienkompetenzförderung in der Erwachsenenbildung

Das Erwachsenenalter ist durch eine ausgesprochen große Vielfalt und Viel-
schichtigkeit von Lebenslagen und -perspektiven geprägt, die sich kaum 
auf einen gemeinsamen Nenner bringen lassen. Auf der Grundlage einer 
Auseinandersetzung mit aktuellen Herausforderungen bündelt der Beitrag 
exemplarisch Problemkonstellationen, die bei einer Konzeption von Ini-
tiativen zur Förderung von Medienkompetenz zu berücksichtigen sind.

Kai-Uwe Hugger

Professionalisierung der Medienkompetenzförderung  
in der politischen Bildung

Von den Berufspraktikerinnen und -praktikern in der politischen Bildung 
wird in den letzten Jahren zunehmend verlangt, dass sie auch in der Lage 
sind, medienpädagogisch zu handeln, um demokratische Bürgerkompe-
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tenz zu vermitteln. Der Beitrag stellt aus medienpädagogischer Perspektive 
dar, welche professionellen Anforderungen an medienpädagogisch Han-
delnde gestellt werden und welche Konsequenzen sich daraus für die poli-
tische Bildungspraxis ziehen lassen.

Teil III:  Herausforderungen für die politische Bildung

Monika Oberle

Medienkompetenz als Herausforderung für die politische Bildung

Medienkompetenz ist ein klassisches Ziel politischer Bildung in der 
Medien demokratie. Im digitalen Zeitalter haben sich die  Anforderungen 
hieran gewandelt. Unverändert gilt jedoch, dass für die politische  Bildung 
neben der Vermittlung von instrumentellen Fähigkeiten der ( rezeptiven 
wie aktiven) politikbezogenen Nutzung von Medien vor allem eine 
 kritisch-ref lexive Auseinandersetzung mit deren Funktionslogik und 
-bedingungen im Fokus steht. In der aktuellen Phase des Medienwandels 
ist darüber hinaus mehr denn je auch die Förderung politischer Urteils- 
und Handlungsfähigkeit hinsichtlich der Medienregulierung Ziel politik-
didaktischer Medienbildung. Aufbauend auf Teil I und II des Bandes führt 
der Beitrag in dessen dritten und letzten Teil »Herausforderungen für die 
politische  Bildung« ein.

Dagmar Hoffmann 

Politische Sozialisation unter Mediatisierungsbedingungen

Der Beitrag fokussiert auf den Wandel politischer Sozialisation von Her-
anwachsenden in Zeiten von Mediatisierung und Digitalisierung. Insbe-
sondere wird geprüft, inwieweit das Internet und seine Infrastrukturen als 
Vehikel zur politischen Aktivierung und Revitalisierung des Politischen 
fungieren können. Immer wieder werden die Partizipationspoten ziale des 
Netzes hervorgehoben, doch es gilt auch, die Handlungsblockaden der 
Akteurinnen und Akteure zu benennen, die nicht nur im  Zusammenhang 
mit den Medientechnologien, sondern auch mit gesellschaftlichen Ent-
wicklungen und dem grenzverletzenden Kommunikationsverhalten 
bestimmter Nutzergruppen zu diskutieren sind.
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Sabine Manzel

Medienkompetenz als eine Schlüsselkompetenz  
für politische Urteils- und Handlungsfähigkeit

Dieser Beitrag thematisiert die Notwendigkeit einer fachbezogenen 
Modellierung von Medienkompetenz und deren empirische Überprü-
fung im Politikunterricht. Die enge Verzahnung von Medien, Politik, 
Wissen und Partizipation verlangt eine konzeptionelle Auseinanderset-
zung der Politikdidaktik mit der Frage nach Überschneidungen zwischen 
Medien- und Politikkompetenz. Das Politikkompetenzmodell kann hier 
einen Anknüpfungspunkt bieten. Empirische Studien z. B. zum Lernzu-
wachs durch einen kompetenzorientierten Einsatz von traditionellen und 
neuen Medien im Politikunterricht, zur Wirkung von Medien auf Ein-
stellungen und Partizipation und zur Veränderung von Politikinteresse bei 
Jugendlichen durch die Nutzung medialer Online-Formate sind noch rar. 

Dennis Hauk

Der Einsatz digitaler Medien im Politikunterricht: 
empirischer Forschungsstand und politikdidaktische Handlungsfelder

Empirische Forschung leistet einen wertvollen Beitrag zur fachgerech-
ten Implementierung digitaler Medien in den Politikunterricht. In diesem 
Beitrag werden die zentralen Ergebnisse der empirischen Unterrichtsfor-
schung vorgestellt und daraus Konsequenzen für die Praxis der politischen 
Bildung und die politikdidaktische Forschung gezogen.

Felicitas Macgilchrist

Digitale Schulbücher: Chancen und Herausforderungen  
für den politischen Fachunterricht

Der Beitrag kartiert die Chancen und Herausforderungen von kosten-
pf lichtigen, kostenlosen und offenen (OER) digitalen Schulbüchern für 
den politischen Fachunterricht. Die unterschiedlichen Potenziale der 
 digitalen Schulbücher werden anhand von drei Kategorien besprochen: 
PDF-Digitalisate, die leichter zugänglich und leichter vom Gewicht sind als 
gedruckte Schulbücher, multimedial-interaktive born-digital  Schulbücher, 
die neue Individualisierungs- und Differenzierungsmöglichkeiten  bieten, 
sowie konstruktiv-interaktive Schulbücher, in denen  Schülerinnen und 
Schüler selbst Wissensangebote konstruieren und Inhalte editieren  können.
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Marc Motyka 

Politik-Lernen mit digitalen Spielen

Zahlreiche Computerspiele lassen sich auf die Themen des Politikunter-
richts beziehen oder behandeln diese unmittelbar. Diese Materialvielfalt 
wirft die Frage auf, inwiefern digitale Spiele das Politik-Lernen nachhal-
tig unterstützen können. Anhand von konkreten Beispielen zeigt der Bei-
trag die Chancen und Grenzen digitaler Lernspiele für den kompetenz-
orientierten Politikunterricht auf. Ausgewählte empirische Studien werden 
dabei ebenso behandelt wie grundsätzliche Fragen zur Planung von Unter-
richt mit digitalen Spielen.

Monika Oberle/Simon Raiser/Björn Warkalla/Konstantin Kaiser/Johanna Leunig

Online-Planspiele in der politischen Bildung – Ergebnisse einer Pilotstudie

Planspiele haben sich als Methode der politischen Bildung etabliert. 
Ihr didaktisches Potenzial ist in der Literatur umfangreich besprochen. 
Relativ neu sind Versuche, die Möglichkeiten von Planspielen in einer 
Online-Umgebung zu erschließen. Der Beitrag diskutiert die mit Online-
Planspielen in der politischen Bildung verbundenen Chancen und Her-
ausforderungen und präsentiert Ergebnisse einer empirischen Pilotstudie, 
die den Einsatz von Online-Planspielen zu einem politischen Entschei-
dungsprozess des Europaparlamentes an Schulen begleitend beforscht hat. 
Abschließend erfolgen Vorschläge für die Weiterentwicklung von digita-
len Planspielen sowie für deren weitere empirische Erforschung.
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Harald Gapski / Monika Oberle / Walter Staufer

Einleitung

»Ich will [...] nur darauf aufmerksam machen, dass Meinungsbildung heute 
grundsätzlich anders erfolgt als vor 25 Jahren, dass heute Fake-Seiten, Bots, 
Trolle Meinungsbilder verfälschen können, dass heute sich selbst regenerie-
rende Meinungsverstärkungen durch bestimmte Algorithmen  stattfinden. 
Wir müssen lernen, uns damit auseinanderzusetzen.«  Bundeskanzlerin 
Angela Merkel forderte mit diesen Worten aus ihrer Rede zum Haushalts-
gesetz 2017 vor dem Deutschen Bundestag am 23. November 2016 dazu 
auf, »das, was da im Zusammenhang mit dem Internet, mit der Digitali-
sierung passiert – und das ist Teil unserer Realität –, nicht [zu] unterschät-
zen« (Merkel 2016). 

Zwei Jahre zuvor war in der FAZ ein Artikel des damaligen Präsiden-
ten des Europaparlamentes Martin Schulz (2014) über den »Technologi-
schen Determinismus« erschienen, der folgendermaßen überschrieben ist: 
»Warum wir jetzt kämpfen müssen – Internetkonzerne und Geheimdienste 
wollen den determinierten Menschen. Wenn wir weiter frei sein wollen, 
müssen wir uns wehren und unsere Politik ändern.« 

Die digitale Transformation hat längst die politische Debatte und fast alle 
Lebensbereiche erreicht. Neue technische, ökonomische und  soziale Ent-
wicklungen stellen unsere Gesellschaft vor neue  Herausforderungen. Um 
Verunsicherungen über diese technologisch induzierten  Wechselwirkungen 
zu begegnen und zur politischen Teilhabe unter geänderten Bedingungen 
zu befähigen, sind neues medienkundliches Wissen und neue Fähigkeiten 
im Umgang mit digitalen Medien, medienkritisches Denken und medien-
politische Urteilsbildung gefragt. 

Bislang ist unser Alltagsverhalten im Netz allzu häufig gekennzeichnet 
von naiver Datenpreisgabe, zunehmendem Kontrollverlust und mangeln-
dem Wissen über die Funktionsweisen von Algorithmen und datenökono-
mischen Verwertungsinteressen der Internetkonzerne. Zu den Rahmen-
bedingungen des Mediensystems gibt es bisher nur punktuelle politische 
Diskussionen – eine Verständigung über die Gestaltung der »digitalen 
Gesellschaft« ist noch nicht in Sicht. Neue Phänomene zwischen Informa-
tionstechnologien und sozialen Kommunikationsprozessen werfen viele 
Fragen auf: Beeinf lussen Social Bots, also programmgesteuerte Profile in 
sozialen Medien, die z. B. wie Menschen twittern, die politische Mei-
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nungsbildung im Netz? Entstehen durch die algorithmengestützte Zusam-
menstellung von Nachrichten individualisierte Informationswelten, soge-
nannte Filterblasen, oder personalisierte Öffentlichkeiten, welche die Art 
und Weise der politischen Entscheidungsfindung nachhaltig verändern? 
Zersetzt sich die Diskussionskultur im Netz durch irreführende Fake News 
und menschenverachtende Hasskommentare zunehmend? Wandelt sich das 
Bild vom Menschen durch seine vermeintliche Berechenbarkeit in einer 
Big-Data-Gesellschaft? 

Fragen wie diese benennen nicht nur aktuelle Forschungsfelder der 
Politik-, Medien- und Kommunikationswissenschaft, sondern sie ver-
weisen auch auf neue Bildungsherausforderungen und normativ-ethische 
Diskurse. Brauchen wir eine Digital- und Medienkompetenz mit neuem 
Zuschnitt – eine »Medienkompetenz 4.0«, die insbesondere die politische 
Dimension hervorhebt und in ihrer Förderung systematisch  berücksichtigt?

Medienkompetenz als Herausforderung für Politik, politische Bil-
dung und Medienbildung ist das Thema dieses Schriftenreihebandes. Er 
beschreibt die lange gewachsenen und jetzt höchst aktuellen Herausforde-
rungen der digitalen Medien für das politische Handeln, diskutiert kontro-
verse medien- und bildungspolitische Positionen, Forderungen und Strate-
gien und begründet Medienkompetenz als eine Schlüsselkompetenz für 
politische Urteils- und Handlungsfähigkeit und gesellschaftliche Teilhabe. 

Ziel des vorliegenden Bandes ist es zum einen, diese Bedeutung von 
Medienkompetenz in der digitalen Gesellschaft und der digital gepräg-
ten Mediendemokratie herauszuarbeiten. Er unterstreicht und begründet 
Forderungen, Medienkompetenz f lächendeckend vom Kleinkindalter an 
zu fördern und in allen Bildungsplänen zu etablieren, und zeigt Wege auf, 
wie dieses Vorhaben gelingen kann. 

Der Band will zum anderen Diskurse der Medienpädagogik und Politik-
didaktik in einen notwendigen und fruchtbaren Austausch miteinander 
bringen. Medienbildung und politische Bildung weisen zahlreiche Schnitt-
mengen und wechselseitige Bezugspunkte auf, nehmen sich jedoch oftmals 
gegenseitig wenig wahr. Vertreterinnen und Vertreter der Disziplinen kön-
nen und sollten sich in der Theoriebildung zur Medienkompetenzförderung 
gewinnbringend aufeinander beziehen und in empirischen Forschungspro-
jekten wie auch innovativen Praxisprojekten mit Mehrwert kooperieren. 

Medienkompetenzen heute

Ein Blick zurück: Im öffentlichen Diskurs war vor Beginn der 1990er 
Ja hre kaum die Rede von »Medienkompetenz«. Mit der  gesellschaftlichen 
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Verbreitung des World Wide Web (WWW) ab Mitte der 1990er Jahre 
wurde der Ruf nach Medienkompetenz für verschiedene Zielgruppen 
immer lauter. Standen zunächst die Sozialisationsinstanzen Schule und 
Elternhaus im Fokus, erreichte die Forderung nach mehr Medienkompe-
tenz für ausdifferenzierte Zielgruppen, von den Kindergartenkindern über 
die Auszubildenden bis zu den Seniorinnen und Senioren, bald die öffent-
lichen und bildungspolitischen Debatten. Die Konjunktur und der Diskurs 
über die Bedeutung des Begriffes stehen ganz im Zeichen der medientech-
nisch induzierten Veränderungsprozesse in unserer Gesellschaft: Es geht 
um die digitale Transformation insbesondere im Hinblick auf das Internet 
als Schlüsseltechnologie. Die mit diesem Bezug eingeforderten Medien- 
und Digitalkompetenzen auf Seiten der Bürgerinnen und Bürger sollen 
gesellschaftlich-politische Teilhabe, Beschäftigungsfähigkeit, Konsumbe-
reitschaft und Persönlichkeitsentwicklung stützen. Die allgemeine Ziel-
bestimmung von Medienkompetenz im Sinne des kritischen, selbstbe-
stimmten, sozial verantwortlichen und kreativen Umganges mit Medien 
hat nicht an Bedeutung verloren. Wohl aber formen verschiedene Diskurse 
das Begriffskonzept und betonen je nach Akteursperspektive unterschied-
liche Aspekte und Ausprägungen. Darüber hinaus treten in den Diskurs 
neben Medienkompetenz weitere, zum Teil bedeutungsüberschneidende 
Begriffe wie »Digital Literacy«, »Digitalkompetenz« und »digitale Souve-
ränität« im Sinne der »Fähigkeit zu selbstbestimmtem Handeln und Ent-
scheiden im digitalen Raum« (BMWi 2015: 1):
•	 Im wirtschaftlichen Diskurs wird Medienkompetenz unter angebots-, 

beschäftigungs- und nachfrageorientierten Aspekten diskutiert. Bereits 
in der Berufsausbildung ist Medienkompetenz nicht als eindimensi-
onales, rein technikdeterminiertes Konstrukt zu verstehen  (Krämer 
u. a. 2017). Das Weißbuch des  Bundesarbeitsministeriums spricht im 
Zusammenhang mit der »Industrie 4.0« von IT-Kompetenzen und 
digitalen  Kompetenzen: »Digital Literacy, der  selbstverständliche 
Umgang mit Internetquellen wie insgesamt mit neuen,  mobilen Com-
puter- und Internetmedien (Endgeräte,  Web-2.0-Anwendungen), 
wird zu einer Grundvoraussetzung« im beruf lichen Alltag (BMAS 
2017: 105). Zitiert wird darin unter anderem auch der Bundesverband 
Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien mit 
der Aussage: »Ohne digitale Kompetenz kommt man im  Berufsleben 
künftig nicht mehr aus« (ebd.: 54). Die Förderung  spezieller Fach-
kompetenzen soll einem drohenden skills gap und einem Fachkräfte-
mangel in der Wirtschaft entgegentreten. Gegenwärtig   erzeugen 
hohe Wachstumsprognosen im Bereich der Big-Data-Wirtschaft 
einen Bedarf an neuen Berufsprofilen wie den »Data Scientist«. 
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Auf der Nachfrageseite der Medien- und IT-Wirtschaft sind ableh-
nende Einstellungen und Vertrauensverluste auf Seiten der Konsumen-
tinnen und Konsumenten nicht förderlich. Aktuell ist im europäischen 
Vergleich die Skepsis gegenüber der Datenökonomie und Big Data in 
Deutschland besonders ausgeprägt (Vodafone Institut 2016) und könnte 
sich negativ auf das Wachstum innerhalb des europäischen digitalen 
Binnenmarktes auswirken. So verstanden, fungiert Medien- bzw. Digi-
talkompetenz als ein Akzeptanzfaktor für die Marktentwicklung.

•	 Im rechtlichen Diskurs hat der Begriff »Medienkompetenz« Eingang 
in verschiedene Gesetzestexte gefunden. Die Stärkung individueller 
Kompetenz in der Mediennutzung kann als Effekt medienrechtlicher 
Steuerungsprobleme interpretiert werden. Da Medienordnungen und 
nationale Regulierungen in Zeiten global operierender Plattformbe-
treiber und IT-Konzerne keine ausreichenden Lösungskonzepte mehr 
umsetzen können, werden Nutzerinnen und Nutzer in die Verant-
wortung genommen: »Jeder einzelne Bürger ist in erster Linie selbst 
(in seiner Rolle als Schüler, Student, Berufstätiger oder als Eltern, im 
Privaten usw.) für den Aufbau digitaler Souveränität im Sinne einer 
umfassenden Medienkompetenz verantwortlich«, stellte der IT-Pla-
nungsrat von Bund und Ländern in einer Expertenstudie fest (IT-Pla-
nungsrat 2013: 10). Diese Verantwortungsverschiebung auf das Indivi-
duum, wie z. B. auch der Ruf nach »digitaler Selbstverteidigung« für 
mehr Souveränität und gegen den Kontrollverlust im Netz, kann indes 
als Krisensymptom in Zeiten digitaler Transformationsprozesse gedeu-
tet werden. Individualisierte Souveränität und Kompetenz allein sind 
nicht hinreichend, um das Leben in der digitalen Gesellschaft verant-
wortlich gestalten zu können. So betont die aktuelle Studie »Kompe-
tenzen für eine digitale Souveränität« im Auftrag des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Energie (BMWi 2017: 7): »Die Freiheit des 
Einzelnen, der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft kann in einer digi-
talisierten Welt dauerhaft nur dann sichergestellt werden, wenn Schlüs-
selkompetenzen als Grundlage für selbstbestimmtes Handeln und Ent-
scheiden vorhanden sind, IT-Sicherheit und Datenschutz auf einem 
angemessenen Level gewährleistet werden können und ein innovati-
onsoffener Wettbewerb herrscht.«

•	 Im medienpolitischen Diskurs werden wirtschafts-, bildungs- und gesell-
schaftspolitische Dispositive der Medienkompetenz verhandelt und als 
Aufgabe an das Bildungssystem herangetragen. Dementsprechend heißt 
es im Handlungsfeld »Bildungsoffensive für die digitale Wissensgesell-
schaft« der Digitalen Agenda der Bundesregierung: »Unser Bildungssys-
tem muss die Menschen noch besser auf die Anforderungen der digi-
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talen Arbeitswelt und der Wissensgesellschaft vorbereiten und ihre 
Medienkompetenz stärken« (Bundesregierung 2017).

•	 Im gesellschaftspolitischen Diskurs verweist Medienkompetenz auf demo-
kratische Leitwerte wie Mündigkeit, Selbstbestimmung und Chancen-
gleichheit in Zeiten mediatisierter, fragmentierter Teilöffentlichkeiten 
und technologiegestützter Überwachung. Medienkompetenz gilt als 
eine Voraussetzung für die politische Teilhabe in der digitalen Gesell-
schaft und damit als Dimension der Demokratiekompetenz. Gegenwär-
tig sehen sich politische Meinungsbildung und Teilhabe mit neuen For-
men der Spaltung und Ausgrenzung in der digitalen Welt konfrontiert: 
Im Vordergrund stehen nicht mehr so sehr die ungleichen Zugangswege 
zu digitalen Angeboten, sondern die verschwimmenden Grenzziehun-
gen zwischen Öffentlichem und Privatem. Algorithmen tragen zur 
Konstruktion personalisierter Öffentlichkeiten bei. Social Bots beteili-
gen sich an politischen Kommunikationsprozessen und verbreiten mit-
unter gezielt Falschinformationen und Propaganda. Diese neue mediale 
Ausgangslage erfordert neue Kompetenzdimensionen für die politische 
Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger. 

•	 Im nicht selten unterschätzten medientechnischen Diskurs wird Medien-
kompetenz eng an die technischen Optionen gebunden, deren In -
novations zyklen durch exponentielle Effekte immer kürzer werden. 
Menschliche und technische Informationsverarbeitung werden zukünf-
tig noch enger miteinander verschmelzen. Intelligente Bots und Kogni-
tive Systeme  steigern die Medienkompetenz »soziotechnischer Systeme«. 
 Medienkompetenz wird gewissermaßen nicht nur der menschlichen 
Seite zugeschrieben, sondern im Zusammenspiel von Mensch und 
Maschine gesehen. Die Förderung von Medienkompetenz wird damit 
zu einer Herausforderung an das Systemdesign von Mensch-Maschine-
Schnittstellen. Mit dem Fortschreiten technologischer Autonomie wer-
den Fragen der informationellen Selbstbestimmung und der Vertrauens-
bildung in technische Systeme immer wichtiger.

•	 Seine Heimat hat der Medienkompetenzbegriff im pädagogischen  Diskurs. 
Rekonstruierbar sind theoretische Traditionslinien des Kompetenz-
begriffes von der Sprachtheorie Noam Chomskys über Jürgen Haber-
mas bis Dieter Baacke, in denen Medienkompetenz als »Besonderung« 
eines umfassenden, anthropologisch fundierten Kompetenzkonzeptes 
mit aufklärerisch-normativen Implikationen ausgewiesen wird: »Medi-
enkompetenz wird dabei verstanden als integrierter Bestandteil von 
 kommunikativer Kompetenz und von Handlungskompetenz. Sie bildet 
eine wesentliche Voraussetzung für eine souveräne Lebensführung, die 
zunehmend davon geprägt ist, mit und über Medien das eigene Leben 
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zu gestalten« (Schorb/Wagner 2013: 18). Die Subjektgebundenheit des 
Medienkompetenzbegriffes scheint dabei klar zu sein, schließlich rich-
ten sich Bildungsmaßnahmen und medienpädagogische Aktivitäten 
letztlich an Individuen.  Maßnahmen zur Förderung von Medienkom-
petenz liegen im Spannungsfeld von persönlichkeitsbildenden Zielvor-
stellungen und technisch-instrumentellen Qualifizierungen, wobei im 
pädagogischen Diskurs letztere als Verkürzung kritisiert werden und die 
Bedeutung von Ref lexion, Kreativität und Verantwortung stärker her-
vorgehoben wird.

Die skizzierten Diskurse prägen die Interpretation von Medienkompe-
tenz in ihren unterschiedlichen Ausformungen und beeinf lussen auch die 
jeweiligen Förderstrategien. In diesem Buch stehen die Schnittf lächen 
von Medienbildung und politischer Bildung im Zentrum der Betrach-
tung, gleichwohl formen auch die sie umgebenden wirtschaftlichen, tech-
nischen, politischen und rechtlichen Diskurse die Themen und Formen 
der Auseinandersetzung. In welchem Verhältnis stehen also Medienkom-
petenz und politische Bildung zueinander?  

Medienkompetenz und politische Bildung

Medienkompetenz ist ein klassisches Ziel politischer Bildung in der Medi-
endemokratie. Schon vor dem Anbruch des Digitalzeitalters Anfang des 
21. Jahrhunderts war die Vermittlung von medienbezogenen Kompeten-
zen ein wichtiger Aspekt politischer Bildung. Dafür werden Medien einer-
seits zum Gegenstand politischer Bildung, andererseits sind sie ein Element 
der Gestaltung politischer Bildung als Unterrichtsmedium (Massing 2001).

Unabhängig vom digitalen Wandel beinhaltet eine politikbezogene 
Medienkompetenz zunächst die Fähigkeit, zwischen Nachrichten und 
relevanter Realität zu unterscheiden. Dazu braucht es Wissen um die unter 
anderem auf Nachrichtenfaktoren basierende Selektionslogik des Medien-
systems sowie die Fähigkeit, mediale Darstellungsformen zu  dechiffrieren. 
Des Weiteren gilt es, das Verhältnis von Politik und Medien in der Medien-
demokratie kritisch analysieren zu können. Erforderlich sind Kenntnisse 
über die demokratie-förderlichen Funktionen von Medien als »Vierte 
Gewalt«, ein Bewusstsein für die Gefahren einer Überlagerung der Logik 
der Politik durch die Logik des Mediensystems und ein kritischer Einblick 
in die Mechanismen des Politainment. Politikbezogene Medienkompetenz 
umfasst schließlich grundsätzlich die Fähigkeit, Medien zur gezielten poli-
tischen Partizipation zu nutzen, um die eigenen politischen Interessen und 
Vorstellungen einzubringen.
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Auch im Digitalen Zeitalter gilt es, Medien zur Informationsgewin-
nung und politischen Urteilsbildung rezeptiv verwenden und eigene poli-
tikbezogene Medienbeiträge aktiv gestalten und verbreiten zu können. 
Dabei geht es weiterhin nicht nur um Erwerb bzw. Vermittlung tech-
nischer Kenntnisse und Fertigkeiten, sondern ganz zentral auch um die 
Fähigkeit, die technologischen und (auch aufmerksamkeits)ökonomischen 
Bedingungen des Mediensystems durchschauen und beurteilen zu können. 
Mit der Entwicklung neuer Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien hat sich allerdings die Gestalt der Mediendemokratie und damit auch 
die Art der zu vermittelnden Medienkompetenzen gewandelt:

Die allgemeine Zugänglichkeit von Informationen ist durch das Inter-
net enorm gewachsen, zugleich hat der Verlust der Gatekeeper-Funktion 
klassischer Medien zu einer schwer überschaubaren Flut an ungeordneter 
Information geführt. Dies erfordert neue bzw. angepasste Recherche- und 
Selektionsfähigkeiten der (angehenden) Bürgerinnen und Bürger sowie 
ein neues Maß an Orientierungsfähigkeit. Die Rahmenbedingungen der 
Informationsbereitstellung müssen durchschaut werden – dazu zählen 
heute im digitalen Raum Kenntnisse über die Existenz und Funktions-
weisen von Algorithmen, ein Bewusstsein des Problems von Filterblasen 
und Echokammern, Wissen um die Rolle von Social Bots sowie Sensibi-
lität für die Verbreitung von Fake News. 

Verändert haben sich im Digitalzeitalter aber nicht nur die Angebote, 
sich politisch zu informieren, sondern auch die Möglichkeiten, selbst poli-
tisch aktiv zu werden und die öffentliche Willensbildung mitzugestalten: 
Für die erfolgreiche netzbasierte Teilhabe bedarf es zum einen  spezieller 
instrumenteller Fähigkeiten, zum anderen einer kritischen Ref lexion der 
Bedingungen der netzbasierten Partizipation. Berücksichtigt werden müs-
sen dabei insbesondere Probleme des Datenschutzes und  Herausforderungen 
für die Datensouveränität sowie die Gefahren durch Möglichkeiten einer 
zunehmenden Überwachung. Unerlässlich ist schließlich auch das Wis-
sen um neue institutionalisierte Beteiligungsmöglichkeiten der e-democracy.

Wir erleben heute eine fundamentale Veränderung der Öffentlichkeit, 
deren Fragmentierung zu weniger geteilter Realität und f luiden Teilöf-
fentlichkeiten führt. Es ist allerdings die Art und Weise der Nutzung digi-
taler Medien, welche die Öffentlichkeit verändert, nicht alleine deren Exis-
tenz. Hier vollziehen sich besorgniserregende Entwicklungen, von einer 
Verrohung der kommunikativen Auseinandersetzung bis hin zur rasanten 
Verbreitung populistischer und antidemokratischer Parolen. Das Internet 
ermöglicht einen öffentlichen Raum für den demokratisch ausgetragenen 
Streit, an dem sich alle Menschen beteiligen können. Eine demokratische 
politische Auseinandersetzung muss allerdings auf gegenseitigem Respekt, 
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Bereitschaft zur Perspektivenübernahme und nicht zuletzt auch zur Kom-
promissfindung basieren. 

Aufgabe der politischen Bildung ist daher die Etablierung einer neuen 
Diskussionskultur auch im digitalen öffentlichen Raum. Eine Debatten-
kultur in der, wie Thomas Krüger, der Präsident der Bundeszentrale für 
politische Bildung unterstrichen hat, »alle Herausforderungen der Gesell-
schaft zwar benannt werden, aber unaufgeregt und differenziert statt dif-
famierend und verkürzt. Es gilt sich gegen Ausgrenzung, Diskriminierung 
und Rassismus zu engagieren, insbesondere dort, wo der plurale, öffent-
liche und diskriminierungsfreie Raum gefährdet ist. Gleichzeitig gilt es die 
Meinungsfreiheit zu schützen und den Dialog zu suchen. Dieser kann – da 
müssen wir uns nichts vormachen – auch schmerzhaft sein. Aber gerade für 
die politische Bildung ist dieser Meinungsaustausch, diese Kontroversität 
fundamental« (Krüger 2017). Die Fähigkeit und die Bereitschaft zu einer 
solchen, demokratischen Grundsätzen verpf lichteten  Auseinandersetzung 
ergeben sich nicht von selbst, sie wollen gelernt sein.

Das in einer rasanten Transformation befindliche Mediensystem ist der-
zeit in weiten Teilen unreguliert, womit zahlreiche gesellschaftliche Her-
ausforderungen einhergehen. Damit hat die Fähigkeit der  Bürgerinnen 
und Bürger, die politischen Rahmenbedingungen der Mediennutzung 
zu beeinf lussen, heute eine gesteigerte Bedeutung. Eine politikbezogene 
Medienkompetenz ist mehr denn je auch auf Medien als Policy-Feld zu 
beziehen – sie beinhaltet eine medien- bzw. netzpolitische Kompetenz. So 
gilt es, einen adäquaten politischen Umgang mit Hate Speech und Cyber-
Mobbing zu finden, einer »algorithmischen Diskriminierung« entgegen-
zuwirken, das kulturelle Gedächtnis der Menschheit langfristig zu sichern 
(nachhaltige Wissensökologie) und sich mit den Bedingungen eines 
 zunehmend digitalisierten Wahlkampfes politisch  auseinanderzusetzen.

Auf welche Weise Medienkompetenz in der politischen Bildung heute 
angemessen und zielführend zu vermitteln ist – sowohl auf Ebene der inhalt-
lichen Auseinandersetzung mit dem Thema neue Medien/digitale Gesell-
schaft als auch auf Ebene der Integration neuer Medien in den Politikunter-
richt – diesbezüglich hat die politikdidaktische Forschung Nachholbedarf. 
Es ist zu hoffen, dass die aktuellen Forschungsförderinitiativen zu Bildung 
und digitalen Medien auch für eine verstärkte politikdidaktische Forschung 
zur politikbezogenen Medienbildung sowie zu Ansätzen, Bedingungen und 
Folgen des Einsatzes digitaler Medien in der politischen Bildung genutzt 
werden. Politische Bildung und Medienbildung haben zahlreiche Schnitt-
mengen und können gewinnbringend ineinandergreifen – es ist an der Zeit, 
dass Politikdidaktik und Medienpädagogik ihren  Dialog intensivieren, um 
der Bildungspraxis wertvolle neue Impulse zu geben. 
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Aufbau des Bandes

In drei Teilen zeigt dieser Band Wege in die Bildungspraxis, Gestaltungs-
möglichkeiten der Medienkompetenzförderung sowie der Professionalisie-
rung und fordert Politik, politische Bildung und Medienbildung mit struk-
turierten Beiträgen auf, die Digital- und Medienkompetenzen entlang der 
Bildungskette – von der Kita über die Schule bis zur  außerschulischen 
Jugend- und Erwachsenenbildung – zu stärken und neue, zeitgemäße For-
mate zu entwickeln:

Teil I »Digitale Gesellschaft und politisches Handeln« beschreibt 
die vielfältigen Transformationen durch die Digitalisierung der Kommu-
nikationsmedien, wie den Wandel des klassischen Modells »Sender-Emp-
fänger« in ein triadisches »Sender-Empfänger-Dritte«, die Differenzierung 
der klassischen Medien und die Institutionalisierung neuer Plattformen, 
die neuen Formen von Öffentlichkeit sowie den Zustand einer kaum 
regulierten Kommunikation ohne klare gesellschaftspolitische Ziele. Die 
gestiegene elektronische Informationsfülle und Kommunikationsdichte 
kann Orientierungsschwierigkeiten zur Folge haben, den politischen Dia-
log sogar erschweren und eine gesellschaftliche Polarisierung befördern. 
Umso mehr wächst die Aufgabe der politischen Bildung zur Förderung 
von Medienkompetenz und der Etablierung einer Debattenkultur, in der 
Herausforderungen der Gesellschaft klar benannt und differenziert disku-
tiert werden. So unterschiedlich die Perspektiven und die Forderungen der 
in Teil I versammelten Beiträge sind, ist ihnen doch gemein, dass sie eine 
Stärkung der Medienkompetenz aller Nutzerinnen und Nutzer bzw. Bür-
gerinnen und Bürger einfordern.

Teil II »Herausforderungen für die Medienbildung«  behandelt 
die Schnittf lächen zwischen Medienbildung und politischer Bildung 
auf Grundlage von Lagebestimmungen zum Mediennutzungs- und 
Informationsverhalten junger Menschen, zur Medienkompetenzförde-
rung in Schulen, in außerschulischen Bildungseinrichtungen und in der 
Erwachsenen bildung. Übergreifend werden Fragen der Erfassung von 
Medienkompetenz, der aktuellen bildungspolitischen Rahmung und der 
Professionalisierung medienpädagogisch Handelnder erörtert.

Teil III »Herausforderungen für die politische Bildung« fokussiert 
Medienkompetenz als spezifische Herausforderung der politischen Bil-
dung. Dabei wird – vor dem Hintergrund des aktuellen Medienwandels 
und der damit verbundenen Chancen und Herausforderungen – sowohl 
auf die Zieldimension der Medienkompetenz im Kontext politischer Bil-
dung eingegangen als auch auf die Frage nach Wegen der Förderung von 
Medienkompetenz im Politikunterricht sowie auf die Potenziale neuer 
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Lernmedien für die politische Bildung. Die Beiträge diskutieren aktuelle 
Befunde zur politischen Sozialisation von Kindern und Jugendlichen, Fra-
gen der Modellierung einer politikbezogenen Medienkompetenz sowie 
den Einsatz digitaler Medien im Politikunterricht – von elektronischen 
Schulbüchern über Computerlernspiele bis hin zu interaktiven Online- 
Planspielen.

Einige Schlussfolgerungen 

Die in diesem Band versammelten Beiträge beschreiben aus jeweils unter-
schiedlichen Perspektiven das Verhältnis zwischen den sich dynamisch 
wandelnden strukturellen Bedingungen einer digitalen Gesellschaft und 
den Zugängen der Medienbildung und der politischen Bildung. Einige der 
in den Beiträgen genannten Herausforderungen können gebündelt und als 
politischer Handlungsbedarf formuliert werden:

Diskurse über Regulierungen fördern: Die Dynamik der Ausdif-
ferenzierung und Neuinstitutionalisierung von digitalen Medien, Inter-
mediären und Plattformen machen einen breiten und fundierten gesell-
schaftlichen Diskurs über sinnvolle Regelungen erforderlich. Dabei geht es 
auch um das Aushandeln von gesellschaftspolitischen Zielen, Werten und 
Normen für ein medienkompetentes Handeln und das Vermeiden neuer 
digitaler, gesellschaftlicher Spaltungen. In diesen Prozess sollten neben den 
Anbietern und den regulierenden Instanzen alle Bürgerinnen und Bür-
ger sowie insbesondere auch die jungen Nutzerinnen und Nutzer einbe-
zogen werden.

Neue Räume der politischen Teilhabe nutzen und begleiten: 
Durch das Internet und seine vernetzenden Anwendungen ergeben sich 
neue Möglichkeiten der politischen Partizipation. Diese können erst in 
Verbindung und Verschränkung mit den bestehenden politischen Institu-
tionen und Verfahren ihre Wirkungen entfalten. Für ihre kompetente Nut-
zung bedarf es einer Auseinandersetzung auf instrumentell-funktionaler 
und kritisch-ref lexiver Ebene. Nicht die Funktionalität informationstech-
nologischer Werkzeuge, sondern politische Leit- und  Zielvorstellungen 
sollten dabei im Zentrum stehen.  

Souveränität und Selbstbestimmung stärken: Souveränes und 
(informationell) selbstbestimmtes Handeln als Ziele von Medienkompe-
tenz in der digitalen Welt können nur gesichert werden, wenn auch geeig-
nete technische, (datenschutz)rechtliche und politische Rahmenbedin-
gungen dieses sinnvoll ermöglichen und f lankieren. Hier allein auf die 
Kompetenz der Bürgerinnen und Bürger im Umgang mit Technologien 
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zu setzen, greift zu kurz und wird der Reichweite der Digitalisierung mit 
ihren sozialen Wechselwirkungen nicht gerecht.

Neue Konzepte im Schnittfeld beteiligter Disziplinen entwi-
ckeln: Um politische Medienkompetenz in einer von digitalen Medien 
geprägten Welt zu fördern, müssen neue Konzepte im Schnittfeld von 
pädagogisch-didaktischen Disziplinen, insbesondere der Medienpäda-
gogik, Politikdidaktik und Informatikdidaktik, sowie fachwissenschaft-
lichen Bezugsdisziplinen, wie Medien-, Informations-, Kommunikations- 
und Politikwissenschaft und Informatik erarbeitet werden. Eine getrennte 
Behandlung der Phänomene gilt es durch inter- und transdisziplinäre 
Zusammenarbeit zu überwinden. Von besonderer Bedeutung ist hier auch 
die politische Werteref lexion im Sinne einer »digitalen Ethik«. 

Neue Medienkompetenzen entlang der Bildungskette fördern: 
Die Förderung von Medienkompetenzen für die digitale Welt sollte kon-
tinuierlich und entlang der Bildungskette – vom Kindergarten über die 
schulische und außerschulische Jugendbildung bis zur Erwachsenenbil-
dung – erfolgen. Die Förderung von Medienkompetenz ist ein zentraler 
Bestandteil des lebenslangen Lernens.

Professionalisierung in der pädagogischen Arbeit stärken: Eine 
erfolgreiche Vermittlung von Medienkompetenz bedarf der systemati-
schen Professionalisierung der Lehrenden. Insbesondere die Förderung 
neuer Querschnittskompetenzen zwischen medienpädagogischer, infor-
mationstechnologischer und politischer Bildung sollte für Pädagoginnen 
und Päda gogen zu einem verbindlichen Aus- und Fortbildungsziel  werden. 

Medienkompetenz ganzheitlich fördern: Eine ganzheitliche Förde-
rung von Medienkompetenz bezieht sich nicht nur auf die jeweiligen Ziel-
gruppen, sondern schließt die Kontexte, Organisationen und Netzwerke, 
in denen Bildungsprozesse stattfinden, ein. So muss etwa die Kompetenz-
entwicklung der beteiligten Pädagoginnen und Pädagogen in Zusammen-
hang mit der Organisations- und Medienentwicklung in den jeweiligen 
Einrichtungen gesehen werden.

Evidenzbasierte Förderung von Medienkompetenz: Ansätze der 
Medienkompetenzförderung sollten wissenschaftlich begleitet und eva-
luiert werden, um die Medienbildung zielführend weiterentwickeln und 
evidenzbasierte bildungspolitische Steuerungsempfehlungen geben zu 
können. Es bedarf empirischer Forschung unter anderem zu Ansätzen der 
Vermittlung von Medienkompetenz im Rahmen politischer Bildung, zum 
Einsatz digitaler Medien im (Politik-)Unterricht sowie zu Bedeutung und 
Förderung der professionellen Kompetenzen der Lehrenden.
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Wir danken allen Autorinnen und Autoren herzlich für ihre Mitwir-
kung an dieser Publikation und hoffen, dass ihre mehrperspektivische 
Auseinandersetzung mit Medienkompetenz als Voraussetzung für indi-
viduelle Teilhabe und eine funktionsfähige Demokratie Anstoß gibt für 
einen intensivierten interdisziplinären Austausch zu Zielen und Wegen 
der Förderung von Medienkompetenz. Auch können die hier entwickel-
ten Vorschläge Bildungs- und Medienpolitik zu kreativen, zielführenden 
 Lösungen inspirieren.

Online-Version

Dieser Band erscheint auch als E-Book zum kostenlosen Download, als 
PDF sowie als Dossier. In letzterem finden sich auch Erweiterungen und 
Aktualisierungen der hier versammelten Beiträge: www.bpb.de/medien 
kompetenz-schriftenreihe.
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Otfried Jarren / Ulrike Klinger

Öffentlichkeit und Medien im digitalen 
Zeitalter: zwischen Differenzierung und 
Neu-Institutionalisierung 

Eine entscheidende Grundlage für die Vermittlung von Medienkompe-
tenz ist, zu verstehen, wie Öffentlichkeit strukturiert ist, wie sie funkti-
oniert und welche Normen und Regeln in welcher öffentlichen Sphäre 
gelten bzw. gelten sollen. Welche Rolle Medien in einer Gesellschaft spie-
len und spielen können, hängt ganz maßgeblich davon ab, welche Vorbe-
dingungen in der Öffentlichkeit bestehen: Wer hat welchen Zugang zur 
Öffentlichkeit? Wer wird wie repräsentiert oder kann sich mithilfe wel-
cher Medien mit seinen Anliegen präsentieren? Wer kann gesellschaft-
lich relevante Themen setzen? Gibt es einen »Marktplatz der Ideen«, auf 
dem sich durch Austausch und Diskussion die besseren Argumente durch-
setzen können? Welche Kanäle stehen für die Kommunikation und die 
 Selbstbeobachtung der Gesellschaft zur Verfügung? Medienkompetenz 
setzt somit Kenntnisse über die Normen und Regeln von Öffentlichkeit 
und Medien voraus.

Öffentlichkeit ist dabei kein statisches Konstrukt, sondern ein dynami-
scher Prozess – sie verändert sich nicht außerhalb, sondern immer mit der 
Gesellschaft. Das bedeutet, dass nicht Technologie oder Software (z. B. 
Algorithmen) allein Treiber öffentlicher Dynamik sind, also determinis-
tisch beeinf lussen, wie Öffentlichkeit funktioniert. Vielmehr ist es immer 
das Zusammenspiel von Technologien, die mediale Kommunikation 
ermöglichen und vorstrukturieren, mit dem Handeln gesellschaftlicher 
Akteure, ihren Interessen und Werten, das die laufende  Transformation 
von Öffentlichkeit gestaltet. In diesem Sinne verändern z. B. nicht Social 
Media, wie Facebook, Instagram oder Snapchat, die Öffentlichkeit, son-
dern, wie wir sie nutzen – zur Selbstdarstellung wie zur Vernetzung – und 
wie diese Nutzung gesellschaftliche Entwicklungen ref lektiert.
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Was ist Öffentlichkeit?

Öffentlichkeit ist als Sphäre, als Arena oder als System (Intermediäres Sys-
tem) definiert und analysiert worden. »Öffentlichkeit lässt sich am ehesten als 
ein Netzwerk für die Kommunikation von Inhalten und Stellungnahmen, 
also von Meinungen beschreiben« (Habermas 1992: 436). Sie findet zwi-
schen der Privatsphäre und der Sphäre staatlicher Autorität statt – als kom-
munikativer Raum für Debatten über kulturelle, politische und soziale The-
men. Diese Auseinandersetzungen, ob diskursiv oder nicht, finden nicht um 
ihrer selbst willen statt, sondern um Interessen zu repräsentieren und durch-
zusetzen – weil Öffentlichkeit »in der Topographie der Gesellschaft an zent-
raler Stelle im Vorhof zur Macht platziert ist« (Gerhards/Neidhardt 1990: 11). 

Öffentlichkeit ist in nahezu allen Definitionen grundsätzlich offen und 
unabgeschlossen, sodass jedes Mitglied einer Gesellschaft daran teilhaben 
oder -nehmen kann. Durch das Internet und seine zahlreichen Anwendun-
gen ist es nun möglich, dass Menschen sich an öffentlicher  Kommunikation 
nicht mehr nur als Publikum beteiligen können, sondern selbst aktiv wer-
den, Einzelne oder Gruppen sowie ein Publikum adressieren können. 
Gleichzeitig führen Algorithmen in personalisierten Suchmaschinen und 
sozialen Netzwerken verstärkt dazu, dass sowohl Inhalte nur zielgruppen-
gerecht verbreitet werden (»Filterblasen«) als auch Nutzerinnen und Nutzer 
durch selektive Zuwendung ihre Medienmenüs eng auf ihre bestehenden 
Interessen abstimmen können (»Echokammern«). Wenngleich die proble-
matischen Aspekte von Filterblasen und Echokammern tendenziell über-
schätzt werden, ergibt sich daraus die Frage, wie Gesellschaft oder Öffent-
lichkeit möglich ist, wenn es weniger gemeinsam geteilte Realität gibt, in 
der denselben Akteuren und Ereignissen Relevanz zugeschrieben wird. 

Öffentlichkeit unter digitalen Bedingungen

Die Digitalisierung von Kommunikationsmedien hat zu einer Transfor-
mation von Öffentlichkeit geführt. Es gibt nicht nur eine, gar eine uni-
forme, Öffentlichkeit, in der Themen oder Interessen sichtbar sind oder 
nicht, sondern eine Vielzahl von parallelen, f luiden (veränderlichen) Teil-
öffentlichkeiten, die Öffentlichkeit konstituieren. Genauso, wie Medien-
systeme nicht mehr dichotom als »online« oder »off line« diskutiert wer-
den können, sondern als hybride Mediensysteme sowohl Off line- als 
auch Online-Elemente enthalten (Chadwick 2013), ist es nicht sinnvoll, 
Öffentlichkeiten mit Adjektiven wie »digital«, »virtuell« oder »vernetzt« 
zu  versehen. Eine »Netz-Öffentlichkeit« gibt es ebenso wenig wie eine 
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»Radio-Öffentlichkeit« oder eine »Zeitungs-Öffentlichkeit« (Beck 2010: 
32), schon gar nicht als Akteur. Öffentlichkeit wie Medien existieren nicht 
mehr im Singular – sie haben sich ausdifferenziert.

Durch eine neue Vielfalt an Kanälen, über die von einzelnen oder vielen 
an viele kommuniziert werden kann (»mass self- communication«, Castells 
2007), entstehen neue und vielfältige Kommunikationsbeziehun gen und 
Interaktionsmodi. Kommunikationsbeziehungen sind nicht mehr über-
wiegend dyadisch (Sender-Empfänger), sondern triadisch (Sender- Em-
pfänger-Dritte). Dies hat zum einen ökonomische und technische Gründe: 
So basieren die Geschäftsmodelle nahezu aller Plattformen, Suchmaschi-
nen oder Apps auf der Auswertung und Monetarisierung von Nutzer-
daten. Jegliche Kommunikation von einem Sender an einen oder viele 
 Empfänger wird also von Dritten, in diesem Falle den Anbieterfirmen und 
einer ganzen neuen Industrie an Datenfirmen, mitgelesen, beobachtet und 
auf individueller Ebene ausgewertet (»Data-Mining«). Zum anderen wird 
Kommunikation zunehmend triadisch, weil auch bei persönlicher Kom-
munikation zwischen zwei Akteuren stets ein reales und imaginiertes Pub-
likum beteiligt ist, das mitliest oder über Shares an der Kommunikation 
beteiligt wird (z. B. die »Freunde von Freunden« bei Facebook). 

Auch die Interaktionsmodi sind zunehmend triadisch: Während tradi-
tionelle Massenmedien vor allem durch Konkurrenz als »einseitige Beob-
achtungs- und Beeinf lussungsbeziehungen« gekennzeichnet sind, ermög-
lichen internetbasierte Anwendungen auch »wechselseitige, mehrstufige und 
sequenzielle Kommunikation, wie sie für Konf likte und  Kooperationen 
charakteristisch ist« (Neuberger 2014: 567). Informationen und Interakti-
onen zirkulieren dadurch nicht mehr nur redundant im engeren Kreis von 
Freunden und Familie, gespeist aus journalistischen  Massenmedien, son-
dern jede und jeder kann auch sehen, kommentieren, bewerten und weiter-
leiten, was entfernte Bekannte und deren Kontakte im eigenen Netzwerk 
veröffentlichen oder kommentieren. Daher greift die Annahme zu kurz, 
wir lebten in Filterblasen, in die aufgrund personalisierter Algorithmen nur 
das durchdringt, was bestehende Meinungen bestätigt. Tatsächlich zeigen 
Studien immer wieder, dass die selektive Medienzuwendung zwar zu einer 
meinungskonformen Auswahl führt, aber nicht in dem Maße, dass andere 
Ansichten ausgeblendet würden ( Garrett 2009, Bakshy u. a. 2015).

Was sind Medien?

Mit der Digitalisierung haben sich neue Medien institutionalisiert (  Jarren 
2016a). Damit bedürfen die hergebrachten Definitionen von »Medien« der 
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Modifikation. Das zeigt sich auch an rechtlichen Debatten – etwa wenn 
das Management von Facebook im Kontext kritischer gesellschaftlicher 
Anfragen zum Löschen von Hasskommunikation oder Fehlinformationen 
betont, dass man kein Medium bzw. kein Medienunternehmen sei.

In einem traditionellen Verständnis sind Medien spezifische Organisa-
tionen, die auf Dauer gestellt sind und in denen nach einem selbstdefinier-
ten publizistischen Programm, auf der Basis einer publizistisch-politischen 
Ausrichtung (redaktionelle Linie), professionell ( Journalistinnen und Jour-
nalisten) und arbeitsteilig agiert wird. Publizistische Betriebe gehören zu 
den weltanschaulichen Tendenzbetrieben, mit denen normative Zielvor-
stellungen verbunden sein sollen bzw. dürfen. Im Kern dieser Organisation 
arbeiten Personen journalistisch oder publizistisch, indem sie Informatio-
nen auswählen, aufbereiten und bereitstellen. Dies tun sie professionell, 
zugleich aber auch verbunden mit dem Ziel, gewissen gesellschaftlichen 
Kräften oder Ideen besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Die Massen-
medien der Gesellschaft sind zwar ökonomischen Zielen verpf lichtet, sie 
positionieren sich aber zugleich auch politisch.

Medien sind nicht nur Organisationen, sie sind auch Institutionen. Ins-
titutionen sind soziale Systeme der Gesellschaft, sie ermöglichen sozia-
les Handeln und tragen zur sozialen Ordnung der Gesellschaft bei. Sie 
setzen Regeln, steuern damit Erwartungen und etablieren dadurch eine 
soziale Ordnung, die sie zugleich auch repräsentieren ( Jarren 2014). So 
werden von den Massenmedien in unterschiedlicher Weise Nachrich-
ten  produziert und in medienspezifischer Weise bereitgestellt, z. B. als 
Textform in den Printmedien oder als gesprochene Information beim 
Radio. Die  Institution »Massenmedien« verfügt über gemeinsame Nor-
men und Regeln und innerhalb der organisationalen Felder, die die 
 Mediengattungen  bilden,  finden sich spezifische regulative, normative wie 
kulturell-kognitive Regeln. So muss ein Interviewtext bei einer Printpu-
blikation vor der Veröffentlichung zur Genehmigung vorgelegt werden, 
ein O-Ton für einen Fernsehbeitrag hingegen nicht. Diese Normen und 
Regeln sind den  Gesellschaftsmitgliedern bekannt (oder sollten es sein), 
sie gelten als  legitim. 

Den Massenmedien ist etwas gemein: Sie sollen und wollen eine öffent-
liche Aufgabe wahrnehmen, beziehen sich auf und richten sich an die 
ganze Gesellschaft und verpf lichten sich zur Herstellung von Öffentlich-
keit. Sie repräsentieren aber eine spezifische journalistisch-publizistische 
Kultur, die in der Gesellschaft bekannt ist (oder sein sollte). Als interme-
diäre Organisationen verfolgen die uns bekannten Massenmedien eigen-
ständige, spezifische Vermittlungsinteressen (»links« – »rechts«; bestimmte 
Themen oder Gruppenziele) oder werden, wie der öffentliche Rundfunk, 
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auf allgemeine Vermittlungsleistungen verpf lichtet. Die Rezipierenden 
wissen um das jeweilige Medienprofil und richten ihr Nutzungsverhalten 
danach aus ( Jarren 2016b).

Neben diesen publizistisch-journalistisch ausgerichteten Massenmedien 
sind mit den Social-Media-Anbietern Organisationen getreten, die nicht 
dem organisationalen Feld der Massenmedien zugerechnet werden kön-
nen – und die sich in diesem auch nicht verankern wollen. Die Mehrzahl 
der neuen Anbieter wurde nicht von den traditionellen Massenmedien 
etabliert. Bei diesen neuen Anbietern handelt es sich somit um Formen 
der Neuinstitutionalisierung von Medien. Sie folgen einer grundsätzlich 
anderen Medienlogik als Massenmedien (Klinger/Svensson 2015, 2016). 
Um Medien handelt es sich, weil sie Informationen und Wissen anbieten, 
die von Einzelnen, Gruppen oder allen genutzt werden können. Sie stel-
len Plattformen bereit und ermöglichen damit auch die Verbreitung von 
Informationen, die für die persönliche und für die gesellschaftliche Mei-
nungs- und Willensbildung Relevanz haben. Damit erweitern diese Platt-
formen die Möglichkeiten zur öffentlichen Meinungsäußerung und auch 
zur Vernetzung, was für demokratische Gesellschaften wichtig ist. An den 
Debatten darüber, was man auf den Plattformen bereitstellen oder nicht 
sagen sollte, zeigt sich, dass der Institutionalisierungsprozess noch nicht 
abgeschlossen ist. Es gibt Regel- und Normenkonf likte. Es dürften sich 
im Ergebnis aber spezifische Regeln und Normen auch für diese Medien 
herausbilden. An der Debatte über die allgemeinen Geschäftsbedingungen 
und deren Änderungen oder über die Zulässigkeit von Äußerungen lässt 
sich dieser Prozess derzeit beobachten.

Social-Media-Anbieter, aber auch Suchmaschinen und andere Plattfor-
men, beeinf lussen das Informationssuch- und -auswahlverhalten und damit 
sowohl die private wie die öffentliche Meinungs- und  Willensbildung als 
auch Entscheidungen. Insgesamt wirken damit die neuen medialen For-
men, vor allem die Plattformen, auf die Konstitution der Öffentlichkeit 
wie auf die öffentlich geltenden Kommunikationsnormen und -regeln ein.

Medienwandel: Differenzierung und  (Neu-)Institutionalisierung

Der Medienwandel ist durch zwei zentrale, sich partiell überlappende, 
Prozesse geprägt: Differenzierung im Bereich der (Massen-)Medien sowie 
Institutionalisierung neuer Medien (Plattformen). Aus dem  vormaligen 
Massenmediensystem entwickelt sich ein allgemeines Medien- und Kom-
munikationssystem für unterschiedliche Formen von Information wie 
Kommunikation. Insoweit entsteht aus dem dominant  nationalstaatlich 
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geprägten, professionell bestimmten und stark von professionellen  Akteuren 
( Journalistinnen und Journalisten) und Eliten beeinf lussten Massen-
mediensystem (Presse, Radio, Fernsehen) ein Medien- und Kommuni-
kationssystem, dass sowohl für Individual-, Gruppen- als auch Massen-
kommunikation von Einzelnen genutzt werden kann. In diesem System 
sind zahllose Produktions-, Vermittlungs-, Beobachtungs- und Bewer-
tungsmöglichkeiten vorhanden. Generell institutionalisiert sich aus dem 
stark hierarchisch, massenmedial und journalistisch geprägten nationalen 
Vermittlungssystem ein stärker heterarchisches, von vielen organisiertes 
wie nutzbares globales Kommunikationssystem. Damit differenziert sich 
auch Öffentlichkeit aus und es wandeln sich die Regeln und Formen für 
Öffentlichkeit und alle Formen der Kommunikation. 

Wenn in diesem Zusammenhang von Konvergenz oder Disruption 
gesprochen wird, so verbleibt diese Sichtweise zu nahe an bestehenden 
Institutionen und Strukturen. Mit der Digitalisierung entstehen, wie 
dargelegt, neue mediale Vermittlungssysteme, die von neuen Organisa-
tionen etabliert werden. Und damit werden auch neue, weitere Informa-
tions- und Kommunikationsregeln und Normen institutionalisiert. Will 
man den Wandel charakterisieren, so ist von einem Prozess der Neuin-
stitutionalisierung zu sprechen mit weitreichenden, wohl aber noch nicht 
sicher abschätzbaren Folgen auch für die herkömmlichen Intermediäre der 
Gesellschaft, zu denen vor allem die Massenmedien gehören. Es sind aber 
eben nicht allein die Massenmedien und der professionelle Journalismus 
betroffen: Auch gesellschaftliche Organisationen wie Parteien, Verbände, 
Kirchen oder Vereine müssen sich neu organisieren, um ihre Informations- 
wie Kommunikationsleistungen erfolgreich zu erbringen. Insoweit sind 
der Differenzierungsprozess sowie die Institutionalisierung neuer Medien 
gesamtgesellschaftlich relevant und folgenreich. 

Neben die traditionellen massenmedialen Organisationen tritt nun 
ein anderer Typ von Intermediären mit partiellen Vermittlungs-, 
 Repräsentations- und auch Öffentlichkeitsansprüchen und -interessen. 
Zum Teil wollen die Anbieter lediglich Plattformen sein, die jederzeit allen 
zur Verfügung stehen – und eben nicht mehr. Sie wollen nicht, um es his-
torisch zu formulieren, dem Klerus, der Obrigkeit oder den  gesellschaftlich 
relevanten Gruppen dienen. Zudem verfolgen sie, zumindest explizit, kein 
eigenes, klar definiertes inhaltliches Vermittlungsinteresse. 

Damit wandelt sich der Modus bezüglich der Medien: Massenmedien 
wurden bislang immer aufgrund und auf der Basis sozialer wie politischer 
Ansprüche durch benennbare politische Kräfte institutionalisiert: Die 
bürgerliche Gesellschaft setzte die Meinungs- und Medienfreiheit durch. 
Die Arbeiterbewegung schaffte sich eigene Medien, um den Zugang zur 
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Öffentlichkeit zu erhalten und ihre Ziele und Interessen anzumelden 
und durchzusetzen. Ähnlich war der Institutionalisierungsmodus bei den 
neuen sozialen Bewegungen: Sie bedienten sich eigener Medien (Alter-
nativpresse, Freie Radios, Offene Kanäle, Lokalradios etc.), um sich zu 
organisieren, Interessen anzumelden und durchzusetzen. Auch hinter den 
Social-Media-Anbietern stehen neben ökonomischen Interessen soziale 
Ideen, aber dies sind keine spezifischen Ideen und es stehen hinter ihnen 
keine politischen Akteure. Allerdings: Mit der Netzkommunikation sind 
in allgemeiner Hinsicht Partizipations- und Beteiligungsansprüche ver-
bunden, mit Social Media gar gesellschaftliche Inklusionsansprüche bzw. 
Inklusionsversprechen. 

Medienwandel: Folgen für Öffentlichkeit

Die skizzierten Prozesse der Mediendifferenzierung und Neuinstitutiona-
lisierung von Medien haben Auswirkungen auf die Regeln und Normen 
für Information und Kommunikation. Vielfach ergeben sich deshalb Kon-
f likte, so zwischen den Selektionsnormen von professionell tätigen Jour-
nalistinnen und Journalisten und den Entscheidungen von Laien, einer 
Information durch Bewerten (»like«) oder durch Weiterleiten Relevanz 
zu verleihen. Der Journalismus verliert seine Bedeutung als »Gatekeeper«, 
sein Monopol über Themenauswahl und Relevanzzuschreibung ist Ver-
gangenheit. 

Um mit der neuen Vielfalt an Inhalten und Interaktionsangeboten 
umgehen zu können, brauchen Mediennutzende Orientierung. Dazu die-
nen einerseits neue Institutionen in technischer Form, z. B.  Algorithmen. 
Die Art und Weise, wie diese die Selektion von Themen,  Informationen 
und Akteuren vornehmen, ist momentan gesellschaftlich unreguliert und 
nahezu vollständig intransparent. Hinter dieser Software stehen aber auch 
spezifische Weltvorstellungen und Geschäftsmodelle  – also die regula-
tiven, normativen und kulturell-kognitiven Elemente von Institutio-
nen (Scott 1995). Andererseits orientieren Mediennutzende sich auch an 
den Selektionen, Transaktionen, Bewertungen und Interaktionen ihrer 
»Freunde« auf Plattformen, wie z. B. Social Media. Dabei scheint die 
Grundlage der Selektion und Themensetzung, anders als bei Algorithmen, 
transparenter – die Informationsquellen sind die eigenen Kontaktpersonen, 
mit denen man sich selbst vernetzt hat. Auf diese Art verliert der klassi-
sche Journalismus ebenfalls an Bedeutung und Legitimation, weil nicht 
mehr der Selektionsmechanismus Vertrauen in Informationen herstellt 
(z. B. journalistische Produktionsprozesse), sondern der letzte Akteur in 
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der Distributionskette, bevor die Information beim Nutzenden ankommt 
(der meistens eine dem Nutzenden nahestehende Person ist).

Die Differenzierung von traditionellen Massenmedien und die Neuin-
stitutionalisierung von Plattformen und Suchmaschinen bedeutet, dass in 
absehbarer Zeit öffentliche Kommunikation in weiten Teilen gesellschaft-
lich unreguliert, auf der Basis intransparenter Regeln und Normen und 
ohne gesellschaftspolitisches Ziel oder Auftrag stattfinden wird. Gleich-
zeitig muss die Frage verhandelt werden, wer mit welcher Legitimation 
Regeln für Plattformen setzen und durchsetzen kann und soll. Solange 
diese durchaus konf likthaltigen Institutionalisierungsprozesse andauern 
und demokratische Gesellschaften neu darüber befinden müssen, welchen 
Regeln öffentliche Kommunikation fortan folgen soll, ist die Vermittlung 
von Medienkompetenz ganz besonders relevant. Sie kann Nutzerinnen 
und Nutzern dabei helfen, in einem weitgehend unregulierten Kommu-
nikationsbereich seriöse Informationsquellen zu identifizieren, die Nut-
zungsbedingungen von Plattformen zu verstehen und kritisch zu hinter-
fragen sowie die eigenen Nutzungsmuster (und den Umgang mit Daten) 
zu ref lektieren.

Schlussbemerkungen

Differenzierung und Neuinstitutionalisierung sind sozial folgenreiche 
Prozesse. Es wird deutlich, dass wir nicht mehr von »den« Medien oder 
»der« Öffentlichkeit sprechen können. Es existieren zahlreiche Formen 
von Medien wie von Öffentlichkeiten nebeneinander. Für diese unter-
schiedlichen Institutionen gelten unterschiedliche Regeln, Normen und 
Konventionen. Zum Teil sind diese noch im Entstehen. Der Prozess der 
 Institutionalisierung verläuft, das wissen wir aus historischen  Erfahrungen, 
immer konf likthaft, weil sich die letztlich allgemein akzeptierten Regeln 
und Normen erst durchsetzen müssen. Dazu können politische wie recht-
liche Entscheidungen einen Beitrag leisten. Wichtig ist dafür aber der 
gesellschaftliche Diskurs, denn es ist die Gesellschaft, die durch den sozi-
alen Gebrauch von Medien, welcher Art auch immer, über die geltenden 
Regeln und Normen entscheiden muss. 

Die neuen Medien sind auch deshalb eine kulturelle wie politische Her-
ausforderung, weil ihre Institutionalisierung nicht in einem Nationalstaat 
stattfindet bzw. allein von nationalstaatlichen Interessen beeinf lusst wer-
den kann. Potenziell sind Social-Media-Angebote  weltgesellschaftlich 
angelegt und damit kommen höchst unterschiedliche Vorstellungen von 
 Meinungsvielfalt und von Meinungsäußerungsmöglichkeiten ins Spiel. Mit 
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der steigenden Pluralität wird man umzugehen lernen müssen. Zugleich 
macht dies aber auch die Besinnung auf eigene Ziele wie Normen nötig, 
verbunden mit dem Anspruch, sich selbst in die Debatten aktiv einzu-
bringen (Ash 2016). Das ist höchst anspruchsvoll und voraussetzungsvoll 
und bedarf der gesellschaftlichen Ref lexion. Dazu kann der Erwerb von 
Medien kompetenz beitragen.
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Marianne Kneuer

Politische Kommunikation und digitale 
Medien in der Demokratie

Einleitung 

Seit der Entstehung der Mediengesellschaften im 20. Jahrhundert wird 
Politik als kommunikativer Prozess verstanden. Die Handlungen der 
Akteure im politischen Raum – seien es die Bürgerinnen und Bürger, die 
gesellschaftlichen Organisationen, die Parteien und Verbände und letztlich 
die politischen Entscheidungsträgerinnen und -träger – beruhen in gro-
ßem Maße auf kommunikativen Mechanismen. Das gilt für die Artikula-
tion politischer Interessen ebenso wie für deren Bündelung zu programma-
tischen Positionen im politischen Wettbewerb und schließlich auch für die 
politischen Entscheidungen, ihre Durchsetzung und Legitimierung. Inso-
fern Politik kommunikativ vermittelt werden muss – der Begriff der Poli-
tikvermittlung geht auf Ulrich Sarcinelli (1987) zurück – rücken neben der 
Informierung und Orientierung der Bürgerinnen und Bürger die Zustim-
mungsabhängigkeit und die Begründungsbedürftigkeit von Politik in den 
Vordergrund. Für diese kommunikative Gestaltung des öffentlichen Rau-
mes, insbesondere für die Verständigungs- und Aushandlungsprozesse zwi-
schen den politischen Eliten, gesellschaftlichen Akteuren und der Bevölke-
rung sind in demokratischen Gesellschaften Medien unverzichtbar. 

Klassischerweise werden Medien verschiedene politische Funktionen 
zugeschrieben (Ronneberger 1974: 197 – 205, Schulz 2011: 309). Dies ist 
erstens die Informierung und Bildung der Bürger. Bildung ist hier zu verste-
hen als die Fähigkeit, Informationen aufzunehmen, sie zusammenhängend 
zu begreifen und sich auf dieser Grundlage eine Meinung zu bilden. Die 
Verbreitung von umfassenden Informationen über das politische Geschehen 
und seine Hintergründe ist hierzu, zweitens, eine wesentliche Grundlage. 
Drittens fungieren Medien selbst als Akteur im politischen Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozess und in dieser Rolle leisten sie einen wichtigen 
Beitrag zur Kontrolle der politischen Akteure (Stichwort: »Vierte Gewalt«). 

Auf der Grundlage der klassischen Massenkommunikation ergibt sich, 
viertens, eine zentrale Funktion in der Herstellung von Öffentlichkeit. 
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Dieser Funktion kommt deshalb eine gewichtige Bedeutung zu, weil 
Öffentlichkeit mit dem Raum gleichzusetzen ist, in dem die politischen 
Akteure ihre Ideen, Programme und Ziele zur Diskussion stellen und sich 
demzufolge die »öffentliche Meinung« bildet, die wiederum – potenzi-
ell entscheidungswirksam – Einf luss auf Regierungshandeln nimmt. 
Medien – in Zeiten der Massenkommunikation Rundfunk und Presse – 
stellen diesen Raum der Öffentlichkeit für die politische Debatte und Wil-
lensbildung her. Verbunden mit dieser Funktion ist die Strukturierung der 
politischen Kommunikation, nämlich im Sinne Luhmanns als Selektions-
hilfe und als Mechanismus zur Reduktion von Komplexität (Luhmann 
1974: 28, 34 f.). In diesem Zusammenhang liefern Medien, fünftens, eine 
Integrationsleistung, deren Bedeutung wächst, je stärker sich die moderne 
Gesellschaft ausdifferenziert und damit der Gefahr des Auseinanderfallens 
ausgeliefert ist. Demgegenüber wurde klassischen Medien zugeschrieben, 
Unübersichtlichkeit, die Entstehung von Subkulturen oder politischen 
Absentismen zu vermeiden, das Gesamtinteresse gegenüber den Einzel-
interessen bewusst zu machen und so den Blick vom Persönlichen zum 
Allgemeinen zu lenken (Ronneberger 1974: 201).

Die technischen Merkmale und die damit verbundenen Funktions logiken 
sozialer Medien haben die politischen Kommunikationsstrukturen massiv 
verändert. Diese Veränderung wirkt sich einerseits quantitativ in einer Ver-
vielfachung der Kanäle politischer Kommunikation aus, andererseits schlägt 
sie sich qualitativ in der Art der Kommunikation sowie in den Interakti-
onsmöglichkeiten zwischen politischen Akteurinnen und Akteuren, gesell-
schaftlichen Gruppen und Bürgerinnen und Bürgern nieder. Zudem ergibt 
sich ein erweitertes politisches Potenzial sozialer oder digitaler Medien, des-
sen Bewertung noch nicht als abgeschlossen betrachtet werden kann. 

Bereits mit den Anfängen des Internets in den 1990er Jahren haben 
sich vor allem die Möglichkeiten der Informationsverbreitung ebenso wie 
die der Informationsgewinnung deutlich erweitert. Websites stellten neue 
Orte der Selbstdarstellung von Akteuren dar und gaben deren Zielsetzun-
gen einen neuen Rahmen. E-Mails vereinfachten insbesondere internen 
Informationsaustausch in Parteien, Organisationen und Gruppen, mach-
ten Vernetzung billiger, schneller und erhöhten die Reichweite der Kom-
munikation. Das Aufkommen neuer Anwendungen im Web 2.0 hat die 
Vernetzung noch sehr viel stärker vorangetrieben. Die Dynamik der tech-
nischen Entwicklung (drahtlose Netzwerke, Internet über mobile Endge-
räte, Social Software, Social Media) hat die Formen der Online-Kommu-
nikation und -Interaktion, aber vor allem auch der weitgehenden, nämlich 
unendlichen, und grenzüberschreitenden Vernetzung auf sozialen Platt-
formen erheblich erweitert. Über rein kommunikativen Austausch hinaus 
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ermöglichen soziale Medien Interaktionen zwischen den Nutzerinnen und 
Nutzern etwa von Microblogs wie Twitter, content communities wie Tumblr 
oder sozialen Netzwerken wie Facebook.

Ähnlich wie bei vorhergehenden Innovationen stellt sich in Bezug auf 
die Emergenz des Internets und sozialer Medien die Frage, inwieweit sich 
die Rahmenbedingungen von Politikvermittlung verändert haben und 
welchen Einf luss die Funktionslogik dieser neuen Technologie auf politi-
sche Kommunikation und darüber hinaus auf politische Prozesse im All-
gemeinen hat. Analog den Kontroversen im Zusammenhang mit früheren 
Innovationen, bei denen strittig war, inwieweit der jeweilige Innovations-
schub und die damit verbundenen Nutzungspotenziale des »neuen« Medi-
ums positive oder negative Wirkungen entfalten, verhält es sich bei den 
digitalen Medien. Dieser Beitrag widmet sich vor allem zwei Fragen: Wie 
verändern sich politische Prozesse aufgrund der Nutzung digitaler Medien 
durch politische Akteure? Und wie sind diese Veränderungen im Hinblick 
auf die demokratischen Prozesse zu beurteilen? 

Die Veränderung demokratischer Prozesse durch digitale 
 Medien

Das technische Potenzial digitaler Medien birgt neue Merkmale (Inter-
aktivität, Echtzeit, Ortlosigkeit, Synchronizität, Multimodalität) und an -
dersartige Handlungslogiken (Vernetzung, Transnationalität, Konnektivi-
tät). Die Ortlosigkeit und Entgrenzung ermöglicht Informationsverbreitung 
mit großer, nämlich potenziell globaler Reichweite. Die exorbitant zuneh-
mende Nutzung mobiler Endgeräte hat diese Ortlosigkeit noch einmal ver-
stärkt. Auch die zeitliche Dimension von Kommunikation hat sich verän-
dert: Inhalte werden in Echtzeit verbreitet, womit nicht nur eine schnelle 
Übermittlung von Informationen, sondern auch der direkte Austausch 
quasi wie in der analogen Welt möglich ist. Die Interaktivität erweitert 
im Gegensatz zu den klassischen Massenmedien und ihrer eindimensiona-
len, indirekten Kommunikation nach dem Sender-Empfänger-Modell die 
Interaktionsmöglichkeiten und macht den einzelnen Nutzer zugleich zum 
Sender und Empfänger, der (a-)synchron mit einer oder mehreren Perso-
nen, in einer Gruppe mit mehreren oder als Teil einer Gruppe mit einer 
Person kommuniziert und sich austauscht. Diese nutzerbasierte Bereitstel-
lung von Inhalten geschieht zudem multimodal, d. h., es können sowohl 
Texte verbreitet werden als auch Fotos, gleichermaßen aber auch audio-
visuelle Elemente (Filme, Podcasts etc.), und all diese können bei ihrer 
Verbreitung miteinander kombiniert werden. 
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Das technische Potenzial sozialer Medien hat mehrere Effekte auf die 
politischen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse: Erstens haben 
sich die Kommunikationsströme erheblich beschleunigt, was permanente 
Reaktionen der Politikerinnen und Politiker nicht nur auf Nachrichten, 
sondern auch auf Posts, Blogs etc. erfordert. Zweitens ist auf der anderen 
Seite die Nutzerin bzw. der Nutzer zum Content Provider geworden bzw. 
zum »Produser« in einer Doppelrolle als User und Producer. Dies hat dazu 
geführt, dass die Bürgerin oder der Bürger die politischen Akteure (und 
umgekehrt) direkt adressieren und somit ein direkter Bürger- Politiker-
Dialog stattfinden kann. Politikerinnen und Politiker haben diese direkte 
Ansprache der Bürgerinnen und Bürger längst als wirkungsvolle Kommu-
nikationsform für sich entdeckt und sind daher in Netzwerken wie Face-
book präsent oder bedienen sich Microblogs wie Twitter. Damit ist drit-
tens ein Bedeutungsverlust institutionalisierter Kommunikations kanäle 
verbunden. Klassische Medien stellen nicht mehr für alle Bürgerinnen und 
Bürger die zentrale Instanz für die Informierung über politische Vorgänge 
dar (dies trifft vor allem auf Jüngere zu) und üben nicht mehr in gleichem 
Maße ihre Filter- und Bündelungsfunktion für Nachrichten aus. Infolge-
dessen ist der Großteil an Botschaften inzwischen dadurch gekennzeichnet, 
dass sie sich ungefiltert im Kommunikationsraum bewegen. Eine wichtige 
Rolle für die Art der Kommunikation spielt, viertens, die Anonymität im 
Netz; einerseits senkt sie die Hürden zur Teilnahme an der Kommunika-
tion, andererseits wird in ihr einer der Gründe für die zu beobachtende 
Senkung der Hemmschwelle (Stichwort: Hate Speech) gesehen. 

Auf zwei weitere zentrale Charakteristika des Internets wies bereits 
früh der Netzwerktheoretiker Manuel Castells hin. Das Netz entwickelt 
und fördert nach ihm eher schwache denn starke Verbindungen zwischen 
den Nutzern und führt außerdem zu einer »Privatisierung der Soziabilität« 
(Castells 2000: 389) – Entwicklungen, die Wellman als »vernetzten Indi-
vidualismus« (Wellman 1999) und Bennett als Personalisierung von politi-
scher Kommunikation (Bennett 2003) beschreiben. Die  Kommunikation 
in diesen Netzwerken ist »dünn«, dafür reich an Identitäts- und Lifestyle-
Narrativen (ebd: 145–151). Dabei zeigt sich, dass in der Kommunikation 
ideologische Standpunkte oder politische Ziele ihre Bedeutung verloren 
haben, während die Bedeutung individueller Identitäten und emotionaler 
Verbindungen gewachsen ist. Das Internet stellt ein besonders gut geeigne-
tes Medium dar, die Bedürfnisse von Bürgerinnen und Bürgern zu befrie-
digen, die keine »dicken«, also inhaltsorientierten, dauerhaften und tief-
gehenden Kommunikationskontexte suchen, sondern bevorzugt gefühls-, 
betroffenheits- oder ereignisgelenkte, oberf lächliche und kurzfristige Bot-
schaften wahrnehmen und versenden. Weitergedacht lässt sich dies als neuen 
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Typ von Öffentlichkeit konzipieren, nämlich die »persönliche« Öffentlich-
keit im Sinne von Nutzerinnen und Nutzern, die sich »mit ihren eigenen 
Interessen, Erlebnissen, kulturellen Werten oder Meinungen für ein Publi-
kum präsentieren, ohne notwendigerweise gesellschaftspolitische Relevanz 
zu beanspruchen« (Schmidt 2011: 107). Dazu weiter unten mehr. 

Schließlich folgt die Kommunikation größtenteils der Funktionslogik 
des Netzes, insofern sie dezentral abläuft. Zusammen mit dem Bedeu-
tungsverlust institutionalisierter Kommunikationskanäle bedeutet dies 
für politische Akteure, dass einerseits die Setzung eigener Themen und 
deren »Karrieren« schwieriger berechenbar sind und nicht zuletzt auch die 
Adressierung einer strukturierten Öffentlichkeit immer schwieriger wird; 
andererseits werden Politikerinnen und Politiker von Themen, die das 
Netz hervorbringt, getrieben. Für die in demokratischen Gesellschaften 
so wesentliche Funktion von Öffentlichkeit als Raum, in dem die Inter-
essen der Bürgerinnen und Bürger artikuliert, aggregiert und kanalisiert 
werden, bedeutet die Dezentralisierung ein erhebliches Problem. Die Plu-
ralisierung kommunikativer Orte im Netz erweitert nicht nur die öffent-
lichen Räume, gleichzeitig zerstäubt sie auch die durch die klassischen 
Massenmedien verhältnismäßig strukturierte Öffentlichkeit ( Dahlgren 
2005: 152). Elemente, die eine ähnlich strukturierende Funktion in Bezug 
auf die Öffentlichkeit ausüben könnten, nämlich »die dezentralisierten 
Botschaften wieder auffangen, selegieren und in synthetisierter Form wie-
der redigieren« (Habermas 2008: 161), fehlen (vorerst). 

Durch die Pluralisierung durch Zigtausende von Websites, Chat Rooms, 
Blogs etc. entsteht eine Myriade von selbstbezüglichen Teilöffentlichkei-
ten, die »Informationskokons« bilden und die gemeinsame, für das politi-
sche Gemeinwesen essenzielle öffentliche Sphäre unterminieren können 
(Kneuer/Richter 2015: 98). Eine weniger kritische Interpretation betrach-
tet dies als Entwicklung zu einer »persönlichen Öffentlichkeit«, verstanden 
als eine Erweiterung professionell hergestellter Öffentlichkeit. Diese Son-
derform onlinebasierter Öffentlichkeit ist nicht f lüchtig, da die Botschaf-
ten dauerhaft gespeichert und duplizierbar sind, d.h., Informationen kön-
nen neu zusammengesetzt und weiterverwendet werden (remixing, mashup) 
und sind in ihrer Reichweite skalierbar sowie durchsuch- und auffind-
bar durch Suchmaschinen (Fraas u.a. 2012: 43). »Persönliche« Öffentlich-
keiten ersetzen nicht die »klassische« Öffentlichkeit, sondern sind eher als 
Ergänzung zu sehen, nichtsdestotrotz beeinf lussen sie die Netzkommuni-
kation erheblich. So ist es sehr wahrscheinlich, dass die subjektiv geprägte 
Online-Kommunikation – Orientierung an eigenen Interessen, Erlebnis-
sen, Meinungen etc. – sich gleichermaßen in der Off line- Kommunikation 
widerspiegelt. 
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Die Online-Öffentlichkeit unterliegt zudem einer anderen Struktu-
rierung, nämlich quasi einer technischen, durch die Relevanzsetzung der 
Suchmaschinen. Algorithmen steuern die Selektionsprozesse des Informa-
tionsangebotes (ebd.: 35). Des Weiteren dürfen erhebliche Zweifel angemel-
det werden, ob dem Netz die von Netztheoretikern zugeschriebene Hierar-
chiefreiheit und damit größere Gleichheit der Stimmen im Netz tatsächlich 
zugeschrieben werden kann. Denn zugleich können Diskurse durch die 
lauteste bzw. schrillste Stimme, einen gelenkten Algorithmus oder gar mas-
senhaft eingesetzte Bots gesteuert oder sogar dominiert werden. 

Ein weiteres Spannungsmoment liegt darin, dass soziale Medien einer-
seits aufgrund ihres Potenzials der Vernetzung, Konnektivität und Inter-
aktivität als neue Möglichkeitsräume für Diskurs gesehen werden, die in 
ihnen vorherrschende Interaktion, die auf losen Bindungen, individuellen 
Identitäten und f luiden politischen Ideen beruht, es jedoch andererseits 
schwierig macht, von Deliberation und Öffentlichkeit in ihrer ursprüngli-
chen Bedeutung auszugehen. Deliberation wird demokratietheoretisch als 
ein Konzept verstanden, bei dem die öffentliche Beratschlagung in Sinne 
einer Debatte, die auf Argumenten gestützt nach Politiklösungen sucht, zu 
besseren Entscheidungen führen kann. Ein ähnliches Spannungsmoment 
ergibt sich für die angenommene Transnationalisierung von Kommuni-
kation. Technisch ermöglichte transnationale Netzverknüpfungen müs-
sen nicht zwangsläufig auch eine transnationale Öffentlichkeit oder trans-
nationale zivilgesellschaftliche Strukturen herausbilden (Kneuer/Richter 
2015: 100). Das Netz, so Baringhorst, wird nicht automatisch zur Netzöf-
fentlichkeit (Baringhorst 2009: 629) – dies gilt national wie transnational.

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Die Funktionslogik des Netzes 
hat eine stärker individualisierte und personalisierte Kommunikations-
macht bewirkt, die einhergeht mit einem Kontrollverlust über die Kom-
munikationsströme auf Seiten von Politik, Wirtschaft und klassischen 
Medien, mit dem Ergebnis, dass sich der öffentliche Kommunikations-
raum um ein Vielfaches fragmentiert hat. 

Was bedeutet die veränderte Kommunikation für die 
 Demokratie?

Die Antwort auf diese Frage ist sehr stark durch normative Annahmen 
geprägt. Netzoptimisten greifen demokratietheoretische Forderungen 
an die Medien auf, die längst als Utopien abgetan wurden und plötzlich 
realisierbar scheinen. Dies betrifft zum einen die Hoffnung auf bessere 
Zugangschancen zur öffentlichen Meinungsbildung für gesellschaftliche 
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Akteure, die sich außerhalb der politischen Bühne befinden (Inklusion). 
Zudem wird als positiv beurteilt, dass die Filterfunktion der klassischen 
Medien umgangen wird und ein direkter Zugang zu Informationen, Ins-
titutionen oder Akteuren entstanden ist. Die Erwartungen richten sich ins-
besondere auf ein demokratiebelebendes Potenzial durch erweiterte Mög-
lichkeiten von Partizipation, Deliberation, Transparenz und Responsivität 
(Wilhelm 2000). 

Netzpessimisten dagegen vermuten entweder lediglich eine Spiege-
lung der bereits vorhandenen Muster von Partizipation und Delibera-
tion oder gar einen Qualitätsverlust demokratischer Prozesse. Sie befürch-
ten, dass sich das Rationalitätsniveau der politischen Debatten absenken 
und im Netz nur noch die schrillen und vereinfachten Stimmen zu hören 
sein werden. Der Annahme, dass das Netz tatsächlich mehr Inklusivität 
und auch Gleichheit der Stimmen produzieren könne, steht das Argu-
ment gegenüber, dass die Exklusionsmechanismen zwar anders, deswe-
gen aber nicht weniger effektiv seien (Hindman 2009: 12 f.), denn die 
Schwelle der Exklusivität verschiebe sich von der Informationsproduktion 
hin zum Filtern der Information. Diese Liste sowohl netzpessimistischer 
als auch netzoptimistischer Argumente ließe sich verlängern. Als Maßstab 
der Bewertung kristallisiert sich heraus, inwiefern die Wirkungen digita-
ler Kommunikation und Interaktion die demokratischen Prinzipien und 
Prozesse eher bereichern oder nicht (Kneuer 2013). 

Die Erwartungen an das demokratiestärkende Potenzial von Online-
Interaktion wurden deswegen besonders genährt, weil angesichts der 
Ermüdung, in der sich das repräsentative Demokratiemodell befindet – 
Stichwort: Politikverdrossenheit, Partizipationslücken, Vertrauensverlust 
in die politischen Institutionen und Repräsentanten –, Internet und sozi-
ale Medien als Heilmittel zur Revitalisierung, vielleicht sogar zur Erneu-
erung und damit zur Stärkung der Legitimität betrachtet wurden. Inzwi-
schen hat sich ein realistischer Ansatz, der davon ausgeht, dass das Internet 
an sich weder demokratieförderlich noch demokratiefeindlich ist, als der 
geeignetere herausgestellt (vgl. hierzu Barber 1998, Kneuer 2013, Kneuer/
Salzborn 2016). Ob die Nutzung sozialer Netzwerke demokratieförderlich 
oder -hinderlich ist, hängt von mehreren Faktoren ab: den Akteuren, der 
Art der Nutzung (Was wird wie kommuniziert?), den Nutzungsmotiven 
und -zielen (Warum wird mit welchem Ziel kommuniziert?) sowie dem 
politisch-institutionellen und dem sozialen Kontext, in dem sie agieren. 
Das Gleiche gilt für die Handlungslogiken politischer Akteure. 

Ob soziale Medien also eine demokratisierende Kraft entfalten oder 
eher zur repressiven Kontrolle demokratischer Kräfte im Land eingesetzt 
werden; ob das Netz zur Bildung von neuartigen Foren der Deliberation 
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oder zur Initiierung von Kampagnen oder Shitstorms genutzt wird; ob sich 
alternative Möglichkeiten der Partizipation ergeben (elektronische Petiti-
onen und Unterschriftenlisten), mit denen mehr Menschen und vor allem 
auch solche eingebunden werden können, die sonst eher von politischer 
Teilhabe ausgeschlossen sind, oder ob eher mehr Ungleichheiten entste-
hen, da letzteren entweder die Hardware oder die Netzkompetenz fehlt; 
ob Politikerinnen und Politiker sich durch neue Wege der Bürgeranspra-
che responsiver zeigen oder ob sie das Netz allein zur Selbstdarstellung 
nutzen – all diese hier etwas plakativ als Gegensätze konstruierten Mög-
lichkeiten hängen von den genannten Faktoren ab. 

Conclusio 

Ebenso wie andere mediale Innovationen zuvor haben digitale Medien 
die politische Kommunikation massiv beeinf lusst; die Veränderungen sind 
gleichwohl präzedenzlos und die Wirkungen nur teilweise absehbar, zumal 
sie ohnehin aufgrund der Dynamik des technologischen Prozesses ledig-
lich eine begrenzte Halbwertzeit besitzen. Nicht anders als bei den frü-
heren Innovationen gilt zugleich, dass digitale Medien nicht im  sozialen 
Vakuum operieren. Das Netz ist ein Medium, dessen Wirkung von den 
Akteurinnen und Akteuren und ihren Nutzungsmotiven sowie von den 
von ihnen verbreiteten Botschaften abhängt. Die Vorstellung, allein die 
Existenz neuer technischer Wege sei dazu in der Lage, Defizite oder Fehl-
entwicklungen repräsentativer Demokratie zu beheben, ist deswegen naiv. 
Das Internet kann keine einfachen Lösungen für die Probleme der Demo-
kratie liefern. Gleichwohl können e-democracy-tools eine gelungene Ergän-
zung von Off line-Prozessen bieten, wenn sie in einen entsprechenden 
Rahmen eingebettet sind – etwa wenn Debatten oder Entscheidungen 
durch einen festgelegten Katalog an Verfahrenselementen gesteuert wer-
den, damit alle Nutzerinnen und Nutzer klare Orientierungslinien haben 
und ihr Verhalten danach ausrichten bzw. auszurichten haben. 

Ob demokratische Prozesse durch Online-Interaktion letztlich erleich-
tert oder unterminiert werden, hängt nicht von der Technologie ab, »son-
dern von der Qualität unserer politischen Institutionen und dem Cha-
rakter unserer Bürger« (Barber 1998: 13 f.). Damit ist, erstens, gesagt, dass 
onlinebasierte Reformideen kompatibel mit der institutionellen Architek-
tur eines Landes sein und an diese angepasst werden müssen. Zweitens aber 
rückt die Kompetenz der Bürgerinnen und Bürger in den Fokus, die nicht 
nur technisch mit diesen Medien umgehen müssen (was insbesondere bei 
den Digital Natives kein Problem sein dürfte), sondern auch die notwen-
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digen Kompetenzen besitzen müssen, um die Fülle der Informationen ver-
arbeiten und sinnvoll nutzen sowie die fehlenden inhaltlichen Filter durch 
erhöhtes kritisches Hinterfragen kompensieren zu können. Es sind letzt-
lich die Nutzerinnen und Nutzer, die über die Art und die Intensität der 
Nutzung, den Kreis ihrer Kommunikationspartnerinnen und -partner und 
die verbreiteten Botschaften entscheiden und für ihre Form der Kommu-
nikation verantwortlich sind. Insofern bedeutet der Zuwachs an Kommu-
nikations- und Interaktionsmöglichkeiten durch digitale Medien zugleich 
erhöhte Anforderungen an die Verantwortung der Nutzerinnen und Nut-
zer. Das betrifft die Bürgerinnen und Bürger ebenso wie ihre Repräsen-
tantinnen und Repräsentanten. 
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Andreas Busch

Informationsinflation: Herausforderungen 
an die politische Willensbildung in der 
digitalen Gesellschaft

Politische Willensbildung, elektronische Kommunikation und 
Partizipation

In den sozial heterogenen, ökonomisch hochentwickelten  Gesellschaften 
mit liberal-demokratischen politischen Systemen, wie sie heute etwa in 
Europa existieren, ist die Vielfalt politischer Werte, Einstellungen und 
Interessen in der Bevölkerung nicht nur empirisches Faktum, sondern auch 
normativer Anspruch, da sie als Ausdruck der individuellen Freiheit ange-
sehen wird. Dem politischen System ist deshalb die Aufgabe gestellt, die 
Vielfalt der verschiedenen Positionen wahrnehmbar zu machen und dann 
zu Alternativen zusammenzuführen, zwischen denen in den politischen 
Institutionen um Mehrheitsunterstützung geworben und schließlich ent-
schieden werden kann. Das strukturfunktionalistische Modell der  Politik 
spricht in diesem Rahmen von Interessenartikulation und Interessen ag-
gre gation, die gemeinsam die Input-Seite des politischen Prozesses bilden 
(Almond u. a. 1993: 10).

Dieser Prozess der politischen Willensbildung ist umso legitimer, je brei-
ter seine Basis ist – je mehr Individuen, Verbände und Interessengruppen 
also eine Chance auf Partizipation haben. Dabei spielt die Verfügbarkeit 
von Informationen eine zentrale Rolle. Um die hier objektiv bestehenden 
Ungleichheiten einzuebnen, setzte der Demokratietheoretiker Robert A. 
Dahl schon vor beinahe 30 Jahren seine Hoffnung auf Systeme elektroni-
scher Kommunikation. Diese sollten ausgleichend wirken, Zugang zu für 
politische Entscheidungen relevante Unterlagen bieten sowie Fragen an 
Experten und Diskussionen ermöglichen (Dahl 1989: 339).

Mit dem Internet entstand in den letzten zwei Jahrzehnten ein Medium, 
das von vielen als potenzielle Realisierung dieser Hoffnung begriffen 
wurde. Mit seiner Hilfe sollte im politischen Bereich breitere Partizipa-
tion möglich und leicht umsetzbar werden und so der Schritt von der 
»Zuschauer- zur Beteiligungsdemokratie« (Leggewie) vollzogen werden. 
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Insbesondere die Entwicklung des sogenannten Web 2.0, in dem Teilneh-
mende nicht nur passive Konsumenten sind, sondern (über Blogs, Wikis 
und soziale Netzwerke) selbst Inhalte generieren können, trug dazu bei. 
Durch diesen als »Peer Production« gekennzeichneten Prozess werde sich, 
so prognostizierten Experten, die Kommunikation grundsätzlich ändern. 
Die Kommunikationsprofessorin Miriam Meckel (2008: 19) sah sie durch 
drei Gesetzmäßigkeiten gekennzeichnet: 
1. Partizipation – jede/jeder könne sich beteiligen, »unabhängig von Hie-

rarchien oder institutionellen Anbindungen«, was eine »Demokratisie-
rung der Informations- und Medienwelt« bedeute;

2. Vernetzung – jede Veränderung im Netz betreffe «Inhalt und Qualität 
des gesamten Angebots für alle Netznutzer», habe also breite Wirkung;

3. Transparenz – Information wie Kommentare seien in ihrer Entstehung 
nachvollziehbar, jeder Beitrag könne «diskutiert, in seinen Einzelteilen 
überprüft, bestätigt oder in Frage gestellt werden».

Für den Prozess der politischen Willensbildung erscheint ein solches Sze-
nario wie eine (vom Lokalen bis zum Globalen beliebig skalierbare) perma-
nente agora, ein Marktplatz des Austausches, der Informationsgewinnung 
und der Meinungsbildung. Mehr Information, so die zugrundeliegende 
Annahme, ist stets willkommen und eine Verbesserung gegenüber einer 
Situation mit weniger Information.

Ausweitung der Informationsmenge

Die zentrale Rolle von Informationen für unsere gegenwärtige Gesell-
schaft zeichnet sich schon in dem Begriff »Informationsgesellschaft«, der 
häufig zu ihrer Kennzeichnung gebraucht wird, ab (zu den folgenden 
Überlegungen ausführlicher Busch 2012, wo sich auch weitere Nachweise 
finden). In der Tat ist die Ausbreitung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IuK), die die Grundlage für diese Entwicklung bil-
den, in den letzten Jahrzehnten enorm schnell vonstattengegangen. Etwa 
die Hälfte der Weltbevölkerung (3,8 Mrd. Menschen) nutzte im Jahr 2016 
das Internet – während es im Jahr 2000 erst 6,5 % waren (für diese und 
folgende Angaben vgl. International Telecommunication Union 2017). In 
den entwickelten Ländern Europas und Nordamerikas liegen die Nutzer-
zahlen mittlerweile sogar um die 80 %. Dort sind 85 % der Haushalte mit 
dem Internet verbunden und weltweit sind es bereits 50 %. Ein deutliches 
Sinken der Verbindungskosten hat dazu ebenso beigetragen wie ein enor-
mer Ausbau der technischen Infrastruktur. Die Folge dieser Entwicklung 
ist ein drastischer Anstieg von Informationen und deren Verfügbarkeit. 
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Durch Veränderungen der Medien- und Nutzungstechnologien (hier ist 
für das letzte Jahrzehnt vor allem das Smartphone mit Internetzugang zu 
nennen) ist der jederzeitige Zugang zu Informationen zu mehr oder weni-
ger jedem Themenbereich für praktisch jedermann binnen zweier Jahr-
zehnte vom Wunschtraum zur Realität geworden. 

Aber welche Folgen hat eine so drastische Ausweitung der Quantität 
von Information auf deren Nutzen – und auf die Nutzerinnen und Nutzer? 
Ist hier unhinterfragt von einer linearen Verbesserung auszugehen oder hat 
die quantitative Veränderung auch qualitative Folgen?

Im Folgenden wird argumentiert, dass die quantitative Veränderung 
auch qualitative Folgen hat, die in bestimmten Bereichen negativ sein 
können. Dazu wird das Konzept der »Informationsinf lation« eingeführt. 
Diese unterscheidet sich von einer »Informationsf lut« (ein Begriff, der 
auf die bloße Ausweitung der Menge an Informationen fokussiert – dazu 
z. B. Gleick 2011) durch den Verweis auf die mit der Ausweitung ver-
bundene Entwertung der einzelnen Informationseinheit. Damit nimmt der 
Begriff bewusst Bezug auf den Inf lationsbegriff der monetären Ökono-
mik, die davon ausgeht, dass eine Ausweitung der Geldmenge bei gleich-
bleibendem Güterangebot mit einer verminderten Kaufkraft der  einzelnen 
 Währungseinheit einhergeht. 

Die limitierende Rolle im Bereich der Information spielt das mensch-
liche Bewusstsein, dessen Aufnahmefähigkeit begrenzt ist. Aufgrund die-
ser Begrenzung (die auch durch eine Erhöhung der Mediennutzungsdauer 
nur etwas auszuweiten ist) führt eine Ausweitung der Informationsmenge 
zu einem verschärften Wettbewerb um die Aufmerksamkeit des  Rezipienten. 
Dass dieser Wettbewerb negative Folgen haben kann (und solche beobacht-
bar sind), darauf soll im Folgenden näher eingegangen werden.  Wichtig 
ist aber zunächst festzuhalten, dass der verschärfte Wettbewerb keineswegs 
automatisch zu einer Auswahl über eine Qualitätsnorm führt – dass sich 
etwa die gehaltreichste oder innovativste Information Gehör verschafft. 
Vielmehr wird oft die aufmerksamkeitsheischendste, also vielleicht sen-
sationellste, unerwartetste oder schlicht (im übertragenen Sinne) lauteste 
Information den Empfänger erreichen, während zahlreiche andere Infor-
mationen ignoriert werden. 

Die angestiegene Informationsmenge bewirkt also,  zusammengefasst, 
einen erhöhten Selektionsdruck beim Empfänger, der gegenüber den 
 Inhalten der Information nicht neutral ist. Auch auf der Seite des (kommuni-
kationswissenschaftlich gesprochenen) Senders von  Informationen gibt es 
Änderungen. Diese hängen nicht zuletzt mit den technologischen Eigen-
schaften des Internets und den ökonomischen Folgen seiner Verbreitung 
zusammen. Auf diese wird im folgenden Abschnitt  eingegangen.
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Veränderungen durch das Internet

Das Internet hat unsere Welt in den letzten Jahrzehnten drastisch verändert. 
Der Hauptmechanismus, durch den dies geschah, ist der der direkten Ver-
bindung zwischen den einzelnen Teilnehmerinnen und Teilnehmern des 
Netzes. Im kommerziellen Bereich hat dies dazu geführt, dass Konsumen-
tinnen und Konsumenten direkt mit den Anbietern in Verbindung treten 
können und Waren und Dienstleistungen unmittelbar etwa bei einer Flug-
linie, einem Musiker oder einem Hotel erwerben können. Die Rolle ver-
mittelnder Instanzen (Reisebüros, Musikunternehmen etc.) wird dadurch 
oft überf lüssig. Dieser Prozess (der auch als »Disinter mediation« oder cut-
ting out the middleman bezeichnet wird) führt zu einer Verschlankung der 
Wertschöpfungskette, was Einsparungen für den Konsumenten bedeutet.

Insbesondere durch die Entwicklung der interaktiven Dimension (Web 
2.0) ist das Internet zudem zu einem einfach zugänglichen Massenmedium 
geworden, über das »One-to-many-Kommunikation« betrieben werden 
kann. Verglichen mit dem Kapitalaufwand, der zum Start eines Print-
mediums, eines Radio- oder gar eines Fernsehsenders notwendig war, 
ist es heute für kleine Gruppen, Unternehmen oder gar Einzelne leicht 
möglich, »auf Sendung« zu gehen und dabei ein millionenfaches (zumin-
dest potenzielles) Publikum zu haben; (Video-)Blogs, Kanäle auf You-
Tube oder Facebook und viele andere Formate mehr sind Beispiele für die 
sich als Folge dessen herausbildende Ausweitung und Diversifizierung der 
Medienlandschaft.

Tab. 1: Auflagenentwicklung überregionaler Tageszeitungen 1998 – 2016

FAZ  
(v. A.)

FAZ 
(Abo.)

SZ  
(v. A.)

SZ  
(Abo.)

taz  
(v. A.)

taz  
(Abo.)

Welt 
(v. A.)

Welt 
(Abo.)

1998 404 036 276 559 425 343 292 819 61 641 48 364

2005 375 772 253 078 444 440 312 051 59 468 46 639 234 905 118 746

2016 255 198 181 968 358 365 249 662 51 006 40 106 182 131 77 889

Veränderungen (in %)

1998 – 2005 -7,0 -8,5 4,5 6,6 -3,5 -3,6

2005 – 2016 -32,1 -28,1 -19,4 -20,0 -14,2 -14,0 -22,5 -34,4

v. A.: verkaufte Auf lage; Abo.: Abonnements
Quelle: ivw-Datenbank, eigene Berechnungen

Parallel dazu haben die klassischen Massenmedien zum Teil erhebliche 
Auf lagen- und Reichweitenverluste erlitten. Der TV-Konsum stagniert 
(nach längerer Zunahme) seit einigen Jahren bzw. geht leicht zurück; vor 
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allem aber die Printmedien haben Einbußen verkraften müssen. Sie spie-
geln sich in der Verringerung der täglichen Nutzung von Tageszeitungen 
(1980 noch 38 Minuten; 2015 nur noch 23 Minuten, Engel/Breunig 2015) 
und vor allem im Rückgang der Auf lagen überregionaler Tageszeitun-
gen von zwischen einem Drittel und einem Viertel in den letzten knapp 
20 Jahren (vgl. Tab. 1). Die damit verbundenen Einnahmenverluste (sowohl 
direkt wie im Anzeigengeschäft) machen daraus eine finanzielle Krise, 
die in vielen Redaktionen erhebliche Einsparungen notwendig gemacht 
hat, was sich wiederum auf Qualität und Vielfalt (und damit letztlich auch 
Attraktivität) der gedruckten Berichterstattung auswirkt.

Das sich beständig weiter ausdifferenzierende mediale Angebot führt 
bei vielen Nutzerinnen und Nutzern zu Orientierungsschwierigkeiten. 
Wo früher Tageszeitungen und wenige (zudem öffentlich-rechtlich orga-
nisierte) Fernsehkanäle die massenmediale Landschaft bestimmten und 
damit Schwergewichte in der kulturellen wie politischen Kommunika-
tion darstellten, ist heute kaum autoritative Orientierung im Angesicht 
eines unüberschaubaren Angebotes vorhanden. Die gewachsene Vielfalt 
des Informationsangebotes ist also nicht nur more of the same; sie verän-
dert auch die Natur des Angebotes. Dabei ist Orientierung unter diesen 
neuen Gegebenheiten notwendiger als zuvor, geht mit der Verbreiterung 
des Angebotes doch häufig auch ein Trend zu eher schriller, oft polari-
sierender Darstellung einher, der mit dem Imperativ der Gewinnung von 
Aufmerksamkeit zu tun hat. Wo es mehr Inhalt gibt, muss eine Meldung 
auffallen, sonst geht sie unter.

Polarisierung im politischen Diskurs

Die gegenwärtig oft diagnostizierte gewachsene politische Polarisierung in 
vielen westlichen Gesellschaften hat vielfältige Ursachen und einen länge-
ren Vorlauf. Sie allein auf eine veränderte Medien- und Kommunikations-
landschaft zurückzuführen, wäre falsch und hieße, die Komplexität des 
Themas unzulässig zu reduzieren. Dennoch spielen Veränderungen von 
Kommunikation in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle, über die 
zu ref lektieren sich lohnt. Schon relativ früh wurden den schwärmerischen 
Prognosen über die positiven Potenziale elektronisch verdichteter Kom-
munikation auch skeptische Stimmen entgegengesetzt. Vor über 20  Jahren 
warnte der Medientheoretiker Nicholas Negroponte vor der Perspektiv-
verengung, die eine nur auf die individuellen Interessen zugeschnittene 
elektronisch erstellte Zeitung mit sich brächte; er nannte sie »The Daily 
Me« (Negroponte 1995: 152 f.). 
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Cass Sunstein (2009) und Eli Pariser (2011) haben diesen Ansatz  weiter 
ausgebaut und vor der wachsenden Isolation einzelner Segmente der Gesell-
schaft in jeweiligen filter bubbles, die voneinander wenig bis nichts wissen und 
die Welt unterschiedlich wahrnehmen, gewarnt. Dadurch werde nicht nur 
das Potenzial des Internets zur Verbreitung von Wissen und zur Dezentrali-
sierung von Kontrolle nicht genutzt, vielmehr bestehe die Gefahr, dass Macht 
und Entscheidungen stattdessen weiter  konzentriert würden (Pariser 2011: 
218). Der Verfassungsjurist und Verhaltensökonom Sunstein (2009: 5 f., 222 f.) 
sah durch diese Entwicklung letztlich sogar die Staatsform Republik bedroht, 
denn sie bedürfe für ihr Funktionieren der gemeinsamen Erfahrung ihrer 
Bürgerinnen und Bürger und ihres gegenseitigen Austausches. Das Internet 
biete viel Potenzial in diesem Sinne, doch bestehe die große Gefahr, dass 
diese sich in virtuelle  »Echokammern« begäben, in denen sie nur das sähen 
und läsen, was sie interessiere, und sie vor dem bewahrt würden, was sie nicht 
sehen wollten.  Paradoxerweise würden also durch die Ausübung der Wahl-
freiheit letztlich genau die Grundlagen dieser Freiheit gefährdet.

Für die beschriebene Erwartung zunehmender kommunikativer Isolie-
rung von Teilgruppen der Gesellschaft kann man mittlerweile  konkrete 
Beispiele anführen. Eine Vielzahl von Websites und Newsfeeds hat sich 
 darauf spezialisiert, Informationen und Meinungen nur aus ganz bestimm-
ten Perspektiven zu sammeln und wiederzugeben. Durch eine solche Bün-
delung wird ein bestimmtes Publikum angezogen, das sich das eigene 
Zusammensuchen solcher Informationen spart und dem die Begegnung 
mit anderen Standpunkten erspart wird. Wie unterschiedlich die resul-
tierenden Weltsichten sein können, zeigt das Wall Street Journal auf einer 
Website mit dem Titel Blue Feed, Red Feed (Keegan 2016). Sie zeigt Infor-
mationen zu  kontroversen Themen der amerikanischen Politik (etwa 
Abtreibung, Waffenrechte, Einwanderung), indem sie auf progressive 
(«blue») bzw. konservative («red») Sichtweisen spezialisierte Websites ein-
ander gegenüberstellt und so den Kontrast der Perspektiven betont.

Das Ausmaß der politischen Polarisierung in den USA (und die dar-
aus folgenden Dysfunktionalitäten wie Blockaden der Gesetzgebung) 
führte dazu, dass die American Political Science Association 2013 eine Arbeits-
gruppe zu diesem Thema einsetzte. Ihre empirischen Ergebnisse bestäti-
gen eine beständig ansteigende Polarisierung, machen jedoch auch klar, 
dass es sich dabei um einen bereits seit mehreren Jahrzehnten anhalten-
den Prozess mit komplexen Ursachen handelt (Barber/McCarty 2016). Die 
oben diskutierte Verdichtung der Kommunikation hat diesen Prozess also 
nicht ausgelöst; sie hat ihn aber auch nicht abgemildert (etwa im Sinne der 
Erwartung, dass mehr Kommunikation zu besserem Verständnis anderer 
Positionen führe). Untersuchungen deuten vielmehr darauf hin, dass eine 
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bessere Versorgung mit Internetzugängen und ein leichterer Zugang zu 
mehr Information mit einer Verschärfung der politischen Polarisierung einher-
gehen (Lelkes u. a. 2017).

Einflussnahme auf die politische Willensbildung

Aus der Perspektive der politischen Willensbildung sind zwei  weitere Pro-
blembereiche zu benennen. Zum einen geht es um die Fähigkeit der Kon-
sumentinnen und Konsumenten, die erhaltenen Informationen bezüglich 
ihrer Qualität, ihrer Herkunft und der mit ihnen eventuell verbundenen 
Interessen einzuordnen und zu bewerten. So ist es z. B. gerade bei elek-
tronischen Medien wichtig, Werbung und redaktionelle Inhalte ausein-
anderhalten zu können, da erstere dort oft als native advertising  dargestellt 
wird (d. h. vom Aussehen her dem redaktionellen Inhalt  angeglichen ist). 
Zu einer Schlüsselkompetenz wird es, echte Nachrichten von Fake News 
unterscheiden zu können – denn im Internet ist der  Informations konsument 
ja aufgrund der oben erwähnten » Disintermediation« ohne einen kundigen 
(redaktionellen) Lotsen unterwegs. Eine umfangreiche Studie der Stan-
ford History Education Group (2016) zeigt jedoch, dass gerade Jüngere große 
Schwierigkeiten haben, diese Unterscheidungen korrekt  vorzunehmen oder 
die Informationsqualität von Behauptungen in Social Media einzuordnen.

Diese Schwierigkeiten können natürlich von interessierter Seite bewusst 
für Propagandazwecke genutzt werden. Eine ausführliche Studie unter der 
Leitung des Harvard-Politologen Gary King hat beispielsweise die Nut-
zung von Social Media durch die chinesische Regierung untersucht (King 
u. a. 2017). Sie kommt zu dem Ergebnis, dass schätzungsweise bis zu zwei 
Millionen von der Regierung beschäftigte Autoren für ca. 448 Millionen 
Kommentare pro Jahr verantwortlich sind, mit denen jedoch nicht Kritik 
an der Regierung unterbunden werden soll, sondern vor allem die Auf-
merksamkeit auf andere Themen gelenkt wird. Politische Ziele sind die 
Verhinderung von collective action und die Nutzung von Social Media als 
Problemindikator. 

Die Öffentlichkeit in liberalen Demokratien sucht man dagegen aktiv zu 
beeinf lussen. Automatisierte Programme (sogenannte Social Bots) posie-
ren als menschliche Kommentatoren und greifen mit  Erwiderungen und 
Kommentaren, die den Präferenzen ihrer Auftraggeber entsprechen, in Dis-
kussionen im Internet ein. Durch intensives Posten kann so  übertriebene 
Unterstützung für bestimmte Positionen simuliert werden und durch 
Manipulation können ausgewählte (trending) Hashtags erhöhte Aufmerk-
samkeit erlangen. Die wissenschaftliche Erforschung des Phänomens ist 
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schwierig und hat erst begonnen; Analysen des Oxford  Internet  Institute zum 
Einsatz von Social bots bei der Brexit-Kampagne, der  US-Präsidentenwahl 
2016 und der französischen Präsidentschaftswahl 2017 deuten jedoch auf 
einen wachsenden Einsatz solcher Instrumente hin (siehe zum Forschungs-
projekt http://politicalbots.org/). Da Bots billig zu programmieren und 
kostengünstig einzusetzen sind, ist ihr vermehrter Einsatz zumindest so 
lange zu erwarten, wie der Verkehr in den Social Media für ein Abbild der 
Präferenzen der Wählerschaft gehalten wird und deshalb entsprechende 
politische Reaktionen auslöst.

Ist Abhilfe möglich?

In diesem Beitrag wurde argumentiert, dass die stark gestiegene elektroni-
sche Kommunikationsdichte (neben vielen positiven Wirkungen) auch zu 
Orientierungsschwierigkeiten und Informationsentwertung, die den poli-
tischen Dialog erschweren und Polarisierung befördern, beigetragen hat. 
Die für ein demokratisches Gemeinwesen erforderliche politische Willens-
bildung wird so beeinträchtigt, die Gefahr einer gesellschaftlichen »Ver-
säulung« befördert. Es stellt sich daher die Frage, ob regulative Eingriffe 
erforderlich sind – und ob sie etwas bewirken können.

Rufe nach staatlicher Regulierung sind von verschiedenen  politischen 
Kräften erhoben worden, z. B von Bündnis 90/Die Grünen (Notz 2017) 
Allerdings sind solche Forderungen aus grundsätzlichen wie aus pragmati-
schen Gründen mit Fragezeichen zu versehen: Es ist zum einen sehr zweifel-
haft, ob in liberalen Demokratien, in denen es keine Zensur, wohl aber Mei-
nungsfreiheit gibt, staatliche Aufsicht in diesem Bereich ausgeübt  werden 
sollte. Und selbst wenn man dies bejahte, kämen große Schwierig keiten bei 
der praktischen Umsetzung hinzu: Wer soll über  Regelverstöße entscheiden 
und nach welchen Kriterien? Gerade bei Social Media kommt es darauf an, 
rasch zu reagieren, was einem  verwaltungsbasierten  Verfahren nur schwer-
lich möglich wäre. Das bedeutet nicht völlige legislative Enthaltsamkeit – 
eine Transparenzpf licht für Wahlkämpfe, die z. B. dark posts (Anzeigen etwa 
auf Facebook, die nur für den individuell angesprochenen Nutzer, nicht aber 
für die Allgemeinheit sichtbar sind) untersagt, könnte mit Bezug auf Grund-
sätze liberaler Demokratie durchaus  eingeführt werden.

Eine zweite Möglichkeit ist eine Selbstregulierung der IuK-Industrie 
durch Formen der Selbstverpf lichtungen, wie sie etwa Facebook-Chef 
Mark Zuckerberg im Februar 2017 beschrieben hat. Man sei sich der Ver-
antwortung der Firma sowie der Probleme von Polarisierung und Fake 
News bewusst; andererseits sei auch die Meinungsfreiheit ein sehr hohes 

http://politicalbots.org/
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Gut. Mit Anmerkungen hinsichtlich der Umstrittenheit von Behauptun-
gen und Maßnahmen gegen die Verbreitung von Sensationalismus in den 
Newsfeeds wolle man deshalb in Zukunft mäßigend einzuwirken versu-
chen. Zwar sind solche Vorsätze sicher zu begrüßen, doch ist das Thema 
wohl zu wichtig, um es allein der Industrie zu überlassen.

Als besserer Ansatz erscheint deshalb ein Fokus auf die Erziehung der 
Informationskonsumentinnen und -konsumenten mit dem Ziel, bei ihnen 
ein Bewusstsein für die Probleme in diesem Bereich zu schaffen, ihre Kom-
petenz zur Einordnung von Nachrichten und Behauptungen zu erhöhen, 
sie gegen falsche und hetzerische Aussagen möglichst zu immunisieren und 
ihre Ref lexionsfähigkeit im Bereich der Quellenkritik zu erhöhen. Sol-
che Maßnahmen können unterstützt werden durch kompetente, verläss-
liche und rasch reagierende Faktenchecker – wie das etwa die unabhän-
gig finanzierte Website PolitiFact (www.politifact.com) in den Vereinigten 
Staaten tut. Angesichts der zentralen Rolle, die Informationen heute und 
in Zukunft im sozialen wie politischen Leben spielen werden, ist das eine 
der wichtigsten Aufgaben, denen sich die politische Bildung im Bereich 
Medienkompetenz über alle Träger hinweg gegenübersieht.
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Norbert Kersting

Online-Partizipation und Medienkompetenz: 
Kann man Netiquette lernen? 

Die Erwartungen an demokratische Innovation, d. h. an eine Qualifizie-
rung von Demokratien über die neuen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, waren hoch (Kersting 2012). Mit der Herausbildung 
des Internets prognostizierten viele Experten eine neue attische Demo-
kratie, die – so wurde konstatiert – durch einen offenen Zugang zu den 
Medien sowie einen Wegfall von Kontrollinstrumenten und Zensur einen 
neuen Strukturwandel der Öffentlichkeit ermöglichen und zur freien 
Artikulation von Bürgerinteressen führen würde (Habermas 1990). Die 
neue demokratische Öffentlichkeit bietet neue Möglichkeiten der Trans-
parenz und stellt – so die Vorstellung – einen Resonanzraum zur Heraus-
bildung einer öffentlichen Meinung dar (Castells 2008). Dabei könnte sie 
sich der Kommerzialisierung und Mediatisierung von Politik, die durch 
große Medienkonzerne und -monopole geprägt wird, entgegenstellen und 
neue Gegenöffentlichkeit konstituieren (Emmer u. a. 2011). 

Die Erwartungen trafen nicht ein – im Gegenteil. Es scheint sich im 
Internet eher eine Radikalisierung zu realisieren, wie an den vielfältigen 
Hassreden in segmentierten Teilöffentlichkeiten deutlich wird (s. Echo-
kammern). Dies führte zu einer Kontroverse über Zensur und Kontrolle 
der Meinungsfreiheit auch in modernen Demokratien. 

Das Verdikt mangelnder deliberativer Qualität im Internet ist nicht neu. 
Diese misst sich in der Nutzung von Fakten und Argumenten, gegenseiti-
gem Respekt, im Eingehen auf Argumente der Diskussionspartnerin bzw. 
des Diskussionspartners und im Idealfall in der Entwicklung eines Kom-
promisses. Bereits Studien zu Beginn der 2000er Jahre zeigten die mangel-
hafte deliberative Qualität der Onlinediskurse (Kersting 2005). Zu dieser 
Zeit reagierten die bestehenden Webforen der öffentlich-rechtlichen wie 
privaten Print- und audiovisuellen Medien zumeist mit der Einführung 
der Pf lichtregistrierung mit Klarnamen. Hier über konnte kurzfristig eine 
Verbesserung der Qualität erreicht werden (ebd.). Damals wurde konsta-
tiert, dass die Online-Nutzer die  entsprechenden Verhaltenskodizes und 
die »Netiquette« noch lernen müssten. Sind in der vergangenen Dekade 
diese digitalen Kompetenzen in Form einer  Netiquette nicht gelernt wor-
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den? Das Phänomen der Hassredner im Netz scheint dies offensichtlich 
zu machen. Aber sind dies nur Einzelphänomene besonders lautstarker 
Akteure im Netz? Kritiker werden antworten, dass es sich bei den neuen 
Hassrednern um neue digital immigrants handeln könnte, denen es an Res-
sourcen mangelt, und dass zudem jede Generation neu die entsprechenden 
Handlungsprädispositionen erlernen muss.

Im Folgenden werden kurz die Formen von Online-Beteiligung defi-
niert. Hierbei wird zwischen repräsentativen, direkten-demokratischen, 
deliberativen und demonstrativen Beteiligungsformen unterschieden. Insbe-
sondere die Letzteren haben einen starken Fokus auf Expressivität.  Handelt 
es sich hierbei um einen »Slacktivism«, d. h. oberf lächliche Beteiligungs-
instrumente ohne Wirkung, die bei den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern aber Zufriedenheit hervorrufen (Morozov 2011), oder um eine wich-
tige identitätsstiftende Expressivität, die in unterschiedlichen Altersgruppen 
und unterschiedlichen sozialen Milieus besondere Bedeutung besitzt? 

Letztendlich ergibt sich hieraus die Frage unterschiedlicher sozialer 
Gruppen und Parallelwelten im Netz. Werden diese durch die Segmen-
tierung im Internet verstärkt und entwickeln sich über die Informations-
enklaven Parallelgesellschaften?

Ist diese Expressivität eine neuere Entwicklung oder ist sie ein Phäno-
men, das sich durch die neuen Beteiligungsgruppen im Internet auszeich-
net? Ist dieses Phänomen kennzeichnend für neue rechtspopulistische Par-
teien? Zur Beantwortung dieser Fragen werden Webforen-Beiträge aus 
den Jahren 2003 und 2012 dahingehend untersucht, inwieweit die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer respektvoll miteinander kommunizieren. 
Der hierfür genutzte Indikator ist ein einzelner Indikator aus dem anhand 
von Haberma’schen Kriterien entwickelten und für Online-Dialoge ange-
passten Deliberative Quality Index (Kersting 2005). Mit der Analyse wird 
der Frage nachgegangen, was diese expressive Kommunikationsform aus-
macht und ob sich das Lernen guter Umgangsformen – Netiquette – im 
Netz realisiert. 

Partizipativer Rhombus und Expressivität

Politische Beteiligung wird hier definiert als individuelles und kollekti-
ves Engagement zur Beeinf lussung von politischen Entscheidungen. Im 
partizipativen Rhombus (Kersting 2014, 2015, 2016a) werden vier Sphä-
ren politischer Aktivitäten unterschieden (vgl. Abb. 1): repräsentative 
Parti zipation (Wahlen, die Kontakte zu Politikerinnen und Politikern, 
die Mitgliedschaft in Parteien etc.), direktdemokratische Partizipation 
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(Referenden, Petitionen), deliberative Beteiligung (Foren, Runde Tische, 
 Planungszellen, Beiräte etc.) und demonstrative Partizipation (Demonstra-
tionen, Leserbriefe etc.). In der Bewertung der Wirksamkeit schneiden die 
einzelnen Instrumente (Foren, Planungszellen, Kinder- und Jugendparla-
mente etc.) sehr unterschiedlich ab (Kersting 2016a, Deutsches Jugend-
institut/TU Dortmund 2015). Diesen Off line-Beteiligungsinstrumenten 
sind zusätzliche Online-Instrumente, die sich ebenfalls den vier Sub-
systemen zurechnen lassen, zugeordnet (Kersting 2008, 2014).

Abb. 1: Invited und invented space in der Offline- und Online-Partizipation

Direktdemokratische Partizipation:
Initiative/Referendum
Meinungsumfragen
Unterschriftenlisten

Deliberative Partizipation:
Forum (Runde Tische)

Mini-public (Planungszelle)
Moderne Beiräte

Demonstrative Partizipation:
Demonstration 

Leserbriefe

Crowdsourcing
(Online-Bürgerhaushalt)

Crowdmonitoring
(Facebook etc.)

Repräsentative Partizipation:
Wählen 

Politische Kontakte
Politische Parteiarbeit

»Invented space« 

Online- und Offline-Partizipation

»Invited space« 

Quelle: Kersting 2014

Die Online-Partizipationsformen beinhalten Instrumente, die sich dem 
Bereich der repräsentativen Partizipationsformen zuordnen lassen, wie 
Onlinewahlen oder voting advice applications (VAA) wie dem »Wahl-O-Mat« 
oder dem kommunalen »Wahlsager«. Sie umfassen direktdemokratische 
thematische Abstimmungen im Rahmen eines elektronischen Vorschlags-
wesens mit Abstimmungsmöglichkeiten wie bei Online-Bürgerhaushal-
ten. Des Weiteren sind deliberative Partizipation in Blogs, Online-Kon-
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ferenzen und in sozialen Medien zu nennen. Demonstrative Partizipation 
findet sich z. B. als hybride blended participation in Form von Flashmobs etc.

Bei vielen Instrumenten der Online-Beteiligung, die auf den ersten 
Blick als deliberative Instrumente erscheinen, zeigt sich oft schnell, dass 
die deliberativen Komponenten tatsächlich oft nur gering ausgeprägt sind 
und es sich vielfach eher um expressive demonstrative Partizipation handelt 
(Kersting 2014, 2015, 2016b). Eine Deliberation und Ref lexivität findet 
nicht statt. Expressive Online-Partizipation basiert nach Gibson und Can-
tijoch (2013: 714) eher auf einer starken Individualisierung sowie häufig 
auf postmaterialistischen kritischen Werten. So entwickelte der expressive 
Modus der Partizipation spontane irreguläre Formen des Engagements, die 
neue Themen auf die Agenda setzen. Auch Schlozman u. a. (2012) sehen 
hierfür die expressive Wertorientierung im Postmaterialismus als Ursache. 
Dabei scheinen sich die expressiven Partizipationsformen aber auch auf 
andere Gruppen zu übertragen.

In der Deliberation zeigt sich auch ein liberal individualistisches Eigen-
interesse (Mansbridge u. a. 2010, Teorell u. a. 2007, Dahlberg 2001: 158). 
Papacharissi (2009: 236) spricht von einem zivilen Narzissmus (»civic nar-
cissim«), der die individuelle Selbstdarstellung in den Vordergrund rückt 
und nicht die Heterogenität und Diversifizierung veröffentlichter Mei-
nungen voranreibt. Hamlin und Jennings (2011: 649) unterscheiden auch 
deshalb zwischen instrumenteller und expressiver politischer Beteiligung, 
die nach ihnen beide wichtige menschliche Motivationsmuster darstellen. 
So sehen Inglehart und Welzel (2005: 139) Selbstexpression als grundle-
gendes menschliches Bedürfnis. Zudem dient diese Expression dem Abbau 
von Stereotypen und der Steigerung von Transparenz und kann die not-
wendige Empathie beinhalten. Diese Selbstexpression gipfelt im ober-
f lächlichen »Slacktivism«, der als rein expressive politische Handlungsform 
oft nicht überwunden wird (Morozov 2011, Christensen 2011, Steinbre-
cher 2009: 33 – 37). Slacktivism wie z. B. das Verteilen von »Likes« und 
»Dislikes« oder der Austausch von Bildern in sozialen Netzwerken beinhal-
tet vor allem textunabhängige Ausdrucksformen (Christensen 2011). Wäh-
rend Deliberation auf Ref lexivität setzt, besitzt Slacktivism die maximale 
Expressivität des Individuums. 

Webforenanalyse

Politische Kommunikation und politische Diskurse sind elementar und 
zentral für die Qualität von Demokratien. Insbesondere mit dem delibera-
tiven Wandel gerät der Diskurs ins Zentrum politikwissenschaftlicher Ana-
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lysen (vgl. zum deliberative turn Dryzek 2002). Im Folgenden wird dabei auf 
das Konzept von Habermas zur deliberativen Demokratie rekurriert, das 
diese gesprächszentrierte Partizipation in den Vordergrund rückt (Haber-
mas 1981). Auch wenn es sich hierbei um ein normatives Konzept handelt, 
das operationalisiert werden muss, kann es zur Analyse beitragen. Dabei 
wird von der Hypothese ausgegangen, dass die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien die politische Integration auf allen politi-
schen Ebenen erhöhen und dabei nicht nur die Transparenz, sondern auch 
die Deliberation in den Vordergrund rücken (Benhabib 1996).

Bei der Darstellung der empirischen Ergebnisse werden die Resultate 
von Studien von 2003 mit den Ergebnissen von 2012 verglichen. Zu jedem 
Zeitpunkt wurden etwa 120 Diskurse (Threads) untersucht. Der inhalt-
liche Schwerpunkt lag auf dem Thema »Europäische Union« bzw. »Krise 
der Europäischen Union«. Analysiert wurden die zwei großen politischen 
Magazine Der Spiegel und Focus als private Printmedien, die Online-Web-
foren betreiben. Bereits bei den Studien von 2003 stellte sich die Frage, 
wie die deliberative Qualität war, ob die neuen Webforen politische Parti-
zipation erweitern und somit Demokratien stärken (Kersting 2005). Dabei 
wurde davon ausgegangen, dass es sich hierbei um eine asynchrone Kom-
munikation handelte, d. h., dass ein time split existierte und der Dialog zwar 
schriftlich und nicht face-to-face, Konversation aber dennoch virtuell, wenn 
auch nicht analog erfolgte. Bei Webforen ist es in der Regel möglich Bil-
der und Grafiken einzufügen, doch die hier untersuchten Foren erlaubten 
lediglich Textbeiträge.

Im Mittelpunkt der Analyse steht die Qualität der Deliberation. Steen-
bergen u. a. (2003) haben auf Grundlage der Haberma’schen Theorie deli-
berativer Diskurse (1962) ein Instrument zur Messung der deliberati-
ven Qualität von Diskursen, den Discourse Quality Index, entwickelt und 
zunächst auf Debatten des britischen Unterhauses angewendet. Dabei hob 
sich ihr Index von anderen Analyseinstrumenten für politische Kommu-
nikation ab (Gerhards/Schäfer 2010, Holzinger 2001, Stromer-Galley 
2007). Kerstings Deliberative Quality Index (2005) ist eine Adaptation des 
Discourse Quality Index für Online Kommunikation (Kies 2010; Zimmer-
mann 2017). Beide Indizes beinhalten neben der Offenheit der Diskurse 
die Variablen »Nutzung von Argumenten«, »Gemeinwohlorientierung«, 
»Respekt gegenüber Argumenten der Dialogpartner« und »Ref lexivität«. 
Kersting (2005) zeigte, dass die untersuchten Webforen in der Mehrzahl 
durch Monologe und nicht durch Dialoge charakterisiert waren. Eine 
Gemeinwohlorientierung war teilweise vorhanden. Es wurden aber nur 
selten Argumente herangezogen. Es kam zudem nicht zu einer ref lexiven 
Deliberation und einem Eingehen auf die Argumente der anderen Teil-
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nehmerinnen und Teilnehmer. Vielmehr war die Diskussion durch einma-
lige aggressive Statements gekennzeichnet (zu weiteren Details vgl. ebd.). 

Die folgende Analyse fokussiert im Zeitvergleich (2003 und 2012) vor 
allem auf Respekt gegenüber Argumenten der Dialogpartner (vgl. Abb. 2). 
Weiter gehende Analysen z. B. von Metadaten zu den Untersuchungs-
einheiten (Threads) und von anderen Indikatoren (Rechtfertigung durch 
Argument, Ref lexivität, Gemeinwohlorientierung, Konsens) werden an 
anderer Stelle analysiert (Kersting 2017). 

Der Respekt gegenüber anderen zeigt sich daran, dass positive und keine 
»gehässigen« negativen Aussagen über andere Gruppen und Minderheiten 
getätigt werden. Beim Spiegel waren 2003 16 % der Threads durch nega-
tive diffamierende Aussagen gegenüber anderen Gruppen gekennzeich-
net. Dieser Anteil stieg 2012 sogar auf 33 %. Einen sogenannten impliziten 
Respekt, d. h. weder positive noch negative Aussagen gegenüber Gruppen, 
hatte 2003 nahezu die Hälfte der Kommentare aller Threads. Dieser Wert 
lag auch 2012 bei 49 %. Einen deutlichen expliziten Respekt mit positi-
ven Aussagen gegenüber anderen Gruppen hatten 2003 36 % aller Threads. 
2013 waren es lediglich noch 18 %. Der Respekt gegenüber Andersden-
kenden und anderen Kulturen und Religionen nahm also ab. Diffamie-
rung und Hassreden scheinen im Netz dagegen zuzunehmen. 

Abb. 2: Diskursqualität: Respekt gegenüber anderen Individuen (in %)
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expliziter Respekt (min. 1 
positive Aussage)
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Aussagen über Gruppen)
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Quelle: Eigene Erhebung, vgl. auch Kersting 2005
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Beim Focus lagen die negativen Aussagen gegenüber anderen Gruppen 
höher. 32 % zeigten 2003 keinen Respekt bzw. nur negative Aussagen über 
Gruppen und äußerten sich negativ zu anderen Bevölkerungsteilen. Dieser 
Wert stieg 2012 auf 63 %. Der implizite Respekt war 2003 bei 46 % aller 
Beiträge gegeben, 2012 nur noch bei 41 %. 2003 wurde bei 22 % der Bei-
träge ein expliziter Respekt gegenüber anderen Gruppen offensichtlich – 
2012 dagegen nur noch bei 8 %.

Konklusion

Webforen wurden in dieser Untersuchung als eine innovative Form der 
Öffentlichkeit betrachtet. Aus Sicht des deutschen Presserates sind Online-
Leserkommentare auf die gleiche Stufe zu stellen wie klassische Leser-
briefe (Lütkemeier/Müller 2014). Insofern wären hier auch die publizis-
tischen Grundsätze der wahrhaftigen Unterrichtung der Öffentlichkeit 
anzusetzen. Da die Verfasserin oder der Verfasser eines Kommentars kei-
nen Rechtsanspruch auf Veröffentlichung hat, unterliegt die Auswahl der 
Einsendungen den Redaktionen. Diese entscheiden, ob ein allgemeines 
Interesse an der Veröffentlichung einer Einsendung vorliegt. Grundsätz-
lich gilt dabei, dass Meinungen öffentlich werden sollen, die nicht unbe-
dingt denen der Redaktion entsprechen. Insofern ist Leserbriefen wie auch 
Webforen die Funktion des Agenda-Settings zuzusprechen. 

Grundsätzlich zeigt sich, dass die Qualität der Diskurse in den Web-
foren von 2003 bis 2012 abnimmt. Hiervon ist der Spiegel etwas weniger 
betroffen als der Focus. Deutlich wird ein Rückgang des Respektes gegen-
über anderen Teilnehmerinnen und Teilnehmern. 

Bereits zu Beginn des Millenniums war die Kritik an der mangeln-
den Netiquette allgegenwärtig. Die Maßnahmen, wie das Einführen einer 
Klarnamenpf licht, scheinen nur begrenzt gefruchtet zu haben. Gleichzei-
tig haben sich Kontextfaktoren zum Negativen geändert. So wird – wohl 
aus Kostengründen  – die Moderation der Webforen zunehmend redu-
ziert. Dias ist problematisch, da diese die Diskursqualität in Foren durch 
verschiedene Maßnahmen positiv beeinf lussen kann. Sie kann einerseits 
Probleme abmildern, indem sie direkt in die Debatten interveniert. Ande-
rerseits kann durch die bloße Existenz einer Moderation die Qualität der 
Diskurse trotz Kontroversen gesichert werden (Wright 2006: 551). Ihr 
Wegfall kann also zur Minderung der Qualität der Diskurse beitragen. 

Lassen sich Lösungswege beschreiben oder ist die niedrige Qualität der 
Diskurse dem Internet inhärent? Wie angedeutet, ist eine Rückkehr zur 
verstärkten Moderation förderlich. Darüber hinaus lassen sich technische 
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Lösungen nutzen, mit denen z. B. sichergestellt wird, dass Texte zunächst 
gelesen werden müssen, bevor sie kommentiert werden dürfen. Das Instru-
ment Zensur ist wiederum bei strafrechtlich verfolgbaren Hassreden anzu-
wenden. Dessen Anwendung sollte aber immer die Ausnahme bleiben. 
Grundsätzlich wird eine formale und eine informelle Zertifizierung ein-
treten. So werden Qualitätsmedien und Regenbogenpresse unterschieden. 
Deliberative Foren (von öffentlich rechtlichen Fernsehsendern, anspuchs-
vollen Printmedien) werden sich als qualitative hochwertige Medien in 
bestimmten Bevölkerungsgruppen (höhere Bildung) durchsetzen. Reine 
expressive Artikulation wird andere Foren und Medien wählen. Illegale 
Statements und Äußerungen werden im Darknet verschwinden. 

Digitalen Kompetenzen und Kennnisse über die Qualitätsmedien wer-
den im Sozialisationsprozess, d. h. auch in der Schule und in den Erwach-
senenbildungsinstitutionen, vermittelt. Ein zweiter Schritt liegt in der 
Entwicklung neuer Beteiligungsangebote mit einer Kombination von 
Online- und Off line-Instrumenten, d. h. einer hybriden blended  participation 
(Kersting 2014). Hierbei können die positiven Charakteristika der digita-
len wie der analogen politischen Beteiligungsinstrumente kombiniert wer-
den. Online-Plattformen sollten stärker mit dialogischen Off line-Beteili-
gungsforen verknüpft werden. 
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Peter Schaar

Überwachung, Algorithmen und 
Selbstbestimmung

Überwachung ist kein neues Phänomen. Nicht erst seit dem Sommer 2013, 
als Edward Snowdens Enthüllungen die weltweite Überwachung durch 
die amerikanische National Security Agency (NSA) belegten, sammeln 
Nachrichtendienste vertrauliche Informationen, von denen sie annehmen, 
dass sie für ihre Regierungen nützlich sein könnten – die Bezeichnung 
der Spio nage als »zweitältestes Gewerbe der Welt« (Grutzpalk/Zischke 
2012) deutet auf diese lange Geschichte hin. Auch in analogen Zeiten 
hat es Ansätze staatlicher Massenüberwachung gegeben. Ein Beispiel war 
die umfangreiche  – doppelte  – Überwachung des grenzüberschreiten-
den Brief- und Fernmeldeverkehrs im geteilten Deutschland (Foschepoth 
2012: 42), die bis zum Mauerfall 1989 praktiziert wurde: Sowohl die öst-
lichen als auch die westlichen Geheimdienste lasen und hörten mit, was 
sich die Deutschen beiderseits des »eisernen Vorhangs« mitzuteilen hatten.

Auch Unternehmen begannen bereits lange vor Beginn des Digital-
zeitalters mit dem systematischen Sammeln und Auswerten von Daten: 
Bereits ab den 1920er Jahren versahen Banken Stadtteile und ihre Bewoh-
ner mit Bonitätsnoten (»Scorewerte«). Auf Stadtplänen wurden die Viertel 
mit weniger zahlungskräftiger Bevölkerung rot umrandet (»Redlining«), 
während die besseren Stadtteile gelb oder blau gekennzeichnet wurden. 
Die Bewohner rot markierter Stadtteile hatten praktisch keine Chance auf 
einen Kredit. Die Ergebnisse dieser Klassifizierung lassen sich bis heute 
besichtigen: Familien, die es sich irgendwie leisten konnten, zogen aus 
den rot markierten Gegenden in besser klassifizierte Stadtteile, so dass 
die soziale Zusammensetzung der verbliebenen Bewohnerschaft immer 
ungünstiger geworden ist. Die schlechte Risikobewertung beschleunigte 
den sozialen Abstieg ganzer Stadtregionen, wobei insbesondere ethnische 
Minderheiten auf der Strecke blieben.

Die Marktforschung arbeitete in analogen Zeiten ganz überwiegend mit 
repräsentativen Methoden, bei denen aus dem Verhalten von Stichproben 
auf übergreifende Stimmungen und Veränderungen geschlossen wurde. 
Die Vorstellung, sämtliche Transaktionen – und sei es nur in einem über-
schaubaren Marktsegment – zeitnah zu erfassen und auszuwerten, schei-
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terte weitgehend an unzureichenden Erfassungs- und Auswertungsmög-
lichkeiten. 

Big Data

Nach den von Gordon Moore 1965 formulierten Erkenntnissen verdoppelt 
sich die Verarbeitungskapazität elektronischer Komponenten seit der Erfin-
dung der Computertechnik in den 1940er Jahren regelmäßig (» Mooresches 
Gesetz«) bei unveränderten Komponentenkosten (Moore 1965). Empirisch 
hat sich diese These bestätigt. Bis heute verdoppeln sich die Speicher-
kapazitäten von Festplatten, USB-Sticks und sonstigen Speichermedien 
alle 18 bis 24  Monate bei unverändertem oder sogar sinkendem Preis. 
Ebenso schnell beschleunigt sich die Verarbeitungsgeschwindigkeit von 
Prozessoren und ähnlich verhält es sich mit den Übertragungskapazitäten 
in Netzwerken. Das anhaltend schnelle digitale Wachstum hat dramatische 
Folgen: Elektronische Komponenten haben inzwischen analoge Systeme 
in nahezu allen Bereichen der Kommunikations-, Antriebs-, Mess- und 
Steuerungstechnik ersetzt. Informationen werden heute fast durchgängig 
digital erfasst, gespeichert, übertragen und ausgewertet. 

Angesichts drastisch gesunkener Preise für Speicherchips können gewal-
tige Datenmengen im schnellen Hauptspeicher von Computersystemen 
verarbeitet werden. Mit der neuen Technik können Verknüpfungen prak-
tisch in Echtzeit vorgenommen werden. Die digitale Verarbeitung ermög-
licht nicht nur die schnelle Erschließung und Auswertung der erfass-
ten Inhalte. Bei digitalen Transaktionen entstehen »Metadaten«, die das 
Umfeld der jeweiligen Aktivität beschreiben: Datenmenge und -art, Uhr-
zeit, Dauer, Ort, Urheber, Beteiligte usw. Diese Metadaten – in der Tele-
kommunikation »Verkehrsdaten« genannt – fallen nebenbei an, quasi als 
Abfallprodukte der digitalen Verarbeitung. Erst allmählich wurde erkannt, 
welchen Wert sie repräsentierten. So wie in der materiellen Welt ver-
sucht wird, die im Abfall gelandeten Werkstoffe zu recyceln, bilden die 
Metadaten das eigentliche »Öl« des Informationszeitalters: Sie können voll-
automatisch erfasst und ausgewertet werden, das Datenvolumen ist nicht 
annähernd so groß wie dasjenige der Inhaltsdaten und aus ihnen können 
umfassende Beziehungs- und Verhaltensprofile abgeleitet werden.

Neuen Schub gewinnt die Digitalisierung mit dem Einbau von Infor-
mationstechnik in alle möglichen Gegenstände. Damit verschwimmen die 
Grenzen zwischen der virtuellen und der realen Welt. Im »Internet der 
Dinge« kommunizieren Geräte, Fahrzeuge, Verpackungsmaterialien und 
Kleidungsstücke mit ihrer technischen Umwelt. Sie können aus dem Netz 
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identifiziert, geortet und gesteuert werden. Im Jahr 2015 waren bereits 
mehr als 15 Milliarden Gegenstände per Funktechnik – mittels »Radio 
Frequency Identitification« (RFID) – miteinander vernetzt und es wird 
erwartet, dass sich diese Zahl bis 2020 mindestens verdreifachen wird. Aus 
dem »Internet of Things« wird damit ein »Internet of Everything« (Baker 
2015). Auch wenn die massenhaft und permanent generierten Daten sich 
zunächst auf die Gegenstände oder Gerätschaften beziehen, können sie 
gleichwohl auch Aussagen über Personen enthalten. Wenn festzustellen ist, 
wer ein Gerät mit sich führt oder bedient, wird bei der Ortung der Sache 
auch der Aufenthaltsort der Person festgestellt. Das digitalisierte Auto spei-
chert alle möglichen technischen Parameter, die das Verhalten des Halters 
oder Fahrers beschreiben und die ggf. auch gegen ihn verwendet werden 
können, etwa wenn es zu einem Unfall kommt. 

Zugleich rücken Sensoren immer näher an unseren Körper heran. 
Bereits heute werden in Kliniken Neugeborene mit einem RFID-Arm-
band versehen, um Verwechslungen im Krankenhaus zu verhindern. 
Ähnliche Projekte gibt es auch für Demenzkranke, die man auf diesem 
Wege daran hindern möchte, ihr Krankenhaus oder ihre Wohnanlage 
zu verlassen (Gneuss 2006), eine Art »elektronische Fußfessel« für Alte. 
Recht gut verkaufen sich Fitnessarmbänder, die nicht nur die Schritte der 
 Trägerinnen und Träger zählen und ihren Aufenthaltsort feststellen, son-
dern auch ihre Schlafgewohnheiten, die Puls-Frequenz und andere Vital-
funktionen überwachen und basierend auf deren Analyse Tipps für ein 
gesünderes Leben liefern. Schon haben Versicherungen angekündigt, 
jenen Kunden einen Rabatt zu gewähren, die einen gesunden Lebensstil 
mittels Fitness- Tracker und »Gesundheits-Apps« nachweisen (Zeh 2014). 
Der nächste logische Schritt sind in den Körper eingebaute Funkchips, 
die zur Ortung, zur Erfassung medizinischer Werte oder auch zur Iden-
tifikation verwendet werden. Bereits jetzt werden solche Techniken in 
 einzelnen Bereichen eingesetzt, etwa in Herzschrittmachern und bei Insu-
linpumpen für Zuckerkranke.

Stand zunächst bis etwa vor zehn Jahren das einzelne Datum, der jewei-
lige Prozess oder die zu erfüllende Aufgabe im Mittelpunkt des Interes-
ses (»Small Data«), änderte sich die Perspektive mit den riesigen, jederzeit 
verfügbaren Datenmengen dramatisch. »Big Data« steht wie kein ande-
rer Begriff für den Übergang zu einem neuen Modell des Umganges mit 
Informationen. Es geht um riesige Datenmengen, »die zumeist im Rah-
men einer Zweitverwertung zusammengeführt, verfügbar gemacht und 
ausgewertet werden« (Weichert 2013: 133). Bisweilen wird auch von den 
»3 V’s« gesprochen: »high-volume, high-velocity and high-variety infor-
mation assets«.1 Die vielfältigen, aus verschiedenen Quellen stammenden 
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Daten generieren neue Erkenntnisse. Durch Korrelation riesiger Daten-
mengen können Zusammenhänge sichtbar gemacht werden, die sonst nie-
mals aufgefallen wären.

Algorithmische Klassifikation

Bei der automatisierten Informationsverarbeitung werden Daten 
nach Regeln verarbeitet, sogenannten Algorithmen. Die klassischen 
Small-Data-Algorithmen orientieren sich an der jeweiligen Aufgabe. Es 
geht um möglichst effiziente Verfahren, mit denen sich aus einer defi-
nierten Datenmenge ein Ergebnis erzielen lässt – etwa die Abwicklung 
der Gehaltszahlung. Welche Daten erforderlich sind, ergibt sich aus der 
jeweiligen Aufgabe – in unserem Beispiel: Arbeitsstunden, Tarifgruppe, 
individuelle Zulagen. Niemand wäre vor 20 oder 30 Jahren auf die Idee 
gekommen, zur Gehaltsberechnung Daten über das Wetter, das Verkehrs-
aufkommen in einer Hauptstraße oder den Verlauf der letzten Grippe-
epidemie heranzuziehen.

Heute richtet sich das Interesse immer stärker auf Big-Data-Algorith-
men, die sich nicht deterministisch an einer Aufgabe bzw. einem Zweck 
orientieren. Bei ihnen stehen Korrelationen, also statistische Zusammen-
hänge im Mittelpunkt. Die meisten erfolgreichen Internetangebote ver-
wenden solche Big-Data-Verfahren, um zielgerichtete, personalisierte 
Werbung ohne die bei den klassischen Massenmedien unvermeidlichen 
hohen Streuverluste auszuliefern. 

Solche Algorithmen liefern zunehmend die Grundlage für Entschei-
dungen, die für unser Leben von existenzieller Bedeutung sind: ob wir 
einen Kredit erhalten und wenn ja zu welchen Konditionen, ob wir in eine 
Versicherung aufgenommen werden und wie hoch die Prämie ist, die wir 
zu zahlen haben. Algorithmen schlagen vor, welche Bewerber auf einen 
Arbeitsplatz zum Vorstellungsgespräch eingeladen werden sollen, wer für 
eine Beförderung in Frage kommt und wer ein Entlassungskandidat ist. 
Die Verknüpfung einer Vielzahl von Vitaldaten ermöglicht die frühzeitige 
Erkennung von Krankheiten. Daten aus Anfragen bei der Internet-Suche 
geben Hinweise auf Epidemien und ermöglichen schnelle Gegenmaßnah-
men zu deren Eindämmung. 

Ein zentrales Merkmal der auf Big Data basierenden algorithmischen 
Steuerung ist die Klassifizierung, d. h. die Zuordnung von  Datenelementen 
zu bestimmten Gruppen.

Heute bedient man sich angesichts einer verbesserten Datenlage und leis-
tungsfähiger Computer sehr viel differenzierterer Methoden zur Berech-
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nung individueller Risiken als beim oben beschriebenen »Redlining«. In 
die Bonitätsnoten f ließen die verschiedensten Daten über eine Person ein, 
die mit Durchschnittswerten verglichen werden. Das Ergebnis, der »Score-
wert«, bildet nicht das tatsächliche Verhalten einer einzelnen Person ab, 
sondern nur ein typisiertes, anhand statistischer Referenzwerte  errechnetes 
Ergebnis. Das individuelle Risiko wird durch Vergleich mit den Werten 
anderer Personen bewertet, deren Daten hinsichtlich möglichst vieler Fak-
toren (etwa Wohnort, Alter, Geschlecht, Anzahl der Bankkonten und der 
Handy-Verträge, Social-Media-Aktivitäten) denen der betroffenen Per-
son entsprechen.

Auch in anderen Bereichen werden Algorithmen eingesetzt, um Ver-
haltensmuster und Eigenschaften zu erkennen. Intelligente Videosysteme, 
die Aufnahmen aus digitalen Überwachungskameras analysieren, sollen 
Geschlecht, Alter oder andere Verhaltensinformationen der aufgenomme-
nen Personen klassifizieren und ihr Verhalten vorhersagen. Vielfach merkt 
man gar nicht, dass man gerade Gegenstand einer automatisierten Bewer-
tung ist: Der Besucher eines Einkaufszentrums sieht zwar vielleicht die 
Videokamera, er kann aber nicht erkennen, was mit den Aufnahmen im 
Hintergrund passiert. Auch bei der Internetnutzung erfolgt die individu-
elle Klassifizierung im Hintergrund. Zudem werden von Nutzerinnen und 
Nutzern, bei denen eine erhöhte Zahlungsbereitschaft vermutet wird, für 
dieselbe Leistung höhere Preise verlangt als von denjenigen, die vermutlich 
einer niedrigeren Einkommensgruppe angehören (Preisdifferenzierung) 
(Wilson 2014) – auch dies geschieht, ohne dass der Betroffene dies bemerkt.

Besonders problematisch sind diskriminierende Folgen der Klassifi-
kation. Der Schutz vor Diskriminierung gehört zu den  grundlegenden 
Menschenrechten.2 Niemand darf wegen seiner Rasse, Hautfarbe, des Ge -
schlechtes, der Sprache, der Religion, politischer oder sonstiger Anschau-
ungen, nationaler oder sozialer Herkunft, Geburt oder seines sonstigen 
Standes benachteiligt werden. Nicht jede unterschiedliche Behandlung 
stellt allerdings eine Diskriminierung dar, insbesondere dann nicht, wenn 
für sie ein sachlicher Grund vorliegt. Es liegt auf der Hand, dass bei einer 
einzelfallbezogenen Betrachtung nachvollziehbare, auf das konkrete Indi-
viduum bezogene Gründe für eine unterschiedliche Behandlung nach-
zuweisen sind. Dagegen liefern Big-Data-Analysen nur scheinbar objek-
tive Gründe, bei denen es sich bei näherem Hinsehen um nichts anderes 
als um Schlussfolgerungen aus Wahrscheinlichkeiten handelt. Wenn aber 
eine Person nicht nach ihrem tatsächlichen Verhalten, ihren Fähigkeiten 
und Eigenschaften, sondern nur gemäß einer mehr oder minder groben 
Klassifikation beurteilt wird, ist das Ergebnis zwangsläufig kein gerechtes 
Urteil, sondern eine besondere Form des Vorurteils.
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Wie die Harvard-Forscherin und ehemalige Chefin der Technologie-
abteilung der Federal Trade Commission, Latanya Sweeney, beschreibt, führt 
schon die namentliche Google-Suche zur Diskriminierung (Sweeney 
2013): Die Eingabe eines Namens, der eher auf einen Farbigen hinweist, 
führt zur Einblendung von Informationen über vermeintliche Verbin-
dungen zu Kriminalität, Vorstrafen oder Gefängnisaufenthalte, und zwar 
auch dann, wenn derartige Verwicklungen in dem konkreten Fall nicht 
vorliegen. Dagegen führt die Suche nach »weißen« Vornamen nicht zur 
Anzeige derartiger diskriminierender Sachverhalte. Angesichts der Tatsa-
che, dass heute praktisch sämtliche Bewerber um einen Job zunächst ein-
mal vom potenziellen Arbeitgeber oder privaten Jobvermittler gegoogelt 
werden (Boyd u. a. 2014: 55), ist es naheliegend, davon auszugehen, dass 
diese Assoziationen zu einer Benachteiligung führen.

Bis heute werden die meisten Algorithmen von Menschen program-
miert, wobei die Komplexität der immer ausgefeilteren Verarbeitungsmo-
delle selbst für Spezialisten kaum noch zu beherrschen ist. An Bedeutung 
gewinnen selbstlernende Systeme, die sich anhand der erzielten Ergebnisse 
selbst optimieren. Die dabei eingesetzten Methoden werden als »künstli-
che Intelligenz« (KI) bezeichnet. Die Funktionsweise dieser Modelle lässt 
sich allenfalls aus den erzielten Ergebnissen herleiten. Dass sich derartige 
KI-Systeme durchaus manipulieren lassen, zeigte im Frühjahr 2016 der 
selbstlernende Chat-Bot »Tay«, der allein auf Basis der Auswertung von 
Twitter-Meldungen selbstständig Meldungen verfassen sollte. Nachdem er 
von anderen Twitter-Nutzern entsprechend »gefüttert« worden war, gab 
er selbst rechtsradikale Antworten, leugnete den Holocaust, so dass ihn 
Microsoft nach kurzer Zeit wieder aus dem Verkehr zog (Graff 2016).

Wie lassen sich Überwachung und Diskriminierung  eindämmen?

Technische Systeme lassen sich gestalten – diese geschichtlich vielfach 
belegte Binsenweisheit darf angesichts der verbreiteten digitalen Technik-
gläubigkeit nicht vergessen werden. Die durch die digitale Revolution ent-
stehenden gesellschaftlichen Risiken werden allein durch Marktmecha-
nismen nicht verschwinden. Gerade die besonders erfolgreichen digitalen 
Geschäftsmodelle basieren darauf, immer mehr Daten in immer weniger 
Händen zu konzentrieren. Ausgangspunkt jeglicher politisch-rechtlichen 
Gestaltung ist eine Bestandsaufnahme, welche die Risiken nicht ausblen-
det. Dort, wo Fehlentwicklungen festzustellen oder zu befürchten sind, 
müssen Regeln, die den negativen Tendenzen und Praktiken entgegen-
wirken, entwickelt und durchgesetzt werden.
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Ein Ansatz zur Technikregulierung ist das Datenschutzrecht, bei dem es 
letztlich um die Durchsetzung des vom Bundesverfassungsgericht bereits 
1983 in seinem berühmten Volkszählungsurteil formulierten »Grund-
rechtes auf informationelle Selbstbestimmung«3 geht. Die daraus abgelei-
teten, in den Datenschutzgesetzen und zuletzt auch in der Datenschutz-
Grundverordnung der Europäischen Union (EU-DSGVO) niedergelegten 
Grundsätze der Erforderlichkeit und Zweckbindung4 sind nicht allein des-
halb obsolet, weil sie anscheinend nicht kompatibel mit Big-Data-Model-
len sind. Allerdings lassen sich Analysen umfangreicher Datenbestände 
durchaus im Einklang mit dem Datenschutz durchführen, wenn dabei auf 
eine frühzeitige Anonymisierung der Daten, die Verwendung von Pseudo-
nymen und die technische Absicherung der Verarbeitung geachtet wird.

Angesichts der zunehmenden Bedeutung von Algorithmen, die zur 
Klassifikation und Bewertung von Menschen herangezogen werden, wird 
die Frage nach ihrer Funktionsweise bedeutsamer. Nur wenn transparent 
ist, welche Daten in die jeweiligen Auswertungen und Bewertungspro-
zesse einf ließen, nach welchen Kriterien die Klassifikation erfolgt und wie 
sie Entscheidungen beeinf lussen, lassen sich Aussagen zu deren Rechtmä-
ßigkeit und ethischen Vertretbarkeit gewinnen. Das Bundesverfassungsge-
richt hatte bereits im Volkszählungsurteil 1983 ausgeführt, dass die Wahr-
nehmung des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung voraussetzt, 
dass die betroffene Person weiß, welche Daten über sie gespeichert sind 
und wohin sie übermittelt werden.5

Schließlich ist zu fragen, inwieweit sich eine algorithmische Diskri-
minierung direkt verhindern lässt. Ein Beispiel kommt aus der Ver-
sicherungsbranche: Bis vor wenigen Jahren unterschieden sich die 
Versicherungstarife – insbesondere in der Kranken-, Renten- und Lebens-
versicherung – nach dem Geschlecht des Versicherungsnehmenden. Nach 
einem Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) darf das Geschlecht, 
im Gegensatz zu anderen Faktoren, nicht mehr berücksichtigt werden. 
Unter Bezugnahme auf die Gleichbehandlungsrichtlinie der EU6 entschied 
das Gericht am 1. März 20117, dass Unisex-Tarife für neue Versicherungs-
verträge verpf lichtend sind. Diese Rechtsprechung lässt sich auf andere 
Bereiche übertragen: Jede allein aufgrund von statistischen Wahrschein-
lichkeiten erfolgende ethnische, religiöse, altersmäßige oder rassische Dis-
kriminierung hat zu unterbleiben. Entsprechende gesetzliche Klarstellun-
gen wären wünschenswert.
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Anmerkungen

1 Vgl. Eintrag »Big Data« im »IT Glossary« von Gartner, Inc., http://www.gartner.
com/ it-glossary/big-data (Stand: 17.02.2017).

2 Art. 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte.
3 Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 15.12.1983, BVerfGE 65, 1, S. 1.
4 Verordnung (EU) 2016/679 vom 27.04.2016, vgl. insb. Art. 6.
5 BVerfGE (Anm. 3), S. 43.
6 Richtlinie 2004/113/EG vom 13.11.2004.
7 Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 01.03.2011 (C-236/09).
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Arne Hintz

Zwischen Transparenz, Informationskontrolle 
und politischer Kampagne: WikiLeaks und 
die Rolle des Leaks-Journalismus

»Fake News« ist seit der US-amerikanischen Präsidentenwahl 2016 eines 
der zentralen Konzepte der politischen Debatte. Der damalige republi-
kanische Präsidentschaftskandidat Donald Trump und sein Umfeld setz-
ten Gerüchte und Unwahrheiten strategisch ein, um die eigenen politi-
schen Ziele zu verfolgen, und vieles davon wurde von Beobachtern aus 
Medien und Wissenschaft als Falschmeldungen entlarvt. Das Trump-
Lager wiederum bediente sich ebenfalls des Fake-News-Begriffes, um kri-
tische Berichterstattung zu delegitimieren. In diesem »Post-Truth«-Kon-
text waren klare Fakten gefragt, wie sie z. B. von Leaks-Plattformen wie 
WikiLeaks bereitgestellt werden. Doch ausgerechnet WikiLeaks wurde 
Teil der politischen Auseinandersetzung und ließ sich, so die Kritik, von 
der Trump-Kampagne einspannen. 

Welche Rolle spielt also eine Whistleblower-Plattform wie WikiLeaks in 
der Presselandschaft und, darüber hinaus, in der Wahrheitsfindung? Inwiefern 
sind Leaks ein wichtiges Mittel zur Aufklärung gesellschaftlicher Prozesse 
und Kontrolle von Machtbeziehungen und welche Relevanz haben dabei 
klassische Medien und neue aktivistische Plattformen? Ausgehend vom Bei-
spiel WikiLeaks und anderer Enthüllungen durch Whistleblower – von Snow-
den zu den sogenannten Panama Papers – werden in diesem Beitrag die Prak-
tiken und gesellschaftlichen Auswirkungen öffentlicher Leaks untersucht und 
unterschiedliche Arten des Leaks-Aktivismus und -Journalismus vorgestellt. 
Zudem wird anhand aktueller Kritik an WikiLeaks-Veröffentlichungen deren 
Aufklärungsfunktion hinterfragt und in ein Spannungsfeld zwischen Trans-
parenz, Informationskontrolle und politischer Kampagne eingeordnet.

WikiLeaks und Whistleblowing

Mit seiner Gründung 2006 rückte WikiLeaks die Rolle von Whistle-
blowern ins Zentrum von Journalismus, Politik und öffentlicher Diskus-
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sion. Wichtige Enthüllungen hatten die Welt schon lange zuvor beschäf-
tigt. Daniel Ellsberg hatte 1971 die sogenannten Pentagon Papers an die 
New York Times weitergeleitet – 7 000 fotokopierte Seiten von Berichten 
über den Vietnamkrieg, die die Kenntnisse und Sichtweisen der Öffent-
lichkeit über den Krieg nachhaltig beeinf lussten (McCurdy 2013). Immer 
wieder haben seitdem Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von staatlichen 
Behörden, Geheimdiensten und der Privatwirtschaft Informationen an 
Medien und Justiz gegeben, um illegale oder unmoralische Aktivitäten 
aufzudecken. Viele Fälle von Korruption und Machtmissbrauch wurden 
dadurch sichtbar. Allerdings geschah dies meist unter hohem Risiko für 
diejenigen, die die Informationen bereitstellten, und anonymes Leaken 
war kaum möglich.

WikiLeaks trat an mit dem Ziel, dies zu ändern. Die mit aktuellen 
Verschlüsselungs- und Anonymisierungstechnologien ausgestattete Leaks-
Plattform garantierte Whistleblowern Anonymität. Als Webseite ermög-
lichte sie es zudem, Informationen im Internet einer globalen Öffentlich-
keit zeitnah zur Verfügung zu stellen. Dies geschah zunächst mit einer 
Vielzahl meist lokal relevanter Veröffentlichungen, wie etwa Berichten 
über Korruption in Kenia, illegale Giftmülldeponierung in der Elfenbein-
küste und die Rolle isländischer Banken in der dortigen Finanzkrise. Wiki-
Leaks stellte dabei die rohen Informationen und Berichte zur Verfügung, 
mit denen sich die Öffentlichkeit dann selbst ein Bild von den Ereignis-
sen machen konnte. Ins globale mediale und politische Rampenlicht geriet 
WikiLeaks im Jahr 2010: Die Veröffentlichung eines Videos mit dem Titel 
»Collateral Murder«, das einen Angriff eines Apache-Kampfhubschraubers 
in den Straßen von Bagdad zeigt, der »Kriegstagebücher« des Irak- und 
Afghanistankrieges sowie von Depeschen der US-amerikanischen Bot-
schaften an das State Departement, auch als »Cablegate« bezeichnet, führ-
ten zu internationalen Verstimmungen, gesellschaftlichen Protesten und 
Repressionen gegen die Organisation WikiLeaks. Diese hatte hierbei ihre 
Vorgehensweise geändert, indem sie mit großen Zeitungen kooperierte 
und die Rohinformationen dort journalistisch aufarbeiten ließ.

Während es in den darauffolgenden Jahren etwas ruhiger um  WikiLeaks 
wurde, kamen über die klassischen Medien weitere wichtige Enthüllun-
gen zum Vorschein. Die prominentesten, aber längst nicht die einzigen, 
waren die Berichte von NSA-Whistleblower Edward Snowden im Jahr 
2013 über massive Überwachung des Datenverkehrs im Internet und die 
Panama Papers im Jahr 2016 über die Rolle der Offshore-Finanzindustrie. 
Kurz darauf trat auch WikiLeaks wieder ins Scheinwerferlicht, als E-Mails 
von Hillary Clintons Kampagnenchef John Podesta auf der WikiLeaks-
Webseite veröffentlicht wurden, was die Organisation dem Vorwurf aus-
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setzte, die Wahl Donald Trumps zum amerikanischen Präsidenten aktiv 
zu unterstützen. Enthüllungen durch WikiLeaks über das Überwachungs- 
und Hacking-Programm der CIA haben derweil an die früheren Snow-
den-Leaks angeschlossen. 

Verändern Leaks die Welt?

Chelsea Manning, die Quelle der WikiLeaks-Enthüllungen von 2010, 
erhoffte sich von diesen weitreichende globale Reformen (Mitchell 2011). 
Die Enthüllungen Snowdens, so hofften viele, würden staatliche Eingriffe 
in die Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger zurückdrängen. Doch die 
Kriege und diplomatischen Machtspiele, über die Manning Aufklärung 
leistete, gingen weiter und die Internetüberwachung wurde in vielen Län-
dern im Namen der nationalen Sicherheit ausgeweitet, statt eingeschränkt. 
Die unmittelbaren Folgen von Leaks sind also oft überschaubar. Stattdessen 
wirken sie langfristiger und dadurch tiefer. Sie verbessern unser Verständ-
nis gesellschaftlicher und politischer Entwicklungen und sind insofern im 
Grundsatz demokratisch. Die Leaks der letzten Jahre haben uns erklärt, auf 
welche Weise westliche Staaten (in unserem Namen) Kriege führen, wie 
der Staat in unsere Privatsphäre eingreift, wie Steuerparadiese funktionie-
ren und welche Summen den Staatshaushalten dabei vorenthalten werden. 
Viele dieser Leaks wurden nicht auf der ersten Seite der globalen Presse ver-
handelt, aber beinhalteten trotzdem relevante Erkenntnisse. So veröffent-
lichte WikiLeaks u. a. Dokumente über das amerikanische Gefangenenlager 
in Guantanamo Bay, geheime Entwürfe der Verhandlungen rund um das 
umstrittene Handelsabkommen »Transpazifische Partnerschaft« (TPP) und 
Aufnahmen eines Treffens des Internationalen Währungsfonds, die wichtige 
Einblicke in die Hintergründe der Eurokrise lieferten (Brevini u. a. 2013). 

In manchen Fällen allerdings hatten Leaks direktere Konsequenzen. Sie 
lösten Proteste aus – wie etwa in Island in den Jahren 2009 und 2016 – 
und trugen zum Entstehen größerer Aufstände bei. Die Enthüllungen über 
politische Korruption in Tunesien und Ägypten durch WikiLeaks lösten 
den Arabischen Frühling nicht aus, aber waren doch einer von mehre-
ren wichtigen Faktoren (Saleh 2013). Die Snowden-Enthüllungen haben 
staatliche Überwachung nicht beendet, aber führten zu neuen Gesetzen in 
mehreren Ländern, um Überwachung zumindest genauer zu regulieren 
und zu kontrollieren (Hintz/Brown 2017). Der Premierminister Islands 
musste aufgrund der Panama Papers zurücktreten und der frühere spani-
sche Wirtschaftsminister Rodrigo Rato wurde aufgrund von Leaks der 
spanischen Plattform Xnet zu einer Gefängnisstrafe verurteilt (Xnet 2017). 
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Leaks-Aktivismus und -Journalismus

Die möglicherweise größten Auswirkungen hatte WikiLeaks im Medien-
sektor und unter Medienaktivisten. Inspiriert von den Erfolgen der Platt-
form entstand dort eine Kultur des »Leaks-Aktivismus«. Technische 
Entwickler und »Hacktivisten« kreierten z. B. die Software- Plattform 
 Globaleaks, die von über 60 lokalen Whistleblower-Initiativen rund 
um die Welt eingesetzt wird (www.globaleaks.org). Einige dieser Initi-
ativen feierten beachtliche Erfolge, wie z. B. Xnet mit den Ermittlungen 
zu  Rodrigo Rato (s. o.). Xnet diente dabei als Zwischenstelle, die Leaks 
annimmt, überprüft und dann an bestimmte Medien und Partnerorgani-
sationen weiterleitet. Selbst als vergleichsweise kleine aktivistische Gruppe 
hat Xnet somit einen größeren Finanzskandal aufgeklärt.

Nicht alle diese Initiativen beschränken sich auf die Veröffentlichung 
von Informationen. Xnet deckte Korruption nicht nur auf, sondern betei-
ligte sich auch an der rechtlichen Aufarbeitung der Fälle. Die bloße Ent-
hüllung von Machtmissbrauch kann laut Xnet zu Desillusionierung und 
Defätismus führen, da sie die Macht von Eliten lediglich demonstriert, 
aber nicht einschränkt. Das emanzipatorische Potenzial des Leaks-Akti-
vismus kann nur dadurch entfaltet werden, dass auf eine Enthüllung kon-
kretes Handeln folgt (Levi 2015). Auch der Erfolg anderer großer Leaks, 
wie etwa der Panama Papers, sollte nach Meinung mancher Journalisten 
daran gemessen werden, ob sie zu konkreten rechtlichen Ermittlungen und 
neuen regulativen Rahmenbedingungen führen oder lediglich als momen-
tane Skandale wahrgenommen werden (Efimeros 2016). Auch  WikiLeaks 
engagierte sich zeitweise im Bereich rechtlicher Reform, indem es die 
»Icelandic Modern Media Initiative« (IMMI) initiierte. IMMI entwickelte 
ein Reformpaket, das Medienfreiheiten und Informationsrechte in Island 
deutlich stärken sollte; einige seiner Vorschläge f lossen in neue Gesetze 
ein (Hintz 2013).

Doch nicht nur aktivistische Gruppen, sondern auch viele klassische 
Medien haben im Zuge der WikiLeaks-Veröffentlichungen Mechanismen 
entwickelt, um anonyme Datenleaks bearbeiten zu können. Medienhäu-
ser wie die New York Times, der Guardian und Al-Jazeera bieten mittlerweile 
digitale Postfächer an, über die Dateien anonym den Journalisten zuge-
spielt werden können. Manche Zeitungen und Rundfunkmedien haben 
investigativ-journalistische Kooperationen etabliert, um Ressourcen und 
Expertise zu teilen und so gemeinsam die Informationen aus Datenleaks 
bestmöglich nutzbar zu machen. Nicht zuletzt die Panama Papers wurden 
auf diese Weise veröffentlicht (Sambrook 2016). In Zeiten, in denen klas-
sische Medien unter großem finanziellem Druck stehen, kann eine sol-
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che Nutzung gemeinsamer Kapazitäten sicherstellen, dass die Medien ihre 
klassische Aufgabe, die Öffentlichkeit über wichtige gesellschaftliche Pro-
zesse aufzuklären, weiter wahrnehmen können. Das WikiLeaks-Modell 
der Bearbeitung und globalen Verbreitung von Leaks, in Zusammen arbeit 
mit unterschiedlichen Medienorganisationen, hat somit auch die klassi-
schen Medien erfasst. Während WikiLeaks selbst (zumindest zeitweise) 
aus dem öffentlichen Scheinwerferlicht verschwand, wurde der traditio-
nelle Journalismus »WikiLeaks-isiert« (Rutenberg 2016).

Eine wachsende Anzahl an Gruppen und Organisationen beschäftigt 
sich somit mit der Bearbeitung und Verbreitung von Leaks. Als Mittler 
statt Veröffentlichender sind viele von ihnen für die Öffentlichkeit unsicht-
bar, doch sind sie ein zunehmend zentraler Bestandteil der sich verändern-
den Medienlandschaft. Im Zuge der WikiLeaks-Enthüllungen des Jahres 
2010 konzeptionalisierte der amerikanische Wissenschaftler Yochai Benk-
ler diese sich bildende Medienumgebung als »networked fourth estate«, eine 
vernetzte vierte Gewalt. Klassische Nachrichtenorganisationen – die tradi-
tionelle »vierte Gewalt« im Staat – spielen dabei weiterhin eine gewichtige 
Rolle, aber sie interagieren nun mit einer breiten Vielfalt an Medien und 
Nachrichtenquellen, etwa den neuen Online-Nachrichtenorganisationen, 
Blogs, sozialen Medien, Alternativ- und Community-Medien, und neuen 
Organisationen wie WikiLeaks und Xnet (Benkler 2013). WikiLeaks ver-
deutlichte diese Medienumgebung, indem es Aktivismus, Whistleblowing 
und klassischen Journalismus in seinem Organisationstyp vereinte. Im Falle 
Snowdens wurde die vernetzte Medien ökologie sichtbar in der Zusam-
menarbeit zwischen Whistleblower Edward Snowden, Dokumentarfilme-
rin Laura Poitras, dem Blogger, Kolumnisten und früheren Anwalt Glenn 
Greenwald und dem klassischen Journalisten Ewen MacAskill.

Leaks-Kritik: Information oder Kampagne?

Allerdings arbeitet diese vernetzte »vierte Gewalt« nicht immer konf liktfrei 
miteinander. Insbesondere an den Praktiken von WikiLeaks wurde wie-
derholt Kritik geübt, am deutlichsten an der Praxis, Rohdaten und Doku-
mente ohne journalistische Überarbeitung und Erklärung der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen. Der Ansatz von WikiLeaks (wie auch der vieler 
anderer medienaktivistischer Projekte) basiert auf einer Skepsis gegenüber 
redaktioneller Bearbeitung von Informationen durch traditionelle Medien 
und den damit verbundenen inhaltlichen Verzerrungen und Tendenzen, die 
von der kritischen Journalismusforschung wiederholt belegt wurden. Die 
Filter des klassischen Journalismus sind in dieser Sicht eine problematische 
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Hürde für radikale Transparenz und Aufklärung, stattdessen soll der Öffent-
lichkeit ein direkter und ungefilterter Zugang zu Informationen ermöglicht 
werden. Allerdings kann Transparenz bei sensiblen Informationen proble-
matisch und erklärende journalistische Einordnung für das Verständnis der 
Informationen notwendig sein. WikiLeaks ist daher immer wieder von sei-
ner ursprünglichen Praxis abgewichen, etwa als es 2010 mit mehreren Zei-
tungen zusammenarbeitete und zeitweise nur jene Dokumente zugänglich 
machte, die von diesen Zeitungen bearbeitet und veröffentlicht wurden. 

Die Art der WikiLeaks-Enthüllungen wurde zunehmend auch von ehe-
maligen Unterstützern kritisiert. Als WikiLeaks im Jahr 2016 nach dem 
versuchten Militärputsch in der Türkei 300 000 E-Mails aus den Mail-
boxen der türkischen AKP-Partei veröffentlichte, bezeichnete die ame-
rikanische Wissenschaftlerin Zeynep Tufekci dies als »unverantwortlich«, 
da die Mails sensible und private Informationen von Millionen Menschen 
beinhalteten und kaum von öffentlichem Interesse seien (Tufekci 2016). 

Das Veröffentlichen der gehackten E-Mail-Konten von US-amerika-
nischen Politikern, unter anderem des ehemaligen Außenministers Colin 
Powell und des Chefs von Hillary Clintons Wahlkampagne, John Podesta, 
war zumindest ebenso umstritten. Harvard-Professor Jonathan Zittrain 
beispielsweise erklärte, dass das Leaken gehackter E-Mails nicht als Akt des 
Whistleblowings verstanden werden könne und sprach damit den Leaks 
ihren Wert ab (Zittrain 2016). Der Zeitpunkt dieser Leaks, ihre Rolle im 
US-amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf und die mögliche Invol-
vierung russischer Hacker führten zudem zu Spekulationen, WikiLeaks 
unterstütze den Kandidaten (und späteren Präsidenten) Donald Trump. 
Der frühere WikiLeaks-Aktivist und spätere Guardian- und Buzzfeed-
Journalist James Ball bestätigte dies, indem er die Leaks als politische Stra-
tegie bezeichnete und ihre journalistische Relevanz bestritt (Ball 2016). 
Ungeachtet der genauen Motivation hinter jenen Leaks bedeutet dies, 
dass die tatsachenbasierten Enthüllungen einer Transparenzinitiative wie 
WikiLeaks selbst zum Spielball politischer Kampagnenarbeit werden kön-
nen, statt über genau jene aufzuklären.

Die Möglichkeit, mit Leaks auf die öffentliche Meinung Einf luss zu 
nehmen, wird zunehmend von Regierungs- und anderen Akteuren ge -
nutzt (Hulcoop u. a. 2017). Mit gestohlenen E-Mails und  Dokumenten 
aus gehackten Konten, die selektiv geleakt und teilweise manipuliert 
werden, können Personen und Institutionen delegitimiert und z. B. auf 
Wahlen (wie etwa der französischen Präsidentschaftswahl 2017) Einf luss 
genommen werden. Während die auf WikiLeaks veröffentlichten Doku-
mente zumindest auf ihre Echtheit überprüft werden und dort bislang 
keine Fälschungen geleakt wurden, können andere Akteure problemlos 
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eigene Webseiten mit angeblich wahrhaften, aber tatsächlich gefälschten 
Leaks veröffentlichen und über soziale Medien verbreiten. Verdeutlicht das 
Leaks-Phänomen also die Notwendigkeit klassischer journalistischer Bear-
beitung und Einordnung von geleakten Informationen? Führt der Erfolg 
von WikiLeaks zu dem, was die Plattform eigentlich ablehnt – die Not-
wendigkeit professioneller Begutachtung von Inhalten durch der Neutra-
lität und Objektivität verpf lichtete Medien? In Zeiten von strategischer 
Informationsnutzung und Fake News wird wieder zunehmend auf diese 
Rolle der klassischen Medien und des professionellen Journalismus ver-
wiesen. Eine verantwortliche Nachrichtenverbreitung bedarf demgemäß 
der Filterfunktion traditioneller Nachrichtenorganisationen. Doch diese 
Filter und Selektionen können eine angemessene Berichterstattung auch 
signifikant beeinträchtigen. Die Geschichte des Whistle blowings liefert 
hierfür einige Beispiele. Snowden etwa wandte sich an eine Filmemache-
rin und einen Blogger, statt an eine große Zeitung wie die New York Times, 
da diese einige Jahre zuvor ähnliche Informationen  zurückgehalten hatte – 
in jenem Fall über die geheime Überwachung von  Telefongesprächen und 
E-Mails amerikanischer Bürgerinnen und Bürger, die die ameri kanische 
Regierung infolge des 11. Septembers 2001 ohne richterliche Genehmi-
gung angeordnet hatte.

Die Panama Papers können als Gegenmodell zur WikiLeaks-Methode 
gesehen werden: Klassische Medienorganisationen analysierten die Doku-
mente ein Jahr lang und gingen bei der Veröffentlichung hochselektiv vor. 
Dies allerdings führte zu teils schwer nachvollziehbaren redaktionellen 
Entscheidungen, etwa der Fokussierung auf Vladimir Putin zu Beginn der 
Berichterstattung, obwohl dieser gar nicht in den geleakten Dokumenten 
erwähnt wurde. Hier schien die Nähe westlicher Medienorganisationen 
zum außenpolitischen Interesse ihrer Regierungen deutlich durch, was 
die Kritik an klassischen Medienfiltern bestätigte. Und trotz des enormen 
Umfangs an Daten – 11,5 Millionen Dateien waren in diesem angeblich 
»größten Leak aller Zeiten« (Harding 2016) an die Zeitungen weitergelei-
tet worden – versiegte die Berichterstattung schnell und wandte sich ande-
ren Themen zu. Während einige Fehler von WikiLeaks möglicherweise 
vermieden wurden, hatte die restriktive Behandlung der Leaks durch den 
traditionellen Journalismus also ebenfalls deutliche Schwächen. 

Informationsfreiheit und -kontrolle

Leaks-Plattformen wie WikiLeaks oder Xnet sind zu einem zentralen 
Bestandteil der Medienlandschaft geworden, ermöglichen Enthüllungen 
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wichtiger Ereignisse und steigern so unser Wissen über wichtige politische 
und wirtschaftliche Prozesse. Journalismus, der auf Informationen von 
Whistleblowern basiert, wie etwa den Panama Papers und den Snowden-
Enthüllungen, stellt zudem einen zunehmend wichtigeren Bestandteil der 
Arbeit klassischer Medien dar. Diese wachsende Bedeutung nährt aller-
dings auch den strategischen Wert der geleakten Informationen. Whistle-
blower bieten uns wichtige Einblicke, aber diese werden in politischen 
Auseinandersetzungen genutzt und instrumentalisiert. Selbst die Veröf-
fentlichung von Rohdaten und faktischen Dokumenten auf WikiLeaks 
ist Teil dieses politisch-strategischen Kontextes. Dies bedeutet nicht, dass 
eine Plattform wie WikiLeaks dadurch ihre Legitimität verliert, doch die 
Hintergründe und Interessen bestimmter Leaks sollten genauso kritisch 
beleuchtet werden wie die Arbeit klassischer Medien.

Die wichtige Rolle von Leaks und Whistleblowern wird nicht zuletzt 
durch die aggressiven Reaktionen von Regierungen bestätigt. So verpf lich-
tet etwa das Insider Threat Program die Angestellten US-amerikanischer 
Regierungseinrichtungen, ihren Vorgesetzten jegliches »verdächtige« Ver-
halten von Kolleginnen und Kollegen zu melden. Eine Kultur des Misstrau-
ens und gegenseitigen Bespitzelns soll weitere Leaks verhindern ( Gosztola 
2016). Unter der Obama-Regierung wurden zudem mehr Whistleblower 
strafrechtlich verfolgt als unter vorherigen Präsidenten (Currier 2013). Die 
britische Regierung bereitet derweil ein neues Spionagegesetz vor, das 
laut ersten Entwürfen Whistleblowern, die mit ihren Informationen an 
die Öffentlichkeit gehen, in dieselbe Kategorie setzt und mit den gleichen 
Strafen belegen könnte wie Spione, die Staatsgeheimnisse an Regierungen 
anderer Länder weiterreichen (Campbell 2017). Prominente Whistleblo-
wer der letzten Jahre bekamen Strafanzeigen (z. B.  Antoine Deltour, Initi-
ator der Luxemburg-Leaks über die internationale Steuervermeidung von 
multinationalen Unternehmen), wurden zu langjährigen Haftstrafen ver-
urteilt (Chelsea Manning, Quelle der  WikiLeaks-Veröffentlichungen von 
2010, bekam 35 Jahre Haft, 2016 hat Präsident Obama sie begnadigt) oder 
leben im Exil (z. B. Edward  Snowden). 

Whistleblower und Leaks-Plattformen verdeutlichen somit die Macht 
von Informationen in der gegenwärtigen Zeit. Sie klären auf und sind 
ein zentraler Bestandteil freier Medien, aber sie werden auch in politische 
Kampagnen eingebunden und sehen sich vielfältigen Versuchen der Kon-
trolle und Behinderung ausgesetzt. Auch Rohdaten und faktische Doku-
mente können nicht nur der Wahrheitsfindung dienen, sondern auch eine 
strategische Rolle in politischer Meinungsbildung und Einf lussnahme 
spielen. Trotzdem bieten Whistleblower und Leaks-Plattformen gerade in 
Zeiten, in denen Wahrheiten verschwimmen und Tatsachen angezweifelt 
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werden, eine wichtige Möglichkeit, den Nebel unterschiedlicher Interpre-
tationen über das Weltgeschehen zu lichten und konkrete Beweise bereit-
zustellen.
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Andreas Jungherr

Einsatz digitaler Technologie im Wahlkampf

Einleitung

Digitale Technologie ist zentraler Bestandteil politischer Kommunika-
tion. Arbeitsabläufe, ökonomische Rahmenbedingungen und Berufsbil-
der von Politikerinnen und Politikern, ihren Stäben und Journalistinnen 
und Journalisten haben sich im Rahmen der Digitalisierung grundlegend 
verändert. Dieser Wandlungsprozess zeigt sich zum einen in der zentra-
len Bedeutung des Internets und digitaler Dienste für die Organisation 
und Kommunikation von Politik durch Parteien und Politikerinnen und 
Politiker. Zum anderen ist das Internet für eine wachsende Zahl von Bür-
gerinnen und Bürgern ein wichtiger Zugangsweg zu politischen Infor-
mationen. Darüber hinaus ist die politische Berichterstattung traditionel-
ler Medien mehr und mehr mit Online-Kommunikation verzahnt. Das 
Verständnis der Funktionsweisen und Nutzungsmuster des Internets und 
digitaler Dienste wird daher immer wichtiger für das Verständnis und die 
Erklärung von politischer Kommunikation ( Jungherr 2017a).

Besonders sichtbar wird der Einf luss digitaler Technologie auf politische 
Kommunikation in Wahlkämpfen. Vor allem Wahlkämpfe in den USA bie-
ten immer wieder Beispiele, an denen Muster und Auswirkungen der Nut-
zung digitaler Technologie in der politischen Kommunikation besonders 
deutlich werden. Dies liegt an den vergleichsweise hohen Wahlkampfbud-
gets von Kampagnen, einer vergleichsweise umfangreichen, verlässlichen 
und öffentlich verfügbaren Datenbasis über Wahlberechtigte, einer ausge-
prägten Tradition der Messung der Wirkung von Kommunikation in Kam-
pagnen, schwachen zentralen Parteistrukturen und der hohen wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Bedeutung digitaler Innovationen. Dies erlaubt 
es den Kampagnenmanagerinnen und -managern, aus einem vergleichs-
weise breiten Pool technisch geschultes Personal zu rekrutieren, die Kam-
pagnenstrukturen in jedem Wahlkampf neu dem aktuellen Umfeld und den 
jeweiligen Kandidaten bzw. Kandidatinnen anzupassen sowie selbst als Ent-
wickler digitaler Werkzeuge aufzutreten (Kreiss 2016a). 

Dies sind ausgezeichnete Ausgangsbedingungen für die innovative und 
effektive Nutzung digitaler Technologie, sie sind jedoch zugleich außer-
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gewöhnlich, weshalb in den USA beobachtete Phänomene und Nutzungs-
muster nicht repräsentativ für die Rolle digitaler Technologie in Wahl-
kämpfen allgemein sind. Dennoch erlaubt die gezielte Untersuchung der 
Nutzung digitaler Technologie in US-Wahlkämpfen das Aufzeigen gene-
reller Potenziale und Wirkungsmuster, die in abgeschwächter Form oder 
mit zeitlicher Verzögerung auch in anderen Wahlkampfkontexten auf-
treten können ( Jungherr 2016).

Deshalb werden in diesem Beitrag anhand einiger gut dokumentierter 
Beispiele aus verschiedenen US-Wahlkämpfen einige zentrale Muster in 
der Nutzung digitaler Technologie in Wahlkämpfen aufgezeigt und prin-
zipielle Funktionsweisen diskutiert. Anschließend wird knapp dargestellt, 
wie und in welcher Form Letztere bisher auch in Deutschland  sichtbar 
geworden sind.

Die Nutzung digitaler Werkzeuge zur Informationsverbreitung, 
Wirkungsmessung und Außendarstellung von Kampagnen

Informationsverbreitung

Digitale Technologie hat die Form von Information und den Zugang zur 
ihr grundlegend verändert. Digitalisierte Informationen lassen sich zu ver-
nachlässigbaren Kosten speichern, ohne Qualitätsverlust vervielfältigen und 
ohne geografische oder zeitliche Einschränkung zugänglich machen (Sha-
piro/Varian 1998). Für die politische Kommunikation heißt das, dass alle 
Internetnutzerinnen und -nutzer theoretisch direkten Zugang zu Informati-
onen zum politischen Geschehen aus unterschiedlichen und vielleicht wider-
sprüchlichen Quellen haben. Berichte traditioneller Nachrichtenorganisati-
onen stehen gleichberechtigt neben ungefiltert veröffentlichten Erklärungen 
von Eliten, Beiträgen alternativer Nachrichtenquellen und thematisch rele-
vanten Beiträgen von Internetnutzerinnen und -nutzern (Bimber 2003). 
Diese Inhalte werden nicht mehr nur von traditionellen Medienanbietern, 
z. B. Redaktionen von Tageszeitungen oder Nachrichtensendungen, durch 
Auswahl, Sammlung und Einordnung strukturiert. Vielmehr werden auf 
Internetplattformen wie Google oder Facebook nun auch Informationen mit 
Hilfe von Algorithmen nach der vermuteten Relevanz für Nutzerinnen und 
Nutzer gewichtet. In der Frühphase des Internets wurde dies weitgehend als 
eine Stärkung demokratischer Prozesse und der Öffentlichkeit verstanden. 
Heute überwiegen deutlich kritischere Einschätzungen (Jungherr 2017a).

Optimistische Stimmen erwarteten in den 1990er Jahren eine durch 
das Internet ausgelöste demokratische Renaissance. Alternative Informa-



9494  –––––  Teil I  Andreas Jungherr

tionsangebote online würden das Nachrichtenmonopol klassischer Medien 
brechen und stattdessen die tatsächliche Meinungsvielfalt der Gesellschaft 
abbilden. Durch das drastische Sinken von Informationskosten und die 
direkte Verfügbarkeit relevanter Nachrichten werde die allgemeine poli-
tische Informiertheit der Bevölkerung steigen. Auch würde es für die 
politischen Eliten oder die Medien schwerer, die Bürgerinnen und Bür-
ger zu manipulieren, da diese durch das Internet sofort Zugang zu Quel-
len und richtigstellenden Informationen erhielten. Die starke Vernetzung 
von Internetnutzerinnen und -nutzern untereinander würde die schnelle 
dezentrale Verbreitung von Informationen und sogar die politische Mobi-
lisierung an traditionellen Organisationen und Hierarchien vorbei erlau-
ben (z. B. Browning 1996, Grossman 1995, Rheingold 1993). Als typische 
Beispiele hierfür werden regelmäßig die Graswurzel-Mobilisierung der 
Kampagnen von Howard Dean und Barack Obama oder dezentral organi-
sierte Protestbewegungen wie Occupy Wall Street angeführt (z. B.  Castells 
2012, Shirky 2008).

Andere Autoren dagegen zeigen sich skeptisch. Anstatt das politische Sys-
tem zu transformieren und neuen Kräften mehr Einf luss zu bieten, wür-
den digitale Werkzeuge bestehende Machtverhältnisse reproduzieren und 
sogar potenziell zu einer größeren Spaltung zwischen politisch interessier-
ten und uninteressierten Bürgern führen (Bimber 2001, Margolis/Resnick 
2000, Schlozman u. a. 2010, Schmalz-Bruns 2000). Besonders in jüngerer 
Zeit sind die negativeren Erwartungen hinsichtlich des Effektes des Inter-
nets auf die Demokratie sehr prominent. Hier wirkte die Kampagne Donald 
Trumps im amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf als Auslöser. Die 
große Menge gezielter Desinformationen — sogenannter Fake News — auf 
vorgeblichen Nachrichtenseiten im Internet und ihre weitreichende Verbrei-
tung über soziale Netzwerke wie Facebook und Twitter verdeutlichten die 
Risiken politischer Kommunikation ohne mediale Gatekeeper mit breiter 
gesellschaftlicher Akzeptanz (Alcott/Gentzkow 2017). 

Zudem zeigte Donald Trumps gezielt provozierende Nutzung des 
Microblogging-Dienstes Twitter und die darauf bezogene mediale Bericht-
erstattung die starke Verzahnung von Nachrichtenberichterstattung mit 
Online-Kommunikation (Wells u. a. 2016). Diese gegenseitigen Abhän-
gigkeiten im »Hybrid-Media-System« ermöglichen es politischen Akteu-
ren und ihren Unterstützern, gezielt durch ihre Onlinekommentare die 
Berichterstattung von Massenmedien zu beeinf lussen und dadurch ein 
deutlich größeres Publikum zu erreichen als über die direkte Reichweite 
ihrer Onlineprofile (Chadwick 2013).

Bei der Bewertung dieser Erwartungen – digitale Technologie als Stär-
kung oder Schwächung demokratischer Prozesse und Institutionen – gilt 
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es jedoch, nicht vorschnell in Technik-Determinismus zu verfallen. Neue 
technische Möglichkeiten führen nicht automatisch zu spezifischen poli-
tischen und gesellschaftlichen Veränderungen. Es hat sich in der Vergan-
genheit immer wieder gezeigt, dass politisches Handeln auch im Kontext 
digitaler Technologie stark institutionell, sozial und individuell eingebettet 
ist. Genauso wie durch sinkende Kosten politischer Informationen nicht 
automatisch die politische Partizipation angestiegen ist (Boulianne 2009, 
2015), ist nicht zu erwarten, dass die starke Präsenz politischer Fehlinfor-
mationen im Internet automatisch eine die Demokratie destabilisierende 
Wirkung entfalten wird.

Wirkungsmessung von Kampagnenaktivität

Ein weiterer Aspekt digitaler Technologie in der politischen Kommunika-
tion ist die erweiterte Messbarkeit politischer Verhaltensweisen und Ein-
stellungen. Datenbanken erlauben es Parteien und Kampagnen, gezielt 
Informationen über Unterstützerinnen und Unterstützer sowie mögliche 
Wählerinnen und Wähler zu sammeln. Dies sowie die Messung von Kam-
pagnenaktivität und der Interessen der eigenen Unterstützerinnen und 
Unterstützer erlaubt Parteien und Kampagnenorganisationen eine sehr viel 
präzisere Feinsteuerung ihrer Aktivitäten als zu einer Zeit, als diese Infor-
mationen nicht vorlagen ( Jungherr 2017b).

Am stärksten wird dies sichtbar in der datenbasierten Auswahl vielver-
sprechender Ansprechpartner für Kampagnen (»Targeting«). Besonders die 
Demokratische Partei in den USA treibt seit 2005 die Entwicklung einer 
zentralen Datenbank voran, die Namen, Adressen und vielfältige Zusatz-
informationen über Wahlberechtigte enthält. Auf Basis dieser Daten wird 
die Wahrscheinlichkeit, dass Wahlberechtigte demokratisch oder republi-
kanisch wählen bzw. überhaupt zur Wahl gehen werden, berechnet. Dar-
auf aufbauend wird die Kampagnenaktivität feingesteuert und entschie-
den, welche Wahlberechtigten auf welchem Weg durch die Kampagne 
angesprochen werden (Hersh 2015, Nickerson/Rogers 2014, Sides/Vav-
reck 2014). Die gezielte Ansprache von Wählerinnen und Wählern auch 
auf Basis statistischer Modelle gibt es zwar schon lange, die Digitalisie-
rung mit ihrem Anstieg von Daten und Rechenleistung und den sinken-
den Kosten für Datenspeicher hat diese Praxis in den USA jedoch deut-
lich verstärkt.

Die Präsidentschaftskampagnen von Barack Obama 2008 und 2012 bie-
ten eindrucksvolle Beispiele für die Optimierung der Arbeit der eigenen 
Aktivistinnen und Aktivisten durch den Einsatz digitaler Werkzeuge. Über 
eigens entwickelte Plattformen konnte die Kampagne ihre Aktivitäten vor 
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Ort messen, evaluieren und steuern. Zudem optimierte die Kampagne ihr 
Vorgehen im Sammeln von Spenden durch die Messung digitaler Kom-
munikation und das Testen unterschiedlicher Ansprachearten. Technologie 
verändert also auch klassische Tätigkeiten und Arbeitsabläufe von Kampa-
gnenorganisationen (Hindman 2005, Kreiss 2012, Nielsen 2012).

Bei allen Hoffnungen von Kampagnenmachern, Versprechen von Bera-
terinnen, Begeisterung von Journalisten und Befürchtungen von Daten-
schützerinnen ist bei der Debatte zur Rolle von Daten im Wahlkampf 
immer zu bedenken, dass Daten auch in US-Wahlkämpfen den Kandida-
tinnen und Kandidaten und ihren Parteien keine Sicherheit in Bezug auf 
das tatsächliche Verhalten der Wahlberechtigten allgemein und der von 
ihnen angesprochenen Bürgerinnen und Bürgern im Besonderen geben. 
Selbst die vergleichsweise umfangreichen Targeting-Modelle der Obama-
Kampagne 2012 verhalfen dem Kandidaten nur zu einem knappen Sieg, 
und vier Jahre später halfen Daten Hillary Clinton nicht, sich in der Präsi-
dentschaftswahl gegen Donald Trump durchzusetzen. Daten und statisti-
sche Modelle können dazu beitragen, Ressourcen im Wahlkampf gezielter 
einzusetzen, sie erlauben aber keinen Blick in den Kopf der Wahlberechtig-
ten und machen Bürgerinnen und Bürger auch nicht zu Marionetten an den 
Fäden politischer Manipulatorinnen und Manipulatoren ( Jungherr 2017b).

Plattformen wie Twitter oder Facebook werden von ihren Nutzerinnen 
und Nutzern verstärkt zur Kommentierung des tagesaktuellen Geschehens 
genutzt. Dies gilt ganz besonders für Wahlkämpfe und hat die Hoffnung 
geweckt, aus diesen öffentlich verfügbaren Kommentaren politische Mei-
nungsbilder erstellen zu können. Auch traditionelle Massenmedien grei-
fen verstärkt auf automatisierte Analysen politischer Beiträge auf diesen 
Plattformen zurück und binden sie in ihre Berichterstattung ein (Anstead/
O’Loughlin 2015). Obwohl dieses Vorgehen bequem und kostengüns-
tig ist, steht es immer mehr in der Kritik, da Studien wiederholt gezeigt 
haben, dass automatisch erstellte Meinungsbilder auf Online-Plattformen 
nicht zuverlässig mit auf traditionellem Weg ermittelter öffentlicher Mei-
nung übereinstimmten ( Jungherr u. a. 2017).

Außendarstellung von Kampagnen

Politikerinnen und Politiker versuchen gezielt, sich in die Nähe digita-
ler Pioniere zu rücken, indem sie medienwirksam neue digitale Dienste 
in ihren Kampagnen einsetzen und sich in ihrer Kommunikationsweise 
den Konventionen neuer digitaler Dienste anpassen (Kreiss 2016b). Hier-
bei geht es dann weniger um direkten Stimmgewinn, als um die symboli-
sche Darstellung ihrer selbst als innovativ und zeitgemäß. Zusätzlich grei-
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fen Journalisten und Kampagnenmacher verstärkt auf öffentlich verfügbare 
Zahlen ihrer Onlineprofile zurück, wie z. B. die Zahl ihrer Facebook-Fol-
lower, Facebook-Interaktionen oder Twitter-Interaktionen. Auch wenn 
die tatsächliche Bedeutung dieser Zahlen umstritten ist, sind Berichte über 
das digitale »Horse-Race« inzwischen fester Bestandteil der Wahlkampf-
berichterstattung ( Jungherr/Schoen 2013). 

Was sehen wir hiervon in Deutschland?

Politische Kommunikation in Deutschland unterscheidet sich in ihren 
Rahmenbedingungen grundlegend von politischer Kommunikation in 
den USA (Pfetsch 2001). Dies hat auch Konsequenzen für die Nutzung 
digitaler Technologie in deutschen Wahlkämpfen. Die Parteien arbeiten 
mit deutlich niedrigeren Budgets als in den USA, verfügen über sehr viel 
weniger Daten über Wahlberechtigte, stützen sich auf langjährig beste-
hende und kontinuierlich entwickelnde Organisationsstrukturen und 
arbeiten in einer Kampagnenkultur, in der quantitative Methoden zur 
Evaluation von Kommunikation nur selten genutzt werden.

Eine Konsequenz stabiler Organisationsstrukturen ist, dass in Deutsch-
land die graduelle Einbindung digitaler Technologie in bestehende Orga-
nisationen, ihre Arbeitsabläufe und Personalstrukturen, stärkere Bedeu-
tung hat als in den USA. Schwache Parteistrukturen verlangen in den USA 
von Kandidatinnen und Kandidaten, Kampagnenteams gezielt für jeden 
Wahlkampf neu aufzubauen. Hierdurch können Kampagnen technische 
Innovationen verhältnismäßig reibungslos einbinden, da nicht erst bereits 
bestehende Prozesse oder Strukturen angepasst oder abgeschafft werden 
müssen. Dies führt dazu, dass etablierte deutsche Parteien in ihrer Einbin-
dung digitaler Technologie oft schwerfälliger wirken als US-Kampagnen-
organisationen.

Für neue politische Organisationen, wie die Alternative für Deutschland 
(AfD) oder die Piratenpartei, ist digitale Technologie in der Regel zent-
raler. Sie haben die Chance, Arbeitsabläufe und Prozesse vor dem Hinter-
grund des aktuellen Stands der technologischen Entwicklung neu aufzu-
bauen. Für darauf ausgerichtete Organisationen kann digitale Technologie 
auch zur drastischen Senkung von Koordinationskosten führen und damit 
neuen politischen Organisationen eine entscheidende Starthilfe bieten.

Ein weiterer Unterschied liegt in der Bedeutung von online generierten 
Spenden, eine Funktion, die wesentlich zur zentralen Bedeutung digitaler 
Technologie in US-Kampagnen beigetragen hat (Kreiss 2012). In Deutsch-
land experimentieren Parteien zwar mit der Generierung von Spenden 
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durch direkte Ansprache online, z. B. durch E-Mails an ihre Unterstützer, 
jedoch spielen Onlinespenden für deutsche Parteien keine dominierende 
Rolle. Ausnahmen sind die Grünen und die AfD, für die Onlinespen-
den anteilig am Gesamtkampagnenbudget wichtiger sind ( Jungherr 2016).

Die Bedeutung von digitaler Technologie in der Außendarstellung von 
Wahlkampagnen ist in Deutschland vergleichbar mit den USA. Deutsche 
Parteien versuchen sehr bewusst, ihre Kandidatinnen und Kandidaten im 
Kontext der Nutzung neuer digitaler Dienste darzustellen – sei dies durch 
Twitter- oder YouTube-Fragestunden, die Berufung von Digitalspezialis-
ten in die Kampagnenteams oder durch Kampagneninhalte, die gezielt den 
Kommunikationskonventionen des Netzes angepasst sind (ebd.).

Digitale Technologie in Wahlkämpfen

In den vorangegangenen Abschnitten wurden unterschiedliche Arten auf-
gezeigt, in denen digitale Technologie Wahlkämpfe verändert hat. Hierbei 
hat sich gezeigt, dass Änderungen in unterschiedlichen Bereichen auftre-
ten und abhängig von Kontexten unterschiedlich stark ausfallen und sicht-
bar werden. Das so entstandene Bild hat wenig gemein mit Erwartungen 
an die grundlegende Transformation von Politik durch digitale Technolo-
gie. Aber auch die gerade in Deutschland weit verbreitete Auffassung, dass 
die Digitalisierung schon nicht allzu große Auswirkungen haben werde 
und dadurch entspannt ausgesessen werden könne, deckt sich nicht mit den 
beschriebenen Befunden. Stattdessen sehen wir graduelle und kontextab-
hängige Änderungs- und Anpassungsprozesse.

Wichtig ist, in der Diskussion über die politische Rolle digitaler Tech-
nologie den immer neuen sensationalistischen Meldungen und Erwartun-
gen mit Gelassenheit zu begegnen. Die deutsche Wahlkampfsaison 2017 
war bislang geprägt von Diskussionen über die scheinbare Allwissenheit von 
Kampagnenorganisationen durch auf Basis von Facebook-Daten erstellte 
Wählerprofile, die vermuteten Gefahren automatisiert erstellter Beiträge 
auf sozialen Netzwerkseiten, angeblich politisch isolierende Filterblasen und 
die scheinbare Allgegenwart von täuschend echten Falschmeldungen. Beim 
genauen Hinsehen zeigte sich jedoch, dass der tatsächliche politische Einf luss 
dieser Phänomene nicht ihrem Neuigkeits- und Aufregungspotenzial in den 
Meinungsspalten von Tages- und Wochenzeitungen entsprach.

Daran zeigt sich: Die Dominanz solcher Extrempositionen in Medi-
enberichten und Meinungsbeiträgen hat mehr mit den Regeln der Auf-
merksamkeitsökonomie als mit tatsächlichen Wandlungsprozessen zu tun. 
Wollen wir diese verstehen, müssen wir lernen, besser hinzusehen, mehr 
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Geduld für die Darstellung kontextabhängiger Befunde entwickeln und 
von digitalen Propheten und ihren Gegenrednern konsequenter empi-
rische Grundlagen für ihre Prognosen einfordern. Vor allem aber muss 
der Einf luss unterschiedlicher politischer, ökonomischer und kultureller 
Rahmenbedingungen auf die Rolle digitaler Technologie in der Politik 
berücksichtigt werden. Geschieht dies nicht, besteht die Gefahr, dass sich 
der öffentliche Diskurs zur Rolle digitaler Technologie in der Politik an 
sensationalistischen, aber weitgehend wirklichkeitsfernen Extrempositio-
nen abarbeitet und gegenüber dem tatsächlichen Wandel blind bleibt.
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Politisch orientierte 
Medienkompetenzförderung  
inmitten der digitalen Transformation 

Kybernetische Aussichten 

In der französischen Zeitung Le Monde vom 28. Dezember 1948 veröffent-
lichte der Dominikanermönch Pater Dubarle eine Rezension des im glei-
chen Jahr erschienenen Buchs Cybernetics or Control and Communication in the 
Animal and the Machine von Norbert Wiener, dem Begründer der Kyberne-
tik. In der Buchbesprechung von Dubarle heißt es: 

»Eine der interessantesten dadurch eröffneten Aussichten ist die der ratio-
nalen Regelung menschlicher Angelegenheiten, insbesondere derjenigen, 
die die Gemeinschaften angehen und eine gewisse statistische Gesetzmä-
ßigkeit zu zeigen scheinen, wie etwa das Phänomen der menschlichen Mei-
nungsbildung. Kann man sich nicht eine Maschine vorstellen, die diese oder 
jene Art von Information, etwa Information über Produktion und Verkauf, 
sammelt und daraus als Funktion der menschlichen Durchschnittspsycholo-
gie und der in einem gegebenen Augenblick meßbaren Mengen bestimmt, 
welches die wahrscheinlichste Entwicklung der Lage sein könnte? Könnte 
man sich nicht sogar einen Staatsapparat denken, der alle Systeme politischer 
Entscheidungen entweder unter einer Herrschaft vieler über die Erde ver-
teilter Staaten oder unter der anscheinend viel einfacheren Herrschaft einer 
menschlichen Weltregierung umfaßt? Nichts hindert uns heute, an so etwas 
zu denken. Wir können von der Zeit träumen, in der die machine à gouverner 
die gegenwärtige offensichtliche Unzulänglichkeit des mit der herkömmli-
chen politischen Maschinerie befaßten Gehirns aus dem Wege räumen wird 
zum Guten oder zum Bösen.« (zit. nach Wiener 1958: 174).

Pater Dubarle meinte im Jahr 1948, dass »– und vielleicht glücklicher-
weise –« diese machine à gouverner »noch nicht für die nahe Zukunft zu 
erwarten« sei, denn »der Umfang des zu sammelnden und rasch zu ver-
arbeitenden Informationsmaterials in seiner Gesamtheit« und die »Prob-
leme der Voraussagestabilität [liegen] noch weit jenseits dessen, was wir zu 
beherrschen ernsthaft erträumen können« (ebd.: 175). 
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Heute, nur einige Jahrzehnte später, liegen die von Dubarle genannten 
technischen Aspekte nicht mehr weit jenseits unserer Vorstellungen, sondern 
sind in Gestalt von Big Data und Künstlicher Intelligenz ein Teil des kom-
munikativen Alltags und der politischen Wirklichkeit geworden. Die techni-
schen Voraussetzungen zur Bewältigung dieser »Gesamtheit« der Daten liegen 
inzwischen vor. Ein sich ausdehnendes »digitales Universum« wird mittels 
gigantischer Speicherkapazitäten und massiver paralleler Rechnerstrukturen 
verwaltet. Auch eine »gewisse statistische Gesetzmäßigkeit« in der »mensch-
lichen Meinungsbildung«, von der Pater Dubarle sprach, soll mithilfe von 
Big-Data-Analysen erfasst werden können: social physics als neuer Weg zum 
Verständnis menschlichen Verhaltens (vgl. etwa  socialphysics.media.mit.edu).

So zeigte der vergangene US-amerikanische Wahlkampf eindrucks-
volle Beispiele der gezielten Ansprache von Wählerinnen und Wählern 
mithilfe digitaler Technologien und psychometrisch-statistischer Verfah-
ren (Mikro-Targeting). Die Firma Cambridge Analytica z. B. setzt in ihren 
nicht transparent nachvollziehbaren Werbeversprechen auf die ihr zur Ver-
fügung stehenden 5 000 Datenpunkte von über 230 Millionen US-Bür-
gerinnen und -Bürgern und die »erprobte Verbindung« von »predictive 
analytics«, »behavioral sciences« und »data-driven ad tech«: »to drive your 
voters to the polls and win your campaign« (CA 2017). Ob dieses Unter-
nehmen mithilfe datengetriebener Wahlkampfstrategien »Donald Trump 
mit zum Sieg« verholfen hat (Grassegger/Krogerus 2016), wurde sehr kri-
tisch und kontrovers diskutiert. Gegenüber derartigen »sensationalistischen 
Meldungen und Erwartungen« setzt Andreas Jungherr in diesem Band auf 
Gelassenheit und die differenzierte Ref lexion der Rahmenbedingungen. 

Festzustellen ist, dass vielfältige datengetriebene und digitaltechnisch 
realisierte Formen des »Wahrscheinlichkeitsdenkens« als predictive ana-
lytics zum Einsatz kommen, z. B. bei der Vorwegnahme von Konsument-
scheidungen (predictive marketing), der Bewertung der Kreditwürdigkeit 
(scoring), der Steuerung von Bildungsprozessen (learning analytics) oder der 
vorausschauenden Polizeiarbeit (predictive policing). Auf die damit verbun-
denen möglichen Diskriminierungsrisiken und datenschutzrechtlichen 
Regulierungsoptionen verweist Peter Schaar in diesem Band. 

Technologische Treiber

Das Jahr 2002 kann als Beginn des digitalen Zeitalters bezeichnet wer-
den, da seitdem global mehr digitale als analoge Daten vorliegen (Hilbert/
López 2011). Die Menge der jährlich erzeugten und kopierten digitalen 
Daten verdoppelt sich alle zwei Jahre (EMC/IDC 2014). Digitale Daten 

http://socialphysics.media.mit.edu


107Politisch orientierte Medienkompetenzförderung  –––––  107

bilden den Rohstoff, sie sind informationsökonomisch »das neue Öl« für 
die weitere Raffination. In Hinblick auf die Verteilung und Nutzung digi-
taler Daten ist indes von einer Informationsasymmetrie auszugehen: So 
wurden im Jahr 2013 zwei Drittel aller digitalen Daten von Konsumen-
tinnen und Konsumenten und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
erzeugt oder erfasst, aber 85 % des Datenuniversums lagen in der Ver-
antwortung von privaten Unternehmen (ebd.). Die schärfste Form dieser 
Informationsasymmetrie zeigt sich als weder nachhaltige noch demokrati-
sche Überwachungsökonomie (Lanier 2014), in der Nutzende des Netzes 
alternativlos ihre Daten an Unternehmen zur intransparenten Weiterver-
arbeitung und Wertschöpfung übergeben müssen, um weiterhin Nutzende 
zu bleiben.

Neben der digitalen Datafizierung ist die fortschreitende Vernetzung 
ein technologischer Treiber gesellschaftlicher Transformationsprozesse. 
Das Internet steht prototypisch für eine Netzwerkform, die das traditio-
nelle Rundfunkmodell mit einigen wenigen Sendern und vielen direktio-
nal erreichten Empfängern ablöst: Knoten im Netz können sowohl Sender 
als auch Empfänger sein – mit weitreichenden Folgen für die gesellschaft-
lichen und politischen Kommunikationsverhältnisse, die zudem durch 
dazwischenstehende Intermediäre, wie z. B. Suchmaschinen oder Platt-
formen sozialer Medien, mitgeprägt werden. Insbesondere die sozialen 
Medien und ihre Nutzungskontexte veränderten durch die Vervielfachung 
der Kanäle, die erhöhte Interaktionsgeschwindigkeit und die qualitativ-
inhaltlichen Verschiebungen die politischen Meinungsbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse (siehe Kneuer in diesem Band). Nach dem »Internet 
der Computer« und dem »Internet der Menschen« (Social Web) folgt das 
»Internet der Dinge«. Prinzipiell jedes technische Objekt der Welt, vom 
Auto bis zur Zahnbürste, könnte im Internet adressierbar sein. Seit 2009 
gibt es mehr vernetzte Dinge des Internets als Menschen auf der Erde 
(Evans 2011). Dieses Zahlenverhältnis wird sich in den kommenden Jah-
ren weiter in Richtung der vernetzten Dinge verschieben. 

Durch die Vernetzung der Welt mit Sensoren kann die Welt weiter und 
tiefer datafiziert werden. Schon Smartphones verfügen über eine Vielzahl 
von Sensoren. Viele Geräte erfassen und messen Luftdruck, Beschleuni-
gung, Berührungen, Lage im Raum, Helligkeit, Luftfeuchtigkeit, Mag-
netfelder, Annäherungen, Temperatur u. a. m. Mit dem Internet der Dinge 
überträgt sich die digitale Sensorisierung, die als dritter technologischer 
Treiber zu betrachten ist, über den Körper in den Raum: von den wearable 
technologies über das smart home bis zu den connected cars. 

Der vierte Treiber kann als Algorithmisierung bezeichnet werden. Algo-
rithmen sind formalisierte Verfahren zur Lösung eines Problems in Form 
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von eindeutigen, vollständigen und endlichen Handlungsanweisungen. 
Algorithmisierungen sind allgegenwärtig in der digitalen Gesellschaft. 
Auf Plattformen im Netz angezeigte Inhalte unterliegen einer algorith-
mischen Filterung und algorithmisch gesteuerte Social Media Bots schal-
ten sich in politische Kommunikationsprozesse ein: Effekte, die Auswir-
kungen auf die politische Polarisierung und Willensbildung haben (siehe 
Busch in diesem Band). Die wachsende Leistungsfähigkeit der Prozessoren 
und die Trainingsmöglichkeiten (»maschinelles Lernen«) mithilfe von mas-
senhaft verfügbaren Daten erschließen neue Anwendungsfelder. Ein kog-
nitives System, wie etwa IBM Watson, programmiert man nicht, sondern 
man »arbeitet« mit ihm; es »lernt« aus inzwischen acht natürlichen Spra-
chen und unstrukturierten Datenquellen. Das System wird in der Medi-
zin, der Wirtschaft und Logistik erfolgreich eingesetzt.

Stefan Holtel (2014) sieht in einem Szenario »überraschende Konsequen-
zen für den Politikbetrieb«, da das kognitive System Watson beispielsweise 
»die Aussagen von Politikern und Regierung in Echtzeit dem ›Fakten-
Check‹ unterziehen [könnte]. Damit würde sich der politische Diskurs sehr 
schnell thematisch verdichten und beschleunigen. Watson könnte aus der 
permanenten Analyse aller digitaler Medien (Blogs, Facebook, Zeitungen, 
Foren) ableiten, welche Themen sich als gesellschaftliches Mem abzeich-
nen, stabilisieren und auf die Agenda der Tagespolitik gehoben werden soll-
ten. Aus einer Vielzahl unstrukturierter Datenquellen extrahierte sich der 
jeweils aktuelle ›Wählerwille‹. Das verschaffte der Regierung einen Zeit-
vorsprung, um zu reagieren und der Opposition die Chance, neue Themen 
aufzugreifen.« Dieses Szenario illustriert die offene Projektionsf läche für 
neue Technologieanwendungen und ihre Potenziale für die Übernahme 
weiterer, bislang exklusiv menschlicher Handlungsfelder, wie den journa-
listischen Faktencheck. Künstliche, intelligente  Agenten bringen sich in 
politische Kommunikation ein und verschieben kritische Ref lexion über 
ihre Aussagen in die Blackbox der Algorithmen. Voraussehbar ist der Ruf 
nach Transparenz auf Seiten der Algorithmen und neuen Kompetenzen 
(algorithmic awareness) auf Seiten der mensch lichen Kommunikatoren. 

Soziotechnische Wechselwirkungen

Die vier genannten technologischen Treiber – Digitalisierung, Vernet-
zung, Sensorisierung und Algorithmisierung – formen die medientechni-
sche Basis. Im Sinne des Medientheoretikers Marshall McLuhan sind diese 
medialen Substrate nur das »Erdgeschoss«: »Man kann daher nicht dort 
stehenbleiben« (Debray 1994: 67), sondern muss die Operationen, Wech-
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selwirkungen, sozialen und kulturellen Nutzungskontexte  einbeziehen. 
Medien und Technologien stehen in keinem deterministischen, sondern in 
einem wechselseitigen Verhältnis zu den gesellschaftlich-kulturellen For-
men und der Öffentlichkeit: Es ist »immer das Zusammenspiel von Tech-
nologien, die mediale Kommunikation ermöglichen und vorstrukturieren, 
mit dem Handeln gesellschaftlicher Akteure, ihren Interessen und Werten, 
das die laufende Transformation von Öffentlichkeit gestaltet« (siehe Jarren/
Klinger in diesem Band). 

In diesem laufenden und noch in weiten Teilen unregulierten Trans-
formationsprozess (ebd.) veröffentlichen beispielsweise Leaks-Plattformen 
bisher nicht allgemein zugängliche Informationen und stehen in einem 
»Spannungsfeld zwischen Transparenz, Informationskontrolle und poli-
tischer Kampagne« (siehe Hintz in diesem Band). Webf oren z. B. stel-
len eine innovative Form der Öffentlichkeit dar und sind Orte des Aus-
handelns diskursiver Werte und Regeln (Netiquette). Der Erhalt und die 
Pf lege deliberativer Qualität im Sinne des argumentierenden, respektvol-
len und wertschätzenden Kommunikationsverhaltens im virtuellen Raum 
scheint angesichts von Hassreden und Shitstorms zunehmend schwierig 
(siehe Kersting in diesem Band, vgl. auch Kaspar u. a. 2017). Als Antwort 
auf diese Transformationseffekte und ihre Steuerbarkeit wird neben regu-
latorischen Maßnahmen, z. B. das umstrittene Netzwerkdurchsetzungsge-
setz (NetzDG) gegen Hassreden und Fake News im Netz, auf die Kompe-
tenz der handelnden und kommunizierenden Subjekte gesetzt. 

Medienkompetentes Subjekt 

Die in bildungspolitischen Diskursen wiederholt bekräftigten bestehen-
den und neuen Anforderungen an die Kompetenzen der Bürgerinnen 
und Bürger in der digitalen Welt beziehen sich zumeist auf den ref lek-
tierten, selbstbestimmten, verantwortlichen und partizipativen Umgang 
mit Medien- und Informationstechnologien, Daten und Informationen. 
Ein solches Bündel von Kompetenzen und Qualifikationen lässt sich ent-
lang verschiedener Begriff lichkeiten umgreifen, die jeweils verschiedene 
 Spezifizierungen und Dimensionen, zum Teil auch Überschneidungen 
aufweisen: Medienkompetenz (Tulodziecki 2016, Gapski 2001), Digi-
talkompetenz, Datenkompetenz, Informationskompetenz (Hapke 2012, 
Treude 2011) sowie ihre englischsprachigen Pendants, z. B. Media and Infor-
mation Literacy (MIL, UNESCO o. J.) u. a. m.

Die Verwendung des Begriffs »Medienkompetenz« beschränkte sich bis 
zu Beginn der 1990er Jahre auf die medienpädagogische Fachdiskussion. In 
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der 24-bändigen Brockhaus-Ausgabe von 1996 sucht man ihn vergeblich. 
Erst seit 1995 und mit der gesellschaftlichen Diffusion des WWW findet 
sich dieser Schlüsselbegriff verstärkt in der massenmedialen Berichterstat-
tung ( Gapski 2001). Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung »Deutsch-
lands Zukunft gestalten« (2013) ist er achtmal genannt. »Medienkompetenz« 
ist selbst ein massenmediales Konstrukt, dessen Konjunktur im gegenwärti-
gen Strukturwandel der modernen funktional differenzierten Medien- und 
Informationsgesellschaft begründet liegt. Einerseits regt die Forderung nach 
mehr Medienkompetenz in pädagogischen, wirtschaft lichen, rechtlichen 
oder politischen Diskursen die massenmediale Berichterstattung immer von 
neuem an, andererseits verdeckt die Griffigkeit des Motivs vom medienkom-
petenten  Individuum den komplexen Strukturwandel, der sich durch die 
digitale Transformation vollzieht. 

Das medienkompetent gedachte Subjekt zeigt sich im Hinblick auf die 
individuelle Beherrschung und aktive Mitgestaltung als Latenzphänomen 
mit der Funktion des Schutzes bestehender Strukturen (Luhmann 1987: 
459 f.). Die Rede vom »Fitmachen« des Einzelnen und von der »digitalen 
Selbstverteidigung« ist griffig, greift allein aber zu kurz, denn der digitale 
Wandel hat ökologische Auswirkungen auf Individuen, Organisationen 
und gesellschaftliche Zusammenhänge: »Offensichtlich ist eine andere Art 
von tief greifenden, strukturellen und explizit politischen Interventionen 
gefordert« (Morozov 2015: 7). 

Neue Kompetenzherausforderungen

Das Zusammenspiel von Digitalisierung, Vernetzung, Sensorisierung und 
Algorithmisierung prägt die »Nächste Gesellschaft« (Baecker 2007). Indi-
viduen bleiben herausgefordert, medienkompetent in digitalen Ökosys-
temen zu handeln und sich souverän in »Datenlandschaften« (Ochs 2015) 
zu bewegen. Dass die Forderung nach neuen Kompetenzen den jeweili-
gen medientechnologischen Innovationen folgt, zeigt die Geschichte der 
Medienpädagogik, die als »Geschichte der pädagogischen Reaktionen auf 
die jeweils ›neuen Medien‹ und die durch sie hervorgerufenen gesellschaft-
lichen Irritationen« bezeichnet werden kann (Hüther/Schorb 1997: 245). 
Gegenwärtig stellt sich die Frage, wie tief die gesellschaftlichen Irritatio-
nen durch das beschriebene Zusammenspiel reichen. Inwieweit fordern sie 
mehr als technokratische oder modische Anpassungsqualifizierungen als 
Antworten auf mediale Hypes ein? Ist die Medienbildung mit  bestehenden 
Ansätzen ausreichend ausgestattet oder müssen qualitativ neue Theorie- 
und Praxiszugänge insbesondere in Kooperation mit der informatischen 



111Politisch orientierte Medienkompetenzförderung  –––––  111

Bildung (Tulodziecki 2016) entwickelt werden? Ohne erschöpfende Ant-
worten auf diese Fragen geben zu können, sollen im Folgenden einige 
Herausforderungen für die Medienbildung in Form von sieben Begriffs-
paaren thesenartig skizziert werden (Gapski 2015, 2016: 22 f.):
•	 Werkzeuggebrauch/Umweltverhalten: Das Leben in informatisierten, ver-

netzten Digitalwelten unterscheidet sich vom bewussten Griff zum 
Medium als einem technischen Werkzeug – Aufenthalt und Verhalten 
statt Nutzung und Beherrschung; andauerndes medien- und informati-
onsökologisches Denken und Handeln statt eines befristet ref lektierten 
Zweck-Mittel-Einsatzes.

•	 Unerfahrbarkeit/Betroffenheit: Globale Überwachung und Informations-
asymmetrien im Datenkapitalismus bleiben in ihren direkten Folgen für 
den Einzelnen weitestgehend abstrakt und nur in Einzelfällen erfahrbar. 
Dystopien und Zukunftsszenarien veranschaulichen wiederholend ver-
traute Folgen und entziehen der Gegenwart politisch wirksame Betrof-
fenheit.

•	 Allmachtsunterstellung/Ergebung: Die den Internet-Konzernen und Nach-
richtendiensten unterstellte Allmacht, auf alle persönlich relevanten 
Daten zugreifen zu können, befördert eine fatalistische Grundhaltung. 
Die ohnehin problematische Aussage »Ich habe doch nichts zu verber-
gen« wird zur Ergebung »Ich kann doch sowieso nichts verbergen«.

•	 Selbstverteidigung/Komfortzone: Zum Schutz der Privatsphäre werden 
alternative Suchmaschinen, Anonymisierung und Verschlüsselung emp-
fohlen. Der Einsatz dieser Techniken setzt selbst Vertrauen in Dienste 
voraus und führt bei konsequenter digitaler Selbstverteidigung zur 
kommunikativen Abkapselung und zum Ausstieg aus den komfortablen 
digitalen Ökosystemen der Internet-Konzerne.

•	 Datensparsamkeit/Datenüberf luss: Die medienpädagogisch empfohlene 
und angeleitete Datensparsamkeit wirkt anachronistisch angesichts der 
Datenmassen, die im Überf luss schon automatisch generiert werden. Im 
fortgeschrittenen Internet der Dinge führt die Handlungsmaxime der 
Datenvermeidung letztlich zum gesellschaftlichen Totalausstieg. Durch 
die veröffentlichten Daten der anderen können mit Wahrscheinlichkei-
ten Datenprofile über die eigene Person erschlossen werden. Das Heft 
des eigenen datenkritischen Handelns halten auch andere und Algorith-
men in den Händen.

•	 Abstraktionsdynamik/Unref lektierbarkeit: Algorithmen und insbesondere 
maschinelles Lernen entziehen sich durch Dynamik, Komplexität und 
Abstraktion und Unternehmensinteressen einer Einsicht. Blackbox-Sys-
teme dehnen sich aus und beziehen Umwelt- und Metadaten ein. Aus 
belanglosen Daten können brisante Schlüsse gezogen werden. Mit dem 
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Ende der belanglosen Daten aber werden alle Daten bedeutungsvoll. 
Alle Daten sind indes weder ref lektier- noch handhabbar.

•	 Manipulationsverdacht/Algorithmenvertrauen: Traditionell richtet sich Medi-
enkritik häufig auf die Bearbeitung des Manipulationsverdachts. Neben 
den code-gebundenen Manipulationsverdacht tritt eine Rationalitäts-
unterstellung, die mitunter schwer zu entkräften sein kann, weil sie 
datengetrieben, selbst optimierend und vermeintlich objektiv ist: das 
Vertrauen in Algorithmen einerseits und die Bekämpfung rationaler 
Diskriminierungen und algorithmischer Spaltungen andererseits.

Zu den einzelnen Beiträgen 

Angesichts der allgegenwärtigen Durchdringung von Informations- und 
Medientechnologien stellt die zielgruppenspezifische Förderung von 
Medienkompetenz eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung dar. Die 
Förderung beginnt bereits im Kindesalter, sollte sich über die Bildungs-
kette fortsetzen und an formalen (z. B. Schulen oder Hochschulen), non-
formalen (z. B. Jugendeinrichtungen oder Betrieben) und informellen Bil-
dungsorten (z. B. in Familien oder unter Peers) stattfinden. 

Angela Tillmann beschreibt die Zugangswege und Aneignungsweisen 
von Kindern und Jugendlichen im Hinblick auf digitale Informationen in 
konvergenten Medienwelten. Vor dem Hintergrund kinder- und jugend-
spezifischer Nutzungsformen, z. B. die Auswahl von humorvollen Videos 
auf YouTube und ihre Verbindung zum Elternhaus und zu den Peers, zeigt 
sich in der Konsequenz, dass politische Bildung und Medienbildung »eng 
miteinander verknüpft« sind. 

Diese enge Wechselbeziehung greifen Bardo Herzig und Alexander 
 Martin auf und fragen nach Möglichkeiten der Strukturierung und Mes-
sung von Medienkompetenz. Für eine erfolgreiche Förderung von Medi-
enkompetenz in der Schule müssen indes weitere  Bedingungen, die den 
Unterrichtseinsatz und Schulentwicklungsprozesse betreffen, erfüllt sein. 

Sandra Aßmann unternimmt den  Versuch einer systematisierenden Stand-
ortbestimmung in Zusammenhang mit den aktuell diskutierten me  dien-
bildungspolitischen Positionen und Strategien, wie etwa der KMK-Strate-
gie »Bildung in der digitalen Welt« (2016) oder der Dagstuhl-Erklärung 
»Bildung in der digitalen vernetzten Welt« (2016). 

Den aktuellen Stand der Medienkompetenzförderung in Schulen 
beschreibt Birgit Eickelmann auf Basis von empirischen Forschungsergeb-
nissen und theoretischen Überlegungen zu Schulentwicklungsprozessen 
auf den Ebenen der Organisations-, Unterrichts-, Technologie- und Per-
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sonalentwicklung. Eine besondere Rolle kommt darüber hinaus der Pro-
fessionalisierung der Lehrerausbildung hinsichtlich medienpädagogisch-
didaktischer Inhalte zu. 

Die vielfältige außerschulische Medienbildung reicht vom  Kindergarten 
über die offene Jugendarbeit bis hin zur überbetrieblichen  Berufsbildung. 
Ihre Prinzipien und Strukturen im Hinblick auf die Förderung von 
 Me  dienkompetenz arbeiten Niels Brüggen und Guido Bröckling in  heraus.

Die Förderung von Medienkompetenz in der Erwachsenenbildung 
sollte sich nicht auf technische Kompetenzen für bestimmte Medienfor-
mate beschränken, sondern nach Anja Hartung-Griemberg ein »Denken 
in Alternativen und damit eine Erweiterung von Sichtweisen auf Selbst 
und Welt anregen«. Denn auch im Erwachsenenalter werden durch the-
menzentriertes, medienkompetentes Handeln neue – politische – Mög-
lichkeiten der Teilhabe erkundet.

Die Professionalisierung der Medienkompetenzförderung betrifft nicht 
nur Lehrkräfte im Schulbetrieb, sondern auch Berufspraktikerinnen und 
-praktiker in der politischen Bildung. Aus medienpädagogischer Perspek-
tive schlussfolgert Kai-Uwe Hugger, dass über Weiterbildungsmaßnahmen 
hinaus entsprechende Kompetenzen für pädagogische Berufe bereits in der 
Ausbildung gefördert und mit medienpädagogischen Fachkräften besetzte 
Stellen auch in der politischen Bildung eingerichtet werden sollten.

Die wechselseitige Verbindung zwischen Medienbildung und politi-
scher Bildung gewinnt in der »Nächsten Gesellschaft« (Baecker 2007) wei-
ter an Bedeutung – schließlich gilt es, den Sinn- und Kontrollüberschuss, 
der mit der Einführung des Computers in die gesellschaftliche Kommuni-
kation entstanden ist, auch politisch zu bearbeiten. Nicht zuletzt muss der 
medienkompetente Zoon Politikon dazu einen Diskurs über die Frage führen, 
wie wir in Zukunft leben wollen. 
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Angela Tillmann

Informationsverhalten von Kindern und 
Jugendlichen in digital-vernetzten Welten 

Zugang zu Informationen in digital-vernetzten 
 Öffentlichkeiten 

Mit den digitalen Medien eröffnen sich öffentliche, halböffentliche und 
private Sphären, in denen Menschen sich informieren, selbst Informa-
tionen herstellen und veröffentlichen, sich an Online-Diskussionsgrup-
pen beteiligen, für Aktionen mobilisieren und sich vielfältig vernetzen. 
Die Meinungsbildung erfolgt heute also immer auch mit und in digitalen 
Medien.

Auffällig ist, dass das Internet immer früher auch für Kinder an Bedeu-
tung gewinnt. Bereits 11 % der Eltern von Dreijährigen geben an, dass ihre 
Kinder das Internet nutzen. Von den Vierjährigen gehen an einem Tag 
am Wochenende 44 % mindestens eine Stunde online, bei den Sechsjähri-
gen sind es bereits 66 % (DIVSI 2015, S. 68 f.). Bei den Sechs- bis 13-Jäh-
rigen ist in fast jedem zweiten Kinderzimmer ein Smartphone/Mobiltele-
fon vorhanden. Jedes fünfte Kind (20 %) hat einen eigenen Computer oder 
Laptop in seinem Besitz und ein Drittel der Kinder (36 %) verfügt über 
einen eigenen Fernseher, der weiterhin das Leitmedium von Kindern dar-
stellt (MPFS 2017: 8 f.). Bezogen auf die nahezu tägliche Nutzung steht er 
an erster Stelle (77 %) (ebd.: 10). Mit zunehmendem Alter werden die ver-
schiedenen Medien stärker allein genutzt: 43 % der Jüngeren (6 – 7 Jahre) 
schauen »eher allein« Fernsehen, bei den Älteren (12 – 13 Jahren) sind es 
61 %. Sehr deutlich zeigt sich der Einf luss des Alters auch beim Umgang 
mit dem Internet: 7 – 8 Jahre: 12 %, 12 – 13 Jahre: 42 % (ebd.: 15).

Bei den regelmäßigen (mindestens einmal pro Woche) ausgeübten 
Tätigkeiten im Internet steht bei Kindern die Recherche über Suchma-
schinen (70 %) an erster Stelle, gefolgt von der Verschickung von Whats-
App-Nachrichten (58 %) und dem Anschauen von YouTube-Videos (50 %) 
(ebd.: 41). YouTube stellt auch die Lieblingsseite der Kinder dar (ebd.: 36). 
Welche Inhalte sie dort aufrufen, lässt sich anhand der vorliegenden Daten 
nicht beantworten. Spezielle Kinderseiten werden von 46 % der befragten 
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Kinder regelmäßig genutzt (ebd.: 41) und stehen auf Platz 2 der Beliebt-
heitsskala (ebd.: 36). Facebook nimmt erst bei den Kindern ab zehn Jahren 
einen relevanten Stellenwert ein, hängt dann aber auch die Kinderseiten 
ab (6 – 7 Jahre: 8 %, 8 – 9 Jahre: 9 %, 10 – 11 Jahre: 24 %, 12 – 13 Jahre: 51 %) 
(ebd.: 41). Deutlich wird damit insgesamt, dass Kinderseiten bei Kindern 
hoch im Kurs stehen, Kinder sich aber, insbesondere mit zunehmendem 
Alter, mehr und mehr auch für die Welt oder die Dienste der Erwachsenen 
interessieren und eigenständiger in den Medienwelten bewegen.

Richten wir den Blick auf die 12- bis 19-Jährigen, zeigt sich, dass diese 
ebenfalls immer früher im Besitz von Mediengeräten sind (MPFS 2016: 8). 
Bereits im Jahr 2010 löste das Internet bei ihnen das Leitmedium Fernse-
hen ab (MPFS 2010: 27). Den größten Einf luss auf die Veränderung der 
Medienpraktiken Jugendlicher hat aktuell das Smartphone. Nahezu jede 
und jeder 12- bis 19-Jährige besitzt inzwischen ein eigenes Mobiltele-
fon (97 %) bzw. ein Smartphone (95 %) (MPFS 2016: 22). Für Dreiviertel 
der Jugendlichen ist es das Gerät, mit dem sie am häufigsten online gehen 
(ebd.: 24). Sie besuchen dann am liebsten YouTube (MPFS 2016: 29), die-
ses Angebot stellt für sie gleich nach Google das zweitwichtigste Informa-
tionsmedium dar, gefolgt von Facebook (ebd.: 41).

Informationsaneignung in einer medienkonvergenten 
 Medienumgebung 

Typisch für die Informationssuche Jugendlicher ist heute, dass sie medien-
übergreifend Informationen zu ihren Themen suchen (Wagner 2011). 
Fernsehinhalte sehen sie beispielsweise nicht mehr nur über das Medium 
Fernsehen, sondern auch regelmäßig über YouTube, Netf lix, Mediatheken 
u. a. (MPFS 2016: 36). Diese sogenannten konvergenten  Nutzungsmuster 
zeigen sich auch bei der Nutzung von Zeitungen bzw. tagesaktuellen 
Nachrichten: 20 % der Jugendlichen besuchen die Nachrichtenportale der 
Zeitungen (12 – 13 Jahre: 5 %, 18 – 19 Jahre: 35 %) und 15 % die der Zeit-
schriften (12 – 13 Jahre: 5 %, 18 – 19 Jahre: 25 %) (ebd.: 40). Dabei gewinnt 
insbesondere die Portabilität der Geräte an Bedeutung. So weist die ARD-
Mobilstudie darauf hin, dass sich durch die Verbreitung der Smartphones 
auch der Zugang und Umgang mit Nachrichten bei Jugendlichen geän-
dert hat: »Viele Nutzer/-innen sind ›always on‹, um sich in kürzeren Zyk-
len auf den stets aktuellen Stand zu bringen und aktuelle Informationen 
einzuholen« (Müller 2013: 411).

Bezogen auf die Informationspräferenzen (»Ich informiere mich zum 
Thema [...] am häufigsten im [...]«), ist das Internet bei Jugendlichen bei 
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acht von 14  Themen sogar die bevorzugte Informationsquelle (MPFS 
2015: 17, vgl. auch Hasebrink/Schmidt 2013). Gefragt nach den »High 
Interest«-Themen, nennen Jugendliche – gleich nach dem Interesse an der 
Lösung persönlicher Probleme (87 %) – das aktuelle Zeitgeschehen (83 %) 
und mehr als jede oder jeder Zweite möchte »schnell Bescheid wissen« über 
die Bundes- und Lokalpolitik (54 %) (MPFS 2015: 16). Allerdings zeigt 
sich im Vergleich der Medien: Die Tageszeitung und das Fernsehen wur-
den im Jahr 2014 bei politischen und lokal relevanten Themen sowie dem 
aktuellen Zeitgeschehen noch klar bevorzugt (ebd.: 17f.); bedeutsam waren 
weiterhin Zeitschriften- und Tageszeitungsportale sowie Webangebote 
der öffentlich-rechtlichen und privaten Fernsehsender (ebd.: 19). YouTube 
war 2014 bezogen auf bundespolitische Themen nur für 9 % der Jugend-
lichen informationsrelevant (ebd.). In zukünftigen Studien wäre angesichts 
der Entwicklung von YouTube zum inzwischen »zweitwichtigsten Infor-
mationsmedium« (s.o.) genauer zu differenzieren, was Jugendliche unter 
»Information« verstehen und welche Art Informationen sie bevorzugt zur 
Meinungsbildung heranziehen.

Eine weitere Erkenntnis ist, dass Jugendliche den  Nachrichtenangeboten 
mehr Aufmerksamkeit schenken, die sie glaubwürdiger finden. So ver-
trauen 40 % der befragten Jugendlichen  – im Falle einer widersprüch-
lichen Berichterstattung – am ehesten der Tageszeitung, gut ein Viertel 
entscheidet sich für das Fernsehen (26 %); Radiomeldungen sind für 17 % 
am vertrauenswürdigsten. Die Internetberichterstattung landet mit 14 % 
auf dem hinteren Platz. Eine häufige Nutzung von Informationsangebo-
ten geht also nicht zwingend mit einer hohen Glaubwürdigkeit einher. So 
bildet die Tageszeitung zwar das Schlusslicht bei der regelmäßigen Nut-
zung durch Jugendliche, und doch vertrauen Jugendlichen ihr am meis-
ten. Im Zeitvergleich offenbart sich weiterhin, dass sowohl die Tageszei-
tung (2014:  40 %, 2005:  42 %), das Fernsehen (2014: 26 %,  2005: 28 %) 
als auch das Internet (2014: 14 %, 2005: 16 %) in den letzten neun Jahren 
relativ konstante Werte hinsichtlich ihrer Glaubwürdigkeit aufweisen, das 
Radio (2014: 17 %, 2005: 10 %) hier sogar um sieben Prozentpunkte zule-
gen konnte (MPFS 2014: 5).

Eine Studie des Hans-Bredow-Instituts, in der auch die zunehmende 
Konvergenz und Crossmedialität der Medienumgebung berücksichtigt 
wurde, liefert ein ergänzendes Bild. Auch sie zeigt, dass das Internet zwar 
das wichtigste Medium der Jugendlichen ist, Informationen zur politi-
schen Meinungsbildung, zum Weltgeschehen sowie zu Deutschland aber 
am häufigsten im Fernsehen und regionale Informationen am häufigs-
ten in der Zeitung gesucht werden (Hasebrink/Schmidt 2013: 5). Unter 
den fernsehbezogenen Nennungen entfallen im Hinblick auf das Ange-
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botsgenre und bezogen auf die gesamte Altersspanne die weitaus meis-
ten Nennungen auf Nachrichten (70 %), es folgen mit großem Abstand 
politische Talkshows (7 %) und politische Magazine (4 %), was insgesamt 
auf eine eher faktenorientierte als meinungsbezogene Informationssuche 
bei Jugendlichen schließen lässt (ebd.: 7). Die Tagesschau wird von allen 
befragten Altersgruppen (14 bis 29 Jahre, 30 bis 59 Jahre und ab 60 Jahre) 
am häufigsten als Quelle genannt – sie vereint etwa 13 % aller Nennungen 
auf sich. Es folgen bei den 14- bis 29-Jährigen – nahe beieinanderliegend – 
vor allem Online-Angebote (2. spiegelonline.de, 3. google.de, 4. web.de, 
5. NTV-Nachrichten, 6. facebook.com), an siebter Stelle wird die BILD-
Zeitung genannt. Freunde werden auf Platz 10 angeführt (ebd. 2012: 53). 
Ziehen wir die aktuellen Nutzungszahlen der JIM-Studie heran (MPFS 
2016: 29), dürfen wir YouTube inzwischen wohl auf einer höheren Posi-
tion vermuten. Erwähnt werden muss allerdings auch, dass die Tageszei-
tung aufgrund der Vielzahl von regionalen und lokalen Tageszeitungen, 
die in der Studie aufgeführt wurden, kaum eine Chance hat, in die vorde-
ren Ränge zu gelangen (Hasebrink/Schmidt 2012: 54). 

Weitere Hinweise auf die möglicherweise zunehmende Bedeutung von 
digitalen Medien und Social Media für die nachwachsenden Generatio-
nen liefern Studien, in denen Daten zur politischen Nutzung von digita-
len Medien im Kontext politischer Ereignisse erhoben wurden, z. B. »zu 
Stuttgart 21« im Jahr 2011 und zur Landtagswahl in Nordrhein- Westfalen 
im Mai 2012 (Bernhard u. a. 2013). Der Analyse zufolge sind es aktuell tat-
sächlich überwiegend jüngere Menschen, die Social Media für politische 
Zwecke nutzen. So liegt der Anteil derjenigen, die sich regelmäßig mit-
tels Social Media über Politik informieren oder austauschen, zwar insge-
samt noch unter 15 %, in der Altersgruppe der unter 30-Jährigen ist er aber 
höher als in der gesamten Bevölkerung. Deutlich wird weiterhin, dass sich 
in der Altersgruppe der unter 30-Jährigen auch mehr Menschen befinden, 
für die die Nutzung von Social Media zu politischen Zwecken inzwischen 
zum Alltag gehört. 

Bezogen auf das rezeptive Informationsverhalten lässt sich somit insge-
samt sagen, dass Jugendliche zunehmend konvergente Mediennutzungs-
muster entwickeln. Im Unterschied zu Kindern, die das Fernsehen bevor-
zugen und sich dort, aber auch im Internet kindgerechten Angeboten 
zuwenden, bewegen sich Jugendliche zunehmend eigenständiger im Inter-
net. Ihr bevorzugter Kanal ist ein Videokanal. Informationen zur politi-
schen Meinungsbildung entnehmen sie verschiedenen Quellen. Sie greifen 
dabei auf faktenorientierte Informationen zurück, da sie ihnen eine grö-
ßere Glaubwürdigkeit beimessen, recherchieren darüber hinaus aber auch 
über Online-Portale und nutzen Social Media. Die klassischen Gatekeeper 



120120  –––––  Teil II  Angela Tillmann

werden bei ihnen also durch eine gemeinschaftliche Gewichtung durch 
Gleichaltrige und Gleichgesinnte ergänzt. Zu beobachten gilt, ob die Nut-
zung von Social Media für politische Zwecke bei den Jugendlichen weiter 
an Bedeutung gewinnt – eine Annahme, die angesichts der zunehmenden 
medialen Durchdringung der Lebenswelten naheliegt. 

Humor als relevante Größe im Zugang zu (politischer) 
 Information

Jugendliche und auch Kinder wenden sich also bevorzugt dem Videoka-
nal YouTube zu. Eine mögliche Erklärung dafür finden wir in der Art 
und Weise, wie Informationen dort dargeboten werden – nämlich humor-
voll. Auch werden Informationen teils von jungen Menschen selbst einge-
stellt, was offenbar großen Zuspruch findet. So haben Mikos und Töpper 
bereits vor einigen Jahren (2006) in ihrer Untersuchung mit 60 Jugend-
lichen aus sogenannten bildungsfernen Milieus aufzeigen können, dass 
Jugendliche eigene Vorstellungen von medial vermittelter politischer Bil-
dung haben. Gefragt nach Verbesserungsvorschlägen, nennen sie in der 
genannten  Studie, bezogen auf das damals bevorzugte Medium Fernsehen, 
vor allem schnelle und visuell anspruchsvolle Formate. Sie sprechen sich 
darüber hinaus für Jugendliche als Gäste und auch für eine Zuschauerbe-
teiligung aus. Politische Sendungen sollten aus ihrer Sicht zudem humor-
voll sein. 

Diese Wünsche werden mehr als zehn Jahre später in gewisser Weise 
von YouTube erhört. Es fällt zum einen auf, dass die Jugendlichen auf die 
Frage nach ihren liebsten YouTube-Kanälen am meisten solche nennen, 
in denen Personen ihres Alters auftreten (MPFS 2016: 39). Ein genauer 
Blick auf die beliebtesten Inhalte bei YouTube zeigt weiterhin: Humor-
volle  Formate zählen zu den gefragtesten Angeboten; so folgen auf der 
Beliebtheitsskala gleich nach Musikvideos (55 %) »lustige Clips« (40 %) und 
»Comedy/lustige Videos von YouTubern« (32 %). Aber auch Videos, in 
denen YouTuber Nachrichten und das aktuelle Geschehen präsentieren 
und kommentieren, befinden sich im Alltags-Repertoire von Jugendli-
chen (22 %). Der  Nachrichtenkommentator LeFloid verbucht z. B. über 
drei Millionen Abonnements. Humor, so zeigen auch frühere Studien 
(z. B. Neuss 2003, Hartung 2008), ist offenbar ein wichtiger Aspekt bei 
der Zuwendung zu medialen Inhalten. Hier deuten sich vielversprechende 
Anknüpfungspunkte für die politische Medienbildung an.
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Aktive Teilnahme an öffentlicher Meinungsbildung

Für die politische Mediensozialisation bedeutsam ist nicht nur der Infor-
mationszugang und das rezeptive, sondern insbesondere auch das aktive 
Informationsverhalten. In welcher Weise engagieren sich Jugendliche 
online und nehmen aktiv an der öffentlichen Meinungsbildung teil? Erste 
Studien liefern Hinweise dafür, dass die politisch motivierten gesellschaft-
lichen Online-Aktivitäten Jugendlicher eng mit ihrem Engagement außer-
halb des Internets verknüpft sind (Wagner/Gebel 2014: 130). Auch bei 
der Rezeption und dem Verfassen von Inhalten zu öffentlich verhandelten 
politischen Themen z. B. bei Facebook zeigt sich, dass vor allem politisch 
Interessierte aktiv sind (Hohmann/Faas 2014: 257 f.). Wenn Jugendliche 
sich einbringen, stehen vor allem jugendkulturelle Themen und Spezialin-
teressen im Vordergrund, Artikulationsweisen mit Bezug zu gesellschafts-
politischen Themen im engeren Sinne kommen weniger häufig vor (Wag-
ner u. a. 2011: 13). 

Differenziert werden muss allerdings zwischen verschiedenen Formen 
des Engagements. So haben sich gemäß einer Studie des JFF München 
46,2 % der Jugendlichen »mit einem geringen themenbasierten politischen 
Interesse« schon einmal an einer Diskussion beteiligt, 18,7 % haben bereits 
einmal Online-Unterschriftenlisten unterschrieben, an Online-Petitio-
nen teilgenommen oder Protest-Mails verschickt. 26,8 % haben andere zu 
einer Aktion außerhalb des Internets und 28,5 % zu einer Internet-Aktion 
aufgerufen (Wagner/Gebel 2014: 130). Hier lässt sich sogar eine gewisse 
Steigerung im Vergleich zur älteren AID:A-Zusatzerhebung »Engagement 
2.0« des Deutschen Jugendinstituts feststellen, in der etwas 9 % aller 13- 
bis 20-Jährigen angaben, sich bereits einmal aktiv an einer politischen 
Online-Aktion, z. B. Online-Demonstration oder Online-Petition, betei-
ligt zu haben (Forschungsverbund DJI/TU Dortmund 2011: 61). Zu beob-
achten wäre, ob es sich dabei um einen ansteigenden Trend handelt. Bereits 
jetzt zeigt sich aber, dass das Engagement außerhalb des Internets mit dem 
innerhalb des Internets verknüpft ist und hier mit anderen Mitteln und in 
anderen (teil)öffentlichen Sphären fortgesetzt wird.

Schlussfolgerungen für die politische (Medien-)Bildung

Dem Internet wurde von Beginn an ein demokratieförderndes Potenzial 
zugeschrieben. Bezogen auf die Informationsaneignung von Kindern und 
Jugendlichen muss diese These allerdings relativiert werden. Wenngleich das 
Internet einen leichten und direkten Zugang zu allen erdenklichen und somit 
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im weitesten Sinne auch politischen Informationen gewährt, kann weiterhin 
nicht davon ausgegangen werden, dass damit  zwangsläufig eine Grundlage 
für eine umfassende Informiertheit von Kindern und Jugendlichen gelegt 
wird. Vielmehr zeigt sich, dass Kinder und Jugendliche ihr Medienmenü mit 
zunehmendem Alter unter Einf luss ihrer sozialen On-/Off line-Netzwerke 
und in Abhängigkeit von ihren  konkreten Lebensbedingungen individu-
ell zusammenstellen. Kinder sind dabei noch  stärker auf die Unterstützung 
von Eltern angewiesen. Sie  eröffnen ihnen den Zugang zu Informationen 
und schaffen im Rahmen der  Mediensozialisation wichtige Grundlagen für 
das zukünftige Informationsverhalten (Paus- Hasebrink 2009). Elternarbeit 
ist daher ein wichtiger Aspekt politischer Medienbildung. 

Des Weiteren zeigt sich sowohl bei Kindern als auch bei Jugendlichen, 
dass ihre Medienauswahl sich auf einige wenige kommerzielle  Anbieter 
beschränkt. Für die politische Medienbildung bedeutet dies, dass eine 
 politische Meinungsbildung in digital-vernetzten Welten ohne die Preis-
gabe persönlicher Daten und den Verzicht auf Persönlichkeitsrechten wie 
dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung derzeit nicht möglich 
ist. Netzpolitische Fragen sind daher zukünftig auch zum Thema poli-
tischer Bildungsangebote zu machen. Zudem hat die politische Bildung 
dafür Sorge zu tragen, dass Kinder und Jugendliche in Fragen der Gestal-
tung zukünftiger Medienumgebungen einbezogen werden, denn wer 
Kinder und Jugendliche in die Lage versetzen möchte, das freiheitliche 
Gemeinwesen mitzugestalten und zu verteidigen, muss sie auch in die 
Lage versetzen, sich frühzeitig selbstbestimmt und partizipativ einzubrin-
gen und um es streiten zu können.

Eine weitere Hoffnung richtete sich in den Anfängen des Internets 
darauf, dass die Möglichkeit der leichten Informationsverbreitung über 
 dieses Medium den Pluralismus der Meinungen in der Öffentlichkeit för-
dern würde. Frei von Gatekeepern und einer Zensur und mit vielfältigen 
Optio nen zur globalen Vernetzung ausgestattet, sollten Menschen prinzi-
piell nicht nur als Publikum Zugang zu neuen Formen medial vermittel-
ter Öffentlichkeit finden, sondern auch selbst als Kommunizierende aktiv 
werden können. Für die Gruppe der Kinder und Jugendlichen lässt sich 
zum aktuellen Zeitpunkt festhalten, dass sie davon noch wenig Gebrauch 
machen bzw. die sozialen Medien noch vorrangig im Rahmen der teil-
öffentlichen und privaten Kommunikation nutzen. Hier muss sich die 
Gesellschaft allerdings auch die kritische Frage gefallen lassen, inwieweit 
sie die Stimmen der Kinder und Jugendlichen nicht nur hören, sondern sie 
deren Meinungen auch berücksichtigen möchte. 

Die Verbreitung politischer Informationen, der politische Austausch, 
die politische Meinungsbildung und auch die Partizipation an politischen 
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Entscheidungsprozessen finden heute also immer auch und immer mehr 
online statt. Politische Bildung und Medienbildung sind damit eng mit-
einander verknüpft. Die Förderung von Medienkompetenz im Sinne der 
Förderung einer kritisch-ref lexiven, sozialverantwortlichen, kreativen 
und auch genuss- und somit humorvollen Auseinandersetzung mit Nor-
men, Werten, Ideologien, Einf luss und Macht sowohl im Mediensystem als 
auch in der Medienkommunikation ist eine wichtige Voraussetzung für die 
Teilnahme am Diskurs der Informationsgesellschaft und stellt daher eine 
grundlegende Aufgabe politischer Bildung dar. 
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Erfassung und Messbarkeit von 
Medienkompetenz als wichtige 
Voraussetzung für politische Bildung

Einleitung

Ein grundlegendes Ziel politischer Bildung ist die Befähigung zur mündi-
gen Teilhabe an gesellschaftlichen und politischen Prozessen. In einer von 
digitalen Medien geprägten Welt ist die Realisierung dieser Zielstellung 
auch davon abhängig, inwieweit es gelingt, Kindern und Jugendlichen 
schulische Lerngelegenheiten zu bieten, um Kompetenzen in der Nutzung 
von und in der Ref lexion über Medien zu erwerben. Ausgehend von einer 
Illustration der Schnittmengen von politischer Bildung und Medienbil-
dung widmet sich der nachfolgende Beitrag dem Konstrukt der Medien-
kompetenz. Neben einer kurzen historischen Verortung stehen ein Vor-
schlag, wie sich Medienkompetenz systematisch strukturieren und einer 
Messung zugänglich machen lässt, sowie die Skizze bereits vorliegender 
Kompetenztests im Vordergrund der Betrachtungen.

Politische Bildung und Medienbildung

Politische Bildung und Medienbildung weisen nicht nur eine Reihe struk-
tureller Gemeinsamkeiten auf (z. B. sind beide nicht alleiniger Gegenstand 
nur eines bestimmten Schulfaches), sondern stehen in enger Wechsel-
beziehung zueinander. Politische Bildung rekurriert auf »Lernangebote, 
die in pädagogischer Absicht Fähigkeiten und Wissen von Menschen im 
Umgang mit Politik entwickeln wollen« (Sander 2009). Da »Politik vor 
allem medial vermittelt wird« (Endeward u. a. 2016: 6) und dies in einer 
zunehmend digitalisierten Medienwelt in gestiegenem und ausdifferen-
ziertem Maße erfolgt, ist politische Bildung eng an Medienbildung gebun-
den. Diese umfasst »die pädagogischen Prozesse der Auseinandersetzung 
mit Medien […], die ref lexiv verlaufen und für Bildung relevant sind« 
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(Herzig 2012: 16). Unter dem Terminus »Medienkompetenz« lassen sich 
die mit diesen Medienbildungsprozessen verbundenen Zielvorstellungen 
 zusammenfassen (Tulodziecki 2010: 52).

Politische Bildung und Medienbildung sind letztlich auf gesellschaft-
liche Teilhabe ausgerichtet. Grundlage dafür ist die Fähigkeit des Men-
schen, sich mit Hilfe von Zeichen – im Wesentlichen unserer Sprache(n) – 
auszudrücken, Anderen etwas mitzuteilen, Informationen von Anderen 
wahrzunehmen und zu verarbeiten sowie zu ref lektieren. All dies kann in 
einer digital geprägten Welt nicht mehr ohne grundlegende Kompetenzen 
im Medienbereich realisiert werden. Dies bedeutet, dass politische Bildung 
letztlich immer auch Medienbildung ist und vice versa.

Demokratie lebt als Staatsform von der Bereitschaft zur Mitwirkung 
und Teilnahme der Bürgerschaft (z. B. an Wahlen, Plebisziten etc.). Enga-
gement und Partizipation bedürfen der Fähigkeit, sich die dafür erfor-
derlichen Informationen aneignen zu können (Endeward u. a. 2016: 4 f.). 
Eine pluralistische Gesellschaft zeichnet sich durch vielfältige politische 
Anschauungen, Meinungen und Akteure aus und geht in einer digitalisier-
ten Medienlandschaft zwar mit einer Vielzahl leicht zugänglicher Infor-
mationsquellen einher, stellt den Orientierungssuchenden aber zugleich 
vor die Herausforderung, die Quellen bewerten zu müssen. So sind gerade 
Berichterstattungen immer auch von spezifischen ökonomischen und ideo-
logischen Interessen geprägt, die zur Beurteilung der Information erkannt 
werden müssen. Was berichtet wird, ist oftmalig nicht so sehr eine Frage 
der Fakten, sondern beeinf lusst davon, welche Realitäten sich besonders 
gut verkaufen (ebd.: 6, Hestermann 2012). 

In sozialen Netzwerken verbreiten sich Informationen gleichermaßen 
rapide wie unbelegt. Mit den englischen Begriffen Hoax (Scherz, Trick, 
Ente) und Fake News werden falsche und fehlerhafte Berichterstattungen 
unterschiedlicher Art bezeichnet, die die Aufmerksamkeit der Nutzer erre-
gen sollen und auf diese Weise z. B. Werbung in Umlauf geraten lassen oder 
zur politischen Desinformation beitragen sollen. Zwischenzeitlich haben 
sich Plattformen gegründet, die entsprechende Informationen sammeln und 
widerlegen. So widmet sich beispielsweise die Seite www.mimikama.at seit 
2011 dem Schutz von Internetnutzern vor Falschmeldungen.

Neben der Möglichkeit, sich über politische Gegebenheiten zu infor-
mieren (als eine wichtige Form der Teilhabe), eröffnen digitale Medien 
zugleich die Chance, »Einf luss auf gesellschaftliche Entwicklungen zu 
nehmen« (Endeward u. a. 2016: 5), z. B. durch die Kommentierung in sozi-
alen Medien. Gerade im Netz treten das Volk und seine Vertreter mit-
einander in Kontakt und es kann zur wechselseitigen Einf lussnahme kom-
men, da – anders als beispielsweise im Medium Zeitung oder Fernsehen, 
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wo Journalisten als quasi dritte Instanz zwischengeschaltet sind – digi-
tale Medien von beiden Seiten gleichermaßen unmittelbar genutzt werden 
können, um Informationen, Meinungen und Standpunkte ungefiltert zu 
verbreiten und Anhängerschaften zu mobilisieren. Digitale Medien trans-
portieren somit zugleich das, was der politische Raum für wichtig hält 
und was im politischen Raum aus Sicht der Regierten für wichtig gehal-
ten werden soll. Wenngleich sich noch keine systematischen Befunde zur 
wechselseitigen Beeinf lussung von Meinungsbildern im Netz und politi-
schem Handeln von Mandatsträgern finden (Köberer/Endeward 2016: 10), 
ist aber nicht zu bestreiten, dass es sie gibt: »Der Prozess der Mediatisie-
rung öffnet und vergrößert den Handlungsspielraum der Menschen auch 
im Hinblick auf neue Formen politischer Partizipation« (ebd.). 

Die bloße Verfügbarkeit technischer Möglichkeiten erhöht aber nicht 
automatisch die Bereitschaft zu echter Mitgestaltung, denn, wenngleich 
die gegenwärtige Ausstattung mit digitalen Medien so groß wie noch nie 
zuvor ist (MPFS 2016), weisen Studien darauf hin, dass Digitalisierung 
und Mediatisierung bei Jugendlichen nicht gleichzeitig auch eine stärkere 
»Politisierung« (Soßdorf 2016: 28) bedeutet. Zudem ist »Partizipation […] 
nur dann von gesellschaftspolitischer Relevanz, wenn sie mit wirklicher 
Mitbestimmung verbunden ist« (Köberer/Endeward 2016: 11). Gerade 
Meinungsbekundungen im Netz beschränken sich aber oftmals auf »Likes, 
Shares und Kommentare« und werfen die Frage auf, ob dies überhaupt 
»bereits als Partizipationsform bezeichnet werden« kann (ebd.: 10).

Zusätzlich zu den Erfordernissen, die sich aus der Informationsdichte 
und den Beteiligungsmöglichkeiten ergeben, »ist gerade das Phänomen 
Big Data eine Herausforderung für die politische Bildung« (Krüger 2016: 
78). Die hohe Verbreitung internetbezogener Anwendungen in allen 
Lebensbereichen führt dazu, dass wir »fortlaufend Datenströme [erzeu-
gen], ob wir kommunizieren, uns fortbewegen, arbeiten oder am Strand 
liegen« (ebd.). Diese Datensammlungen bieten Chancen, aber auch Risi-
ken (ebd.). So lassen sich beispielsweise Daten aus den Aktivitäten in sozia-
len Netzwerken zu individuellen Persönlichkeitsprofilen zusammenstellen 
und für politische Zwecke, z. B. die Ansprache als Wählerschaft, nutzen. 
Eine umfassende Medienbildung nimmt diese und andere Medienent-
wicklungen in den Blick und leistet damit einen wichtigen Beitrag zum 
Verstehen und Ref lektieren neuer technologischer Errungenschaften, die 
gegenwärtig mehr denn je eng mit gesellschaftlichen und politischen Ver-
änderungsprozessen verwoben sind. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass politische Bildung nicht 
ohne Medienbildung denkbar ist, denn »[m]angelnde Medienkompetenz 
beschränkt die Möglichkeit des Einzelnen zur mündigen politischen Mit-
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wirkung und kulturellen Partizipation. Medienbildung ist somit Teil von 
politischer Bildung und trägt damit zur Ausgestaltung unserer auf Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität ausgerichteten Gesellschaft bei« (KMK 2012: 
4 f.). Somit rückt die Frage in den Blick, wie sich ein dementsprechendes 
Konzept von Medienkompetenz weiter ausdifferenzieren lässt.

Medienkompetenz

Die Entwicklung von Medien ist seit jeher mit pädagogischen  Reaktionen 
verbunden, die nicht zuletzt von bestimmten Annahmen darüber geprägt 
sind, welche Wechselwirkungen zwischen den Medien und den Kindern 
und Jugendlichen – etwa in Bezug auf Denken und Handeln – bestehen. 
So setzte sich zum Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine 
bewahrpädagogische Haltung durch, nach der Kinder und Jugendliche 
von den vermeintlich gefährlichen Einf lüssen von Medien  – seinerzeit 
den massenhaft verbreiteten Druckerzeugnissen und dem aufkommen-
den Kinofilm – fernzuhalten und nur mit wertvollen medialen Produkten 
vertraut zu machen sind. Erst deutlich später wandelte sich das zugrunde 
liegende Menschenbild vom unmündigen und schutzbedürftigen Indi-
viduum zu einem als grundsätzlich kompetent unterstellten Subjekt, das 
Medien bewusst auswählt und zur Befriedigung von Bedürfnissen und zur 
Herstellung von Öffentlichkeit für eigene Belange nutzt ( Tulodziecki u. a. 
2010: 154 ff.). 

Einer solchen Auffassung zufolge kann Medienkompetenz zunächst 
generell als grundsätzliches Vermögen und Bereitschaft des Menschen ver-
standen werden, in Medienzusammenhängen zu handeln. Mit dem Begriff 
»Vermögen« soll die Annahme ausgedrückt werden, dass die entsprechen-
den Fähigkeiten mit der Grundausstattung (Disposition) des Menschen, 
sich durch den Gebrauch von Sprache und Zeichen zu verhalten, verbun-
den sind; der Begriff »Bereitschaft« verweist auf motivationale bzw. wil-
lensbezogene Aspekte von Kompetenz. Mit dem Begriff »Handeln« ist die 
Vorstellung eines aktiven Subjekts verbunden, das sein Leben gestalten und 
seine Fähigkeiten weiterentwickeln kann (ebd.: 177).

Medienkompetenz stellt sich nicht von allein ein, sondern bedarf der 
Förderung durch pädagogisch gestaltete Lerngelegenheiten für Kinder und 
Jugendliche. Dabei sollte das Ziel darauf gerichtet sein, Medienkompetenz 
so weit zu entwickeln, dass das Individuum bereit und in der Lage ist, in 
Medienzusammenhängen sachgerecht, selbstbestimmt, kreativ und sozial 
verantwortlich zu handeln und damit kulturelle und politische Teilhabe 
auszuüben (ebd.). Die Konkretisierung einer solchen Förderung hängt von 
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der weiteren Ausdifferenzierung von Medienkompetenz ab, d. h. von der 
Frage, welche spezifischen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie 
inhaltlichen Aspekte kompetentes Medienhandeln in welcher Entwick-
lungsphase umfassen soll. 

Abb. 1: Strukturierung von Medienkompetenz 

Handlungszusammenhänge

Inhaltsbereiche

Auswahl und Verwendung
vorhandener 

Medienangebote für ...

Gestaltung und Verbreitung
eigener 

Medienbeiträge für ...

... Information
und Lernen

... Austausch und
Kooperation

... Erkenntnisgewinnung
und Problembearbeitung

... Unterhaltung
und Spiel

Analyse, Kritik, Einflussnahme

Gestaltungs-
merkmale von 

Medien

Medieneinflüsse
auf Individuum 
und Gesellschaft

Bedingungen der 
Medienproduktion
und -verbreitung

Quelle: eigene Darstellung

In Abbildung 1 ist eine Strukturierung dargestellt, in welcher das vielfäl-
tige Handeln mit Medien auf zwei Grundformen zurückgeführt wird (vgl. 
auch Tulodziecki u. a. 2010: 180 ff.): die Auswahl und Nutzung vorhande-
ner Medienangebote und die Gestaltung und Verbreitung eigener Medien-
beiträge. Diese beiden Handlungsbereiche beziehen sich auf unterschied-
liche Nutzungsfelder: Information und Lernen, Erkenntnisgewinnung 
und Problembearbeitung, Austausch und Kooperation sowie Unterhaltung 
und Spiel. Dies bedeutet beispielsweise, dass Kinder und Jugendliche Kom-
petenzen erwerben sollen, die es ihnen erlauben, Medienangebote für das 
fachliche Lernen zielführend und erfolgreich zu nutzen. Um in den einzel-
nen Nutzungsfeldern kompetent agieren zu können, sind darüber hinaus 
Kenntnisse sowie Analyse- und Urteilsfähigkeit – ggf. verbunden mit der 
Möglichkeit und Bereitschaft zur Einf lussnahme – in folgenden Inhalts-
bereichen erforderlich:
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•	 im Bereich der Gestaltungsmerkmale, d. h. in Bezug auf Form und 
Inhalt, Darstellungsformen, Gestaltungstechniken, Ablaufstrukturen 
und Interaktionsformen von Medienangeboten,

•	 im Bereich der Medieneinf lüsse auf Individuum und Gesellschaft, d. h. 
Einf lüsse auf Realitätsvorstellungen, Emotionen, Verhaltensmuster und 
Wertorientierungen,

•	 in Bezug auf technische, rechtliche, ökonomische, personelle und ins-
titutionalisierte Bedingungen der Produktion und Verbreitung von 
Medienangeboten.

Mit Blick auf die öffentliche Meinungs- und politische Willensbildung 
würde dies z. B. bedeuten: Erforderlich für ein selbstbestimmtes Agieren 
sind Kenntnisse über und ein Verständnis von Prozessen der softwarege-
steuerten Sammlung von Daten, etwa über Aktivitäten in sozialen Netz-
werken, aus denen individuelle Persönlichkeitsprofile generiert werden, 
die wiederum für eine gezielte Versorgung mit spezifischen Informatio-
nen genutzt werden. 

Eine Basis für alle Dimensionen und Ausprägungen von Medienkom-
petenz stellen elementare Nutzungsformen dar. Damit sind solche Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie motivationale Bereitschaften 
angesprochen, die es erlauben, Medienangebote und Informatiksysteme 
sachgerecht und zielführend zu bedienen und zu nutzen. Dies betrifft z. B. 
die Suche von Informationen mit Suchmaschinen, die Anlage von Ord-
nungsstrukturen auf Datenträgern oder in Cloud-Speichern oder die Ein-
richtung von Sicherungsmechanismen gegen Schadsoftware oder Daten-
diebstahl. Mitunter wird Medienkompetenz in mehr als verkürzender 
Weise mit diesen eher technischen Handhabungs- und Bedienfertigkei-
ten gleichgesetzt.

Messung von (Medien-)Kompetenz

Die Förderung von Medienkompetenz wird in vielen  bildungspolitischen 
Verlautbarungen als bedeutsame Aufgabe genannt (KMK 2016), die kon-
sequente Umsetzung kann allerdings noch nicht f lächendeckend voraus-
gesetzt werden. Dies gilt auch für die Ausbildung von Lehrpersonen, die 
über entsprechende medienpädagogische Kompetenzen verfügen müs-
sen, um Lerngelegenheiten zur Entwicklung von Medienkompetenz 
zu gestalten. Mit der schulischen Aufgabe der Kompetenzentwicklung 
drängt  sich aber gleichzeitig die Frage auf, wie die Zielerreichung, also 
der Kompetenzstand von Schülerinnen und Schülern, bestimmt werden 
kann. 
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Voraussetzung für die Messung von Kompetenzen ist die Entwick-
lung eines Kompetenzmodells (Schaper 2009). Als Grundlage dafür kann 
eine Strukturierung von Medienkompetenz dienen, wie sie hier skizziert 
wurde (vgl. Abb. 1). Ausgehend von den Handlungsfeldern und Inhalts-
bereichen können in einem ersten Zugriff Kompetenzbereiche formuliert 
und dann weiter in Kompetenzaspekte ausdifferenziert werden:
•	 Auswählen und Nutzen von Medienangeboten (für Information, Ler-

nen, Unterhaltung, Spiel ...),
•	 Gestalten und Verbreiten von eigenen medialen Beiträgen (Bilder, 

Fotos, Videobeiträge, interaktive Beiträge ...),
•	 Verstehen und Bewerten von Mediengestaltungen (Darstellungsformen, 

Gestaltungstechniken, Interaktionsformen ...),
•	 Erkennen und Aufarbeiten von Medieneinf lüssen (auf Emotionen, Vor-

stellungen, Verhaltensweisen ...),
•	 Durchschauen und Beurteilen von Bedingungen der Medienproduk-

tion und Medienverbreitung (technische, soziale, rechtliche, politische 
... Bedingungen).

In einem nächsten Schritt sind für die einzelnen Kompetenzbereiche und 
-aspekte Aufgaben mit verschiedenen Schwierigkeitsgraden zu formu-
lieren, deren Lösung dann gelingt, wenn die Testpersonen über die zu 
messenden Kompetenzen verfügen. Bevor ein Test als Standardinstru-
ment eingesetzt werden kann, sollte er strenge psychometrische Kriterien 
 erfüllen. Dazu wird mit Hilfe statistischer Verfahren geprüft, ob das Ins-
trument das Konstrukt Medienkompetenz auch erfasst und ob es zuver-
lässig ist.

Bisher liegen nur wenige Beispiele zur Messung von Medienkompe-
tenz mit Hilfe von Tests vor. So konnten in einer umfangreichen Stu-
die das Kompetenzmodell von Baacke (2007) empirisch rekonstruiert und 
verschiedene Typen von Medienkompetenz Jugendlicher bestimmt wer-
den (Treumann u. a. 2009). Die internationale Studie zu computer- und 
informationsbezogenen Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern der 
achten Jahrgangsstufe (International Computer and Information Literacy Study, 
ICILS) erfasst mit den beiden Bereichen »Informationen sammeln und 
organisieren« und »Informationen erzeugen und austauschen« einen Teil-
bereich einer umfassenden Medienkompetenz (siehe Eickelmann in die-
sem Band, vgl. auch Bos u. a. 2014). Auch Sowka u. a. wenden sich mit der 
Entwicklung eines Testverfahrens zur Messung von Medienkritikfähigkeit 
von Jugendlichen einer Dimension von Medienkompetenz zu und können 
insbesondere beim »kritischen Umgang mit medialen Unterhaltungs- und 
Werbeangeboten« Förderbedarfe ermitteln (Sowka u. a. 2015: 77). Für den 
Bereich der Informationskompetenz hat Balceris ein Modell entwickelt, in 
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dem Informationskompetenz in verschiedene Teilkompetenzen gegliedert 
wird (Balceris 2011: 246 ff.): 
•	 Informationsbedarf: Erkennen und Formulieren des Informationsbe-

darfs und Bestimmen von Art und Umfang benötigter Informationen,
•	 Informationsquellenauswahl: Wahl und Begründung möglicher Infor-

mationsquellen (vgl. Abb. 2),
•	 Informationszugriff: Entwickeln von Strategien zur Informationssuche 

und Zugriff auf die benötigten Informationen,
•	 Informationsbeurteilung: Vergleich und Beurteilung gefundener Infor-

mationen und Auswahl entsprechend dem Informationsbedarf,
•	 Informationsnutzung: effektive Verarbeitung der Informationen,
•	 Ref lexion der Informationsergebnisse und des Informationsprozesses.

Abb. 2: Itembeispiel zur Teilkompetenz »Informationsquellenauswahl« 

Aufgabe

a)  »Bei Wikipedia sollte man generell vorsichtig sein, 
     weil jeder einen Artikel verändern kann.«

b)  »Bei Wikipedia ist jeder Artikel inhaltlich korrekt.«

c)  »Sobald bei einem Wikipedia-Artikel Quellenangaben
     stehen, kann man ihn als seriös einstufen.«

d)  »Falls es in einem Wikipedia-Artikel einen inhaltlichen Fehler 
     gibt, wird der innerhalb einer kurzen Zeit ausgebessert.«

Während einer Gruppendiskussion diskutiert ihr die Auswahl geeigneter Informationsquellen. 
Die Gruppenmitglieder vertreten dabei verschiedene Standpunkte über die Glaubwürdigkeit 
von Wikipedia.
Wie würdest Du während der Auswahl von Informationsquellen ihre Aussagen über die 
Angemessenheit von Wikipedia bewerten?

(1) sehr angemessen  (2) angemessen  (3) unangemessen  (4) sehr unangemessen  (9) weiß ich nicht

Aussage Bewertung

Quelle: Balceris 2011: 437

Die Validierung des Modells mit Hilfe eines entsprechenden Kompetenz-
tests für Schülerinnen und Schüler zeigte, dass die empirischen Daten in wei-
ten Teilen eine gute Passung mit dem Modell aufweisen, den  theoretischen 
Annahmen des Modells also nicht widersprechen (ebd.: 318, 385 ff.).

Ob eine Förderung von Medienkompetenz in der Schule gelingt oder 
nicht, ist nicht zuletzt auch davon abhängig, inwieweit Lehrpersonen auf 
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diese Aufgabe vorbereitet sind. Herzig u. a. (2015) haben  Anforderungen 
dazu in drei Bereichen formuliert: Erstens geht es um die Fähigkeit, Medien-
angebote zur Unterstützung von Lehr- und Lernprozessen zielfüh rend im 
Unterricht einzusetzen. Zweitens geht es darum, Medien selbst im Unter-
richt mit dem Ziel zu thematisieren, ein sachgerechtes, selbstbestimmtes, 
kreatives und sozial verantwortliches Medienhandeln der Schülerinnen und 
Schüler zu fördern. Drittens sind Lehrpersonen gefordert, im Rahmen von 
Schulentwicklungsprozessen die Integration von Medien in die Schule zu 
unterstützen. Für diese drei Bereiche wurden ein Kompetenzmodell und 
ein entsprechendes Testinstrument für angehende Lehrkräfte entwickelt. 
Die ersten Ergebnisse zeigen u. a., dass sich Lerngelegenheiten im Studium 
positiv im Kompetenzerwerb niederschlagen. Weiterer Forschungsbedarf 
ergibt sich aber schon deshalb, weil die  Auseinandersetzung mit medien-
pädagogischen Fragestellungen im Rahmen der Lehrerausbildung noch die 
 Ausnahme und nicht die Regel ist (Herzig/ Martin 2017).
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Sandra Aßmann

Medienbildungspolitische Positionen, 
Forderungen und Strategien

Einleitung 

»Die Politik muss durch ihre Fähigkeit, ›to get things done‹, wie Parsons sagt, befrie-
digende Zustände erreichen, oder sie versagt als Politik.« (Luhmann 2017: 23) 

Die Leistung, die der Soziologe Parsons dem politischen System attestiert, 
entpuppt sich als schwieriges Unterfangen, wenn man die  unterschied lichen 
Akteure betrachtet, die das Feld bestimmen und sich im Feld bewegen: 
»befriedigende Zustände« sind für Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler etwas anderes als für Praktikerinnen und Praktiker, für Infor-
matikerinnen und Informatiker etwas anderes als für Erziehungswissen-
schaftlerinnen und Erziehungswissenschaftler, für  Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter etwas anderes als für Unternehmerinnen und Unternehmer, 
für politische Parteien etwas anderes als für die Zivilgesellschaft. Die Liste 
ließe sich nahezu endlos fortführen. 

Welche Position nimmt man also ein, wenn man über medienbildungs-
politische Positionen, Forderungen und Strategien schreibt? Die Verfasse-
rin hat sich für eine ordnende Position entschieden. Aus einer Metapers-
pektive, die durch systemtheoretische Zitate – die Systemtheorie lässt sich 
schließlich als die Speerspitze der Metatheorien betrachten – gerahmt wird, 
werden unterschiedliche Positionen, Forderungen und Strategien vorge-
stellt, die in der aktuellen Debatte konkurrieren, sich gegenseitig bestär-
ken oder auch unvereinbar erscheinen. Damit soll kein Anspruch auf eine 
vollständige oder systematische Dokumentation der komplexen Gemenge-
lage erhoben, sondern ein Überblick geschaffen werden, der eine Basis für 
weiterführende Diskussionen im Bereich der Medienbildung oder politi-
schen Bildung sein kann. 
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Beschreibung der Ausgangssituation 

»Die Erziehung der nächsten Gesellschaft bleibt ratlos. Sie verlässt sich auf eine 
Zweiseitenform, der gemäß wichtig nur sein kann, was nicht in der Schule vor-
kommt.« (Baecker 2013)

Mit der »nächsten Gesellschaft« ist die Gesellschaft gemeint, in der – nach 
Sprache, Schrift und Buchdruck – der Computer eine zentrale Rolle spielt, 
indem er als leitendes Kommunikationsmedium fungiert (Baecker 2007). 
Durch diese neue Medientechnologie wird ein Überschuss von Sinn pro-
duziert, mit dem die Gesellschaft um(zu)gehen (lernen) muss (Baecker 
2017: 5). Das Erziehungssystem – als ein wichtiges soziales System inner-
halb der Gesellschaft – bleibt, folgt man Dirk Baeckers Gedankengang, 
»ratlos«. Schule als Institution der Buchkultur (Boehme 2006) ist nicht 
in der Lage, das relevante Wissen für die nächste Gesellschaft, für eine 
ungewisse, digital geprägte Zukunft zur Verfügung zu stellen. Nimmt 
man diese These ernst, erscheint das Ringen um medienbildungspolitische 
Konzepte und Standortbestimmungen in einem neuem Licht und es wird 
aus einer Beobachterperspektive etwas plausibler, warum die Festlegung, 
was genau die kommenden Generationen in Bezug auf Medien lernen sol-
len, um zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern zu werden, schwierig zu 
formulieren und umstritten ist. 

Unter dem Schlagwort »Digitale Bildung« wurde ein bildungspoliti-
scher Schwerpunkt in Bund und Ländern auf die Agenda gesetzt, der des-
halb so komplex ist, weil er 
•	 sich über die gesamte Lebensspanne (von der frühkindlichen Bildung bis 

zur Seniorenbildung) erstreckt,
•	 Bildungsprozesse in formalen, non-formalen und informellen Kontex-

ten umfasst,
•	 in unternehmerischen Zusammenhängen (»Industrie 4.0«) genauso dis-

kutiert wird wie in schulischen und hochschulischen,
•	 je nach Diskussionszusammenhang andere Dimensionen umfasst (von inf-

rastrukturellen bis hin zu curricularen und forschungsethischen Fragen),
•	 sich zu technologischen Entwicklungen (z. B. Big Data, Internet der 

Dinge) positionieren will, deren gesellschaftliche Konsequenzen bis-
lang nur zu erahnen sind.

Bildungsministerin Johanna Wanka (CDU) hob im Herbst 2016 einen 
»Digitalpakt« (DigitalPakt#D) aus der Taufe, mit dem sie den Bundes-
ländern fünf Milliarden Euro zum Ausbau einer digitalen Infrastruktur 
in allen bundesdeutschen Schulen in Aussicht stellt (BMBF 2016). Bedin-
gung ist, dass die Länder sich dazu verpf lichten, pädagogische Konzepte, 
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die Aus- und Fortbildung von Lehrpersonen sowie gemeinsame techni-
sche Standards zu initiieren und nachhaltig zu verankern. Allerdings ist die 
Ausschüttung des Geldes für die Legislaturperiode 2018 angesetzt, inso-
fern können wir erst in der Zukunft beurteilen, wie diese Ankündigung 
umgesetzt werden wird.

Anfang Dezember 2016 stellten die Bundesländer ihre gemeinsame 
Strategie »Bildung in der digitalen Welt« vor (KMK 2016). Dass es sich bei 
der Mediatisierung und Digitalisierung und deren gesellschaftlichen Fol-
gen also um ein politisch relevantes Thema handelt, steht außer Frage und 
es scheint »lediglich« bezüglich der konkreten Umsetzung Kontroversen 
zu geben. Allerdings lässt sich – im Sinne der Vision der »nächsten Gesell-
schaft« – durchaus die Frage stellen, ob die Präsenz und Popularität des 
»Digitalen« in der öffentlichen Debatte nicht darüber hinwegtäuscht, dass 
die technologischen und damit verbunden die sozialen Entwicklungen in 
ihrer Grundsätzlichkeit und ihrer Reichweite (noch) gar nicht angemes-
sen durchdrungen und entsprechend in der bildungspolitischen Diskussion 
abgebildet werden (z. B. Rosa 2016). 

»Leistet das Erziehungssystem als nachhinkender Teil der Informations- und 
Wissensgesellschaft eher zu wenig, so dass sich große Teile der Bevölkerung nach 
wie vor in einem unmündigen Zustand des Umgangs mit den Informations- und 
Unterhaltungsmedien der Gesellschaft befinden?« (Baecker 2006: 27)

Die bildungspolitischen Forderungen in Bezug auf Medien, die von Sei-
ten des Bundes und der Länder formuliert werden, gründen argumenta-
tiv vor allem auf den Ergebnissen internationaler Schulleistungsverglei-
che, wie sie im Rahmen von Studien wie TIMSS (Trends in International 
Mathematics and Science Study) (Wendt u. a. 2016) oder ICILS (International 
Information and Computer Literacy Study) (Bos u. a. 2014, siehe Eickelmann 
in diesem Band) durchgeführt werden. Aus den Daten lässt sich ableiten, 
dass Deutschland im internationalen Vergleich in Bezug auf den Einsatz 
von Informations- und Kommunikationstechnologien schlecht abschnei-
det – daran anknüpfend wird auf politischer Ebene ein direkter Hand-
lungsbedarf postuliert und artikuliert (analog zu den Entwicklungen nach 
dem PISA-Schock Anfang der 2000er Jahre). Kritisch ließe sich aller-
dings anmerken, dass Aktionismus noch nie ein guter Berater war, wenn 
es darum geht, grundlegende Probleme zu lösen. 
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Positionen

Bei eingehender Betrachtung der Kommentierungen des »Digitalpakts« 
sowie der Stellungnahmen zu dem Papier der Kultusministerkonferenz 
fällt auf, dass sich zunächst zwischen Extrempositionen und solchen, die die 
Bestrebungen grundsätzlich begrüßen, aber in einzelnen, zum Teil basa-
len, Aspekten kritisieren, differenzieren lässt. Zu ersteren zählen – wenig 
überraschend – die bekannten medienkritisch eingestellten Stimmen, die 
sich im öffentlichen Diskurs regelmäßig zu Wort melden (Spitzer 2016, 
Kraus 2017). Die Argumentationen sind bewahrpädagogisch angelegt: Ein 
(zu) früher Gebrauch von Medien wird als lernhinderlich, gesundheits-
schädlich etc. eingeschätzt. Exemplarisch für die zweite Gruppe sind die 
Stellungnahmen einzelner Verbände und Zusammenschlüsse, die sich in 
der Debatte kritisch zu Wort gemeldet haben. 

Der Philologenverband begrüßte die Anstrengungen des Bundes und der 
Länder zwar grundsätzlich, wies aber darauf hin, dass nicht nur an die digitale 
Erstausstattung zu denken sei, sondern auch daran, dass die Wartung ein kos-
tenintensiver und aufwändiger Aspekt sei (DPhV 2016). Der Deutsche Volks-
hochschul-Verband machte deutlich, dass ihm in der Diskussion die Perspek-
tive des lebensbegleitenden Lernens fehle (Sucker 2016). Die Initiative »Keine 
Bildung ohne Medien!« kritisierte, dass der Vorstoß insgesamt zu unverbind-
lich sei (Lenkungskreis der Initiative KBoM 2016). Interessant ist der Gedanke 
des Bundesverbands  Verbraucherschutz e.V., der in seiner Stellungnahme kri-
tisch anmerkt, »Mündigkeit in der digitalen Welt ist ein Ideal, das mit der 
Realität nicht übereinstimmt« ( Verbraucherzentrale Bundesverband 2016: 4). 
Daran anknüpfend lässt sich fragen, welche konkreten Forderungen denn ziel-
führend sind, um dem Ideal ein Stück weit näherzukommen. 

Forderungen

Forderungen des Politiksystems

Medienbildung/Digitale Bildung ist immens relevant für politische Bil-
dung im 21. Jahrhundert, da diese an die konkreten historischen Konstella-
tionen gebunden ist, in denen sie wirken und auf die sie zurückwirken soll 
(Reheis 2016: 11). Bereits im Jahr 2012 verwies die Kultusministerkonfe-
renz darauf, dass Medienbildung als Voraussetzung und Teil von politi-
scher Bildung zu verstehen sei (vgl. KMK 2012: 4 f.). 

Kinder und Jugendliche, die 2017 eingeschult werden, sollen bis zum 
Ende ihrer Schulzeit eine umfassende Medienbildung durchlaufen haben – 
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so kommuniziert es das politische System. Was das konkret heißt, ist von 
Bundesland zu Bundesland unterschiedlich: Leitbilder, Medienpässe, Stan-
dards und Curricula sollen im Einzelfall eine »umfassende Medienbildung« 
gewährleisten. 

Forderungen des Wirtschaftssystems

Die Digitalisierung verändert nicht nur Produktionstechnologien, son-
dern auch Unternehmenskulturen, Märkte und Geschäftsmodelle (z. B. 
Schallmo u. a. 2016). Im Sinne der Allokationsfunktion von Schulen for-
dert das Wirtschaftssystem hoch qualifiziertes Humankapital, das mit den 
digitalen Technologien virtuos umgehen und sich neuen Anforderungen 
schnell und f lexibel anpassen kann. 

Forderungen des Wissenschaftssystems

Das Wissenschaftssystem formuliert – das liegt in seiner Natur – keine ein-
deutigen und einmütigen Forderungen an die Politik, da es auf Diskurs 
und nicht auf Konsens angelegt ist. Entsprechend unterschiedlich sind z. B. 
Forderungen aus der Medienpädagogik und der Informatik, die entlang 
folgender Pole beschrieben werden können: 
•	 Beachtung des gesamten Medienspektrums vs. Konzentration auf Com-

puter und Internet,
•	 Fokussierung auf mediale Erscheinungsformen vs. Schwerpunkt bei 

informationstechnischen Aspekten der Datenverarbeitung,
•	 Akzentsetzung auf Mediatisierung vs. Blickrichtung auf Digitalisierung,
•	 Hervorhebung von Erziehungs- und Bildungsaufgaben vs. Betonung 

der Medienverwendung für Lehren und Lernen,
•	 medienkritische Akzentsetzung vs. funktionale Perspektive,
•	 Ausrichtung auf Ref lexivität vs. Orientierung an Verfügbarkeit,
•	 Input- und Prozessorientierung vs. Output- und Zielorientierung,
•	 Dominanz pädagogischer Intentionen vs. Verbindung mit ökonomi-

schen Interessen, geringere vs. größere Chancen auf öffentliche bzw. 
bildungspolitische Aufmerksamkeit, auf verbindliche administrative 
Regelungen sowie auf Ausstattung, Personal und Fördergelder (Tulod-
ziecki 2016: 17).

Überschneidungen 

Darüber hinaus gibt es Forderungen, die sich stärker an den Grenzen eines 
Systems bewegen bzw. an den Schnittstellen unterschiedlicher Systeme. 
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In diesem Zusammenhang kommt es zu ganz neuen Akteurskonstella-
tionen, wie beim »Digitalen Bildungspakt«, einem Zusammenschluss von 
»Vertreter(n) aus Wirtschaft, Wissenschaft, Öffentlichem Sektor und Zivil-
gesellschaft, die Bildung in einer digitalen Welt voranbringen möchten« 
(digitaler-bildungspakt.de/ueber-uns/). Dieser hat nach eigener Aussage 
»ein Kompendium mit politischen Handlungsempfehlungen für die rich-
tige Bildung in einer digitalen Welt erarbeitet« (digitaler-bildungspakt.de/
kompendium). Nimmt man die Komplexität des Unterfangens ernst und 
meldet berichtigte Zweifel an, dass es »die« richtige Bildung überhaupt 
geben kann, stellt sich die Frage, welche Strategien hilfreich sein können, 
um sich dem Ideal anzunähern.

Strategien

Klausurtagungen und Weiterentwicklung von Positionspapieren

Eine Strategie, die im Spannungsfeld Medienbildung/Bildungspolitik der -
zeit vor allem von Seiten wissenschaftlicher Fachverbände und Initia tiven 
praktiziert wird, ist das In-Klausur-Gehen und sich ganz abseits von digitalen

Abb. 1: Dagstuhl-Dreieck

X

Digitale
vernetzte

Welt

Anwendungsbezogene Perspektive
Wie nutze ich das?

Technologische Perspektive
Wie funktioniert das?

Gesellschaftlich-kulturelle 
Perspektive
Wie wirkt das?

Phänomene, Gegenstände
und Situationen

 Quelle: Gesellschaft für Informatik e. V. (GI 2016)

http://digitaler-bildungspakt.de/ueber-uns/
http://digitaler-bildungspakt.de/kompendium
http://digitaler-bildungspakt.de/kompendium
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Einf lüssen Zeit für die eingehende Diskussion medienbild ungs politisch 
relevanter Fragen zu nehmen. So begibt sich die Sektion  Medienpädagogik 
der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE) im Som-
mer 2017 in Klausur, um an einem gemeinsamen Kerncurriculum Medi-
enpädagogik zu arbeiten. Die Initiative »Keine Bildung ohne Medien!« 
(KBoM) zieht sich ebenfalls im Sommer 2017 zurück, um das Verhält-
nis von informatischer Bildung und Medienbildung im Anschluss an die 
»Dagstuhl-Erklärung« (vgl. Abb. 1) auszudifferenzieren. Die Fachgruppe 
Schule der »Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikations-
struktur« (GMK) konzentriert sich bei ihrer Klausur auf die Berücksich-
tigung von Medienbildung in der universitären Lehramtsausbildung, im 
Referendariat und in der Fort- und Weiterbildung sowie auf die Wege 
zur Gewährleistung einer medienpädagogischen Grundbildung. Man darf 
gespannt sein auf die Ergebnisse.

Entstehung neuer Strukturen 

Durch die Ausschüttung von Fördermitteln, z. B. im Rahmen der ver-
schiedenen Förderrichtlinien des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) zur »Digitalen Hochschulbildung«, Digitalisierung in 
der beruf lichen Bildung etc. entstehen neben Einzelprojekten neue For-
schungsstrukturen. So wird Mitte 2017 entschieden sein, welcher deut-
sche Standort führend in der Erforschung der Digitalisierung werden 
soll – das von der Bundesregierung in einem wettbewerblichen Verfahren 
ausgeschriebene »Deutsche Internet Institut« wird seine Arbeit aufnehmen. 
Zudem ist interessant, dass es zunehmend Verknüpfungen zwischen (Bil-
dungs-)Wirtschaft und Wissenschaft gibt: Beispielsweise unterstützt Cor-
nelsen die Einrichtung einer Professur für »Digitale Bildung« am Einstein 
Center Digital Future in Berlin.

Herausforderungen zusammen denken

Visiert man das verantwortliche, mündige Handeln in einer von Medien 
zentral mitbestimmten Gesellschaft als oberstes Bildungsziel im Schnittfeld 
von Medienbildung und politischer Bildung an, erscheint es nur konse-
quent, die »Medienfrage« mit anderen gesellschaftlichen Herausforderun-
gen zusammen zu denken bzw. zu diskutieren. Exemplarisch kann auf die 
Themen Inklusion und Ausbau von Ganztagsschulen verwiesen werden. 
Wurden die Themenstränge zunächst getrennt voneinander verfolgt, beste-
hen nun erfreulicherweise Projekte, Förderlinien und  Initiativen, die eine 
integrative Betrachtung offerieren. Allerdings steht ein  systematischer Dis-
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kurs über das Verhältnis von »Digitaler Bildung« und politischer  Bil  dung 
noch aus. 

In diesem Zusammenhang wäre es spannend und gewinnbringend, 
Begriffe wie »Beschäftigungsfähigkeit« und »Mündigkeit«, die ganz unter-
schiedliche Ursprünge haben und diametral entgegengesetzte Zielvorstel-
lungen kennzeichnen, unter den Vorzeichen der Digitalisierung genauer 
zu betrachten. Darüber hinaus wäre es ertragreich, Formen und Instru-
mente von Bürgerbeteiligung (z. B. Nanz/Fritsche 2012) im Spiegel der 
Mediatisierung zu diskutieren und ggf. neu oder anders zu denken.

Abschließend sei der Kommentar gestattet, dass es aus (erziehungs)wissen-
schaftlicher Perspektive durchaus noch erheblichen Diskussionsbedarf gibt 
im Hinblick darauf, inwiefern »Digitale Bildung« überhaupt eine ange-
messene Beschreibung des Phänomens ist, das wir gestalten und erforschen 
wollen, bzw. ob nicht allein die Begriff lichkeit schon eine unzulässige 
Verkürzung darstellt (so wird z. B. in der »Dagstuhl-Erklärung« »Digi-
tale Bildung« als »Bildung in einer mediatisierten, digital vernetzten Welt« 
(Brinda u. a. 2016) präzisiert). Die in den Jahrzehnten zuvor bemühten 
Begriffe »Medienbildung« und »Medienkompetenz« scheinen in der poli-
tischen Debatte auf einmal ihren Stellenwert eingebüßt zu haben. Diese 
grundsätzliche Auseinandersetzung kann an dieser Stelle nicht geleistet 
werden (vgl. zu konzeptionellen Überlegungen zum Zusammenhang zwi-
schen Digitalisierung, Medienbildung und Medienkompetenz z. B. die 
Ausführungen von Kerres (2017)), daher soll abschließend schlicht Sym-
pathie für den Kollegen Muuß-Meerholz bekundet werden, der auf seinem 
Blog schreibt: »Ich sage jetzt auch ›Digitale Bildung‹ und ›Digitale Schule‹ 
und ›Digitales Lernen‹. Obwohl es ja Quatsch ist« (Muuß-Meerholz 2015).
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Schulische Medienkompetenzförderung

Einleitung: die neue Diskussion um schulische 
 Medienkompetenzförderung

Die Digitalisierung und Mediatisierung der Gesellschaft stellt Schulen 
weltweit vor neue Herausforderungen. Die Aufgabe, Heranwachsende zu 
mündigen Bürgerinnen und Bürgern zu erziehen und sie auf eine selbst-
bestimmte Teilhabe in der Gesellschaft vorzubereiten, umfasst mehr denn 
je die schulische Vermittlung von Medienkompetenz. Der Begriff der 
Medienkompetenz ist in Deutschland für den Schulbereich seit nunmehr 
20 Jahren konzeptionell einschlägig beschrieben. Er umfasst unterschied-
liche Dimensionen wie beispielsweise die kognitive, moralische, soziale, 
ästhetische, affektive und die Handlungsdimension (Aufenanger 1997). 
Schulische Aufgabenfelder beziehen sich auf das Auswählen und Nutzen 
von Medienangeboten, das Gestalten und Verbreiten von Medienbeiträ-
gen, das Verstehen und Bewerten von Mediengestaltungen, das Erken-
nen und Aufarbeiten von Medieneinf lüssen, das Durchschauen und Beur-
teilen von Bedingungen der Medienproduktion und Medienverbreitung 
(Tulodziecki 1997). 

Da die vorliegenden Aufgabenfelder in ihrem Grundverständnis unab-
hängig von konkreten Medien und damit unabhängig von technologi-
schem Wandel formuliert sind, haben sie bis heute Bestand. Internatio-
nale Ansätze, u. a. im Bereich der Information and Communication Technology 
Literacy (ICT-Literacy), zeigen hohe Affinität zu diesen im deutschspra-
chigen Kontext verwendeten Konzepten und fokussieren dabei auf den 
kompetenten und ref lektierten Umgang mit digitalen Medien (Bos u. a. 
2014). Vor diesem Hintergrund stellt sich mehr denn je die Frage, wie 
sich Medienkompetenz systematisch in der Schule vermitteln lässt. Dazu 
haben inzwischen fast alle Bundesländer entsprechende Zielsetzungen for-
muliert und Instrumente zur schulischen Medienkompetenzförderung auf 
den Weg gebracht. Im Zuge dieser Entwicklungen hat die KMK (2016) 
mit einem Strategiepapier die neue Diskussion um schulische Medienkom-
petenzförderung aufgegriffen: Auf der Grundlage eines auf Konsensfähig-
keit ausgerichteten Kompetenzmodells für eine »Bildung in der digitalen 
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Welt« wird schulische Medienkompetenzförderung zu einem Schwer-
punkt zukünftiger Entwicklungen erklärt.

Der vorliegende Beitrag greift diese neu in den Fokus gerückte Dis-
kussion um schulische Medienkompetenzförderung auf. Anhand von 
theoretischen Überlegungen sowie anhand von aktuellen Forschungser-
gebnissen wird zunächst der Stand der Medienkompetenzförderung auf-
gezeigt. Daran anknüpfend werden entlang ausgewählter Aspekte Heraus-
forderungen für die Schulentwicklung erarbeitet. Anschließend wird auf 
die  besondere Rolle der Lehrerqualifizierung eingegangen. Der Beitrag 
schließt mit einer Diskussion zukünftiger Perspektiven.

Stand schulischer Medienkompetenzförderung

Deutschlandweit hat in den letzten Jahren die schulische Medienkompe-
tenzförderung an Relevanz gewonnen. Die neueren Entwicklungen haben 
verschiedene Bundesländer dazu veranlasst, Schwerpunkte auszubilden 
und sowohl Modellprojekte als auch Modellschulen zu fördern sowie Ins-
trumente wie Medienpässe und Orientierungsrahmen schulischer Medi-
enkompetenzvermittlung zur Verfügung zu stellen. Im Zuge dessen ergibt 
sich die Frage, wie sich Maßnahmen zur Medienkompetenzförderung in 
Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler niederschlagen. 

Die Studie ICILS 2013 (International Computer and Information Literacy 
Study) hat gezeigt, dass in Deutschland in Bezug auf die kompetente und 
ref lektierte Nutzung digitaler Medien erhebliche Bildungsdisparitäten 
zuungunsten von Jugendlichen aus sozioökonomisch schwächeren Lagen 
bestehen (Eickelmann u. a. 2014b). Achtklässlerinnen und Achtklässler in 
Deutschland erreichten insgesamt im internationalen Vergleich lediglich 
ein mittleres Kompetenzniveau (523  Punkte). Zudem wiesen vor dem 
Hintergrund des erstmals empirisch entwickelten Kompetenzstufenmo-
dells nur wenige Jugendliche (1,5 %) Kompetenzen im Bereich der Leis-
tungsspitze auf. Nur ein kleiner Teil der Jugendlichen war damit in der 
Lage, digital vorliegende Informationen selbstständig und sicher zu bewer-
ten, zu organisieren und inhaltlich und formal anspruchsvolle Informa-
tions- bzw. Medienprodukte zu erstellen. Zudem konnte aufgezeigt wer-
den, dass fast 30 % der Achtklässlerinnen und Achtklässler lediglich über 
Kompetenzen verfügten, die den unteren beiden Kompetenzstufen zuge-
ordnet werden können. Sie waren allenfalls in der Lage, einen Link oder 
eine E-Mail anzuklicken, den Kontrast eines Bildes zu verändern oder 
unter Anleitung und mit Hilfestellungen sehr einfache Veränderungen an 
Textdokumenten vorzunehmen. 
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Setzt man eine selbstbestimmte und ref lektierte Teilhabe an gesell-
schaftlichen Entwicklungen als Ziel schulischer Medienkompetenzförde-
rung voraus, so zeigt sich, dass in Deutschland im Jahr 2013 lediglich ein 
Viertel (genau: 25,4 %) der Jugendlichen über ein entsprechendes Kompe-
tenzniveau verfügte. In der Zusammenschau dieser und weiterer Befunde 
hat die ICILS-2013-Studie Hinweise darauf gegeben, dass die schulische 
Medienkompetenzvermittlung bisher nur eine geringe Wirksamkeit ent-
falten konnte.

Medienkompetenzförderung als Herausforderung für 
 Schulentwicklung

Medienkompetenzförderung ist für Schulen eine Aufgabe, die nur unter 
Einbezug aller Ebenen von Schulentwicklung zu bewerkstelligen ist 
(Eickelmann 2010). Dabei nehmen vor allem Schulleitungen in ihrer Posi-
tion der Steuerung von Schulentwicklungsprozessen eine Schlüsselrolle 
ein. Entlang von vier Bereichen wird im Folgenden herausgearbeitet, wie 
sich Medienkompetenzförderung im Hinblick auf Schulentwicklungspro-
zesse darstellt.

Organisationsentwicklung

Auf der Ebene der Einzelschule schafft ein schulisches Gesamtkonzept zur 
Förderung von Medienkompetenz Klarheit über die mit Medienkompe-
tenzförderung verbundenen Zielsetzungen. Für die schulischen Akteure 
stellt es eine Orientierungshilfe dar und bietet die Grundlage für die Eva-
luation schulischer Arbeit (Eickelmann/Schulz-Zander 2006). Hierbei 
spielen die Bestandsaufnahme sowie die Entwicklung von Zielen und Visi-
onen im Sinne eines Soll-Zustandes eine zentrale Rolle. Dabei sollen im 
Idealfall pädagogische Zielsetzungen den Vorzug vor technischen haben. 
In Grundschulen in Deutschland schrieben bereits 2011 mehr als die Hälfte 
aller Schulleitungen der Erstellung eines Medienkonzeptes eine wich-
tige Rolle für die schulische Qualitätsentwicklung zu (Gerick u. a. 2014). 
Zudem gab die Hälfte (50,6 %) der für die Länderindikatorstudie befragten 
Sekundarstufenlehrkräfte in Deutschland an, dass die eigene Schule über 
ein Medienkonzept verfüge. Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfa-
len und Thüringen gehörten zu der Gruppe der Bundesländer, in der mit 
deutlich mehr als zwei Dritteln (70,4 %, Mittelwert über alle vier vorge-
nannten Bundesländer) ein nochmals höherer Anteil an Lehrpersonen dies 
bejahte (Lorenz u. a. 2016).
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Unterrichtsentwicklung

Die Ebene der Unterrichtsentwicklung stellt derzeit im Kontext der Digi-
talisierung und der neuen Diskussion um die Förderung von Medien-
kompetenz wohl die größte Herausforderung dar. Vorliegende Konzepte 
unterscheiden vielfach das Lernen mit und das Lernen über Medien (z. B. 
Tulodziecki u. a. 2010). Dabei ist zu berücksichtigen, dass für beide Berei-
che die Beiträge der verschiedenen Fächer unterschiedlich angelegt sind 
und dass auf Einzelschulebene im Idealfall über ein Medienkonzept zu klä-
ren und festzuschreiben ist, welche Fächer welchen Beitrag leisten können 
und sollen. Die bisherige schulische Praxis hat gezeigt, dass eine verpf lich-
tende Verankerung von Medienkompetenzförderung in Fachcurricula 
unabdingbar erscheint, um alle Schülerinnen und Schüler zu erreichen. 
Eine fächerintegrative schulische Förderung von Medienkompetenz kann 
über die Gestaltung von Unterrichtsinhalten durch zwei Maßnahmen 
geschehen:
•	 die Verzahnung von fachinhaltlichen Zielen mit Bereichen der Medi-

enkompetenz,
•	 die Verzahnung von fachmethodischen Zielen mit Bereichen der Medi-

enkompetenz.
Ein fächerintegrativer Ansatz kann durch die Entwicklung von neuen 
Lernmaterialien unterstützt werden. Diese können im Kontext der aktu-
ellen Bemühungen um die Bereitstellung von sicheren schulischen Lern-
plattformen sowie bei der Entwicklung digitaler Schulbücher Berücksich-
tigung finden. Wie groß in Deutschland der Nachholbedarf hinsichtlich 
schulischer Mediennutzung ist, zeigt der internationale Vergleich: In kei-
nem anderen an der ICILS-2013-Studie teilnehmenden Land nutzten 
die befragten Lehrpersonen seltener neue Technologien im Unterricht 
(Eickelmann u. a. 2014c). Eine schulische Förderung von Medienkompe-
tenz zielt nach Angaben der Lehrpersonen noch am ehesten auf die Ver-
mittlung eines effizienten Zugriffes auf Informationen ab (Zustimmung: 
36,2 %). Weiterhin legte ein Drittel (32,5 %) nachdrücklichen Wert auf die 
Angabe von Quellen. Die Erkundung und Nutzung verschiedener digi-
taler Ressourcen bei der Informationssuche wurde im Vergleich deutlich 
seltener gefördert (26,7 %).

Technologieentwicklung

Schulische Technologieentwicklung ist auf der Einzelschulebene Teil von 
Schulentwicklung (Eickelmann/Schulz-Zander 2006). Im Vordergrund 
steht dabei die Entwicklung eines tragfähigen Ausstattungskonzeptes, das 
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im Idealfall an die pädagogischen Zielsetzungen der Einzelschule anknüpft 
(Eickelmann 2010). Technologieentwicklung ist jedoch immer auch ein 
Aushandlungsprozess zwischen Schulen und den zuständigen Schul- 
bzw. Sachaufwandsträgern. Neben Finanzierungsaspekten stehen zuneh-
mend auch datenschutzrechtliche Herausforderungen zur Klärung an. 
Die Bereitstellung sicherer Lernplattformen sowie die Entwicklung von 
 offenen Lernressourcen (Open Educational Resources) bieten neue Möglich-
keiten für pädagogische Gestaltungsprozesse. Technologische Entwicklun-
gen erlauben eine stärkere Schülerorientierung sowie – über die Nutzung 
von Prozessdaten – eine technisch gestützte Individualisierung von Lern-
prozessen. Hierbei gilt es im Zuge der Entwicklung und Nutzung von 
technischen Möglichkeiten und Learning Analytics auch um das Respek-
tieren von Persönlichkeitsrechten und Datenschutz (Ebner/Schön 2012).

Personalentwicklung

Personalentwicklung ist auf der Einzelschulebene zentral, da nur das Ler-
nen der einzelnen Akteure zu einem Lernen der Organisation führt und 
nur so Schulen gesellschaftliche Veränderungen im Zuge der Digitalisie-
rung aufgreifen können. Für die schulische Medienkompetenzförderung 
heißt dies, dass Lehrpersonen sowohl über inhaltliches Wissen als auch 
über Konzepte zur Unterstützung des Erwerbs von Medienkompetenz 
verfügen müssen. Da beides bisher nicht f lächendeckend systematisch in 
der Lehrerausbildung gefördert wird, verlagert sich der Schwerpunkt in 
der Personalentwicklung auf die Einzelschulebene. Im Rahmen der Län-
derindikatorstudie 2016 gaben immerhin jeweils etwa zwei Fünftel der 
Lehrpersonen in Deutschland an, an Fortbildungen zur fachspezifischen 
Unterrichtsentwicklung mit digitalen Medien (41,9 %) sowie an Fortbil-
dungen zur aktiven Medienarbeit mit Schülerinnen und Schülern (41,1 %) 
teilgenommen zu haben (Kammerl u. a. 2016).

Lehrerprofessionalisierung und schulische 
 Medienkompetenzförderung 

Bisher gab es in Deutschland weder f lächendeckend umgesetzte Konzepte 
zur Förderung der Medienkompetenz angehender Lehrerkräfte noch wer-
den ihre didaktischen und methodischen Fähigkeiten zur Unterstützung 
des Medienkompetenzerwerbs von Schülerinnen und Schülern systema-
tisch gefördert. Dass die Forderung nach einer zukunftsfähigen Verände-
rung der Lehrerausbildung, wie sie nunmehr auch die KMK (2016) für 
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alle Phasen einfordert, dringlich ist, macht die Länderindikatorstudie 2016 
deutlich. Die für sie befragten Lehrkräfte wünschten sich mehrheitlich 
sowohl in der universitären Lehrerausbildung als auch in der Referendar-
ausbildung eine bessere Vorbereitung auf den Einsatz digitaler Medien im 
Unterricht (86,0 % bzw. 86,6 %, Eickelmann u. a. 2016). Dabei zeigte sich 
kaum Varianz zwischen den Einschätzungen von Lehrpersonen verschie-
dener Bundesländer (ebd.). Weiterhin gab nur ein vergleichsweise gerin-
ger Anteil (20,2 % bzw. 26,8 %) an, dass das Lehramtsstudium bzw. das 
Referendariat sie dazu angeregt habe, den Einsatz digitaler Medien mit 
der Verwendung und Entwicklung von Lehrmethoden in Verbindung zu 
bringen (ebd.).

Diskussion und Perspektiven

Die schulische Medienkompetenzförderung ist seit nunmehr 20  Jahren 
in Deutschland fundiert konzeptionell untermauert. Jedoch zeigen sich 
weiterhin Entwicklungsbedarfe im Spannungsfeld der Zuschreibung von 
Medienkompetenzförderung als Teil von Allgemeinbildung und der Not-
wendigkeit der Vermittlung von Handlungs- und Methodenkompetenz, 
wie sie auch in der politischen Bildung gefordert werden. Diese werden 
derzeit durch Maßnahmen auf Bundesländerebene sowie durch die bun-
deslandübergreifende Strategie der KMK erstmals mit einer  notwendigen 
Verbindlichkeit bearbeitet. Wenngleich dies ein wichtiger Schritt ist, weist 
unter anderem die medienpädagogische Forschung auf weitere Hand-
lungsfelder hin. So stellt sich etwa die Frage nach einer Verzahnung schuli-
scher und außerschulischer Medienkompetenzförderung sowie nach einer 
gelungenen Gestaltung von Übergängen im Bildungssystem im Sinne 
einer Medienbildung entlang der Bildungskette (Eickelmann u. a. 2014a). 
In Bezug auf die Verzahnung mit außerschulischen Partnern eignen sich 
aus schulischer Sicht vor allem die Arbeit im Ganztag sowie die Durch-
führung gemeinsamer Projekte mit außerschulischen Partnern und Bil-
dungseinrichtungen. 

Die Frage nach einer geeigneten Gestaltung von Übergängen im Bil-
dungssystem bezieht sich vor allem auf den Übergang von der Primar- 
in die Sekundarstufe, wobei die oben angeführte KMK-Strategie (KMK 
2016) beide Bildungsbereiche umschließt, aber nicht genauer ausführt, wie 
die Schülerinnen und Schüler die genannten Kompetenzen systematisch 
entlang ihrer Bildungsbiografie und über die Schulstufen hinweg aufbauen 
sollen. Der Grundschule kommt in diesem Zusammenhang die besondere 
Aufgabe zu, die verschiedenen Bereiche der Medienkompetenz kindge-
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recht zu fördern und den Kompetenzaufbau im Hinblick auf die ange-
strebten Kompetenzen am Ende der Schulzeit anzubahnen. Den weiter-
führenden Schulen kommt die Aufgabe zu, an die Arbeit im Primarbereich 
anzuknüpfen und die dort angebahnten Kompetenzen weiter zu fördern. 

Ein systematischer Aufbau von Medienkompetenz kann allerdings nur 
dann gelingen, wenn einerseits die Aufgaben der beteiligten Schulstu-
fen, z. B. durch bundeslandspezifische Regelungen, in Curricula und Rah-
menpläne festgeschrieben werden und andererseits dabei auch die Gestal-
tung der Übergänge gezielt in den Blick genommen wird. Zudem spielt 
der Übergang nach der Sekundarstufe  I besonders für die Jugendlichen 
eine besondere Rolle, die mit diesem Übergang das allgemeinbildende 
Schulsystem verlassen. Für die Gestaltung dieses Überganges bietet sich 
aufgrund der Unterschiedlichkeit der beteiligten Systeme und Lernorte, zu 
denen für einen Teil der Jugendlichen auch die Ausbildungsbetriebe gehö-
ren, die Erstellung von Portfolios zur Medienkompetenz an, deren Erstel-
lung in der Sekundarstufe I beginnen sollte.

Für den Schulbereich wird es für eine erfolgreiche Verankerung schu-
lischer Medienkompetenzförderung zukünftig zudem wichtig sein, ein-
geleitete Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin zu evaluieren. Die Frage, 
was gute »digitale Bildung« ist und welche Maßnahmen in besonderer 
Weise zum Erwerb von Medienkompetenz – auch unter Berücksichtigung 
verschiedener Schülergruppen – beitragen, ist noch längst nicht umfassend 
geklärt. Für die schulische Medienkompetenzförderung, die in Deutsch-
land durch die Verabschiedung der KMK-Strategie und die Vereinbarung 
der Bundesländer, hier einen Schwerpunkt ihrer Arbeit zu legen, deutlich 
an Bedeutung gewonnen hat, gilt es daher zukünftig, nicht nur Entwick-
lungen auf den Weg zu bringen, sondern diese auf ihre Wirksamkeit hin 
zu evaluieren und wissenschaftlich zu begleiten.

Neben den angesprochenen Herausforderungen im Bereich der Ver-
zahnung von Bildungsorten und der Gestaltung von Übergängen könn-
ten hierbei die in der ICILS-2013-Studie festgestellten Handlungsfelder 
und Entwicklungsbereiche (Eickelmann u. a. 2014b) gezielt in den Fokus 
genommen und durch geeignete Programme aufgegriffen werden. Beson-
ders angesprochen sind hier die Vermeidung einer digitalen Spaltung bei 
gleichzeitiger Förderung der Leistungsspitze, die gezielte Förderung der 
Medienkompetenz von Jungen aus benachteiligten sozialen Lagen sowie 
die Befähigung von Mädchen, ihre Kompetenzen bildungs- und berufs-
biografisch besser als bisher zu nutzen. Letztlich wird es zukünftig darum 
gehen, durch schulische Medienkompetenzförderung allen Kindern und 
Jugendlichen gesellschaftliche Teilhabe und selbstbestimmtes Handeln in 
der Wissens- und Informationsgesellschaft zu ermöglichen.
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Außerschulische 
Medienkompetenzförderung

Stand der Medienkompetenzförderung in  außerschulischen 
Strukturen

Anders als in anderen europäischen Ländern hat in Deutschland Medienpä-
dagogik in außerschulischen Bildungsfeldern eine starke Tradition. Damit 
einher geht nicht nur eine besondere Vielfalt an Trägern, die mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten Angebote zur Medienkompetenzförderung 
durchführen. Vielmehr spiegelt sich diese starke außerschulische Tradition 
auch in den besonderen Ansätzen und Konzepten der Medienkompetenz-
förderung und in ihren Diskursen wider.

Entwicklung der außerschulischen Medienpädagogik

Medienpädagogik existiert als Disziplin in Deutschland erst seit den 
1960er Jahren und entwickelte sich in Westdeutschland in Abgrenzung 
zur mediengestützten Propaganda des Nationalsozialismus zunächst mit 
einer bewahrpädagogischen Haltung, die Kinder und Jugendliche vor der 
Beeinf lussung durch Medien schützen wollte (Schorb 1995). 

Die bis heute prägende Ausrichtung erhielt die außerschulische Medi-
enpädagogik in den 1970er und 1980er Jahren. In der Auseinandersetzung 
mit der Kritischen Theorie der »Frankfurter Schule« rückte die Emanzi-
pation und Selbstbestimmung der Subjekte in den Fokus der Konzepte 
und praktischen Ansätze. Indem Rezipientinnen und Rezipienten selbst 
Medien produzieren, sollten sie nicht nur verstehen und hinterfragen 
können, wie Medien eingesetzt werden, um z. B. zu manipulieren. Viel-
mehr sollten sie in die Lage versetzt werden, eigene Anliegen über Medien 
zu artikulieren und dafür Gegenöffentlichkeit zu schaffen. Das Konzept 
der »Aktiven Medienarbeit« (Schell 1989) ist bis heute eine der zentralen 
Methoden außerschulischer handlungsorientierter Medienpädagogik.
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Medienkompetenz als Leitbegriff der außerschulischen Medienpädagogik

In den 1990er Jahren führte Dieter Baacke den Begriff  »Medienkompetenz« 
als Übertragung des Konzeptes der »kommunikativen Kompetenz« von 
Habermas in die medienpädagogische Diskussion ein. Nach Baacke glie-
dert sich Medienkompetenz in vier Dimensionen: die der Medienkritik, 
Medienkunde, Mediennutzung sowie Mediengestaltung (Baacke 1997). Im 
Kontrast zu instrumentell ausgerichteten Vorstellungen von Medienkom-
petenz, wie sie teils in formalen Bildungskontexten  formuliert  werden, wird 
Medienkompetenz gesehen als »eine wesentliche  Voraussetzung für eine 
souveräne Lebensführung, die zunehmend davon geprägt ist, mit und über 
Medien das eigene Leben zu gestalten« (Schorb/ Wagner 2013: 18). Dem-
nach sind das Wissen über Medien (entsprechende instrumentelle Bedien-
fertigkeiten eingeschlossen) und die Ref lexion von Medien und damit 
verbundener Entwicklungen die Grundlage für die Positionierung und 
Orientierung in einer mediatisierten Gesellschaft, die  wiederum das kom-
munikative, kreative und partizipative Handeln ermöglicht (vgl. Abb. 1). 

Abb. 1: Dimensionen von Medienkompetenz nach Theunert und Schorb 

Handeln
kommunikativ

kreativ
partizipativ

Kommunikative Kompetenz

Medienkompetenz

Wissen
instrumentell

analytisch
strukturel

Reflexion
selbstbezogen

medienbezogen
gesellschaftsbezogen

Orientierung
Positionierung

Quelle: eigene Darstellung des JFF

Der Fokus wird dabei nicht allein auf individuelle Fertigkeiten gerichtet, 
sondern vielmehr mit dem Ziel der gesellschaftlichen Handlungsfähig-
keit verbunden und erhält nicht zuletzt dadurch eine politische Dimension 
(vgl. zusammenfassend Theunert/Schell 2017). Es geht nicht allein darum, 
Medien »richtig« für eigene Zwecke nutzen zu können, sondern übergrei-
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fend ist mit Medienkompetenz auch Kritikfähigkeit impliziert, d. h. die 
Fähigkeit, Medienangebote oder auch individuelle Medienhandlungswei-
sen auf ihre soziale und gesellschaftliche Funktion hin zu hinterfragen und 
entsprechend auszurichten. Somit besteht eine enge Verbindung zwischen 
der Medienkompetenzförderung und der Aufgabenstellung der Jugend-
hilfe, Jugendliche zur Selbstbestimmung zu befähigen und zu gesellschaft-
licher Mitverantwortung sowie sozialem Engagement anzuregen und hin-
zuführen (SGB VIII: § 11).

Prinzipien außerschulischer Medienkompetenzförderung

Die charakteristischen Prinzipien der außerschulischen Medienkompe-
tenzförderung können auf zwei Ebenen gebündelt werden:
•	 methodisch-didaktische Prinzipien wie das exemplarische und han-

delnde Lernen, die Selbsttätigkeit der Teilnehmenden etc. (Schell 1989) 
oder auch die Freiwilligkeit der Teilnahme insbesondere im Bereich der 
Jugendarbeit,

•	 inhaltliche Prinzipien, wie die Orientierung an den »Interessen und 
Voraussetzungen der Adressaten« (Schorb 1995: 193), die Arbeit an Phä-
nomenen und Problemstellungen der gesellschaftlichen Realität etc. 

Als übergreifendes Prinzip sticht das der Subjektorientierung heraus, nach 
dem ausgehend von den Voraussetzungen der Zielgruppen für diese geeig-
nete Projektformen gestaltet werden sollen, die eine gegenstandadsaquate 
Auseinandersetzung ermöglichen und sowohl individuelle als auch kollek-
tive Handlungsmöglichkeiten eröffnen. In solch einem Verständnis kön-
nen Prozess- und Produktorientierung zusammengedacht  werden – auch 
wenn sie in der Praxis aufgrund knapper Zeitbudgets in einem Spannungs-
verhältnis stehen können.

Strukturen außerschulischer Medienkompetenzförderung 

Außerschulische Medienkompetenzförderung beginnt mit dem Kinder-
garten und reicht über die Zusammenarbeit mit dem Ganztagsbereich 
an Grundschulen und der offenen Jugendarbeit bis zur überbetriebli-
chen beruf lichen Bildung. Idealerweise haben dabei alle Akteurinnen und 
Akteure sowie Teilbereiche für sich den Anspruch, alle Teildimensionen 
von Medienkompetenz abzudecken. Im Folgenden sollen dennoch Spezi-
fika und besondere Schwerpunkte sowie ein Überblick über Akteursgrup-
pen und Qualifizierung einen Einblick in eine sich ständig wandelnde und 
weiterentwickelnde Szene geben.
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Zielgruppen entlang der Bildungskette und entsprechende 
 Schwerpunktsetzungen

Im frühkindlichen Bereich gewinnt Medienkompetenzförderung zunehmend 
an Bedeutung. Während technische Medien gerade im familiären Alltag auch 
für die kleinsten Kinder omnipräsent sind, gibt es im pädagogischen Alltag 
deutscher Kitas vielerorts noch immer Bedenken und Widerstände gegenüber 
einer Bildungsarbeit mit diesen Medien. Zugleich aber werden derzeit ver-
stärkt Ansätze für die Medienbildung in Kitas entwickelt. Schwerpunkte sind: 
•	 die Verbindung von Sprach- und Medienkompetenzförderung durch 

die Begleitung kleinkindlicher Medienaneignung, 
•	 das kreative Gestalten (z. B. zur Erkundung der sozialen Umwelt oder 

auch zur Ref lexion eigener Medienerfahrungen),
•	 die Stärkung der elterlichen Kompetenzen zur Medienerziehung über 

die Einbindung von Eltern.
Für eine Professionalisierung bedarf es hier einer Neu-Positionierung und 
Erweiterung der entsprechenden Fachdiskurse um Medien- und Kind-
heitspädagogik (Neuß 2013).

Im Grundschulalter rücken mit verstärkten Online-Aktivitäten der Kin-
der (Tillmann 2013 und Tillmann in diesem Band) auch Online-Medien in 
den Fokus der Arbeit. Neben der Begleitung der Rezeption und der Beurtei-
lung von audiovisuellen Inhalten (on- und off line) sind entsprechend inhalt-
liche Schwerpunkte: 
•	 die Nutzung und Bereitstellung von Suchmaschinen, mit dem Ziel der 

Förderung von Beurteilungskompetenzen, 
•	 die Sicherheit im Netz mit Blick auf Inhalte und Kommunikations-

dienste, aber auch
•	 das Lernen in und mit digitalen Medien. 
Die Medienkompetenzförderung soll einen selbstbestimmten Umgang mit 
Medien fördern, wobei gleichzeitig Maßnahmen des Kinder- und Jugend-
medienschutzes geschützte Räume für die Medienaneignung ermöglichen 
sollen. Angebote umfassen damit sowohl Projektangebote und Workshops 
wie auch gezielte Online-Angebote für Kinder im Sinne kindgerechter 
Inhalte im Netz (positive content). 

Mit dem beginnenden Jugendalter stehen die Potenziale digitaler und 
vernetzter Medien für eine selbstbestimmte Aneignung und die eigene 
Persönlichkeitsbildung und Identitätsarbeit, insbesondere durch ethisch-
kritische Ref lexion, im Fokus (Schorb 2009: 51 ff.). Als Schwerpunkte 
können vor allem folgende Themen ausgemacht werden: 
•	 die Auseinandersetzung mit medial vermittelten Rollenbildern und -erwar-

tungen im Verhältnis zu einem demokratischen Diversitätsbewusstsein, 
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•	 die Partizipation mit eigenen Anliegen und Sichtweisen am öffentli-
chen Diskurs, 

•	 das themenbezogene und politische Engagement mithilfe digitaler 
Medien (AGJ 2014),

•	 die Bedingungen der zunehmenden Kommerzialisierung kommunika-
tiver und sozialer Räume im Internet verbunden mit der massenhaften 
Datensammlung und -auswertung (Gapski 2015).

Die Angebotsformen reichen im Jugendbereich von Kursen und Work-
shops in Schulen, Jugendeinrichtungen und Medienzentren, über an Schu-
len angedockte Projekte, Unterrichtseinheiten und Projektwochen, bis zur 
Integration von Medienarbeit in offene Angebote. 

Kernbereiche außerschulischer Medienkompetenzförderung

Medienkompetenzförderung erfordert medienpädagogisches Handeln in 
allen Teildimensionen von Medienkompetenz und reicht von der aktiv-
produktiven Medienarbeit über die kulturelle und politische Bildung 
bis zur Vermittlung und ethisch-kritischen Ref lexion von Wissen über 
Medien.

Insbesondere im Bereich der kulturellen Bildung und ästhetischen Medi-
enbildung steckt das Potenzial der Auseinandersetzung mit Kultur und 
kultureller Vielfalt sowie neuen Ausdruckmitteln. Im Fokus steht dabei 
die Produktion eigener medialer Inhalte, die die kreative Ausdrucksfähig-
keit fördern können z. B. Trickfilmproduktion im Kita-Bereich, Filmpro-
duktion durch Kinder und Jugendliche oder die Programmierung  digitaler 
Installationen in allen Altersklassen.

Dass Medienkompetenzförderung eng mit politischer Bildung zusam-
menhängt, wurde bereits im Hinblick auf die Rolle von Medien (und 
medialer Beeinf lussung) in gesellschaftlichen Meinungsbildungsprozessen 
sowie bei der Förderung der Partizipation und Teilhabe an diesen Prozes-
sen deutlich. Aktuelle Themen sind dabei die Debatte um Fake News und 
»Alternative Fakten« oder auch die Bedeutung von Medien bei der Radi-
kalisierung von Jugendlichen sowie entsprechenden Gegenmaßnahmen. 
Diese Themen machen deutlich, wie dringend es einer kritischen und 
zugleich kreativen medienpädagogischen Auseinandersetzung mit medi-
aler Wirklichkeitskonstruktion im Sinne einer fundierten Medienkritik 
bedarf.

Im Bereich der Inklusion, im Sinne der gesellschaftlichen Einbindung 
derjenigen, die aufgrund körperlicher, emotionaler, sozialer, geistiger oder 
kognitiver Beeinträchtigungen einen eingeschränkten Zugang zu gesell-
schaftlich relevanten Werten und Ressourcen haben, bietet die außerschu-
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lische Medienkompetenzförderung zahlreiche Möglichkeiten (Bröckling 
2017). Ähnliche Potenziale ergeben sich im Bereich der Integration von 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund (Holzwarth 2010: 189).

Akteure: Träger, Förderer, Verbände und Netzwerke

Die außerschulische Medienkompetenzförderung wird von einer Vielzahl 
von Akteuren getragen. Grob unterschieden werden können 
•	 Träger, die die praktische Arbeit vor Ort realisieren, 
•	 Fördereinrichtungen, die Mittel für die außerschulische Medienkompe-

tenzförderung bereitstellen, 
•	 Verbände und Netzwerke, in denen sich Ehrenamtliche und Professi-

onelle zusammenschließen und ein inhaltlicher Austausch stattfindet. 
Bei einigen Akteuren verschwimmen diese Grenzen, da sie zugleich als 
Träger und Netzwerk oder als Fördereinrichtung und Träger fungieren. 

Als Träger der außerschulischen Medienkompetenzförderung agie-
ren eine Vielzahl an unterschiedlichen gemeinnützigen Vereinen sowie 
Agenturen, freischaffende Medienmacherinnen und Medienmacher und 
zunehmend auch Unternehmen. Typische Orte, an denen die Maßnah-
men stattfinden, sind Jugendeinrichtungen, Medienzentren, Bibliotheken, 
teils auch Museen oder auch immer mehr das Internet als Plattform, um 
Angebote zu gestalten. Aus dem Medienbereich selbst stellen Sendeanstal-
ten, die Landesmedienanstalten oder auch die Einrichtungen der freiwil-
ligen Selbstkontrolle Angebote und Materialien zur Medienkompetenz-
förderung bereit. 

Eine besondere Eigenheit der deutschen Landschaft der außerschuli-
schen Medienkompetenzförderung sind die offenen Kanäle, Bürger- bzw. 
freien Radios und spezielle Aus- und Fortbildungskanäle im TV- und 
Radiobereich, die seit der Einführung des kommerziellen Rundfunks 
unabhängige Zugänge zu massenmedialen Verbreitungswegen bereitstel-
len sollen und in diesem Zuge einschlägige Angebote gestalten. 

Mit Blick auf die Förderung der Medienkompetenz sind zum einen 
kommunale Träger der Jugendhilfe wie auch weitere staatliche Stellen auf 
Ebene der Kommunen, Länder und des Bundes relevant. Hinzu kom-
men die Einrichtungen des Jugendmedienschutzes, die als einen Beitrag 
zum erzieherischen Jugendmedienschutz auch Angebote außerschulischer 
Medienkompetenzförderung unterstützen, die Landeszentralen und die 
Bundeszentrale für politische Bildung und eine Reihe einschlägig akti-
ver Stiftungen. Gerade im aktuell diskutierten Bereich der informatischen 
und »Digitalen Bildung« und im Bereich der beruf lich orientierten Medi-
enkompetenzförderung engagieren sich Unternehmen und Verbände der 
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Digitalwirtschaft und finanzieren, initiieren und begleiten Projekte und 
Akteure. 

Bei den Netzwerken und Verbänden gibt es sowohl lokal einschlägige 
als auch übergreifende Zusammenschlüsse, die unterschiedliche Schwer-
punkte verfolgen. In der Ständigen Konferenz frei arbeitender Medienzen-
tren (FRAME) sind z. B. frei arbeitende Medienzentren und medienpä-
dagogische Facheinrichtungen aus der Praxis zusammengeschlossen. Der 
Austausch und die Zusammenarbeit von medienpädagogischen Akteu-
ren aus Forschung und Praxis stehen dagegen z. B. in der Gesellschaft für 
Medienpädagogik und Kommunikationskultur (GMK) im Fokus. Lan-
desweite Arbeitsgemeinschaften (LAG) konzentrieren sich auf die lokale 
Zusammenarbeit und Koordination der Akteure, während bei der Initia-
tive »Keine Bildung ohne Medien!« (KBoM) insbesondere die bildungs-
politische Artikulation von Belangen der Medienkompetenzförderung im 
Vordergrund steht.

Neue, weniger institutionalisierte Formen der Vernetzung bilden sich 
darüber hinaus über einschlägige Gruppen in sozialen Netzwerkdiensten 
(z. B. die Facebook-Gruppe »Medienpädagogik«) oder das Medienpäda-
gogik-Praxisblog, über das der fachliche Austausch von Konzepten, Ideen 
und Tools stattfindet. 

Die Netzwerkbildung im Bereich der Medienkompetenzförderung bil-
det unterschiedlich deutlich ab, dass verschiede Akteure sowie Bereiche 
und Organisationen thematisch zusammenkommen. Die zunehmende 
Wahrnehmung der Relevanz von Medienbildung in Schulen bringt auch 
einen wachsenden Bedarf an Vernetzung außerschulischer, lebenswelt- 
und themenzentrierter Expertise im Kontext der Medienaneignung mit 
sich. Diese Vernetzung soll den Akteuren unter anderem bildungspolitisch 
Gehör verschaffen.

Die Bundeszentrale für politische Bildung ist Träger und Fördereinrich-
tung und Netzwerk zugleich, da sie unter anderem außerschulische Initi-
ativen und Projekte fördert, eigene Projekte durchführt und zugleich die 
Vernetzung von Akteuren im Bereich der Medienkompetenzförderung 
unterstützt und initiiert. 

Qualifizierung von Fachkräften und Ehrenamtlichen

Wenngleich es im Feld der Medienkompetenzförderung viele Querein-
steigerinnen und Quereinsteiger gibt, besteht auch die Möglichkeit zur 
gezielten Qualifikation in Studien- und Ausbildungsgängen. An Hoch-
schulen sind medienpädagogische Schwerpunktsetzungen vorrangig in 
erziehungswissenschaftlichen, teilweise auch in medien- und kommunika-
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tionswissenschaftlichen Studiengängen verortet. Insbesondere im Bereich 
der Sozialen Arbeit oder Sozialpädagogik gibt es Angebote zur medienpä-
dagogischen Qualifizierung. An pädagogischen Fachschulen werden zum 
Teil Grundqualifikationen der medienpädagogischen Kompetenz und 
Medienkompetenz an Fachkräfte vermittelt.Hier ist allerdings weiterhin 
ein großer Bedarf zu verzeichnen (Röll 2013: 85 ff.).

Darüber hinaus bieten unterschiedlichen Einrichtungen im Feld der 
Medienpädagogik sowie einige Bildungszentren und Bildungsstätten ein-
schlägige Fort- und Weiterbildungen an, die in Form von Kursen, Work-
shops und themenspezifischen Weiterbildungen medienpädagogische 
Kompetenz und Medienkompetenz vermitteln. In bundesweiten Förder-
programmen wird zudem zunehmend der Bedarf nach einer medienpäda-
gogischen Qualifizierung von Ehrenamtlichen aufgegriffen.

Aktuelle Herausforderungen aus Sicht der außerschulischen 
Medienkompetenzförderung 

Exemplarisch sollen zum Abschluss aktuelle Herausforderungen für die 
außerschulische Medienkompetenzförderung auf inhaltlicher, sozialstruk-
tureller und bildungspolitischer Ebene benannt werden. Jeweils stellen sich 
offene Fragen und teilweise können spezifische Ansätze der außerschuli-
schen Medienkompetenzförderung ausgewiesen werden. 

Die unvermeidbare Datenerfassung bei der Nutzung digitaler Dienste 

Mit der fortschreitenden Digitalisierung sind zunehmend alle Mediensys-
teme nur noch nutzbar, wenn die Nutzenden dabei Datenspuren hinter-
lassen. Und bei diesen Daten handelt es sich nicht nur um intentional ver-
öffentlichte Bilder oder Facebook-Posts. Vielmehr geben Verkehrs- bzw. 
Metadaten Details über die Lebensführung und Lebenssituation der Nutze-
rinnen und Nutzer preis, ohne dass sie dies kontrollieren können. Angesichts 
dieser Situation wird aktuell hinterfragt, ob das Ziel, Medienkompetenz zu 
vermitteln, überhaupt noch zeitgemäß sei – ein  wirklich selbstbestimmter 
Umgang mit Medien sei in dieser Situation ja nicht mehr möglich. 

In der außerschulischen Medienkompetenzförderung wird derzeit noch 
nach Wegen gesucht, wie mit dieser Herausforderung angemessen umge-
gangen werden kann. Im Lichte des eingangs skizzierten Verständnisses 
von Medienkompetenz muss es darum gehen, Menschen dabei zu unter-
stützen, das beschriebene Dilemma zu erkennen, die Problemstellungen, 
die sich daraus für das soziale Miteinander und die Gesellschaft ergeben, 
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zu ref lektieren, auf dieser Basis eine eigene Haltung zu entwickeln und 
diese in den gesellschaftlichen Diskurs – für den weiterhin Medien kon-
stitutiv sind – einzubringen. Dabei müsste es auch um die Frage gehen, 
inwieweit Einzelne diese Herausforderung überhaupt bewältigen können 
und zu welchem Grad auch die politisch gestalteten Rahmenbedingungen 
Selbstbestimmung ermöglichen. In diesem Sinne verdeutlicht diese aktu-
elle Herausforderung sehr deutlich die enge Verbindung von Medienkom-
petenzförderung, politischer Bildung und gestaltender Politik. 

Soziale Ungleichheit im Medienhandeln als Herausforderung

Weiterhin sind Unterschiede im Medienhandeln entlang soziokultureller 
Milieus zu beobachten. Der sensible Umgang mit ihnen ist eine weitere 
Herausforderung für die außerschulische Medienkompetenzförderung, 
die in ihren Angeboten möglichst offen für unterschiedliche Zielgruppen 
sein bzw. für die unterschiedlichen Zielgruppen jeweils passende Ange-
bote bereithalten sollte. Eine besondere Aufmerksamkeit verdienen dabei 
allerdings junge Menschen, die in benachteiligenden Verhältnissen auf-
wachsen. Dabei muss die außerschulische Medienkompetenzförderung in 
besonderem Maße offen sein für Heterogenität. 

Ausgehend von den weiter oben dargelegten Prinzipien geht es darum, 
die Voraussetzungen der Zielgruppen zum Ausgangspunkt der Projekt-
arbeit zu machen. Normative Vorstellungen über den wünschenswerten 
Umgang mit Medien sollten auf die lebensweltliche Relevanz hin über-
prüft werden. Ausgehend von diesen Bedingungen muss es um die Erwei-
terung von »Handlungsoptionen im Sinne von Selbstermächtigungsstra-
tegien« (Kaiser 2016: 162) gehen. Damit müssen medienpädagogische 
Angebote immer wieder (neu) auf ihre Adressaten abgestimmt werden. 

Außerschulische und non-formale Medienkompetenzförderung steht 
nicht im bildungspolitischen Fokus 

Abschließend soll noch eine bildungspolitische Herausforderung angespro-
chen werden. So steht die außerschulische Medienkompetenzförderung 
derzeit eher im Schatten des ambitionierten Vorhabens, die schulische Bil-
dung zu digitalisieren. Die Schule erhält mit Blick auf digitale Medien eine 
große Aufmerksamkeit und in diesem Zusammenhang wird auch über 
die Notwendigkeit der Medienkompetenzförderung in schulischen Bil-
dungsangeboten diskutiert. Die differenzierten Strukturen und Angebote 
der außerschulischen Bildung sind in der aktuellen Diskussion dagegen 
eher außen vor. Dabei bergen die Freiwilligkeit als Prinzip und die damit 
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verbundene lebensweltorientierte Ausgestaltung der Angebote Potenziale, 
um ein breites Spektrum an Zielgruppen motivierend zu erreichen und 
zu aktivieren. Auch wenn die außerschulische Jugendarbeit wegen dieses 
Potenzials als Partner in der Zusammenarbeit mit Schulen geschätzt wird 
(vgl. Brüggen u. a. 2017), hat sie gerade auch als eigenständiger Akteur der 
Jugendbildung eine unverzichtbare Rolle.
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Medienkompetenzförderung in der 
Erwachsenenbildung 

Medien sind in der Erwachsenenbildung seit jeher von Bedeutung: in den 
Lesegesellschaften des ausgehenden 18. Jahrhunderts, als Arbeiter-Radio-
Bewegung im 19. Jahrhundert, den Offenen Kanälen und Bürgerradios, 
dem Bürgerstadtteilfernsehen und nicht zuletzt den E-Learning-Wellen 
der vergangenen Dekaden (z. B. Wittpoth 2001, Stang 2003, Pietraß 2015). 
Das ist allerdings nur die praktische Seite. Hinsichtlich der theoretischen 
und empirischen Erkundung des Konnex Medien und  Erwachsenenalter 
lässt sich in vielerlei Hinsicht Handlungsbedarf anmelden. Zurückzufüh-
ren ist dieser nicht zuletzt auf eine wissenschaftshistorisch gewachsene Zer-
splitterung des pädagogischen Diskurses (Schmidt-Hertha/Rohs 2017). Im 
Mittelpunkt der medienpädagogischen Auseinandersetzungen stehen tra-
ditionell Kinder und Jugendliche. Geraten Erwachsene hier in den Blick, 
dann vorwiegend aus der Perspektive von Medienerziehung – verbun-
den mit der Frage, inwiefern sie in ihrer Rolle als Eltern oder Pädagogin-
nen und Pädagogen den Herausforderungen der pädagogischen Begleitung 
und Kontrolle des kindlichen Medienhandelns gewachsen sind. 

Die Erwachsenenbildung wiederum hat »traditionell ein eher ambiva-
lentes Verhältnis zu Medien und Medienpädagogik« (Pietraß 2015). Zwar 
sind Medien hier punktuell immer wieder Gegenstand der Auseinander-
setzung; die empirischen Befunde ebenso wie die theoretischen und kon-
zeptionellen Überlegungen der Medienpädagogik finden dabei indes nur 
rudimentär Berücksichtigung (Stang 2003: 12). In der Konsequenz man-
gelt es an Grundlegungen, die kontinuierlich und zielgruppenadäquat über 
Bedarfslagen informieren und damit die pädagogische Medienpraxis im 
Erwachsenenalter in ihren Konzepten und Handlungsmodellen fundie-
ren. Die nachfolgenden Ausführungen sind vor diesem Hintergrund nicht 
als Überblicksdarstellung zu verstehen; vielmehr bündeln sie als Auseinan-
dersetzung mit den Spezifika und Herausforderungen der Gegenwart fach-
übergreifend Überlegungen, die einer Konzeption von Initiativen zur För-
derung von Medienkompetenz im Erwachsenenalter zugrunde zu legen 
sind. 
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Erwachsensein zwischen Entgrenzung und Diversität

Jede Auseinandersetzung mit dem Erwachsenenalter hat sich zunächst 
die Frage zu stellen, was darunter angesichts sich wandelnder kultureller 
und gesellschaftlicher Lebensbedingungen eigentlich zu verstehen ist. Die 
Bezeichnung »Erwachsener« beruht auf einer Differenzmarkierung. »Es 
handelt sich um die Differenz zwischen denjenigen, die entweder noch 
nicht erwachsen sind und diesen Lebensabschnitt antizipieren, und denje-
nigen, die sich formal oder individuell bereits in diesem Lebensabschnitt 
befinden und die Spezifik ihres Lebensabschnittes bewusst in Kontrast 
zu vorangegangenen Lebensabschnitten wahrnehmen und gegebenenfalls 
betonen« (Marotzki u. a. 2006: 94). 

Angesichts der Umbrüche und Erosionen gesellschaftlicher und sozialer 
Ordnungen ist diese Differenzmarkierung in vielerlei Hinsicht in Auf lö-
sung begriffen. In der traditionell strukturierten Welt der Moderne waren 
Altersgrenzen klar markiert. Kulturelle Leitbilder beinhalteten konkrete 
Vorstellungen darüber, welche Erscheinungsformen, Verhaltensweisen und 
soziale Rollen für welches Alter als »angemessen« und sozial akzeptiert gal-
ten. Sie bildeten einen verlässlichen Orientierungsrahmen für Subjektivie-
rungsprozesse bis in das hohe Lebensalter. »Wie werde ich alt?« – mit jener 
Frage konfrontieren uns gegenwärtig zahlreiche Publikumszeitschriften, 
Ratgeberbücher, Internetforen oder Fernsehtalkshows. Sie machen dar-
auf aufmerksam, dass sich Lebensalterszuschreibungen verändert haben 
und damit auch die Rollen des Erwachsenen mit dem stereotypen Vor-
rat an traditionellen Leitbildern kaum mehr hinreichend beschreibbar sind 
(Keupp 2011). »In dem Maße, in dem Erwachsene nicht mehr als fertiger 
Mensch, sondern als einer angesehen wird, der auch noch in der Entwick-
lung begriffen ist, in dem Maße stehen auch seine erworbenen Orientie-
rungen zur Disposition« (Marotzki u. a. 2006: 94). 

Wenn Identität zu keinem Zeitpunkt als endgültig geformt und abge-
schlossen gelten kann, dann verschwimmen nicht nur die Grenzen zwi-
schen unterschiedlichen Altersgruppen (Entgrenzung der Lebensalter); es 
werden auch Ähnlichkeiten in der Bewältigung von Lebensanforderun-
gen und der Suche nach Lebensorientierungen sichtbar (ebd.). Zu Recht 
problematisiert Stang angesichts dieser Entwicklungen die »Segmentie-
rung des medienpädagogischen Diskurses«, die jenen Anforderungen einer 
lebenslangen und Lebensalter übergreifenden Orientierung nicht mehr 
gerecht werde. So gäbe es »Expert/inn/en für Kinder oder Jugendliche, 
für Erwachsene und Senioren«, »doch eine medienpädagogische Konzep-
tionierung in Bezug auf das lebenslange Lernen« stehe noch aus (Stang 
2003: 20). Angesichts der Vielfalt sozialisationsbedingter und kultureller 
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Unterschiede (Diversität) gilt es somit den Blick auf verschiedene Lebens-
lagen zu richten und mediale Teilhabe und mithin Bildungschancen im 
Erwachsenenalter vor dem Hintergrund z. B. von Alter, Geschlecht, sexu-
eller Orientierung, sozialer Lage, ethnischer und kultureller Herkunft, 
Gesundheit/Behinderung zu denken. 

Orientierung als Zielperspektive 

Welche Herausforderungen stellen sich vor diesem Hintergrund in Hin-
blick auf die Förderung von Kompetenzen im Umgang mit Medien? Unbe-
nommen des Diskurses, der im Kontext der Medienpädagogik gerade über 
deren Leitbegriffe geführt wird (Medienkompetenz vs. Medienbildung) 
stimmen viele Positionen darin überein, dass der Begriff der  Orientierung 
zentrale Zielperspektiven medienpädagogischer Forschung und Praxis 
eint. Orientierung, so Stegmaier ist zu kennzeichnen als jene Leistung 
des Subjektes, »sich in einer Situation zurechtzufinden, um in ihr erfolgs-
versprechende Handlungsmöglichkeiten auszumachen, durch die sich die 
Situation beherrschen lässt« (Stegmaier 2008: 151). Orientierungen wer-
den in Medien bewusst oder unbewusst als Informationen, aber auch als 
Werte und Leitmotive subjektorientierten wie sozialen Handelns gesucht 
und extrahiert (Schorb/Hartung 2017: 278). 

Die individuelle Sicht auf das soziale Umfeld, die  Auseinandersetzung 
mit den eigenen Entwicklungsanforderungen, aber auch die Bewertung 
zeithistorischer Ereignisse sind entscheidend durch Medien mitkonstituiert. 
 Orientierung in hochkomplexen mediatisierten Lebenswelten setzt ein Wis-
sen über diese selbstverständlich voraus. Darunter zu  fassen ist einerseits ein 
Wissen, das dem Umgang mit den Medien als Techniken zugrunde gesetzt 
ist. Dieses Funktionswissen wird allerdings nur dann zu erschließen und in der 
pädagogischen Praxis zu vermitteln sein, wenn es sich nicht allein als durch 
die Technik determiniertes begründet, sondern nach dem Sinn der mit dem 
Wissen verbundenen Anwendungen für den Menschen fragt. Als Struktur-
wissen ermöglicht es dem Subjekt, den disparaten medialen Informationen 
eine Bedeutung zu verleihen und damit die Voraussetzungen und Bedin-
gungen des eigenen Denkens und Handeln in komplexen Medienwelten zu 
erkennen, so etwa die unterschiedlichen medialen Erscheinungsformen und 
Akteure, vor allem aber die mit ihnen verknüpften poltisch-ökonomischen 
Interessen. »Das Wissen darum, wie globale Computernetze aufgebaut sind 
und wessen Verfügung diese unterliegen, erlaubt es, Sicherheit im Umgang 
mit den Medien zu gewinnen und das Gefühl des Ausgeliefertseins rational-
analytisch angehen zu können« (Schorb 2009: 331).



169Medienkompetenzförderung in der Erwachsenenbildung   –––––  169

Durch die Fähigkeit zur Medienbewertung sind Menschen in der Lage, 
mediale Informationsbestände nicht nur zu sammeln und nach formalen 
Kriterien zu ordnen; diese ermöglicht es ihnen darüber hinaus, Informa-
tionen nach Wertungskriterien auszuwählen, zu revidieren und in neuen 
Zusammenhängen zu denken (ebd.:  332). Der Gewinn einer solchen 
Ref lexion ist die Fähigkeit zur Medienkritik, das bewusste Sich-in-ein-
Verhältnis-Setzen zu Medien und ihren Erscheinungsformen, um diese 
bewertend zu unterscheiden. In Gesellschaften, in denen global agierende 
Medienkonzerne persönliche Daten immer umfänglicher und selbstver-
ständlicher ausspähen und demokratiefeindliche Kräfte Medien für ihre 
Zwecke instrumentalisieren ist Medienkritik als Ressource lebensweltli-
cher Orientierung für ein selbstbestimmtes und kompetentes Handeln des 
Menschen unabdingbar (Niesyto 2017: 271).

Orientierung zum Medienhandeln in unterschiedlichen 
 Lebenshorizonten

Mit dem Begriff der Orientierung korreliert jener der Situation. »Die 
Situation ist das, womit Orientierung zu tun hat, und sie ›bewältigt‹ sie, 
indem sie mit ihr ›zurechtkommt‹ und damit ›weiterkommt‹« (Stegmaier 
2008: 151). Jede Situation ist standortgebunden. Sie ist abhängig von der 
Position des Einzelnen in der Welt. Die Situation des Einzelnen erfor-
dert eine Orientierung; sie beinhaltet aber auch schon eine Orientierung. 
Sie geht allem Denken und Handeln des Subjektes voraus, insofern diese 
immer schon gegenwärtig oder bereits vorgängig ist, wenn sich dieses den-
kend äußert oder handelnd bewegt (Hirsch 2009: 644). Mit Hilfe der im 
Rahmen unserer Lerngeschichte internalisierten Vorstellungen von Selbst 
und Welt machen wir uns ein ikonisches und begriff lich phänomenales 
Bild unseres Selbst in unserer natürlichen und sozialen Umgebung, das 
unser Denken und Handeln leitet. 

Nehmen wir als Beispiel die Anforderungen, die sich an die Medien-
erziehung in unterschiedlichen pädagogischen Kontexten stellen. Eltern 
sehen sich heute mehr denn je vor die Herausforderung gestellt, in einer 
doppelten Rolle von Erziehenden und Lernenden zu bestehen. Angesichts 
eines oftmals deutlichen Wissensvorsprunges ihrer Kinder fällt es ihnen oft 
schwer, deren Medienhandeln ref lektierend und unterstützend zu beglei-
ten. Dieser Umstand ist nicht nur für den innerfamiliären Medienumgang 
folgenreich, sondern für alle Bereiche der Aus- und Weiterbildung. In 
schulischen Kontexten ist das Verhältnis häufig dadurch belastet, dass Her-
anwachsende angesichts des eigenen Wissens- und Erfahrungsvorsprunges 
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die Medienpraxis des älteren Lehrpersonals als defizitär bewerten, während 
diese aus Angst vor Anerkennungs- und Autoritätsverlust die Einbindung 
neuer Medien in ihre pädagogische Arbeit scheuen (z. B. Röll 2008: 59 ff.). 
Entscheidend für die vermeintlich defizitäre Medienpraxis älterer Gene-
rationen aber sind, so zeigen die Analysen des Bildungswissenschaftlers 
Burkhardt Schäffer, nicht etwa kommunikativ-generalisierte Wissensas-
pekte, die den Zugang zu und Umgang mit neuen Medien moderieren 
und damit auch die Bereitschaft, sich entsprechendes handlungspraktisches 
Wissen anzueignen. Weitaus tragender erweisen sich konjunktive Aspekte, 
welche »die generationenspezifischen Formen des Erwerbs handlungsprak-
tischen Wissens beeinf lussen« (Schäffer 2003: 338). 

Angesichts ihrer spezifischen Mediensozialisation haben ältere Genera-
tionen mitunter grundlegend andersartige Handlungs- und damit Lern-
praxen im Umgang mit Medien ausgebildet. In der Konsequenz sind sie 
gefordert, entsprechendes Wissen »mühsam auf dem Weg kognitiv-ratio-
nal strukturierter Vergegenwärtigung« zu erarbeiten (ebd.: 322). In Projek-
ten der Medienkompetenzvermittlung werden diese erfahrungsbedingten 
Orientierungen häufig nicht hinreichend berücksichtigt; curricular-för-
mig wird stattdessen ein Medienfunktionswissen vermittelt, das als neue 
und gleichsam alleinige Kulturtechnik dargeboten wird. 

Ein anderes Beispiel: Infolge der Flüchtlings- und Zuwanderungs-
dynamik der vergangenen Jahre in Deutschland und Europa ist die Prob-
lematik der medialen Orientierung auch als Thema der Migrationspolitik 
virulent. Der Forschungstand ist hier noch lückenhaft; wir wissen jedoch, 
dass gerade Internet und Smartphone von großer Bedeutung sind, um 
einerseits mit Familie und Freunden in Kontakt zu bleiben und damit die 
emotionalen Herausforderungen einer krisenbehafteten neuen Lebenssitu-
ation zu bewältigen und um andererseits sich in der Kultur des Ankunfts-
landes orientieren und in dieser einrichten zu können. Orientierungsmög-
lichkeiten werden inzwischen auch von einigen  Medienanbietern gestaltet, 
so etwa die Website News for Refugees, die aktuelle Informationen für 
Gef lüchtete in Deutschland zur Verfügung stellt und in kurzen Erklär-
Videos über das politische System Deutschlands informiert. 

Einschränkend ist jedoch zu konstatieren, dass diese medial forcierten 
Integrationsbemühungen – mit Ausnahme der sprachlichen Übersetzungs-
leitungen – ihren Ausgangspunkt überwiegend in den Orientierungen der 
Zuwanderungskultur haben und damit von den Interessen und Perspek-
tiven der einladenden Mehrheitsgesellschaft geformt sind (Mörsch 2016: 
S. 69). Gleiches gilt für viele Projekte, die gesellschaftliche Partizipation 
über den Weg medienpädagogischer Projekte versprechen. So berichtet 
z. B. der Sprecher der Organisation Jugendliche ohne Grenzen Mohammed 
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Jouni in einem Interview, wie wenig die Erfahrungen und Perspektiven 
Gef lüchteter selbst in die Konzeption und Praxis von Projekten der kul-
turellen Bildung eingehen (Ziese 2016: 156 f.) und damit gleichsam ein (in 
gesamtgesellschaftlicher Hinsicht) konstruktives Aushandeln und Austa-
rieren der unterschiedlichen Lebensorientierungen blockiert werde.

Orientierung zum Medienhandeln in wechselnden 
 Lebenshorizonten

Orientierung ist nicht unabhängig von den besonderen Voraussetzun-
gen des Menschen, »der Individualität seiner Kräfte« und des je eigenen 
Horizontes (Stegmaier 2004: 259) denkbar. Aufschlussreich sind in diesem 
Zusammenhang die Überlegungen des Bildungswissenschaftlers Krassi-
mir Stojanow. Im Mittelpunkt seiner Ausführungen steht die Frage, wie 
unter den Bedingungen gegenwärtiger posttraditioneller Gesellschaften 
Bildungsprozesse angestoßen werden, »ohne sich dabei auf einen gemein-
samen und übergreifenden Überlieferungskomplex stützen zu können, 
der die gegenseitige Andersheit der Perspektiven der Akteure bildungs-
bezogener Interaktionen« (Stojanow 2006: 11) transzendieren kann. In 
Anschluss an anerkennungstheoretische Diskurse (insbesondere die Über-
legungen Axel Honneths) vertritt er die Auffassung, dass sich »Bildungs-
prozesse zwischen Ego und Alter-Ego und als immanente Dimension sozi-
aler Interaktionen und ihrer Dynamik ereignen« (ebd.: 13). Am Beispiel 
der interkulturellen Pädagogik zeigt er, dass diese sowohl im Kontext ins-
titutionalisierter Erziehungspraktiken als auch bei einschlägigen Theorie-
entwürfen derart strukturiert ist, dass sie zusätzliche Missachtungserfah-
rungen insofern generiert, als sie sich auf eine Semantik des »zwischen 
zwei Kulturen« fixiert (ebd.: 198). 

Nicht anders verhält es sich in vielen Projekten der intergenerativen 
Medienarbeit. Das Zwischen des Miteinanders kreist hier vornehmlich 
um eine medienbezogene Wissens- und Erfahrungsdifferenz, die durch 
eine Weitergabe von Kenntnissen wie Techniken und Fertigkeiten zu 
überwinden gesucht wird. In den Mittelpunkt solcher Lernumgebungen 
wird oftmals nicht das Gemeinsame gerückt, dass sich erst im wechsel-
seitigen Bezug aufeinander entfalten kann und damit der Bezeichnung 
intergenerationell erst Berechtigung verleiht, sondern vielmehr ein ver-
einseitigendes und asymmetrisches Lernverhältnis, in dem Lerninhalte in 
 keinem inneren Zusammenhang zur Lebenswelt der Lernsubjekte stehen. 
Schäffter (2000: 20) betont, dass eine solche »Benennungspraxis« auch als 
»Lernzumutung« empfunden werden kann, da der Lerngegenstand seine 
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Bedeutung schließlich erst vor dem Hintergrund individueller Relevanz-
strukturen und Lebenserfahrungen erhält. 

Orientierung im Dialog eigener und fremder Vernunft

Jede Orientierung hat ihre Begrenzung darin, »dass die Belange, mit denen 
man es gegenwärtig zu tun hat, irgendwo enden« (Stegmaier 2008: 151). 
Medienpädagogisch gewendet beinhaltet dieser Umstand die Frage, wie 
Orientierung angesichts eines anhaltenden gesellschaftlichen und medi-
alen Wandels möglich ist. Wenn wir mit Stegmaier davon ausgehen, dass 
Orientierung »das Sich-Zurechtfinden-Können in einer neuen, fremden 
Situation« ist, dann ist die fremde Vernunft der eigenen Orientierung und 
damit auch dem Handeln hilfreich, »gerade weil sie fremd ist« (Stegmaier 
2004: 145). Sich auf das Fremde einzulassen, eröffnet die Möglichkeit, die 
eigenen Vorstellungen kontinuierlich zur Disposition zu stellen, sich mit-
hin neu- und umorientieren zu können. In Orientierungskrisen, so Steg-
maier könne uns »fremde Vernunft helfen, neue Orientierung zu finden«; 
sie könne uns auf diese Weise »neue Handlungs- und Lebensmöglichkei-
ten« eröffnen (ebd.: 146). 

Was bedeutet dies für die Praxis? Nehmen wir die Veränderungsdyna-
miken der Gegenwart ernst, so können sich Initiativen der Erwachsenen-
bildung nicht allein auf eine punktuelle Förderung eines technisch-kom-
petenten Umganges mit einem Medienformat beschränken. Projekte der 
Medienkompetenzförderung haben nur ihren Sinn, weil diese an den Er -
fahrungen, Lebenslagen und Alltagsanforderungen und den damit ver-
knüpften Artikulations- und Verständigungsinteressen der  Akteurinnen 
und Akteure ansetzen. Dazu gehört auch, diesen selbst einen aktiven Anteil 
an der Gestaltung jener Lernkonstellationen zuzusprechen und eine prin-
zipielle Offenheit des Projektverlaufes zuzulassen. 

Geschehen kann dies etwa, wenn wie im Ansatz der Themenzentrier-
ten Medienarbeit (Schorb/Keilhauer 2010) nicht Medien, sondern individu-
elle und gesellschaftliche Problemlagen in den Mittelpunkt gerückt wer-
den. Medienkompetenz wird dabei in unmittelbarer Verknüpfung mit 
einer Themenbearbeitung eher indirekt gefördert – »vom Wissen über 
 Medienfunktionen über das kritische Ref lektieren von Medienwirkungs-
absichten bis zur Nutzung der Medien zur Partizipation und Mitgestal-
tung« (ebd.). Nicht zuletzt gilt es Gelegenheitsstrukturen zu schaffen, 
die über die Begegnung unterschiedlicher Orientierungen ein Denken 
in  Alternativen und damit eine Erweiterung von Sichtweisen auf Selbst 
und Welt anregen. Das ist nicht zuletzt relevant, weil das Erwachsenen-
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alter sowohl eine Lebensphase der Erkundung neuer Möglichkeiten und 
Lebensweisen als auch der Entstehung neuer Formen der Vergemeinschaf-
tung ist. 

Um diese Zusammenhänge weiter zu erhellen, bedarf es jedoch einer wei-
teren theoretischen und empirischen Fundierung, die medienbezogene 
Lern- und Bildungsprozesse im Erwachsenenalter vor dem Hintergrund 
pluraler Lebensformen, im Kontext unterschiedlicher Milieus und Lebens-
lagen systematisch in den Blick nimmt und in transdisziplinären Ref lexio-
nen die Kenntnisse der Erziehungswissenschaft mit jenen der Medienpäd-
agogik verschränkt. Eine solche Perspektive setzt eine grundständige und 
umfassende Verankerung der Medienpädagogik im allgemeinen Bildungs-
system notwendig voraus.
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Professionalisierung der 
Medienkompetenzförderung in der 
politischen Bildung

Dass die Kompetenz der medienpädagogisch handelnden Fachkräfte ver-
stärkt in den Mittelpunkt gerückt werden muss, wenn es um die Frage 
geht, wie zukünftig politische Bildungspraxis die großen Herausforde-
rungen digitaler Medien bewältigen kann, wird erst allmählich deutlich. 
Zwar hat es in den letzten Jahren nicht an Veröffentlichungen, welche das 
grundsätzliche Innovations- und Dringlichkeitspotenzial des Internets für 
die politische Bildung herausstellen und begründen, gemangelt (Gapski 
2015, Hauk 2016, Kaspar u. a. 2017, Gräßer/Hagedorn 2012, Pöttinger 
u. a. 2016). Allerdings werden darin Fragen medienpädagogischer Kompe-
tenz kaum behandelt. Immer mehr formulieren stattdessen die Berufsprakti-
ker in der politischen Bildung, dass sie einen Bedarf an Aus- und Weiterbil-
dung im Bereich von digitalen Medien und Medienpädagogik haben – und 
diesen gelte es dringend zu decken. Freilich bleibt dabei noch teilweise dif-
fus, welche Art von Kompetenzen an welche Adressaten von Fachkräften 
vermittelt werden sollen, damit medienpädagogisch gegenwartsangemes-
sen in der politischen Bildungspraxis gehandelt werden kann. 

Die Transferstelle politische Bildung (2015: 21) weist auf die Schwierig-
keit hin, dass viele politische Bildnerinnen und Bildner dem Medienthema 
distanziert gegenübertreten: »Kaum ein anderes Thema verlangt so viel 
(fachfremdes) Wissen und Kompetenzen zusätzlich zur eigentlichen fachli-
chen Aus- und Weiterbildung. Fachgespräche und Best-Practice-Beispiele 
sind häufig faszinierend, aber es ist fraglich, ob sie die Kompetenzlücken 
schließen können oder ob sie nicht vielmehr zum ›digital gap‹ in der poli-
tischen Bildung beitragen«. Deshalb sei es z. B. zu überlegen, wie in medi-
enpädagogischen Weiterbildungsmaßnahmen auch diejenigen Fachkräfte, 
die eine geringe Affinität zu den digitalen Medien haben, erreicht wer-
den könnten. Andererseits arbeiten in der politischen Bildung Fachkräfte, 
die eine hohe Affinität zu Medien und Medienpädagogik haben, sogar ein 
medienspezifisches Studium absolviert haben und somit für medienpäda-
gogische Aufgaben eigens ausgebildet sind. 
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Die vermehrte Nachfrage nach sowie die zunehmende Spezialisierung 
von medienpädagogischen Kompetenzen und Aufgabenbereichen in der 
politischen Bildung deuten auf eine in den letzten Jahren zu beobachtende 
Entwicklung hin, die als medienpädagogische Verberuf lichung und Pro-
fessionalisierung bezeichnet werden kann (Hugger 2001, 2008, Fromme/
Biermann 2016). Zu den Folgen dieser Entwicklung gehört auch die Ent-
stehung eines eigenen Arbeitsmarktes für Medienkompetenzförderung, 
auf den mittlerweile Fachkräfte und Organisationen im Bereich der poli-
tischen Bildung zugreifen (Hugger 2013).

Vor dem Hintergrund dieser Ausgangslage werden im Folgenden drei 
Fragen erörtert: Zunächst wird skizziert, wie sich die professionellen 
Anforderungen an medienpädagogisch Handelnde verändert haben und 
welche Auswirkungen dies auf die Handlungsweisen in der politischen 
Bildungspraxis hat. Anschließend geht es um die Kernkompetenzen, über 
die medienpädagogisch Handelnde verfügen müssen. Schließlich ist zu fra-
gen, welche Schlussfolgerungen sich für die Professionalisierung der Medi-
enkompetenzförderung in der politischen Bildungspraxis ziehen lassen.

Die professionellen Anforderungen an medienpädagogisch 
Handelnde haben sich verändert

Medienpädagogisches Handeln weist, z. B. im Vergleich zum pädagogi-
schen Handeln von Lehrkräften in der Schule oder Fachkräften in der 
Sozialen Arbeit, zwei Besonderheiten auf (Hugger 2001: 44 f.), die sich auf 
alle medienpädagogischen Handlungsfelder auswirken:
1. Der medial mitkonstituierte Charakter: Medienpädagogik und medien-

pädagogisches Handeln sind essenziell mit Entwicklung und Wandel 
der Medien verbunden. Dies bedeutet einerseits, dass sich die Anfor-
derungen an die beruf lichen Wissensbestände permanent verändern, 
und andererseits, dass sich auch die pädagogischen Aneignungs- und 
Vermittlungsprozesse zwischen medienpädagogischem Angebot (im 
Bereich von Medienkompetenz, Medienbildung und Mediendidaktik) 
und medienpädagogischen Adressaten (z. B. Kinder und Jugendliche) 
in einem stetigen Wandlungsprozess befinden. Mit diesem haben zwar 
zwangsläufig alle (pädagogischen) Berufe zu tun. Allerdings ist damit 
das medienpädagogische Handeln besonders betraut. 

2. Die Querstruktur des beruf lichen medienpädagogischen Handelns: Eine Beson-
derheit der Struktur beruf lichen medienpädagogischen Handelns liegt 
darin, dass dieses meist in Relation zu jeweils anderen pädagogischen 
(und nichtpädagogischen) Tätigkeitsanteilen steht und deshalb in nahezu 
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allen pädagogischen Berufsfeldern anzutreffen ist: von der politischen 
Bildung, der Familienbildung, über die schulische und beruf liche Aus-
bildung, die Erwachsenen- und Weiterbildung bis hin zur Online-Bera-
tung und -Unterstützung von Jugendlichen in der Kinder- und Jugend-
hilfe. Deshalb muss medienpädagogisches Handeln in Konstellationen 
der Vernetzung, der Überschneidung und der Gemeinsamkeit mit wei-
teren pädagogischen Handlungsfeldern verstanden werden. Dies bedeu-
tet für medienpädagogisch Handelnde in der politischen Bildung: das 
professionelle Anforderungsprofil der Medienpädagogik – gegenwärtig 
mit Schwerpunkt Medienkompetenz und Medienbildung (vgl. weiter 
unten) – muss in Passung mit den Aufgabenfeldern politischer Bildungs-
praxis gebracht werden. Dass dabei auch Passungsprobleme entstehen 
können, z. B. aufgrund von nicht ausreichend vorhandenen medien-
pädagogischen Kompetenzen, wurde bereits einleitend skizziert.

Die professionellen Anforderungsprofile in der Medienpädagogik – d. h. spezi-
elle beruf liche Handlungsanforderungen, die üblicherweise an die Fach-
kräfte gestellt werden – haben sich verändert. Da sich die unterschiedli-
chen Profile auch auf die medienpädagogischen Handlungsweisen im Feld 
der politischen Bildung auswirken, werden diese im Folgenden detaillier-
ter vorgestellt. Dafür werden vier Profile unterschieden, die in der Pra-
xis auch als Mischformen auftauchen können. Obwohl sie zu bestimm-
ten historischen Zeitpunkten besonders deutlich werden, sind sie dennoch 
als ahistorisch zu verstehen. So werden in der gegenwärtigen Debatte über 
informationelle Selbstbestimmung, Datafizierung und Big Data zum Teil 
auch kapitalismuskritische Argumentationen eines gesellschaftskritisch-
wissenschaftsorientierten Profils medienpädagogischen Handelns deutlich, 
so wie es z. B. Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre in Bildung 
und Erziehung umzusetzen versucht wurde. Insofern ist die Systematisie-
rung in einem analytischen Sinne gemeint:
1. Beschützend-wertevermittelndes Anforderungsprofil: Zu Beginn des 20. Jahr-

hunderts und besonders in den 1950er und 1960er Jahren bestand die 
professionelle Anforderung nahezu ausschließlich im Zurückdrängen 
und Verbot von Medien (z. B. dem Kinofilm). Im Mittelpunkt stand 
eine bewahrende und kontrollorientierte Haltung. Ein solches medien-
pädagogisches Handeln versteht sich als Schutz der Kinder und Jugend-
lichen vor der medialen Gefahr einer geistigen Überforderung und 
Reizüberf lutung. 

2. Gesellschaftskritisch-wissenschaftszentriertes Anforderungsprofil: Leitend für 
dieses Profil, das zur Zeit der Schüler- und Studentenrevolte der Jahre 
1967/1968 aufkam – konzeptionell beeinf lusst durch die Kritische The-
orie der Frankfurter Schule – war die Annahme, dass Massenmedien 
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(z. B. der Springer Verlag mit der Bild-Zeitung) lediglich Manipulations-
instrumente im Dienste des herrschenden Kapitalismus und die Rezi-
pienten grundsätzlich ihre manipulierbaren Opfer darstellen. Medien-
pädagogisches Handeln in diesem Profil, das sich als in erster Linie 
medienkritisch versteht, hat die Emanzipation des Subjektes zum Ziel.

3. Bildungstechnologisch-optimierendes Anforderungsprofil: Dieses Profil konnte 
sich zuerst in den 1960er Jahren im Zuge des »Lehrermangels« voll ent-
falten. Durch den Versuch, Unterrichtsmedien möglichst optimal ein-
zusetzen, sollte Lehrpersonal entlastet oder sogar ersetzt werden. Medi-
enpädagogisches Handeln basiert in diesem Verständnis nahezu alleine 
auf dem effizienten Einsatz von Medien in Bildungsprozessen. Die 
Bedingungen des Einsatzes werden besonders stark durch ökonomische 
und bildungspolitische Notwendigkeiten beeinf lusst. Die Popularität 
dieses Anforderungsprofils zeigte sich auch Mitte der 1990er Jahre, als 
der Schule ein Weg ins »digitale Abseits« prognostiziert wurde, falls sie 
nicht mit internetfähigen Computern (Stichwort »Schulen ans Netz«) 
ausgestattet werde.

4. Medienkompetenzorientiertes Anforderungsprofil: Zu Beginn des 21.  Jahr-
hunderts werden medienpädagogisch Handelnde vor allem als Exper-
ten in der komplexen Förderung von Medienkompetenz und Medienbildung 
angesehen. Dazu gehört auch, dass sie die organisatorischen, finanziel-
len und (medien)politischen Rahmenbedingungen für die Entwicklung 
von Medienkompetenz und Medienbildung sowie mediengestützten 
didaktischen Lehr-Lernarrangements initiieren und gestalten. Professi-
onelles medienpädagogisches Handeln in diesem Profil betrachtet Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene als Subjekte, die in ihren immer mehr 
durch Mediatisierung gekennzeichneten Lebenswelten in der Lage sein 
sollen, Medien selbst organisiert, ref lektiert und kreativ zu nutzen sowie 
ihre symbolische Umwelt eigenständig zu strukturieren und mit Sinn zu 
versehen. Weil es aber nicht allen Menschen in gleichem Maße gelingt, 
Medienkompetenz zu entwickeln, bleibt eine Unterstützung und För-
derung mit Hilfe medienpädagogischer Programme notwendig.

In welcher Weise nun wirken sich die Profile auf die medienpädagogi-
schen Handlungsweisen im Feld der politischen Bildung aus? So lag es aus 
der Perspektive medienpädagogisch Tätiger nahe, z. B. zur Zeit der Schü-
ler- und Studentenrevolte Ende der 1960er Jahre eine dezidiert politisch 
verstandene gesellschaftskritische Medienkritik in Bildung und Unter-
richt umzusetzen, um die (medialen) Unterdrückungsmechanismen des 
kapitalistischen Staates zu analysieren und kritisch anzugreifen. Solche 
Handlungsperspektiven finden heute kaum noch Resonanz und scheinen 
vergessen zu sein. Unter dem gegenwärtig dominierenden medienkom-
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petenzorientierten Anforderungsprofil stehen subjektbezogene medien-
pädagogische Handlungsweisen in der politischen Bildung im Vorder-
grund: Medien werden als Politikvermittler betrachtet, zudem bieten sie 
uns Wirklichkeitskonstruktionen an, bestimmen also das Bild von Wirk-
lichkeit, so wie wir sie wahrnehmen, wesentlich mit. Medienpädagogisch 
Handelnde versuchen Menschen in die Lage zu versetzen, diese Wirklich-
keitskonstruktionen – seien es Nachrichten, Computerspiele, Werbebot-
schaften oder Musikvideos – zu entziffern und zu interpretieren. Zudem 
wird Medienkompetenz »als Teil einer spezifisch politischen Handlungs-
kompetenz, als Basisqualif ikation demokratischer Bürgerkompetenz« 
( Sarcinelli 2000) begriffen. Menschen sollen also insgesamt Medien in 
Dienst nehmen können, indem sie in der Lage sind, nicht nur Medien-
wirklichkeit zu entschlüsseln, sondern auch die Vielfalt medial vermittelter 
politischer Information zu vergleichen, kritisch zu beurteilen und politi-
sche Informationen medial selbst herzustellen, z. B. in Social Media, Bür-
gerradio oder Offenen TV-Kanälen.

Medienkompetenz und medienpädagogische Kompetenz sind 
die Kernkompetenzen der medienpädagogisch Handelnden

Medienkompetenzförderung ist in den letzten Jahren zu einem zentra-
len Bereich des medienpädagogischen Berufsfeldes herangewachsen, wie 
sich z. B. an den zahlreichen Medienkompetenzprojekten mit Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen auch im Bereich der politischen Bildung 
ablesen lässt (z. B. Pöttinger u. a. 2016). Die Themen der Projekte reichen 
von der Partizipation im und mit dem Social Web über Cybermobbing bis 
hin zu Rechtextremismus im Internet. Drei Bildungsorte und Prozesse 
der Medienkompetenzförderung im Bereich der politischen Bildung las-
sen sich unterscheiden: 
•	 formale Bildungsorte und die medienkompetenzorientierte Planung 

sowie Gestaltung von institutionalisierten Lern- und Bildungssettings 
(insbesondere in Schule, Ausbildung, Hochschule), 

•	 non-formale Bildungsorte und die medienkompetenzorientierte Pla-
nung sowie Gestaltung von organisierten Bildungsangeboten und -akti-
vitäten, die auf Freiwilligkeit der Teilnahme basieren (insbesondere in 
Kindertagesbetreuung, Jugendarbeit, Ganztagsschulen, Betrieben), 

•	 informelle Bildungsorte und die Begleitung von Selbstbildungs- und 
Selbstlernprozessen mit Medien, die nicht institutionell organisiert sind, 
also jenseits formaler Bildungsinstitutionen und Lernveranstaltungen 
angesiedelt sind (z. B. in Familie, Peers).
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In der medienpädagogischen Forschung herrscht Einigkeit darüber, dass 
medienpädagogisch Handelnde in pädagogischen Berufsfeldern über sowohl 
a) Medienkompetenz als auch b) medienpädagogische Kompetenz verfügen soll-
ten, um ihre beruf lichen Aufgaben erfolgreich zu erfüllen.  Tulodziecki 
argumentiert in einem Diskussionsvorschlag, dass die Handelnden auf der 
Grundlage eigener Medienkompetenz medienpädagogisch kompetent in 
vier Feldern sein sollten: 
1. »Bedeutung von Mediatisierung und Digitalisierung für Kinder und Jugend-

liche und Berücksichtigung beim medienpädagogischen Handeln: Dabei geht 
es darum, den Stellenwert von Mediatisierung und Digitalisierung für 
Entwicklung und Sozialisation, für Erziehung und Bildung in sensibler 
Weise zu erfassen und bei der Planung, Durchführung und Evaluation 
von medienpädagogischen Aktivitäten angemessen zu berücksichtigen. 

2. Lehren und Lernen mit Medien bzw. in digitalen Umgebungen: Hier besteht 
die Aufgabe darin, vorhandene Medienangebote und Lernumgebungen 
im Aspekt von Lernen und Lehren vor dem Hintergrund theoretischer 
Ansätze und empirischer Forschung zu analysieren und zu bewerten, 
eigene Medienbeiträge oder mediale Umgebungen für Lehr- und Lern-
prozesse zu entwickeln sowie Lehr-Lern-Einheiten und Projekte mit 
Medienverwendung vorzubereiten, durchzuführen und zu evaluieren. 

3. Wahrnehmung von Erziehungs- und Bildungsaufgaben, die aus Mediatisierung 
und Digitalisierung erwachsen: In diesem Zusammenhang sollen vorhan-
dene Beispiele zur Medienerziehung und Medienbildung vor dem Hin-
tergrund theoretischer Ansätze und empirischer Forschung analysiert 
und bewertet sowie eigene Unterrichtseinheiten oder Projekte und wei-
tere medienpädagogische Aktivitäten (einschließlich der Beratung von 
Aufwachsenden und Eltern) geplant, durchgeführt und evaluiert wer-
den. 

4. Verbesserung institutioneller Rahmenbedingungen für medienpädagogisches Han-
deln: »Dabei steht die Erfassung, Gestaltung und Weiterentwicklung 
personaler, curricularer, ausstattungsbezogener, organisatorischer und 
weitere institutioneller Bedingungen für medienpädagogische Arbeiten 
in Bildungsinstitutionen, z. B. in der Schule, im Sinne der Institutions-
entwicklung im Mittelpunkt« (Tulodziecki 2017). 

Die Kompetenzfelder sind zwar eher allgemein und berufsfeldübergrei-
fend formuliert. Sie können aber deshalb problemlos für den politischen 
Bildungsbereich konkretisiert werden: So ginge es im ersten Kompetenz-
feld z. B. um die Frage, wie sich Jugendliche gegenwärtig etwa auf You-
Tube Informationen zu gesellschaftlich relevanten Themen aneignen und 
im Freundeskreis bewerten. Auf dieser Basis wäre pädagogisch zu überle-
gen, wie Social-Media-Plattformen in neue Wege zur Vermittlung poli-
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tischer Bildung einbezogen werden können. Ein Beispiel für das zweite 
Kompetenzfeld ist der Versuch, das Computerspiel Minecraft für die politi-
sche Bildung fruchtbar zu machen (Thiel 2016), indem etwa Jugendliche 
eine lebenswerte Stadt nach ihren Vorstellungen im Spiel nachbauen und 
darüber mit Stadtplanern ins Gespräch kommen. Andere Beispiele ließen 
sich ohne Weiteres ergänzen.

Tulodzieckis Vorschlag berücksichtigt auch eine Einsicht der neueren 
erziehungswissenschaftlichen Berufs- und Professionsforschung, die als 
Entgrenzung pädagogischer Berufsarbeit (Grunert/Krüger 2004) diskutiert 
wird. Dies bedeutet: Auch medienpädagogische Berufsarbeit kommt heute 
nicht ohne eine neue Mixtur pädagogischer und nichtpädagogischer Anteile im 
beruf lichen Handeln aus, d. h. medienpädagogische Arbeitsfelder beinhal-
ten zwar vielfach klassische pädagogische Tätigkeiten mit direktem Klien-
tenbezug (unterrichten, lehren, erziehen; vor allem Kompetenzfelder 1 bis 
3), teils aber stärker oder sogar überwiegend Tätigkeiten mit Beratungs-, 
Planungs-, Verwaltungs- und Mediengestaltungsanteil (Kompetenzfeld 4). 

Deutlich wird dies im Projekt Youthpart #lokal – Kommunale Jugendbetei-
ligung, eine Initiative der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung gemein-
sam mit IJAB – Fachstelle für Internationale Jugendarbeit der Bundesrepu-
blik Deutschland e.V. und gefördert vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend. Erprobt wurden zusammen mit fünf aus-
gewählten Kommunen und einem Landkreis neue netzbasierte Verfahren, 
um Jugendliche an kommunalen Entscheidungen zu beteiligen. Die Kom-
munen wurden bei der Entwicklung von Steuerungs- und Kooperations-
strukturen für die kommunale Beteiligung Jugendlicher begleitet. Dabei 
kamen auch speziell entwickelte Onlinetools (insbesondere der Partizipati-
onsserver https://ypart.eu/) zum Einsatz, mit denen Jugendliche selbst Ini-
tiativen entwickeln und bewerten können. 

Eine der Kommunen, die sich beteiligten, war die Kleinstadt Saalfeld 
in Thüringen. Programmleiterin Nina Cvetek und die Programmmitar-
beiterinnen Katharina Thanner und Viola Schlichting von der Deutschen 
Kinder- und Jugendstiftung berichten über den Ablauf: »Informationen 
zu den Flächen und Immobilien bekommen die Jugendlichen über eine 
Kartenfunktion, Fotos und Kurzbeschreibungen. Diese Hintergrundin-
formationen wurden in Kooperation zwischen Bau- und Grünf lächenamt 
sowie dem für den Gesamtprozess zuständigen Jugendamt online gestellt. 
Der Saalfelder Auftritt auf ypart.eu wird von den MitarbeiterInnen des 
Jugendamts zusammen mit pädagogischen Fachkräften aus Jugendhilfeein-
richtungen moderiert. Die Pädagogen geben Feedback und gewährleisten 
den Rückf luss der Anregungen der Jugendlichen in die kommunalen Gre-
mien. Die online gesammelten Vorschläge der Jugendlichen werden dann 
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auf Entscheiderebene diskutiert, also in der Verwaltung und politischen 
Gremien der Kommune, die zudem über die Umsetzung entscheiden. In 
Saalfeld moderieren darüber hinaus Jugendliche selbst auf der Plattform, 
sitzen mit in Steuerungsgruppen und gestalten den Beteiligungsprozess so 
auch kontinuierlich mit« (Cvetek u. a. 2014: 31 ff.). 

Eine zentrale Erkenntnis des Projektes ist aber auch diese: Nur weil 
das Internet heute zum Alltag der Jugendlichen gehört, heißt das nicht 
automatisch, dass alleine die Bereitstellung digitaler Tools ausreicht, um 
Jugendliche mehr als bisher an kommunalen Prozessen zu beteiligen. Auf 
eine unbekannte Internet-Plattform gehen zu müssen, kann gerade für 
beteiligungsunerfahrene Jugendliche eine große Hürde darstellen (ebd.). 
Für die medienpädagogische Kompetenz bedeutet dies, auch die Grenzen 
des pädagogischen Einsatzes von Medien einschätzen und entsprechend 
unterschiedliche Methoden der Online- und Off line-Beteiligung mitei-
nander verbinden zu können. In Tulodzieckis Vorschlag wäre diese Kom-
petenz dem dritten Feld zuzuordnen.

Professionalisierung der Medienkompetenzförderung in der 
politischen Bildung – Schlussfolgerungen

Abschließend sollen die vorangegangenen Überlegungen noch einmal 
thesenartig zusammengefasst und dargelegt werden, was sie für die politi-
sche Bildung bedeuten: 
1. Die zunehmend deutlicher werdende Forderung der Berufspraktiker in 

der politischen Bildung nach Weiterbildung zu medienbezogenen und 
medienpädagogischen Themen einerseits und die zunehmende Spezia-
lisierung von medienpädagogischen Aufgabenfeldern andererseits sind 
Symptome dafür, dass der fortschreitende Prozess von medienpädago-
gischer Verberuf lichung und Professionalisierung auch in der politi-
schen Bildung spürbar ist. Ein weiteres Zeichen für diesen Prozess ist, 
dass es eine gestiegene Anzahl von spezialisierten medienpädagogischen 
Stellenprofilen in der politischen Bildungspraxis gibt, insbesondere im 
Bereich von politischen Medienbildungsprojekten, die von medienpäd-
agogisch ausgebildeten Fachkräften besetzt werden. 

2. Medienpädagogisches Handeln in der politischen Bildung folgt heute 
vor allem einem medienkompetenzorientierten professionellen Anfor-
derungsprofil, wofür die Vielzahl an Projekten zur Medienkompetenz-
förderung und Medienbildung in den letzten Jahren ein Beleg ist.

3. Die Kernkompetenzen medienpädagogisch Handelnder in der politi-
schen Bildung sind Medienkompetenz und medienpädagogische Kom-
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petenz. Insbesondere im Rahmen medienpädagogischer Kompetenz gilt 
es für die Fachkräfte, Wissen und Können in Medienpädagogik und 
politischer Bildung miteinander fruchtbar zu vernetzen. Dabei kommt 
medienpädagogische Berufsarbeit heute nicht mehr ohne eine neue Mix-
tur pädagogischer und nichtpädagogischer Anteile im beruf lichen Handeln aus.

Es reicht somit nicht aus, medienpädagogische Kompetenz in der politi-
schen Bildung einmalig durch Weiterbildungsmaßnahmen zu vermitteln. 
Dies ist zwar eine wichtige und notwendige Facette. Medienpädagogi-
sche Professionalisierung politischer Bildung gelingt aber langfristig nur, 
wenn einerseits bereits in der Ausbildung von pädagogischen Berufen, die 
auf politische Bildungspraxis zielen, medienpädagogische Kernkompeten-
zen vermittelt, andererseits Stellen für Medienkompetenzförderung und 
Medienbildung in der politischen Bildung zunehmend mit eigens ausge-
bildeten medienpädagogischen Fachkräften besetzt werden. 
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Medienkompetenz als Herausforderung für 
die politische Bildung

Medienkompetenz als klassisches Ziel politischer Bildung

Die Vermittlung medienbezogener Kompetenzen war bereits vor Anbruch 
des Digitalzeitalters Anfang des 21. Jahrhunderts (zu dieser Datierung vgl. 
Hilbert/López 2011) eine wichtige Aufgabe politischer Bildung und ein 
Anliegen der Politikdidaktik. Medienkompetenz ist ein klassisches Ziel 
politischer Bildung in der Mediendemokratie und beinhaltet dabei ins-
besondere folgende, den raschen Wandel an verfügbaren bzw. genutzten 
Medien grundsätzlich überdauernde Aspekte: 
•	 ein Verständnis für die Rolle der (Massen-)Medien als »Vierte Gewalt« 

einer modernen Demokratie (z. B. Sarcinelli 2009), also das Wissen um 
die Relevanz von Medien als intermediäres System – als Transmissions-
riemen politischer Willensbildung zwischen Regierung/Parlament und 
Bevölkerung, als Informationsbasis für die persönliche Meinungs- und 
Raum der öffentlichen Willensbildung –, das eine wertvolle politische 
Kontrollfunktion erfüllt und zu Transparenz und Legitimität von Poli-
tik beitragen kann.

•	 die Fähigkeit zur kritischen Analyse des Verhältnisses von Politik und 
Medien in der Mediendemokratie (Meyer 2010: 199 ff., Sarcinelli 1993), 
basierend auf Kenntnis und Ref lexion der »Logik des Politischen« 
(Meyer 2010: 80 ff.) sowie der Selektions- und Darstellungslogik des 
Mediensystems, Verständnis der Funktionsweisen des »Politainments« 
(Dörner 2001) sowie Sensibilität für die Gefahren einer »Kolonisierung 
der Politik« durch die Medien (»Mediokratie«, Meyer 2001). 

•	 die Fähigkeit, Medien für die Informationsgewinnung und politische 
Meinungsbildung einzusetzen; dazu gehören zum einen instrumen-
telle Fähigkeiten der Recherche, zum anderen die Fähigkeit der (insbe-
sondere auch quellen)kritischen Ref lexion angebotener Informationen 
und Bewertungen. Erforderlich hierfür sind unter anderem Kenntnisse 
über die Bedeutung von Nachrichtenfaktoren (z. B. Betroffenheit, Per-
sonalisierung oder Schaden) für die Bildung des »Nachrichtenwertes« 
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(Schulz 1976, Kepplinger 1998) sowie über die politische Orientierung 
und Interessen spezifischer Medien. 

•	 die Fähigkeit, Medien aktiv zur politischen Partizipation, zur eigenen 
Mitwirkung an der öffentlichen politischen Willensbildung zu nutzen; 
auch diese Teilkompetenz hat grundsätzlich eine instrumentell-techni-
sche und eine kritisch-ref lexive Seite.

•	 die Fähigkeit, die Regulierung des Mediensystems sowie die  Interaktion 
von Politik und Medien politisch zu beeinf lussen; diese setzt die zuvor 
genannten Teilkompetenzen voraus, geht jedoch über sie hinaus und 
bedarf umfassenderer politischer Kenntnisse, Urteils- und Handlungs-
fähigkeiten.

In diesem Sinne ist Medienkompetenz ein traditionelles Ziel politischer 
Bildung. Um sie zu vermitteln, werden Medien einerseits zum Gegenstand 
politischer Bildung, andererseits sind sie ein Element der Gestaltung poli-
tischer Bildung als Unterrichtsmedium (zu diesem »Doppelcharakter« von 
Medien z. B. Massing 2001: 40, vgl. auch Tulodziecki u. a. 2010). 

Klassische didaktische Zugänge zur Vermittlung einer  politikbezogenen 
Medienkompetenz sind die Auseinandersetzung mit kommunikations- 
und politikwissenschaftlichen Theorien zum Verhältnis von Politik und 
Medien sowie den verschiedenen, sich zunehmend überlagernden Logi-
ken des Medien- und Politiksystems, ein Vergleich der tagesaktuellen 
Berichterstattung in verschiedenen Medien (z. B. zwischen konkurrieren-
den Tageszeitungen, zwischen Presse und TV), das Verfassen von Pres-
semitteilungen und Leserbriefen, die Herstellung eigener (Schüler-)Zei-
tungen oder medienwirksam die Politik bzw. das Schulleben betreffende 
Aktionen. Hinsichtlich der Regulierung des Mediensystems bieten sich 
herkömmlich z. B. die Themen Kartellbildung, Zugang von Medien zur 
Politik oder Grenzen der Pressefreiheit mit Blick auf Persönlichkeitsrechte 
bei Karikaturen für die politikdidaktische Aufbereitung an.

Politikbezogene Medienkompetenz im digitalen Zeitalter

Die oben genannten Aspekte der Medienkompetenz als Ziel politischer 
Bildung haben auch im digital age grundsätzlich Gültigkeit. Weiterhin gilt 
es, Medien zur eigenen Informationsgewinnung und politischen Urteils-
bildung rezeptiv nutzen und eigene politikbezogene Medienbeiträge aktiv 
gestalten und verbreiten zu können. Dabei geht es weiterhin nicht nur 
um Erwerb bzw. Vermittlung technischer Kenntnisse und Fertigkeiten, 
sondern auch der Fähigkeit, Bedingungen der Informationsselektion und 
-darstellung zu durchschauen und zu beurteilen (vgl. z. B. Herzig/Mar-
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tin, Manzel und Hauk in diesem Band; vgl. auch Sander 2017). Mit der 
Entwicklung neuer Informations- und Kommunikationstechno logien hat 
sich allerdings die Gestalt der Mediendemokratie, der Gesellschaft und 
Öffentlichkeit, damit auch die Art der zu vermittelnden Medienkompe-
tenzen und auch die Bandbreite verfügbarer Unterrichtsmedien verändert. 
Wie in Teil I des vorliegenden Bandes anschaulich beschrieben, hat das 
Internet nicht nur zu einer enormen Steigerung der Zugänglichkeit von 
Informationen geführt, sondern zugleich auch eine stetig wachsende Flut 
an ungeordneter Information mit sich gebracht. Dies erfordert neue bzw. 
angepasste Recherche-, Selektions-, Einordnungs- und Verifikationsfä-
higkeiten der Bürgerinnen und Bürger. Die klassischen Medien  verlieren 
ihre Funktion als Gatekeeper (siehe Jarren/Klinger und Kneuer in die-
sem Band), was auf Seiten der Bürgerinnen und Bürger ein neues Maß an 
Orientierungsfähig keit verlangt.

Diese setzt Wissen um die Rahmenbedingungen der Informationsbe-
reitstellung daraus, dazu zählen heute im digitalen Raum Kenntnisse über 
die Existenz und Funktionsweisen von Algorithmen (siehe Schaar in die-
sem Band), ein Bewusstsein des Problems von Filterblasen und Echokam-
mern (siehe Busch und Jarren/Klinger in diesem Band), die unter ande-
rem durch die automatisierte zielgruppenspezifische Bereitstellung von 
Informationen in sozialen Medien gefördert werden (auch in Wahlkämp-
fen, siehe Jungherr in diesem Band), Sensibilität für die Verbreitung von 
Fake News, Wissen um die Existenz und Funktionsweise von Social Bots 
(programmgesteuerte, menschliche Kommunikation imitierende Profile 
in sozialen Medien) sowie um die spannungsreiche Rolle von Whistle-
blower-Plattformen – ihrem wertvollen Beitrag zur »vernetzten Vierten 
Gewalt« wie auch die Gefahr ihrer politischen Instrumenta lisierung (siehe 
Hintz in diesem Band).

Für die Einordnung und kritische Bewertung von netzbasierten Infor-
mationen bedarf es weiterhin, und vielleicht mehr denn je, auch eines poli-
tischen Grund- und Orientierungswissens: Es reicht nicht aus, Online-
Suchmaschinen bedienen zu können – um neue Informationen einordnen, 
Fake News als solche identifizieren und die eigenen Kenntnisse sinnvoll 
erweitern zu können, ist auch ein strukturiertes politisches Vorwissen 
erforderlich (vgl. Weinert 1999: 28, Weinert 2000: 9).

Durch die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien haben 
sich nicht nur die Angebote, sich politisch zu informieren, verändert, sondern 
auch die Möglichkeiten, selbst politisch aktiv zu werden und an der politischen 
Willensbildung und Entscheidungsfindung teilzuhaben: Für die netzbasierte 
Teilhabe sind spezielle instrumentelle Fähigkeiten vonnöten, um mit Reich-
weite aktiv zu werden (siehe Hoffmann in diesem Band), etwa für das Erstel-
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len sichtbarer, gut auffindbarer Posts und Blogs oder die Gründung und Pf lege 
sozialer Internet-Gruppen. Zentral ist aber ebenso die kritische Ref lexion der 
Bedingungen einer netzbasierten Partizipation, die in manchen Fällen auch 
ein Nicht-Handeln (z. B. Verzicht auf das Klicken des Like-Buttons bzw. das 
Weiterleiten bei  ungeprüfter Skandalnachricht) nahelegen kann. Berücksich-
tigt werden müssen dabei Probleme des Datenschutzes und Herausforderun-
gen für die Datensouveränität (siehe Schaar in diesem Band; vgl. auch Gap-
ski 2015) sowie Gefahren einer zunehmenden Überwachung der Bürgerinnen 
und Bürger, aber auch die Herausforderungen von Cyber-Mobbing und Hate 
Speech, die Nutzerinnen und Nutzer davon abhalten können, sich im Netz 
politisch einzumischen (siehe Hoffmann in diesem Band). 

Um die Potenziale des Internets für eine stärker partizipatorische Demo-
kratie zu nutzen, sind zudem kommunikative Kompetenzen unerlässlich 
– Studien zur mangelnden deliberativen Qualität von Online-Diskursen 
unterstreichen dies (siehe Kersting in diesem Band). Es gilt, auch im Netz 
eine demokratieadäquate politische Kultur zu entwickeln. Schließlich ist 
für politisches Handeln im sich wandelnden Mediensystem auch Wissen 
um institutionalisierte Beteiligungsmöglichkeiten der e-democracy (siehe 
Kneuer in diesem Band), wie Online-Petitionen oder netzbasierte Bür-
gerberatungsforen, erforderlich.

Angesichts eines in der aktuellen Medienumbruchphase, die von einer 
rasanten Differenzierung und Neuinstitutionalisierung von Medien ge -
prägt ist, weitgehend unregulierten Mediensystems (siehe Jarren/ Klinger 
in diesem Band), hat der bei den eingangs dargestellten Elementen einer 
politikbezogenen Medienkompetenz zuletzt genannte Aspekt – die Fähig-
keit zur Beeinf lussung der Rahmenbedingungen und Regulierung des 
Mediensystems, also eine grundsätzliche Politikkompetenz bezüglich 
Mediennutzung und -regulierung als Policy-Feld, kurz eine medienpo-
litische Kompetenz – heute eine besondere Relevanz. So gilt es, durch 
politische Regeln eine »algorithmische Diskriminierung« (siehe Schaar in 
diesem Band) zu verhindern, sich für den sinnvollen Ausbau der Struktu-
ren einer blended participation (siehe Kersting und Kneuer in diesem Band) 
einzusetzen, sich mit der Regulierung eines zunehmend digitalen Wahl-
kampfes, beispielsweise einem Verbot des höchst problematischen Wahl-
werbemittels der dark posts (siehe Busch in diesem Band), auseinanderzu-
setzen oder angesichts kurzlebiger Datenträger das kulturelle Gedächtnis 
der Menschheit langfristig zu sichern (Sander 2017). 

Medienkompetenz als Ziel politischer Bildung umfasst demnach heute 
mehr denn je neben Baackes (1997) klassischen vier Dimensionen der 
Medienkompetenz ein fünftes zentrales Element: eine Urteils- und Hand-
lungskompetenz in Bezug auf Medien als Policy-Feld – neben Medien-
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kunde, Medienkritik, Mediennutzung und Mediengestaltung geht es poli-
tischer Bildung vor allem auch um die Vermittlung einer medien- bzw. 
netzpolitischen Kompetenz.

Es gilt also, in der politischen Bildung neue Medien und politikbe-
zogene Nutzungsformen kritisch zu ref lektieren und dazu zu befähigen, 
deren Rahmenbedingungen zu gestalten – die (angehenden) Bürgerinnen 
und Bürger sollten die Regeln der Nutzung neuer Medien politisch mit-
bestimmen können. Hierfür ist die gesamte klassische Politikkompetenz 
erforderlich: Notwendig sind Kenntnisse über Polity, Politics und Policy-
Optionen, eine entwickelte politische Urteilsfähigkeit, politische Hand-
lungsfähigkeit (die wiederum an den heutigen Medienwandel angepasst 
ist, siehe oben), eine Unterstützung demokratischer Normen und Werte als 
Grundlage der Austragung politischer Konf likte sowie Motivationen, die 
sich auf Politik im engeren Sinne beziehen (vgl. Modell der Politikkom-
petenz von Detjen u. a. 2012). 

Wie Medienkompetenz in der politischen Bildung auf Höhe der Zeit zu 
vermitteln ist, welche Wege hierfür unter welchen  Bedingungen vielver-
sprechend sind – sowohl auf Ebene der inhaltlichen  Auseinandersetzung 
mit dem Thema neue Medien/digitale Gesellschaft (inkl. Behandlung der 
Aspekte Algorithmen, Filterblasen, Datenschutz, Social Bots, Hate Speech 
etc.) als auch auf Ebene der Integration neuer Medien in den Politikunter-
richt bzw. die außerschulische politische Bildung – diesbezüglich hat die 
politikdidaktische Forschung deutlichen Nachholbedarf (siehe Hauk und 
Manzel in diesem Band). Einigkeit dürfte bestehen, dass schulische und 
außerschulische politische Medienbildung stärker verzahnt werden sollten 
(wofür die Ganztagsschule besondere Chancen bietet) und dass Lehrende 
beider Felder einer Professionalisierung bedürfen, also einer systemati-
schen Integration von fachwissenschaftlichen und fachdidaktischen Fähig-
keiten der Medienkompetenzförderung in ihre Aus- und Weiterbildung 
(siehe Bruggen/Bröckling, Eickelmann und Hugger in diesem Band).

Bezüglich des Einsatzes neuer Medien in der politischen Bildung treffen 
heute zumeist wenig evidenzbasierte Überzeugungen aufeinander. So wird 
z. B. über Chancen und Gefahren der Formulierung politischer Urteile 
in Form von Twitter-Nachrichten im Rahmen des  Politikunterrichts auf 
Fachtagungen treff lich gestritten. Praktikerinnen und Praktiker berich-
ten von positiven Erfahrungen mit einer solchen Aufgabenstellung, wäh-
rend manche Politikdidaktikerinnen und -didaktiker darin ein Zeichen 
des Verfalls anspruchsvoller politischer Bildung sehen. Grundsätzlich muss 
betont werden, dass Medienvielfalt in der politischen Bildung gefragt ist, 
der didaktische Wert von Medien sich jedoch immer aus ihrer Verbindung 
mit Zielen und Inhalten sowie der Berücksichtigung von Lernergruppe 
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und Lehrendenfähigkeiten ergibt; dabei geht es im Übrigen nie um ein 
Maximum an Methoden- und Medienvielfalt, sondern um ein »Optimum« 
(Helmke 2012: 265 f.). 

Die Nutzung neuer Medien und neuer, lebensweltkonformer Kommu-
nikationsweisen (zum aktuellen Mediennutzungsverhalten von Kindern 
und Jugendlichen siehe insbesondere Tillmann in diesem Band) im Unter-
richt sollte sicherlich nicht verteufelt werden – es macht keinen Sinn, die 
Welt hier künstlich aus dem Unterricht auszusperren, wegen der Moti-
vationskraft eines lebensweltorientierten Unterrichts, aber auch zwecks 
Befähigung zum konkreten Handeln in eben dieser Lebenswirklichkeit. 
Zugleich sollte sich politische Bildung keineswegs auf digitale Kommu-
nikationsformen und -technologien reduzieren – neue und traditionelle 
Unterrichtsmedien sind nicht gegeneinander auszuspielen (Weißeno 2001; 
für eine breite Übersicht ausgewählter Medien politischer Bildung vgl. 
Besand/Sander 2010). Angesichts der vorherrschenden Unterrichtswirk-
lichkeit gilt es heute allerdings, die Chancen digitaler Medien für eine 
abwechslungsreiche und motivierende, kognitiv aktivierende und kompe-
tenzorientierte politische Bildung deutlich zu unterstreichen (siehe zu digi-
talen Schulbüchern Macgilchrist, zu Computerlernspielen Motyka und zu 
Online-Planspielen Oberle u. a. in diesem Band). Ein angemessener Ein-
satz neuer Medien kann bei Lernenden sowohl den kompetenten Umgang 
mit ihnen als auch die aufgeklärte und kritische Ref lexion  hierüber för-
dern – diese generelle Annahme sollte allerdings in spezifischen Settings 
politischer Bildung systematisch empirisch erforscht werden.

Politische Bildung und Medienbildung haben zahlreiche Schnittmen-
gen und greifen in vielfältiger Weise ineinander – es ist an der Zeit, dass 
sich Politikdidaktik und Medienpädagogik bezüglich Theoriebildung, 
empirischer Forschung und Praxisprojekten verstärkt konstruktiv austau-
schen. In der Politikdidaktik ist teilweise ein Zerrbild der Medienpädago-
gik anzutreffen, der ein Fokus auf eine rein instrumentelle Mediennut-
zungsbefähigung nachgesagt wird. Die insbesondere in Teil II des Bandes 
versammelten Beiträge widersprechen diesem Bild: So wenden sich nicht 
nur Bardo Herzig und Alexander Martin sowie Angela Tillmann expli-
zit gegen eine Verkürzung von Medienkompetenz auf »technische Hand-
habungs- und Bedienfertigkeiten« und fordern, dass deren Förderung 
unbedingt von einer Stärkung der kritisch-ref lexiven Urteilsfähigkeit, 
der Befähigung zum sozialverantwortlichen Handeln sowie der gezielten 
Behandlung netzpolitischer Fragen f lankiert wird.
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Zu den einzelnen Beiträgen

Die folgenden Beiträge des dritten und letzten Teiles des vorliegenden 
Bandes wenden sich Medienkompetenz als spezifischer Herausforderung 
der politischen Bildung zu. Dabei wird – stets vor dem Hintergrund des 
aktuellen Medienwandels – sowohl auf die Zieldimension der Medien-
kompetenz im Kontext politischer Bildung eingegangen als auch auf Wege 
zur Förderung von Medienkompetenz im Politikunterricht und den Ein-
satz neuer Medien in der politischen Bildung. 

Zunächst fokussiert Dagmar Hoffmann den Wandel der politischen 
Sozialisation von Heranwachsenden in Zeiten von Mediatisierung und 
Digitalisierung. Sie diskutiert unter anderem, inwieweit das Internet und 
seine In frastrukturen zur politischen Aktivierung beitragen können. Dabei 
werden sowohl die Partizipationspotenziale des Netzes als Ermöglichungs-
raum beleuchtet als auch Handlungsblockaden benannt, wenn z. B. durch 
grenzverletzendes Kommunikationsverhalten von Mediennutzerinnen 
und -nutzern das Internet zu einer Sphäre schwer kontrollierbarer sozialer 
Anfeindung und Stigmatisierung gerät. Hieraus ergibt sich die Forderung, 
Heranwachsende nicht nur dazu zu befähigen, mit neuen Medien umzu-
gehen, sondern sie auch gezielt dazu zu ermutigen, sich hierüber politisch 
einzubringen. 

Sabine Manzel fordert in ihrem Beitrag eine fachbezogene Modellie-
rung von Medienkompetenz und deren empirische Überprüfung im Kon-
text von Politikunterricht. Für die notwendige konzeptionelle Ausein-
andersetzung der Politikdidaktik mit der Frage nach Überschneidungen 
zwischen Medien- und Politikkompetenz zeigt sie Anknüpfungspunkte 
auf, die das Modell der Politikkompetenz nach Detjen u. a. (2012) bie-
tet. Darüber hinaus macht sie deutlich, dass angesichts des außerordentlich 
dünnen Forschungsstandes weitere empirische Studien unverzichtbar sind, 
etwa zum Lernzuwachs durch einen kompetenzorientierten Einsatz von 
traditionellen und neuen Medien im Politikunterricht oder zur Verände-
rung von politischem Interesse und politischen Einstellungen Jugendlicher 
durch die Nutzung medialer Online-Formate.

Hieran schließt Dennis Hauk an, der wie Manzel unterstreicht, dass sich 
das politikdidaktische Potenzial von digitalen Medien erst in Verknüp-
fung mit Zielen und Inhalten des Unterrichts ergibt und sich im spezifi-
schen Einsatz durch die Lehrkraft sowie in der jeweiligen Nutzung durch 
Lernende entfaltet. Nach einem Überblick über Studien der empirischen 
Unterrichtsforschung zu neuen Medien und politischer Bildung fordert der 
Autor eine vertiefte theoretisch-konzeptionelle Auseinandersetzung der 
Politikdidaktik mit Fragen der Medienkompetenz und unterstreicht eben-
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falls die Notwendigkeit weiterer empirischer Studien. Er zeigt darüber 
hinaus Konsequenzen aus den bislang vorliegenden empirischen Befunden 
für die Praxis politischer (Medien-)Bildung auf. 

Felicitas Macgilchrist fokussiert in ihrem Beitrag das Medium Schulbuch: 
Sie kartiert die Chancen und Herausforderungen von  kostenpf lichtigen, 
kostenlosen und offenen (OER) digitalen Schulbüchern und diskutiert 
deren unterschiedliche Potenziale für den politischen Fachunterricht an -
hand von drei Typen: PDF-Digitalisate, die leichter zugänglich und leich-
ter vom Gewicht sind als gedruckte Schulbücher, multimedial-interaktive 
born-digital Schulbücher, die neue Individualisierungs- und Differenzie-
rungsmöglichkeiten anbieten, sowie  konstruktiv-interaktive digitale Schul-
bücher, in denen Schülerinnen und Schüler selbst Wissensangebote kons-
truieren und Inhalte editieren  können. 

Marc Motyka wendet sich in seinem Beitrag dem digitalen  spielbasierten 
Lernen (digital game-based learning) in der politischen Bildung zu.  Zahlreiche 
Computerspiele lassen sich auf Themen des Politikunterrichts beziehen. 
Wissenschaftlich kaum untersucht ist allerdings, inwiefern digitale Spiele 
das Politik-Lernen nachhaltig unterstützen können. Anhand konkreter 
Beispiele und unter Berücksichtigung von Ergebnissen empirischer Stu-
dien zeigt der Autor Chancen und Probleme digitaler Lernspiele für den 
kompetenzorientierten Politikunterricht auf. Er plädiert zum einen für 
die Entwicklung hochwertiger Computerlernspiele, die Politik im enge-
ren Sinne fokussieren und Hinweise zu instruktionaler Unterstützung und 
Debriefing enthalten, zum anderen für Lehrerfortbildungen zum Einsatz 
digitaler Lernspiele im Politikunterricht.

Die Autorengruppe der Universität Göttingen und der planpolitik GbR, 
bestehend aus Monika Oberle, Simon Raiser, Björn Warkalla, Konstantin 
Kaiser und Johanna Leunig, widmet sich in ihrem Beitrag abschließend 
den Potenzialen digitaler Planspiele in der politischen Bildung. Während 
Planspiele sich als Methode der politischen Bildung etabliert haben und ihr 
didaktisches Potenzial in der Literatur umfangreich besprochen ist, sind 
Versuche, die Möglichkeiten von Planspielen in einer Online-Umgebung 
zu erschließen, relativ neu. Der Beitrag diskutiert die mit digitalen Plan-
spielen in der politischen Bildung verbundenen Chancen und Herausfor-
derungen und präsentiert Ergebnisse einer Pilotstudie, die den Einsatz von 
Online-Planspielen zu einem politischen Entscheidungsprozess des Euro-
paparlamentes an Schulen begleitend beforscht hat. Abschließend erfolgen 
Vorschläge für die Weiterentwicklung von digitalen Planspielen sowie für 
deren weitere empirische Erforschung.

Die Beiträge in Teil III des Bandes knüpfen implizit oder explizit an 
die vorhergehenden Teile an. Dabei zeigt sich, dass Diskurse der Politik-
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wissenschaft, Kommunikationswissenschaft, Medienpädagogik und Poli-
tikdidaktik sich gegenseitig bereichern und fruchtbar ineinandergreifen 
können. Gefordert ist eine erweiterte, interdisziplinäre (nicht zuletzt auch 
unter Berücksichtigung der pädagogischen Psychologie) Auseinanderset-
zung mit politikbezogener Medienkompetenz und politischer Medienbil-
dung. Der vorliegende Band möchte hierfür als Anstoß dienen.
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Dagmar Hoffmann

Politische Sozialisation unter 
Mediatisierungsbedingungen

Politische Sozialisation Heranwachsender im Wandel

Mit dem Aufkommen und der Etablierung des Internets und der Digitali-
sierung haben sich Formen und Strukturen der sozialen und media len Kom-
munikation verändert. Wir befinden uns in einer Medienumbruchphase, 
deren Abschwung und Ende noch nicht in Sicht ist. Den digitalen kom-
munikativen Sphären wurde und wird attestiert, dass sie weiten  Teilen der 
Bevölkerung politisches Handeln und Partizipation  ermöglichen. Theo-
retisch ist es ohne komplizierte technische  Zugangsvoraussetzungen mög-
lich, sich als zivilgesellschaftlicher Akteur in sozialen  Netzwerken, Foren 
oder mit einem eigenen Blog politisch zu äußern und sich mit Gleichgesinn-
ten zu vernetzen. Allerdings beteiligen sich bislang  vergleichsweise wenig 
Menschen an netzbasierten politischen Diskursen und nimmt nur eine 
Minderheit partizipative Verfahren zur Bürgerbeteiligung wahr. Ebenfalls 
haben sich Formen des partizipativen Journalismus nur mit Mühe durch-
setzen können, da dieser personelle und finanzielle  Ressourcen braucht, 
um dauerhaft wirksam werden zu können.

Politische Angebote des Netzes – in welcher Form auch immer sie dar-
geboten werden – werden vornehmlich rezipiert. Nur wenige Menschen 
nutzen das Netz proaktiv, emanzipatorisch und kollaborativ, um ihre Inte-
ressen deutlich zu machen. Gleichwohl suggerieren einzelne YouTube-
Kanäle, Facebook-Seiten und -Gruppen sowie »Hashtag Publics« (Ram-
bukkana 2015), dass politisches Aufbegehren leicht umgesetzt und schnell 
Massen themenbezogen mobilisiert werden können. Beispielhaft sei auf die 
Sexismus-Debatte, versehen mit dem Hashtag #aufschrei hingewiesen, die 
sich primär beim Microblogging-Dienst Twitter entfachte und später aber 
auch ein breites Echo in den konventionellen Medien und in der  Politik 
fand.

Gerade für junge Menschen gilt es, die digitalen Kommunikationsan-
gebote sowohl für ihre individuellen als auch für kollektive, gemeinwohl-
orientierte Interessen kreativ und zweckorientiert anzuwenden und sich 
diese sinnstiftend zu eigen zu machen. Politikinteresse ist sozial erwünscht 
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und eine politische Orientierung auszubilden, ist nach wie vor – nicht 
nur aus Sicht von Jugendsoziologinnen und -soziologen sowie Bildungs-
und Erziehungswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern – eine essen-
zielle Entwicklungsaufgabe im Jugendalter. Doch die Offenheit für poli-
tische Themen und auch das Bedürfnis nach Teilhabe und Artikulation 
politischer Positionen will gelernt sein. Sie ist eng mit individuellen und 
kollektiven Erfahrungen, eigenen Ansprüchen und gesellschaftlichen 
Erwartungen verknüpft. Des Weiteren hängt es von vorhandenen sozial-
kommunikativen Kompetenzen und nicht zuletzt von Gelegenheitsstruk-
turen ab, ob und wie man sich zu Wort meldet und politisch einbringt.

Die Handlungspraktiken und Ausdruckformen von politischem Inte-
resse und politischer Partizipation umfassen prinzipiell ein breites Spekt-
rum. Sie haben sich gerade in jüngster Zeit durch  Mediatisierungsprozesse 
ausdifferenziert, was an der Diskussion über den Strukturwandel von 
Öffentlichkeit(en) und Gegenöffentlichkeiten (Wendelin 2011,  Wimmer 
2007), fragmentierten Wissensgemeinschaften und neuen Partizipa-
tionskulturen im und über das Netz deutlich wird (z. B. Carpentier 2011, 
Couldry u. a. 2007, Jenkins 2006). Es sind vielzählige Formen von politi-
scher Teilhabe denkbar, wenngleich die jeweiligen Partizipationspraktiken 
in ihrer Bedeutung und Wirksamkeit gewiss verschieden sind.

Schlagworte wie »Political Web« (Dahlgren 2013) sowie »Civic Web« 
(Banaji/Buckingham 2013) verweisen auf die Potenziale politischen Han-
delns im Netz und bef lügeln die Diskussion um eine neue Bürger- und 
Zivilgesellschaft. Zumeist wird mit Blick auf die Notwendigkeit und die 
Ermöglichung von politischem Handeln in der Bürgergesellschaft auf eine 
demokratische Erziehung, auf die Befähigung zur Artikulation und Ver-
wirklichung individueller und kollektiver Interessen, auf die Urteils- und 
Handlungsfähigkeit von Subjekten hingewiesen. Diese Fähigkeiten wer-
den im Laufe der Sozialisation in formalen und informellen Kontexten erlernt. 
Angebote und Infrastrukturen des Internets werden eher als informelle 
Kontexte der politischen Sozialisation begriffen, Bildungseinrichtungen 
wie die Schule als formale Kontexte. Die Schule wird in vielen fachwis-
senschaftlichen Werken als ein einf lussreiches System genannt, dem auch 
die Verantwortung für das Gelingen politischer Bildung übertragen wird 
(Rippl/Seipel 2012).

Als ein wesentliches Übungsfeld der Demokratie und der Ausbildung 
einer politischen Orientierung wird zudem die Familie betrachtet, in der 
Heranwachsende Mitsprache und Mitbestimmung lernen und trainieren 
können und politische Orientierungen angeboten sowie gesellschaftliche 
Werte vermittelt werden (Alt u. a. 2005). Darüber hinaus tragen Peers, 
Verbände, Vereine, Kirchen und soziale Bewegungen zur politischen 
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 Sozialisation bei. Digitale Medientechnologien, zugehörige  Anwendungen 
und Portale sind eher komplementäre und nicht prioritäre Ressourcen, die 
politisches Empowerment erleichtern sollen bzw. unterstützen können.

Während die politische Bildung im schulischen Kontext, in Verbänden und 
Parteien formalisiert ist, ist sie im familiären Bereich Teil eines individuellen 
Erziehungskonzeptes. Studien belegen, dass ein politisch  aktives Familien-
milieu sich deutlich positiv auf die Aktivitätsbereitschaft und das politi-
sche Engagement der Kinder auswirkt (Schneekloth 2010). Die  besondere 
Bedeutung von Peergruppen als Kontext politischer Sozialisation liegt nahe, 
doch wie Jugendliche mit welchem Effekt durch ihren Freundeskreis politisiert 
werden, ist bislang kaum geklärt ( Bienefeld/Böhm-Kasper 2016). Peerkon-
texte werden als Möglichkeits-, Erlebnis- und Erfahrungsräume betrachtet, 
die durch symmetrische Beziehungsstrukturen  gekennzeichnet sind und in 
denen Interessen und Werte verhandelt werden. Inwieweit sie nachhaltig 
politische Sozialisation determi nieren, bleibt in empirischen Untersuchun-
gen zumeist vage. Anzunehmen ist, dass sich die verschiedenen Kontexte der 
politischen Sozialisation wechselseitig bedingen und  beeinf lussen sowie in 
ihrer Bedeutung über die Lebensphasen hinweg variieren können.

Wenn eine Einschätzung der politischen Partizipationsbereitschaft von 
Jugendlichen vorgenommen wird, so orientiert man sich – häufig zu Un -
recht – an Zeiten, in denen große Protestbewegungen in der  medialen 
Öffentlichkeit präsent waren. Zum Maßstab gemacht werden die (ver-
meintlich) kollektiven Aktivitäten der Eltern- und Großelterngeneration 
in den 1980er Jahren, die sich selbstverständlich unter anderem gegen den 
NATO-Doppelbeschluss und die Stationierung von  Pershing-II-Raketen 
aufgelehnt, gegen Atomkraft rebelliert und sich gegen Berufsverbote ausge-
sprochen haben. Dabei wird aber häufig vergessen, dass sich die  politischen 
Bedingungen der Gegenwart von denen der Vergangenheitsgesellschaft 
deutlich unterscheiden und es für junge Menschen heute mitunter voraus-
setzungsvoller ist, sich politisch zu positionieren und zu  artikulieren. Diese 
These lässt sich wie folgt begründen:
•	 Mediatisierung von Politik und politischen Themen: Bedingt durch Glo-

balisierungsprozesse und eine neue Weltordnung stellen sich politi-
sche Konf likte und Problemlagen komplex und bisweilen  ambivalent 
dar.  Politische Themen stehen in anderen Zeitdynamiken auf der 
Medien-Agenda als das in Pre-Internet-Zeiten der Fall war. Der 
 Medienpluralismus – also die Vielzahl an Nachrichtenquellen und neue 
Intermediäre – impliziert einerseits erweiterte Rahmungen und Deu-
tungen politischer Themen, andererseits trägt er zur Diffusion von 
Standpunkten und nicht zur Komplexitätsreduzierung bei (Wolling 
2016, Jarren 2008).
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•	 Aushandlung gemeinsamer Betroffenheiten: Eine Grundvoraussetzung für 
kollektives politisches Handeln ist, dass man sich gemeinsam von einem 
Konf likt oder einer Gefahr bedroht fühlt. Geteilte Betroffenheit setzt 
Energien und Ressourcen frei, damit gemeinsam für oder gegen etwas 
gekämpft wird. Anders als zu Zeiten des Kalten Krieges sind jedoch 
Feindbilder in einer Welt, die weniger von bipolaren Politikkonzepten 
und Ideologien geprägt ist, nicht eindeutig zu bestimmen. Mit ande-
ren Worten: Es fehlt bisweilen an erklärten Gegnern. Betroffenheiten 
werden von jungen Menschen differenziert ausgehandelt und Kollekti-
vierungen erfolgen tendenziell themenbezogen, temporär und oftmals 
eher informell, d. h. nicht zwingend dauerhaft (Buckingham u. a. 2015).

•	 Hindernisse bei der Ausbildung von Generationslagen und Generationszusam-
menhängen: Heranwachsende möchten selten allein politisch aktiv wer-
den, es sei denn, es geht darum, eine Petition zu unterschreiben oder an 
einen Warenboykott teilzunehmen (Wagner/Gebel 2014: 120 ff ). Dies 
sind Formen des niedrigschwelligen Mitmachens (low risk activities), die 
oftmals individuell entschieden werden. Es gibt eine Vielzahl an Miss-
ständen, an Konf likten und Ungerechtigkeiten in der Welt, über die man 
sich – per Mausklick oder in dem man Nachrichten und  Petitionsaufrufe 
teilt – empören kann, aber das eine Ereignis, das eine Generation glei-
chermaßen erlebt, teilt und kritisch bewertet, existiert nicht in dem 
Sinne, dass es dazu führt, sich zu kollektivieren und zu mobilisieren. 
Als Ausnahme wird oftmals die Occupy-Bewegung angeführt, die im 
Herbst 2011 weltweit gegen die internationale Banken politik und gegen 
 Wirtschaftslobbyismus protestierte. Zwar spezifizierte die Bewegung 
nicht ihr Anliegen und stellte keine konkreten Forderungen auf, gleich-
wohl wurde ihre Frustration und Wut über soziale Ungleichheit als eine 
zentrale Problemlage der jungen Generationen interpretiert (Stehling/
Kruse 2015: 23).

Häufig wird betont, dass junge Menschen heute generell mehr auf ihre 
privaten Belange fokussiert sind, d. h. Halt in ihrem persönlichen Leben 
suchen und selten bis gar nicht die Notwendigkeit sehen, sich an  politischen 
Diskursen und Protesten zu beteiligen. Den Partizipationsauftrag tragen 
oftmals die älteren Generationen an sie heran, die politische Teilhabe als 
gesellschaftliche Pf licht auffassen. Wie Längsschnittstudien zu persön-
lichen und politischen Besorgnissen und politischer Partizipation zei-
gen konnten, lässt aber auch deren politisches Engagement mit zuneh-
mendem Alter nach. Demzufolge findet sich bei Älteren ebenfalls eine 
 Themenverschiebung hin zu persönlichen Angelegenheiten, werden von 
den Befragten im mittleren Lebensalter »eigene Gesundheit«, »Gesund-
heit der Familie« und »Arbeit« als Besorgnisse genannt, makrosoziale und 
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ökologische Probleme wie Krieg oder auch Umweltschutz spielen nur eine 
untergeordnete Rolle (Boehnke u. a. 2016).

Das Internet als Vehikel zur politischen Aktivierung und 
 Revitalisierung des Politischen

Geht man von der Frage, inwieweit das Internet und seine  Infrastrukturen 
Vehikel zur politischen Aktivierung und Revitalisierung des Politischen 
sein können, aus, stellt sich in der Analyse der Potenziale des Netzes und 
der praktischen Nutzung oftmals schnell Ernüchterung ein. Zwar hat sich 
der Zugang zu medialen Öffentlichkeiten vereinfacht, und damit ist auch 
eine größere Nähe der Nutzer und Nutzerinnen zu Gatekeepern und Mei-
nungsführerinnen und -führern gegeben, doch will ein emanzipatorischer 
Mediengebrauch gelernt sein. Er muss vor allem einen klaren Nutzen und 
aussichtreichen Effekt für Heranwachsende versprechen. Politische Bil-
dung und Sozialisation funktioniert in einem interpersonellen Rahmen, 
den Heranwachsende als glaubwürdig und ehrlich empfinden, in dem sie 
sich trauen, ihre Meinung (auch mal ungeschützt) aussprechen zu können. 
Es braucht einen Kontext und Reaktionen von Anderen, die Jugendliche 
in ihren Belangen und politischen Äußerungen anerkennen und wert-
schätzen. Nur so fühlen sie sich motiviert und bestärkt, sich in politischer 
Kommunikation und politischem Handeln zu üben.

Den Bildungs- und Lernort Schule können Heranwachsende als Erfah-
rungsraum indessen besser einordnen und einschätzen als die Infrastruk-
turen und Anwendungen des Netzes. Deren Kommunikationsdynamiken 
sind nicht immer transparent und sie folgen nicht immer plausiblen Regeln 
und Logiken. Mediale Infrastrukturen und Online-Dienste sorgen allein 
nicht für einen politisch wirksamen Gebrauch, sondern ihr Leistungsver-
mögen im Hinblick auf politische Handlungsspielräume muss Heranwach-
senden erst bewusst gemacht und Umgangsweisen sowie »Ermächtigungs-
kommunikation« (Kannengießer 2014) wollen geübt werden. Es gilt, sich 
partizipatorische Kompetenzen anzueignen, Strategien sozialer und politi-
scher Einmischung auszubilden, um Mitverantwortung auf der Bühne der 
politischen Öffentlichkeit übernehmen zu können.

Folgende digitale Medienpraktiken sind im Kontext der politischen 
Sozialisation von grundlegender Bedeutung:
•	 Wissensaneignung und Wissensmanagement: Die Informationsangebote im 

Internet sind breit und unübersichtlich, gleichwohl werden Wissensbe-
stände von jungen Menschen recherchiert, rezipiert und angeeignet, um 
sich zu bestimmten Sachverhalten und Konf likten verhalten zu können 
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und gegebenenfalls für die Diskussion argumentativ gewappnet zu sein. 
Dabei ist es wichtig, die Verifizierung und Autorisierung von Informa-
tionen erkennen zu können. Abgesichertes Wissen gibt einem durchaus 
Selbstvertrauen, das für politisches Handeln notwendig ist.

•	 Kooperation und Kollaboration: Politisch handlungsfähig wird man in Soli-
dargemeinschaften, die man aufbauen oder in die man sich – sofern 
sie bereits bestehen – integrieren muss. Probleme gilt es kollektiv zu 
bewältigen. Politisches Handeln ist kein Selbstzweck, sondern es geht 
darum, gemeinsam Gesellschaft zu gestalten und auch was für andere 
zu tun. Folglich muss man über Kooperationsmöglichkeiten und Ver-
netzungen mit Gleichgesinnten respektive Mitstreiterinnen und Mit-
streitern Bescheid wissen. Sie stellen eine wichtige soziale Ressource 
dar, dienen der gegenseitigen Ermutigung und bestärken die Akteure 
in ihrem Handeln. Im Netz können auf verschiedene Weisen Gemein-
schaften gebildet werden, z. B. über Mitgliedschaften in Foren oder 
auch durch einfachen Zuspruch in »Hashtag-Publics«. Sie haben biswei-
len einen unverbindlichen, f lüchtigen Charakter und unterscheiden sich 
von Face-to-Face-Treffen. Es stellt durchaus eine Herausforderung dar, 
ein kritisches Verständnis für die politischen Netzcommunitys zu ent-
wickeln und ein Vertrauensverhältnis zu den Mitgliedern aufzubauen.

•	 Publizität und Reichweite: Will man die Gesellschaft mitgestalten und 
soziale Verantwortung übernehmen, so ist es von Vorteil, wenn man 
sich in der Öffentlichkeit Gehör verschafft, d. h. wenn politisches Han-
deln wahrgenommen wird und auch Feedback erhält. Es gibt viele 
 Formen der politischen Partizipation und Artikulation im Netz. Aktivi-
täten wie das Liken und Teilen von Inhalten (Bildern, Artikeln, Videos 
etc.) sowie das Unterschreiben einer Onlinepetition erfordern weniger 
Mut, kognitives und emotionales Investment als ein Blogeintrag oder 
ein Aufruf zur Teilnahme an einer Demonstration, ein offener Brief 
oder die Produktion und das Hochladen eines sozialkritischen Videos 
auf YouTube oder anderen Kanälen. Es bedarf einer bestimmten Reich-
weite des politischen Handelns im Netz, damit sie als Anerkennungser-
fahrung »verbucht« werden kann.

Dilemmata und Handlungsblockaden

Um die Potenziale der neuen Medientechnologien und vernetzten Öffent-
lichkeiten für die politische Partizipation auszuschöpfen, bedarf es – da 
ist man sich weitestgehend einig – besonderer Kompetenzen. Dabei geht 
es nicht nur um sozial-kommunikative Fähigkeiten und die Aneignung 
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von Technik, sondern auch um den Erwerb von Wissen über die Hand-
lungs- und Gestaltungsspielräume, die bei Diensten und Anwendun-
gen, auf Plattformen und in Foren gegeben sind. Folgt man Rheingold 
(2013), so gilt es übergeordnete Kompetenzen auszubilden, die erlauben, 
die technisch-strukturellen, psychologischen, sozialen, ökonomischen 
und politischen Eigenschaften der Netzwerkmedien und Netzkommu-
nikation zu  erfassen. Nur wenn man die digitalen Kommunikationsdy-
namiken entschlüsselt und durchdrungen hat, kann man sie mitgestalten 
und für  kulturelle und politische Zwecke sinnstiftend nutzen. Umso mehr 
 Menschen sich im Netz öffentlich zu Wort melden und sich an Diskur-
sen und  Werteverhandlungen beteiligen, so Rheingold, desto eher kann 
sich ein  demokratischer Kommunikationsraum entwickeln, Wohlstand 
geschaffen,  Frieden gesichert, Tyrannei und Willkürherrschaft verhindert 
werden.

Doch bisweilen sind vor allem junge Menschen verunsichert und über-
fordert mit der Informationsüberf lutung, mit f lüchtigen sowie wider-
sprüchlichen Botschaften, die sie trotz algorithmengesteuerter Nachrich-
tenverbreitung und Filterblasen erreichen. Diskussionen um Mobbing, 
Hate Speech und Fake News beeinträchtigen ihre politische Handlungs-
bereitschaft. Es besteht Sorge, selbst Falschmeldungen aufzusitzen, diese zu 
verbreiten und sich unter Umständen lächerlich zu machen. Generell ist 
eine weit verbreitete diffuse Furchtsamkeit und Hemmung, den eigenen 
politischen Standpunkt öffentlich zu machen und proaktiv im Netz zu ver-
treten, unter jungen Menschen zu beobachten. Grund für dieses Unsicher-
heitsempfinden könnte die in Deutschland geführte normative Debatte 
um Privatheit sein. Zugleich bestehen aber auch zunehmend Ängste des 
 Scheiterns und Versagens (Sennett 1999) nicht nur in beruf licher und pri-
vater Hinsicht. Ein möglicher Verlust sozialer Anerkennung soll tun-
lichst vermieden werden, denn er wird als verletzend empfunden und mit 
Zurückweisung assoziiert (Bude 2014).

Die Resonanzen und Kommunikationsdynamiken im Netz sind eher 
undurchsichtig und kaum zu berechnen. Werden Texte, Bilder oder Videos 
in den sozialen Netzwerken kommuniziert, kann nicht per se von Zustim-
mung ausgegangen werden. Vielmehr ist man in den jeweiligen Commu-
nitys und auf den Plattformen immer auch (potenziellen) Anfeindungen 
ausgesetzt. Shitstorms, die junge Menschen nicht riskieren und erleben 
möchten, sind nicht ausgeschlossen. Skandalsierungen und kollektive 
Empörungen lassen sich vielleicht weniger im Freundeskreis, aber den-
noch bei Facebook und/oder bei Instagram beobachten, wo hin und wie-
der Prominente für moralisches Fehlverhalten durch eine Flut von Kom-
mentaren gerügt und beschimpft werden – z. B. Sarah Lombardi wegen 
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Untreue, Vernachlässigung ihres Sohnes etc. (Görtz 2016). Das Netz wird 
folglich nicht nur als Ermöglichungsraum, der zur politischen Partizipation 
einlädt, erfahren, sondern auch als kommunikative Sphäre, in der Verhal-
tensweisen zuweilen negativ sanktioniert, Personen attackiert und an den 
Pranger gestellt werden. Wesentliche Aufgaben der Instanzen politischer 
Sozialisation sind es daher,
a. Heranwachsende zu ermutigen, sich politisch zu artikulieren und einzu-

bringen; es muss ihnen vermittelt werden, dass ihre politische Stimme 
und Meinung von großem Interesse und von gesellschaftlicher Bedeu-
tung ist;

b. mit ihnen für sie geeignete Kanäle, Plattformen oder Artikulations-
sphären zu finden, wo sie politisch andocken und ihre politischen Posi-
tionen »sozial abgesichert« kommunizieren können; es gilt, das Internet 
als komplementäres Übungsfeld für demokratische Prozesse zu begrei-
fen und zweckorientiert zu nutzen;

c. ihnen ihre Gestaltungsräume aufzuzeigen, denn im Grunde sind alle 
Gesellschaftsmitglieder dafür verantwortlich, wie und ob das Partizipa-
tionsversprechen eingelöst und verwirklicht werden kann.
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Sabine Manzel

Medienkompetenz als eine 
Schlüsselkompetenz für politische 
Urteils- und Handlungsfähigkeit

Verzahnung von Medien, Politik und Partizipation

Im November 2016 diskutierten Medienexpertinnen und -experten sowie 
Kindermedienmacherinnen und -macher auf der 5. KinderMedienKonfe-
renz der Bundeszentrale für Politische Bildung die Herausforderungen hin-
sichtlich einer kritischen Mediennutzung, die sich einer mobilen Online-
Generation, welche über zahlreiche Informationskanäle mit Nachrichten 
jeglicher Couleur und Vertrauenswürdigkeit versorgt wird, stellen. Im 
Dezember 2016 erläutert die Wirtschaftswissenschaftlerin und  Soziologin 
Saskia Sassen auf der Berliner Konferenz Re:claim Autonomy – Selbstermäch-
tigung in der digitalen Weltordnung ihre Analysen zu den Veränderungen von 
Demokratien im digitalen Zeitalter. Im Januar 2017 suchte der umstrit-
tene Bestseller-Philosoph Richard David Precht beim Deutschen Medien-
kongress Antworten auf die Frage: Wohin steuert die Mediengesellschaft?

Diese scheinbar unverbundenen Ereignisse zeigen die enge Verzahnung 
von Medien, Politik und Gesellschaft und die damit einhergehenden Ver-
änderungen in der Partizipation der Bürgerinnen und Bürger.  Akteurinnen 
und Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien sind durch 
den schnellen Wandel von Technologien in sich verändernden Umwelten 
und politischen Systemen herausgefordert, den damit verbundenen Chan-
cen und Risiken zu begegnen. Beim Buzzwort »Big Data« überschattet 
das negative Image von systemischer Überwachung, die Verletzung von 
Persönlichkeitsrechten und der Autonomieverlust die positiven Elemente 
von Automatisierung in Produktions- und Entscheidungsprozessen gerade 
auch für eine nachhaltige globale Entwicklung. Trotz einer umfassenden 
und in private Bereiche übergreifenden Ökonomisierung unter anderem 
durch Social Media finden Bürgerinnen und Bürger im World Wide Web 
Möglichkeiten der demokratischen Mitbestimmung und entwickeln inno-
vative Instrumente, um wichtige Themen zu platzieren und zu verbrei-
ten, ihre Interessen zu artikulieren und Veränderungen beginnend auf der 
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lokalen Ebene anzustoßen. Partizipation weitet sich aus. Vier Merkmale 
kennzeichnen nach van Deth (2016: 3) bislang politische Partizipation:
1. Aktivität – nicht allein ref lektiertes Zusehen oder allgemeines politi-

sches Interesse,
2. Freiwilligkeit,
3. Ausübung durch Bürgerinnen und Bürger in der Rolle von Amateu-

rinnen und Amateuren,
4. Partizipation betrifft Regierung, Politik und Staat, ist weder beschränkt 

auf politische Handlungen noch gebunden an politische Ebenen.
Doch neue Partizipationsformen werden insbesondere durch die Nutzung 
von neuen Medien sichtbar. »Activities that are not located in the govern-
ment/state/politics arena can be considered as modes of political participa-
tion if they are targeted at that sphere« (ebd.: 10).

Dies markiert den Schnittpunkt zwischen politischer  Urteilsfähigkeit, 
kommunikativer und partizipativer Handlungsfähigkeit und Medienkom-
petenz, um die es in diesem Beitrag unter einer  Zielperspektive politi-
scher Bildung gehen soll. Medienkompetenz als allgemeinpädagogische 
Aufgabe unterscheidet sich von einem mediengestützten Kompetenzer-
werb und über Medienformate ausgeführte Kompetenzhandlungen in 
der Domäne  Politik. Anhand des Politikkompetenzmodells wird theore-
tisch der Zusammenhang zwischen den vier Kompetenzdimensionen und 
Medien hergestellt.

Medienkompetenz als Schlüsselkompetenz

Seit der Aufklärung gilt als demokratisches Bildungsziel die Mündigkeit 
der Bürgerinnen und Bürger. Um sich angesichts der Informationsfülle 
der medialen Angebote seines eigenen Verstandes bedienen (Kant), ein 
begründetes politisches Urteil treffen und gegebenenfalls politisch han-
deln zu können, bedarf es unter anderem Medienkompetenz. Sie gilt 
als eine der drei zentralen Schlüsselkompetenzen in einer Gesellschaft 
(Rychen/Salganik 2003). Schlüsselkompetenzen sind abhängig von Kul-
tur, politischem System, Macht und können sowohl auf der individuellen 
als auch der gesellschaftlichen Ebene gemessen werden. Bereits 1995 hat 
die  Kultusministerkonferenz Medienkompetenz als Schlüsselqualifikation 
definiert, die der Ausformung der Persönlichkeit dient und letztlich zur 
Teilhabe an einer demokratischen Gesellschaft befähigt (KMK 2012: 1). 
Diese bildungstheoretischen Forderungen, die zwar normativ auf demo-
kratische Partizipation abzielen, sind für die schulische politische Bildung 
und empirisch messbaren Lernerfolg jedoch zu unpräzise.
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Die Medienpädagogik unterteilt Medienkompetenz in vier didaktische 
Bereiche: Medienkritik, Medienkunde, Mediennutzung und Medienge-
staltung (Baacke 1997). Schulische Medienerziehung teilt sich nach Tulod-
ziecki (1998) in fünf Aufgabenbereiche (vgl. Tab. 1).

Tab. 1: Medienkompetenz bei Tulodziecki

Kenntnisse über Medien, Analyse- und Urteilsfähigkeit
 Nutzungsvoraussetzungen 
und -wirkungen von  Medien 
(rezeptiv)

Gestaltungs-
möglichkeiten 
von Medien 
(produktiv)

Bedingungen von Medien-
produktion und Verbreitung 
 (kritisch-ref lexiv)

Aufgabenbereiche der Medienpädagogik
Auswählen 
und Nutzen 
von Medien-
angeboten

Eigenes 
 Gestalten und 
Verbreiten 
von Medien-
beiträgen

Verstehen 
und Bewerten 
von Medien-
gestaltungen

Erkennen 
und Auf-
arbeiten von 
Medien-
einf lüssen

Durchschauen und 
Beurteilen von 
Bedingungen der 
Medienproduk tion 
und - verarbeitung

Quelle: Rosebrock/Zitzelsberger 2002: 155 (nach Tulodziecki 1998: 705)

An dieser Stelle wird nicht näher auf die einzelnen Strömungen und Debat-
ten in und um die Medienpädagogik eingegangen. Festzuhalten bleibt, dass 
es klare Überschneidungen mit Teilkompetenzen der politischen Bildung 
gibt. So thematisiert z. B. die kritisch-präventive Medien pädagogik Risi-
ken der neuen Medien, wie die Glaubwürdigkeit von  politischen Online-
Informationen oder das Manipulieren von Daten ebenso wie das Versen-
den von Spams und Shitstorms gegen politische Akteure.

Aktuelle Daten zur Mediengesellschaft in Deutschland

Nach Jarren leben wir in einer Mediengesellschaft, in der sich »die Vermitt-
lungsleistung von Informationen durch die Medien [...] enorm beschleu-
nigt hat, sich neue Medientypen herausgebildet haben, Medien immer eng-
maschiger die gesamte Gesellschaft durchdringen, Medien aufgrund ihrer 
hohen Beachtung- und Nutzungswerte gesamtgesellschaftliche Aufmerk-
samkeit erlangt haben und Anerkennung beanspruchen« (  Jarren 1998: 74). 
Die Medienintegration schafft neue Verbindungen zwischen traditionel-
len und neuen Medien: Zeitung, Buch, Radio, YouTube-Videos, Internet 
und Social Media »sind digital miteinander verf lochten und es gibt unter-
einander zahlreiche Übergänge zwischen der Informations- und Unterhal-
tungsbereitstellung« (Manzel 2007: 43).
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Nahezu alle Jugendlichen verfügen über ein Mobiltelefon, einen 
 Computer und Internetzugang (Shell Deutschland 2015). Nach der ARD/
ZDF-Onlinestudie (www.ard-zdf-onlinestudie.de) von 2016 ist die »Zahl 
der Onlinenutzerinnen und -nutzer [...] auf insgesamt 58  Millionen 
 gestiegen. Dies entspricht einem Anteil von 83,8 Prozent an der [...] Bevöl-
kerung ab 14 Jahren in Deutschland« (Koch/Frees 2016: 419). Unterteilt 
nach Dimensionen verbringen Jugendliche 41 % ihrer Zeit im Netz mit 
Kommuni kation, aber nur 10 % mit Informationssuche (MPFS 2016: 28).

Mit 54 % hat die Hälfte der befragten Familien ein Tageszeitungsabonne-
ment, allerdings lesen von den Jugendlichen nur 13 % die Tageszeitung 
off line und 6 % online (ebd.). Interessanterweise ist bei ihnen jedoch die 
Glaubwürdigkeit von Informationen für 41 % an die Tageszeitung gebun-
den und nur für 15 % an das Internet. Wie Tabelle 2 zeigt, gibt es hier 
leichte Unterschiede zwischen Mädchen und Jungen sowie zwischen den 
Schulformen.

Tab. 2: Glaubwürdigkeit von Informationen (in %)

Mädchen Jungen Haupt-/Realschule Gymnasium

Zeitung 42 40 35 46
Radio/TV 45 39 46 39
Internet 11 18 15 14

Quelle: MPFS 2016: 13

Doch nicht nur bei der Glaubwürdigkeit gibt es Unterschiede. Die Spal-
tung aufgrund sozioökonomischer Verhältnisse in die sogenannten Digi-
tal Natives und schwer erreichbare, von der Netzkommunikation abge-
hängte Gruppen, die elektronische Möglichkeiten der Information und 
Partizi pation nicht nutzen, zeigt deutlich die Dringlichkeit der politischen 
Aufgabe, die soziale Ungleichheit zu verringern, und die Notwendigkeit 
politischer Bildung (vgl. das Schwerpunktthema der zweiten Jahrestagung 
der Transferstelle für politische Bildung im Dezember 2016). Damit junge 
Menschen alle Medienformate nutzen können, bedarf es des Interesses für 
politische und gesellschaftliche Themen. »Jugendliche, die sich als poli-
tisch interessiert bezeichnen, informieren sich zu 74 % aktiv über Politik. 
Wer sich hingegen wenig oder gar nicht für Politik interessiert, tut dies nur 
zu 10 % (Shell Deutschland 2015: 21). Politisches Interesse und politische 
Kompetenz gehen einher mit Medienkompetenz, denn »ohne die Fähig-
keit zur kompetenten Mediennutzung, zum Informationsmanagement und 
zum f lexiblen Wissenserwerb wird die Partizipation« an Politik, Ökono-
mie und Kultur problematisch (Koring 2000: 137).
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Der Zusammenhang von Medien und Wissen ist der Anker für Poli-
tische Bildung. Massenmedien beeinf lussen das Wissen. Aber »erst die 
Inhalte und deren Verarbeitung machen Informationen zu Wissen und 
ermöglichen die Konstruktion zusammenhängender und bedeutungsvoller 
Wissensnetze« (Mandl u. a. 1998: 6). »Trotz der weltweiten Ausbreitung der 
Massenmedien wissen aber viele Menschen nach wie vor nur sehr wenig 
über Politik, und das Wissen innerhalb der Gesellschaft ist heute sogar noch 
ungleicher verteilt als früher« (Wissensklufthypothese, Maurer 2001: 65). 
»Das Internet kann mit der Kluft, die durch den Wissens-Content verläuft, 
einer Fragmentierung der Öffentlichkeit und einer medialen Klassenge-
sellschaft durchaus Vorschub leisten« (Manzel 2007: 56). Die digitale Spal-
tung verstärkt Effekte der Stratifizierung des Bildungssystems, was nach 
Rabuza zu ungleicher Wahlbeteiligung je nach formalem Bildungsstand 
führt (Rabuza 2016: 2).

Medien und Politikkompetenz

Entscheidend für die Politikdidaktik ist die Verzahnung von Medien mit 
dem Politikkompetenzmodell von Detjen u. a. (2012) mit den vier Kom-
petenzdimensionen »Fachwissen«, »politische Urteilsfähigkeit«, » politische 
Handlungsfähigkeit« und »Einstellung/Motivation« sowie dem ausdif-
ferenzierten Modell der Teilkompetenz politische Urteilsfähigkeit nach 
Manzel und Weißeno (2017; vgl. Abb. 1).

Massenmedien haben in einer demokratischen Gesellschaft die  Aufgaben 
der Meinungsbildung, Kontrolle, Unterhaltung, Information und Bil-
dung potenziell aller Gesellschaftsmitglieder. »Medien dienen der politi-
schen Informationsvermittlung und sind daher im Politikunterricht einer-
seits Quelle inhaltlicher Themen, andererseits verlangen sie entsprechendes 
Wissen über Produktions- und Rezeptionsbedingungen sowie Medien- und 
domänenspezifische Kompetenzen« (Manzel 2007: 44). Hier zeigen sich klare 
Überschneidungen zur schulischen  Medienkompetenz nach  Tulodziecki 
(vgl. Tab. 1). Auch wenn der Großteil der  Unterrichtsmedien auf Basis der 
öffentlichen Medien und der medial vermittelten Politik produziert wird, 
haben dennoch Unterrichtsmedien für sich keine  eigenständige Didaktik, 
sondern entwickeln didaktisches Potenzial immer nur in Verbindung mit den 
Inhalten, Zielen, Methoden und der  Adaptivität zur Zielgruppe.

Wichtigste individuelle Voraussetzung für Lernerfolg mittels Medien 
ist Informationskompetenz (information literacy). Dabei ist Wissen als indivi-
dueller Faktor erkannt, der »von Menschen generiert wird, an diese Men-
schen gebunden ist, auf Erfahrungen und Einstellungen beruht und sich 
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nur in sehr eingeschränktem Maße externalisieren und übertragen lässt 
(tacit knowledge)« (Nohr 2000: 4).

Alle vier Kompetenzdimensionen des Politikkompetenzmodells können 
mediengestützt und durch Mediennutzung ausgebildet werden. Massen-
medien selbst sind ein Fachkonzept, das Schülerinnen und Schüler im Poli-
tikunterricht im Rahmen des Fachwissens erwerben und zusammen mit 
anderen Fachkonzepten vernetzen können (Weißeno u. a. 2010). Bei der 
Vermittlung von Wissen kommt es auf die politischen Inhalte und deren 
kognitive Verarbeitung in den semantischen Netzen der Schülerinnen und 
Schüler an. Nach dem Social-Cognition-Ansatz spielt die Informations-
verarbeitung und die Interaktion von neuen Informationsreizen und vor-
herigem Wissen eine Rolle beim Urteilen (Betsch u. a. 2010: 17 f.).

Abb. 1: Modell der politischen Urteilsfähigkeit

Politisches Urteil

Politische
Argumentation

Struktur 
Inhalt

Funktionale 
Aspekte

Fachliche FaktorenÜberfachliche 
Faktoren

Entscheidungsregeln
Kriterienentwicklung
Sprachlogik, Rhetorik

Metakognitive
Strategien

Lernbedingungen
im Fach

Politisches 
Fachinteresse

Fachspezifisches 
Selbstkonzept

Epistemologische
Überzeugungen

Individuelle
Faktoren

Fachwissen

Politische
Meinung

Soziale Normen /
Erwünschtheit

Politische 
Werthaltungen /

Einstellungen

Quelle: Manzel/Weißeno 2017: 71

Schülerinnen und Schüler fällen politische Urteile basierend auf Fachkon-
zepten und ihrer argumentativen Verknüpfung gemäß der Kompetenz-
dimension »Urteilsfähigkeit«. Des Weiteren sind Medien ein Mittel, um 
politische Handlungsfähigkeit – sei sie nun kommunikativ oder partizipa-
tiv – auszuüben (Detjen u. a. 2012). Wird z. B. ein Schwerpunkt auf Inter-
aktion gelegt, stehen Pro-Kontra-Diskussion, Online-Foren und politische 
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Planspiele im Vordergrund; bei der Präsentation kann Politikunterricht 
neben dem Erwerb von Arbeitstechniken auf Ref lexion und kritisches 
Feedback abzielen (Baacke 1997). Dabei hängt  kommunikatives Handeln 
eng mit dem politischen Urteilen zusammen. Alte wie neue Medien tragen 
zur politischen Sozialisation bei und nehmen somit Einf luss auf die Kom-
petenzdimension »Einstellung/Motivation«.

Tab. 3: »WLAN in der Schule darf ich mit dem Handy nutzen ...« (in %)

Alter 12/13 14/15 16/17 18/19

Schulform Haupt- und 
Realschule

Gymnasium

... im Unterricht für 
den Unterricht

4 5 6 18 3 10

... in der Pause 5 3 5 8 3 6

... nie, obwohl 
 WLan vorhanden

34 29 29 18 28 30

Kein WLan an der 
Schule

56 62 60 56 66 54

Quelle: MPFS 2016: 48

Medienkompetenz, die auf fachlicher Ebene Wissen, kritische Ref lexivi-
tät in der Bewertung der fachlichen Informationen, Handlungs fähigkeit 
und kommunikative Interaktion im Sinne politischer Argumentation 
umfasst, wird zu einer wichtigen Aufgabe auch für die politische Bildung 
und die politische Urteilsbildung sowie zum Zugangsticket für Partizi-
pation. Diese theoretischen Annahmen sind aber in der Politik didaktik 
noch nicht empirisch überprüft. Im deutschen Politikunterricht gibt es 
bislang wenige evaluierte praktische Unterrichtsbeispiele, weshalb der 
Einsatz von neuen Medien in diesem Fach nur ansatzweise erforscht ist 
(Motyka/Lipowski 2017; siehe auch Motyka in diesem Band). Insgesamt 
betrachtet, mangelt es in Deutschland an politikdidaktischen  Studien zum 
Wissens- und Kompetenzerwerb mit alten und neuen Medien. Generell 
ist die Ausstattung deutscher Schulen mit neuen Medien und ihr Ein-
satz im Unterrichtsgeschehen sowie die Medienkompetenz der Lehrkräfte 
eher unterentwickelt. In den Erläuterungen zum Förderprogramm »Neue 
Medien in der Bildung« des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung hieß es im Jahr  2000: »Trotz der wertvollen Initiativen einiger 
Bundesländer im Bereich der Lehreraus- und Fortbildung sind hier wei-
tere Anstrengungen notwendig« (BMBF 2000: 9). 17 Jahre später möchte 
Bundes bildungsministerin Johanna Wanka mit dem DigitalPakt#D die 
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rund 40 000 Schulen in Deutschland mit digitaler Ausstattung wie Breit-
bandanbindung, WLAN und Geräten versorgen (BMBF 2016). Ob sich 
die bisherige Ausstattungs- und Nutzungsrate des WLAN-Netzes im 
Unterricht dadurch erhöht und sich auch der Unterschied zwischen den 
Schulformen verringert, bleibt abzuwarten (vgl. Tab. 3).

Die Schülerinnen und Schüler sind in der digitalen Wissensgesellschaft 
schon lange weiter: Sie nutzen den PC und das Internet bei Hausauf-
gaben nicht nur für Texte und Präsentationen, sondern auch als Infor-
mationsquelle. 28 % »nutzen innerhalb von 14 Tagen YouTube, um dort 
Erklär videos zu Themen aus der Schule anzusehen. Sieben Prozent nut-
zen täglich Wikipedia oder vergleichbare Angebote« (MPFS 2016:  47). 
Die außerschulische politische Bildung hat bereits bei politischen Erklär-
videos nachgezogen (z. B. Youtube-Videos von der Medieninitiative mesh 
c ollective, www.meshcollective.de). Die Politikdidaktik hat hier Nachhol-
bedarf.

Politikunterricht und Medien

Immer noch aktuell ist die Forderung von Weißeno, in einer kompetenz-
orientierten Unterrichtsplanung zu klären, »wie fachspezifische Ziele 
und Methoden mit dem Einsatz der Medien verbunden werden kön-
nen«, und Lernumgebungen zu schaffen, »die neue und traditionelle 
Medien, handlungs- und buchorientierte Methoden integrieren« (Wei-
ßeno  2002:  12 f.). Dabei lassen sich drei Dimensionen unterscheiden: 
»Erstens können öffentliche Medien Gegenstand einer Unterrichtsreihe 
werden, zweitens  können Unterrichtsmedien wie ein Zeitungstext oder 
Internetinformationen zum Arbeitsmittel werden, um politische Inhalte 
für Lernprozesse zu transportieren, und drittens können Sprechakte über 
Medieninhalte selbst zum Medium werden« (Manzel 2007: 48). Notwen-
dig ist eine  kriterienorientierte Medienauswahl, die mit dem Fokus auf 
den Kompetenzerwerb (Detjen u. a. 2012) und die Partizipationschancen 
von  mündigen Bürgerinnen und Bürgern in einer Demokratie zugleich 
normativ begründet ist. Dabei können neue Medien als Instrumente poli-
tischer Partizipation thematisiert werden, als kreative Lernprodukte oder 
aktivierende Lernumgebung.

Das klassische Bürgerleitbild von kritischen Zeitungsleserinnen und 
-lesern oder kritischen Fernsehzuschauerinnen und -zuschauern reicht 
nicht in einem kompetenzorientierten Politikunterricht: »Politische Bil-
dung schrumpft dann zur Dienstleistung für den verständigen Gebrauch 
der Publizistik und Politik, reduziert sich auf das Bild, das Medien von ihr 
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 vermitteln« (Massing 2002: 42). Bis heute ist die Frage nicht geklärt, um 
welche neuen Konzepte die politische Bildung ihren bisherigen medien-
didaktischen Kanon erweitern muss, um Teilhabe und Teilnahme an poli-
tischen Willensbildung- und Entscheidungsprozessen zu ermöglichen. 
Ambivalent sind die Ergebnisse von Studien zur Wechselwirkung von 
Medien, Interesse an politischer Berichterstattung, bürgerschaftlichem 
Engagement und politischer Einstellungen (z. B. Soßdorf 2016, Hauk 2016, 
Owen 2006, Marr 2005). Hier gilt es weiter zu forschen.
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Dennis Hauk

Der Einsatz digitaler Medien im 
Politikunterricht: empirischer 
Forschungsstand und politikdidaktische 
Handlungsfelder

Der Einf luss der Digitalisierung auf die Prozesse des schulischen Leh-
rens und Lernens ist in den letzten Jahren zunehmend in das Zentrum 
der öffentlichen Aufmerksamkeit gerückt. Ausgehend von den empiri-
schen Untersuchungen der OECD (2007) wächst deshalb auch in Deutsch-
land der Druck auf alle Beteiligten in Wissenschaft und Politik, sich den 
 Herausforderungen des digitalen Medienwandels zu stellen. Den Bil-
dungswissenschaften und den Fachdidaktiken kommt in dieser Hinsicht 
eine besondere Bedeutung zu, da sie in erster Linie für die fachgerechte 
 Implementierung des digitalen Medienangebots verantwortlich sind. Ein 
wichtiges Instrument hierfür stellen die Erkenntnisse der empirisch orien-
tierten Unterrichtsforschung dar, die in diesem Beitrag für die politische 
Bildung referiert werden sollen. Zwei Forschungsfragen stehen dabei im 
Zentrum: 
1. Was wissen wir über die lernförderlichen Bedingungen und die Struk-

turen des digitalen Medieneinsatzes im Politikunterricht?
2. Worin und in welchem Umfang liegt der Beitrag der digitalen Medien 

zur politischen Kompetenzförderung?
Für die Beantwortung dieser Forschungsfragen werden die Ergebnisse 
zentraler deutschsprachiger Studien vorgestellt, welche einen qualitativen 
und/oder quantitativen Zugang besitzen. Ein besonderer Fokus liegt dabei 
auf den Erkenntnissen über die Implementierung digitaler Medien auf 
der Mikroebene des Politikunterrichts. Nicht berücksichtigt werden die 
Forschungsergebnisse zum Einf luss der institutionellen Schulebene und 
zur außerschulischen politischen Bildung. Hierfür sei auf die Datenbank 
der Transferstelle für politische Bildung verwiesen, die unter anderem 
eine laufend aktualisierte Übersicht über die empirischen Forschungsar-
beiten in diesen Bereichen bietet (https://transfer-politische-bildung.de/ 
datenbank/).
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Ein Überblick über den empirischen Forschungsstand der 
Politikdidaktik

Als eine der ersten politikdidaktischen Forschungsarbeiten, die sich aus 
empirischer Sicht mit der digitalen Medienwelt des Internets auseinander-
setzte, gilt die Studie von Harth (2000). Sein Bestreben war es, das politik-
didaktische Potenzial des Internets in seiner Gesamtheit, d. h. mit allen 
darin enthaltenen Medien, Diensten und Anwendungen, für die politi-
sche Bildung nutzbar zu machen. Harth nahm dafür mithilfe einer qualita-
tiven Fallstudie, die eine in Teilen auch online geführte Gruppendiskus-
sion zwischen angehenden Politiklehrerinnen und Politiklehrern evaluiert, 
die Ebene der Unterrichtsakteure, der Lernarrangements und der Inhalte 
der politischen Bildung in den Blick. Das Ziel war die kritische Kontras-
tierung seiner theoretischen Überlegungen zum Medieneinsatz. Die Lern-
gruppe der Studierenden übernahm dabei für ausgewählte Fragestellungen 
die Funktion einer »realistischen Prüfinstanz« (ebd.: 200).

Es ist jedoch fraglich, inwieweit die aus dem Lehrerbildungsseminar ge -
wonnen Ergebnisse tatsächlich auf die Unterrichtspraxis übertragen wer-
den können. Nichtsdestotrotz liefern Harths Beobachtungen wichtige 
Hinweise für den Einsatz digitaler Medien im Feld. Deutlich wird, dass 
bei Lehramtsnovizinnen und -novizen die Sensibilität für die Förderung 
der politischen Medienkompetenz im Unterricht steigt, wenn die Aus-
bildungsphase mit praktischen Erfahrungen verbunden wird. Bedeutsam 
ist zudem, dass Harths qualitative Befunde auf die Notwendigkeit einer 
politikdidaktischen Einbettung der digitalen Medientechnik verweisen, 
da diese isoliert und kontextfrei zu keinem politischen Lernzuwachs führe 
(ebd.: 254).

Die Konstruktion und Überprüfung solcher mediengestützter Lehr-
Lernumgebungen wird in zwei politikdidaktischen Nachfolgestudien 
untersucht. Der Fokus der qualitativen Fallstudie von Breit und Lesske 
(2001) liegt auf den Möglichkeiten der Einbindung digitaler Zeitungs-
texte in den Politikunterricht. Die übergeordneten politikdidaktischen 
Erkenntnisse zum politischen Lernerfolg sind dabei jedoch begrenzt und 
werden ausschließlich auf ein erweitertes Inhaltsverständnis der Schüle-
rinnen und Schüler zur deutschen »Leitkulturdebatte« von 2001 reduziert, 
während demgegenüber vor allem medienpädagogische Handlungsemp-
fehlungen zum Einsatz von Onlinetexten im Politikunterricht gegeben 
werden (ebd.: 156 f.).

Einen Schritt weiter geht die mehrjährige Forschungsstudie von  Sander 
(2007) zur Einbindung digitaler Medien in den Sachunterricht an Grund-
schulen. Sein Projektteam überprüfte hierzu die politikdidaktische Struk-
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tur verschiedener mediengestützter Lehr-Lernsettings auf die darin ent-
haltenen politischen Lernchancen für Schülerinnen und Schüler. Die 
Auswertung des umfassenden Datenmaterials, das im Rahmen einer teil-
nehmenden Beobachtung mithilfe von Beobachtungsprotokollen und 
Schülerfragebögen erhoben wurde, erfolgte im Rekonstruktionsverfahren 
nach den Regeln der Grounded Theory. Zu welchen Ergebnissen ist die 
Forschergruppe gelangt? Erstens: Der digitale Medieneinsatz im Politik-
unterricht benötigt veränderte Zeitrhythmen und Unterrichtsabläufe, die 
vor allem der individualisierten Binnenstruktur des offenen/geöffneten 
Unterrichts entgegenkommen. Zweitens wird die Bedeutung einer phy-
sischen Präsenz der digitalen Medienausstattung im Klassenzimmer her-
ausgearbeitet. Die räumliche Trennung in separierte Computerkabinette 
erweise sich als lernhinderlich und kontraproduktiv für die Unterricht-
spraxis (ebd.: 96).

In einer weiteren Studie aus demselben Jahr untersuchte Manzel (2007) 
erstmalig mithilfe quantitativer Daten die mittel- und längerfristigen 
Lern effekte des digitalen Medieneinsatzes bei Schülerinnen und  Schüler. 
Im Zentrum der Untersuchung stand die Frage nach dem Wissenszu-
wachs von Schülerinnen und Schülern innerhalb der internetgestützten 
Lehr-Lernumgebung WebQuest. In einem quasi-experimentellen For-
schungsdesign wurden die kognitiven Wissenszuwächse zum Themenbe-
reich »Europa« zwischen einer Interventions- und einer Kontrollgruppe 
(Größe der Gesamtstichprobe N = 60) verglichen. Während die Interven-
tionsgruppe mit der neuen Medientechnik arbeitete, fand innerhalb der 
Kontroll gruppe die Vermittlung auf eher traditionellem Wege statt. Die 
Überprüfung der Lernzuwächse erfolgte auf drei verschiedenen Niveau-
stufen durch eine klassische Pre-Post-Messung mithilfe eines standardi-
sierten Wissenstests.

Die Ergebnisse zeigen einen statistisch bedeutsamen Effekt, der durch 
einen signifikanten Zuwachs innerhalb der Interventionsgruppe deutlich 
wird. Die Wahrscheinlichkeit, dass die digitale Medientechnik in Form 
der WebQuest-Methode somit einen positiven Einf luss auf den politischen 
Wissenszuwachs von Schülerinnen und Schülern nimmt, ist bei einem 
vergleichbaren Unterrichtssetting entsprechend als hoch einzuschätzen. 
Inwieweit damit auch gültige Aussagen über eine generelle Förderung der 
politischen Urteils- und Analysefähigkeit getroffen werden können, ist 
jedoch zweifelhaft. Ein Bezug zu den für den Kompetenzerwerb notwen-
digen fachspezifischen Performanzsituationen (May 2011) wird nur über 
Umwege in Form standardisierter Testfragen hergestellt.

Darüber hinaus sollten die empirischen Forschungsergebnisse aufgrund 
der geringen Stichprobengröße, der eingeschränkten Betrachtung bivaria-
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ter Zusammenhänge und der fehlenden Nachfolge- und/oder Vergleichs-
arbeiten nicht überinterpretiert werden. Insbesondere der Blick auf die 
Ergebnisse der allgemeinen empirischen Unterrichtsforschung lehrt in die-
ser Hinsicht, dass es weniger die reine Medientechnik ist, die einen Kom-
petenzzuwachs befördert, sondern in erster Linie die Lehrperson mitsamt 
ihrer Fähigkeit, die Medien adäquat in die didaktische Planung und Gestal-
tung des eigenen Unterrichts zu implementieren (Herzig/Grafe 2007: 93). 
Nichtsdestotrotz sind die von Manzel gewonnen Ergebnisse bisher einma-
lig innerhalb des quantitativen Forschungsparadigmas der Politikdidaktik 
und sollten deshalb einer weiteren empirischen Validierung mit Auswei-
tung auf andere digitale Medien unterzogen werden.

Abschließend werden die Ergebnisse eines Forschungsprojektes des 
Autors vorgestellt, das in fünfjähriger Forschungsarbeit das politikdidakti-
sche Potenzial journalistischer Nachrichtenportale (Spiegel-Online, FAZ.
net, Süddeutsche.de etc.) im Politik- und Wirtschaftsunterricht unter-
suchte (Hauk 2016). Das Ziel der qualitativ angelegten Forschungsstudie 
bestand darin, aus dem vorhandenen Datenmaterial, das in Form trans-
kribierter Unterrichtssequenzen vorlag, politisch bildende Lernanlässe zu 
rekonstruieren und gleichzeitig bestehende Annahmen und Handlungs-
empfehlungen der politikdidaktischen Theorie zum digitalen Medienein-
satz auf ihre unterrichtspraktische Bedeutsamkeit hin zu überprüfen. Die 
Grundlage hierfür bildete die qualitativ-komparative Analyse zweier iden-
tisch konzipierter Unterrichtsreihen, die sequenzanalytisch untersucht und 
miteinander verglichen wurden. Für die Datenauswertung bediente sich 
die Untersuchung der rekonstruktiven Methodik der qualitativen Fachun-
terrichtsforschung (Kuhn 1999).

Die Ergebnisse sind in mehrfacher Hinsicht bedeutsam. Zum einen 
zeigte sich innerhalb der Untersuchung, dass Lernende oft unbewusst 
bestehende Medienkonzepte (im Sinne von Alltagsvorstellungen über 
die politische Bedeutung spezifischer informationstechnischer Medien-
formate und -anbieter) für die Bewertung digitaler Medieninhalte her-
anziehen. Zum anderen offenbarten sich, wie bereits in den Vorgänger-
studien, vielfältige politische Bildungschancen und Lernanlässe, aber auch 
 erhebliche Praxisprobleme bei der Integration digitaler Medien in den 
Politik unterricht. Eine besondere Herausforderung stellte in dieser Hin-
sicht der Zugang zur übergeordneten Ref lexionsebene dar, wonach der 
Einsatz der Medien als Quelle und Material im Unterricht immer auch 
eine thema tische Entsprechung unter dem Aspekt der politischen Kommu-
nikation finden müsse (Besand 2014: 374). Gängige Unterrichts routinen, 
die auf die Vermittlung politischer Inhalte fokussiert sind, sperren sich 
jedoch dagegen, da Lehrende die digitalen Medien zuvorderst als Mittel 
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zum Zweck begreifen, um politische Informations- und Wissensbestände 
zu erarbeiten.

Vor diesem Hintergrund gilt es auf der planerischen Ebene nach Alter-
nativwegen zu suchen, um dieses zentrale Politikfeld betreten zu kön-
nen. Ein Beispiel hierfür findet sich bei Hauk (2016:  151 – 160). Darin 
wird anhand des politikdidaktischen Prinzips der »Medienorientierung« 
eine Schrittfolge zur Bearbeitung des Themas »Einführung einer PKW-
Maut für Ausländer?« vorgeschlagen, die ausgehend von der öffentlichen 
und journalistischen Deutung einen Zugang zur politischen Kommunika-
tionsebene herstellt.

Konsequenzen für die politikdidaktische Forschung und die 
politische Unterrichtspraxis

Was wissen wir innerhalb der Politikdidaktik über die Rahmenbedingun-
gen und das lernförderliche Potenzial des digitalen Medieneinsatzes im 
Politikunterricht? Insgesamt betrachtet, ist die Forschungslage sehr lücken-
haft und uneinheitlich. Gleichwohl deuten einige Ergebnisse gewisse Ten-
denzen an, die über den Einzelfall hinaus für den Medieneinsatz und die 
Förderung der politischen Medienkompetenz eine Bedeutung besitzen. In 
allen untersuchten Forschungsarbeiten wird unter diesem Gesichtspunkt 
das Primat der Didaktik als zentrales Kriterium für den Lernerfolg von 
Schülerinnen und Schülern im Umgang mit digitalen Medien benannt. 
Hiernach entfalten digitale Medien ihr politisch-bildendes Potenzial maß-
geblich erst durch ihren spezifischen Einsatz, also durch die Planung und 
Umsetzung durch die Lehrkraft sowie durch die Inanspruchnahme durch 
die Lernenden (Reinhardt/Richter  2011:  22). Ein politisch-bildendes 
Potenzial, das sich ausschließlich aus der Präsenz der digitalen Medien-
technik im Klassenzimmer ableitet, gilt hingegen als ausgeschlossen.

In diesem Zusammenhang ist auch der medienpädagogische Fokus der 
bisherigen Untersuchungen als kritisch zu betrachten. Digitale Medien sind 
weit mehr als nur einfache »Tools« im Unterricht, mit denen sich spezifi-
sche Arbeitstechniken (z. B. der Informationssuche, der Gestaltung einer 
Präsentation oder der mediengestützten Kommunikation und Zusammen-
arbeit) erwerben lassen; sie besitzen immer auch ein originäres politik-
didaktisches Potenzial, indem sie einen Zugang zur politischen Realität 
herstellen. Statt eine eigene Forschung in diesem Feld zu betreiben, wäre 
es deshalb ratsamer, den politikdidaktischen Erkenntnisstand auf Grund-
lage der Resultate der allgemeinen Medienpädagogik und der empirischen 
Schul- und Unterrichtsforschung aufzubauen (Eickelmann 2010). Auf die-
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ser Grundlage ließen sich zahlreiche empirische Studien durchführen, die 
sich explizit mit politikdidaktischen Fragestellungen auseinandersetzen 
könnten. Hierzu gehören insbesondere qualitative und quantitative For-
schungsarbeiten über die:
•	 Eingangsvoraussetzungen: Mit welchen politischen Lernkonzepten über 

Medien treten Schülerinnen und Schüler in den Politikunterricht ein 
und mit welchen Mitteln lassen sich diese diagnostizieren? Wie verbrei-
tet sind diese Konzepte in den entsprechenden Altersgruppen der Ler-
nenden? Wie können damit die vorhandenen theoretischen Überlegun-
gen zum Medienkonzept (Weißeno u. a. 2010: 125 – 128) überprüft und 
für die politische Bildungspraxis weiterentwickelt werden?

•	 mediengestützte Aus- und Weiterbildung von Lehrenden: Mit welchen 
Problemen im mediengestützten Unterricht sind Lehrende in verschie-
denen Altersklassen im Politikunterricht konfrontiert? Wie sehen evi-
denzbasierte Aus- und Weiterbildungsangebote für Lehrkräfte aus, um 
politisches Lernen mit digitalen Medien im Unterricht effektiv zu för-
dern? Zu erhoffen wären Skizzen einer digitalen Lehreraus- und -wei-
terbildung für den politischen Unterricht;

•	 Digitalisierung der politischen Unterrichtsmaterialien: Wie groß ist der 
Bedarf an digitalen politischen Bildungsmaterialien? Welche Lernef-
fekte offenbaren sich beim Übertritt vom gedruckten zum elektroni-
schen Schulbuch (siehe Macgilchrist in diesem Band)? Wie stehen poli-
tische Bildnerinnen und Bildner zu diesem Wandel?

Letztlich nützen aber die besten empirischen Forschungsarbeiten nur 
wenig, wenn sich die Politikdidaktik nicht auf ihre normativ-ontolo-
gischen Wurzeln besinnt und bestehende politische Bildungsstandards 
im Zeitalter der Digitalisierung auf ihre gesellschaftliche und politische 
 Relevanz hin überprüft. Worin liegt z. B. der Mehrwert der empirischen 
Studien zur politischen Kompetenzförderung, wenn die darin erforsch-
ten Zielbereiche kaum mehr einen Beitrag zur aktiven Wahrnehmung 
der  Bürgerrolle durch die Ausbildung eines demokratisch-politischen 
Bewusstseins (Deichmann 2004) liefern? Man denke in diesem Kontext 
vor allem an die Bedeutung eines allgemeinverbindlichen politischen 
»Basiswissens« ( Weißeno u. a. 2010:  11 – 14), dessen politisch- bildende 
Relevanz sich im Zeitalter von Smartphones und Tablets nicht mehr ganz 
so leicht erschließt.

Woran es der Politikdidaktik deshalb neben einer fundierten empiri-
schen Forschung mangelt, ist eine breite Diskussion darüber, wie eine poli-
tische Bürgerschaftsbildung im Zeitalter der Digitalisierung unter norma-
tiven Gesichtspunkten auszusehen hat. Was bedeutet es in dieser Hinsicht, 
in einer digitalisierten Demokratie politisch aktiv zu sein? Welchen Einf luss 
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üben neue elektronische Partizipations- und Kommunikationsmöglich-
keiten auf die Ausgestaltung der politischen Handlungsfähigkeit aus und 
wie ist diese im Spannungsfeld konventioneller und deliberativer Beteili-
gungsformen zu verorten? Bereits vor der Jahrtausendwende entstand in 
dieser Hinsicht innerhalb der Politikwissenschaft eine  Forschungsdebatte 
über die grundsätzlichen demokratietheoretischen Potenziale des Inter-
nets ( Coleman/Blumler 2009, Sarcinelli 2013). Die Politikdidaktik hat sich 
dazu bisher jedoch kaum positioniert. Allenfalls finden sich  Befürworter 
einer digitalen Bürgerschaftsbildung im Kreis der kritisch-politischen Bil-
dung, die vor allem unter dem Schwerpunkt der politischen  Deliberations- 
und Transformationsforschung die Vorteile des Internets  beleuchten 
( Salomon/Studt 2013). Es mangelt jedoch noch immer an einer breiten 
fach- und bildungspolitischen Debatte darüber, welchen domänenspezifi-
schen Einf luss der digitale Medienwandel auf die allgemeine Gestaltung 
und Zielsetzung des Faches nimmt. 
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Felicitas Macgilchrist

Digitale Schulbücher: Chancen und 
Herausforderungen für den politischen 
Fachunterricht

In der heutigen vernetzten Welt sind digitale Medien nicht mehr aus dem 
politischen Fachunterricht in Schulen wegzudenken. Gleichzeitig ist der 
Einsatz von Schulbüchern im Politikunterricht (immer noch) weit verbrei-
tet (Oberle/Tatje 2017). Digitale Schulbücher (auch »elektronische Schul-
bücher« oder »E-Schulbücher« genannt) bieten eine Möglichkeit, diese 
 beiden medialen Formen – das Digitale und das Schulbuch – zu  verbinden. 
In diesem Beitrag werden zunächst die aktuellen Entwicklungen zu digita-
len Schulbüchern weltweit skizziert, bevor anhand von vier  Dimensionen 
des politischen Fachunterrichts auf die Chancen und Herausforderungen 
dieses Mediums eingegangen wird.

Digitale Schulbücher weltweit

Um die Entwicklungen weltweit zu kartieren, sind zwei  Klassifikationen 
hilfreich: Erstens, ob die digitalen Schulbücher als kostenpf lichtige Medien, 
kostenlose Angebote oder Open Educational Resources (OER, manch-
mal OAT (Open Access Textbooks) genannt) gestaltet sind.  Letztere sind 
Bücher, »die gemeinfrei oder mit einer freien Lizenz bereitgestellt werden. 
Das Wesen dieser offenen Materialien liegt darin, dass  jedermann [sic!] sie 
legal und kostenfrei vervielfältigen, verwenden, verändern und  verbreiten 
kann« (UNESCO  2016). Die bekannteste offene Lizenz ist die Creative 
 Commons-Lizenz (CC Lizenz). Eine zweite Klassifikation, auf die im Folgen-
den näher eingegangen wird, beschreibt die Medialität der digitalen Schul-
bücher (ob PDF, multimedial-interaktiv oder konstruktiv- interaktiv).

Bei Weitem die meisten digitalen Schulbücher sind heute PDFs, digi-
talisierte Versionen von gedruckten Schulbüchern. Diese können in Deutsch-
land mehrheitlich bei Bildungsmedienverlagen käuf lich erworben  werden. 
Einige Länder haben die Schulbücher aller Fächer digitalisiert und online 
kostenlos zugänglich gemacht. Die Bildungsministerien in Syrien,  Ecuador, 
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Brasilien, Mexiko und Iran (um nur einige Länder zu nennen) bieten ihre 
Schulbücher als PDFs zum kostenfreien Herunterladen an. In Vietnam 
kann ein für Schulen entwickeltes Tablet (das classbook) gekauft werden 
oder eine App für Smartphones und Tablets, mit denen alle  digitalisierten 
Schulbücher für alle Fächer heruntergeladen und aktualisiert werden. Als 
OER oder OAT werden einfache PDFs für die politische Bildung an der 
Hochschule von einigen Bibliotheksprojekten bereitgestellt, z. B. in der 
California Digital Open Source Library oder in den Open SUNY Textbooks. 

In anderen Ländern sind multimedial-interaktive digitale Schulbücher wei-
ter verbreitet. Sie werden als digitale Produkte konzipiert und entwickelt 
(born-digital) und beinhalten neben dem Text auch Ton und bewegte Bilder, 
kurze Filmsequenzen, 3-D-Grafiken usw. Sie bieten eine eingeschränkte 
Interaktivität für die Schülerinnen und Schüler, die selbst steuern können, 
ob sie z. B. eine Pause im Videoclip brauchen, wie sie ihren Blickwinkel 
auf ein 3-D-Bild variieren oder welche Details sie in der Infografik zur 
US-amerikanischen Schuldenuhr aufrufen. Die Interaktivität der Lernen-
den ändert die Grundstruktur des digitalen Schulbuches allerdings nicht.

Solche multimedial-interaktiven Angebote sind unter anderem für den 
Politikunterricht in Sambia, Simbabwe und der Elfenbeinküste erarbei-
tet worden. Bildungsmedienverlage wie Pearson und McGraw Hill ent-
wickeln sie für die USA. Multimediale OER-Schulbücher für den poli-
tischen Fachunterricht gibt es unter anderen in Polen und beim Michigan 
Open Book Project in den USA. In Deutschland gibt es kostenpf lich-
tige Angebote für einige Fächer, z. B. für Erdkunde Diercke Geographie 
(Davanzo u. a. 2014) oder für Geschichte mBook. Geschichte für die Zukunft 
(Sochatzy/Ventzke 2016), aber noch nicht für Politik. Der Schulbuch-O-
Mat in Deutschland hat ein offenes (OER), multimedial-interaktives digi-
tales Schulbuch für Biologie entwickelt (Przyhodnik/ Wedening 2014). 

Ein drittes Design erhöht die Interaktivitätsmöglichkeiten: Schülerinnen 
und Schüler können in konstruktiv-interaktiven digitalen Schulbüchern selbst ein-
greifen und Inhalte erstellen oder verändern. Sie können Texte (mit)gestal-
ten und Wissensangebote konstruieren. Hiervon gibt es derzeit sehr wenige 
Beispiele für die Schule. Die digitale Schulbücher myWorld Social Studies von 
 Pearson verlinken intern auf myStory Book, eine App, die Lernenden ermöglicht, 
eigene Bücher zu kreieren. Das pädagogische Konzept hinter dem  Schulbuch 
ist, dass Schülerinnen und Schüler nachhaltig lernen, wenn sie Geschichten 
über die behandelten Themen schreiben. Die Schülerinnen und Schüler inter-
agieren mit dem digitalen Schulbuch, indem sie neue Texte erstellen. Auch 
hier verändert die Interaktivität das veröffentlichte digitale Schulbuch nicht. 

Anders verhält es sich bei den von Studierenden mitgeschriebenen 
OER-Lehrbüchern, die Robin DeRosa (2016) beschreibt. Das Besondere 



228  –––––  Teil III  Felicitas Macgilchrist

an ihnen ist, dass sie konstitutiv für Änderungen und Adaptionen offen 
sind. Die Lehrperson kann sie aktualisieren, korrigieren oder für den 
eigenen Kontext anpassen. Dennoch sind digitale Schulbücher mit erhöh-
ten Interaktivi tätsmöglichkeiten, die nicht nur Lehrende, sondern auch 
Schülerinnen und Schüler einladen, selbst aktiv einzugreifen und Inhalte 
zu erstellen oder zu verändern, noch sehr rar, auch im »offenen« (OER) 
Bereich. DeRosa dagegen lud ihre Studierenden ein, mit ihr ein digitales 
Lehrbuch zu schreiben, zu aktualisieren und zu erweitern. In ihrem detail-
lierten Bericht finden sich Hinweise, wie ein solches Projekt im Bereich 
der politischen Bildung – auch in der Schule – Gestalt annehmen könnte. 
Eine wichtige Einsicht war für DeRosa, dass im Projekt nicht nur ein 
kostenfreies Buch mit audiovisuellen Elementen durch eine einfach zu 
bedienen de Software (Pressbooks) erstellt wurde, sondern dass es auch ihre 
pädagogische Praxis und die Einstellung der Lernenden zum Lehrbuch 
und zum Lernen fundamental verändert hat. Auf Letzteres wird  weiter 
unten nochmals eingegangen.

Chancen und Herausforderungen digitaler Schulbücher für 
den politischen Fachunterricht

Um die Chancen und Herausforderungen der beschriebenen drei  Formen 
des digitalen Schulbuches (PDF, multimedial-interaktiv, konstruktiv-inter-
aktiv) zu erörtern, sind die folgenden Ausführungen anhand von vier zen-
tralen – wenn auch nicht unumstrittenen – Dimensionen der im politi-
schen Fachunterricht zu vermittelnden Politikkompetenz ( Detjen u. a. 
2012, GPJE  2004) strukturiert. Grundsätzlich gilt, dass es für Schulen 
mit Notebook- oder Tabletklassen pragmatisch sinnvoll ist, die schweren 
gedruckten Schulbücher durch elektronische zu ersetzen. Dabei ändert sich 
wenig an der Schulbuchnutzung: Digitale Schulbücher können – genau wie 
gedruckte Schulbücher – als Arbeitsmedium,  Implementations medium oder 
Begleitmedium verwendet werden (Langner 2010). Nimmt man allerdings 
die Besonderheiten des politischen Fachunterrichts ins Visier, werden eine 
Reihe weiterer Chancen und Herausforderungen des Mediums sichtbar.

Digitale Schulbücher und Fachwissen

Im Bereich des Fachwissens erfolgen derzeit die schnellsten Veränderungen. 
Erstens können die oft monierten Fehler in Politikschulbüchern schnell 
korrigiert werden. Das Michigan Open Book Project lädt Nutzende z. B. ein, 
Überarbeitungswünsche über die Webseite einzureichen. Zweitens ver-
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sprechen digitale Schulbücher »eine strukturelle Schwäche von [gedruck-
ten] Schulbüchern« (ebd.: 438) zu beheben: Obwohl sie auch »nicht vor 
dem Hintergrund einer konkreten Lerngruppe verfasst [werden], sondern 
auf Annahmen zu einer idealtypischen Lerngruppe« (ebd.) basieren, stehen 
die Personalisierung, das individuelle Lernen und die innere Differenzie-
rung im Mittelpunkt einiger born-digital Schulbücher. Stichwörter hierbei 
sind adaptives Lernen und Educational Data Mining. Mit diesen in neueren 
digitalen Schulbüchern eingebauten Technologien sollen die Bücher direkt 
auf die jeweiligen Lernaktivitäten jedes einzelnen Schülers bzw. jeder ein-
zelnen Schülerin reagieren: Wird eine Aufgabe zu Fachkonzepten von der 
Person leicht gelöst, folgt eine schwierigere Aufgabe; wird die Aufgabe 
falsch beantwortet, folgt eine leichtere Aufgabe oder ein Hinweis, wo die 
Lernenden Lösungsansätze finden können. 

Adaptives Lernen bzw. Educational Data Mining wird allerdings kon-
trovers diskutiert: Um effektiv zu sein, müssen große Mengen an per-
sönlichen Daten über die Lernenden gesammelt und miteinander korre-
liert werden. Jose Ferreira, CEO von Knewton, einer der größten Firmen 
im Bereich adaptives Lernen, vergleicht Knewton mit Amazon, Google, 
 Netf lix usw.: Wo Letztere bis zu 100 »Datenpunkte« pro Nutzende/n pro 
Tag bekommen, erhält Knewton durch ihre Plattform fünf bis zehn Mil-
lion Datenpunkte pro Lernende/n pro Tag. Ohne diese Daten können 
individualisierte Lernangebote im Bereich des konzeptuellen Fachwissens 
nicht erzeugt werden. Mit ihrer Sammlung entstehen allerdings Sorgen 
über Datenschutz bzw. Datensouveränität (siehe Schaar in diesem Band), 
vor allem, weil ein explizites Ziel des Educational Data Mining die Vorher-
sage über Erfolg oder Nicht-Erfolg einzelner Lernender ist.

Digitale Schulbücher und politische Urteilsfähigkeit 

Die Unterstützung der Kompetenz, »politische Ereignisse, Probleme 
und Kontroversen sowie Fragen der wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Entwicklung unter Sachaspekten und Werteaspekten analysieren 
und ref lektiert beurteilen« (GPJE 2004: 13) zu können, ist mit  digitalen 
Schulbüchern weder einfacher noch schwieriger als mit gedruckten. In 
beiden Fällen gilt, dass »gerade eine problemorientierte und exemplari-
sche politische Bildung sich nicht auf die noch immer vorwiegend sys-
tematisch aufgebauten Schulbücher als Leitmedium zur Strukturierung 
der Lernprozesse stützen [kann]« (Pohl  2014:  188). Eine Chance digi-
taler Schulbücher könnte in der Möglichkeit liegen, das Schulbuch als 
 Wissensmedium kritisch zu ref lektieren. Aus anderen Fächern wissen wir, 
dass  Schülerinnen und Schüler dem Schulbuch den Status des autorita tiven 
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Wissens zuschreiben; sie übersehen meist, dass auch ein Schulbuch von 
Autorinnen und Autoren mit politischen Perspektiven geschrieben wird 
(Ahlrichs/ Macgilchrist 2017). Digitale Quellen werden eher kritisch hin-
terfragt. Welche Autorität digitalen Schulbüchern zugeschrieben wird, ist 
eine offene Forschungsfrage.

Digitale Schulbücher und politische Handlungsfähigkeit

Die kommunikative Dimension politischen Handelns kann sowohl 
in gedruckten als auch in digitalen Schulbüchern durch Aufgaben und 
schriftliche oder visuelle Impulse angeleitet werden. Multimediale  digitale 
Schulbücher binden dazu audiovisuelle Quellen und Links ein, die eine 
direkte Vernetzung mit Online-Quellen, z. B. kontroversen politischen 
Statements oder aktueller Berichterstattung, ermöglichen. Somit regen 
vielfältige Quellen das Formulieren und Vertreten von Meinungen und 
Interessen, das Artikulieren und Argumentieren sowie Verhandlungs- und 
Entscheidungsprozesse an.

Für Detjen u. a. (2012: 66) ist die Anregung der partizipativen Dimen-
sion politischen Handelns, also das freiwillige Handeln im politischen 
 System bzw. die Einf lussnahme auf Entscheidungen im politischen System, 
im politischen Fachunterricht nicht möglich. Wenn allerdings Schulen, 
die bildungspolitischen Vorgaben entsprechen und staatlich  sanktioniertes 
Wissen vermitteln, als Teil des politischen Systems verstanden werden, 
dann bietet das kooperative Schreiben eines konstruktiv-interaktiven digi-
talen Schulbuches als Open Textbook ungewöhnliche Chancen, das par-
tizipative politische Handeln innerhalb des Fachunterrichts erfahrbar zu 
machen (vgl. oben und DeRosa 2016). Durch diesen Prozess behandeln 
die Schülerinnen und Schüler gleichzeitig alle Themen- und Kompetenz-
bereiche des für sie relevanten Kerncurriculums, weil digitale Schulbücher 
ja das Curriculum umzusetzen haben.

Anders als mit handlungsorientierten Methoden, z. B. in Planspielen, 
geht es bei der Gestaltung eines gemeinsamen, offenen digitalen Schulbu-
ches für den politischen Fachunterricht nicht um eine Simulation. Stattdes-
sen treffen die Schülerinnen und Schüler Entscheidungen, die ein  »echtes« 
Schulbuch beeinf lussen, das von weiteren Lernenden (außerhalb des eige-
nen Kurses) genutzt wird. Die »politische Macht oder  Verfügungsgewalt 
über ökonomische Ressourcen« wird hier, entgegen der These von Detjen 
u. a. (2012: 88) sehr wohl »real im Unterricht erfahren« (Besand 2014: 483). 
Die Schülerinnen und Schüler klären ihre politischen Positionen und arti-
kulieren ihr Wissen; sie verhandeln darüber, welches  Wissen als  gültiges 
Fachwissen in das digitale Schulbuch aufzunehmen ist; sie entscheiden, 
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welches Verständnis von Politik, Gemeinschaft oder Bürgertugenden 
im Schulbuch präsentiert wird; sie lösen Konf likte über die Verteilung 
der Ressourcen usw. Das Demokratieideal dieses Prozesses ist eindeutig 
eher partizipativer als repräsentativer Art (Pohl 2014: 191). Für Brombach 
gehört das Editieren öffentlich zugänglicher Texte zur »Vision einer politi-
schen Bildung im 21. Jahrhundert«, weil es »eine aktive Haltung zum poli-
tischen Diskurs« unterstützt (Brombach 2014: 115).

Einige Herausforderungen beim Erstellen und Editieren offener digita-
ler Schulbücher sind zu nennen (DeRosa 2016): Erstens beherrschen nicht 
alle jungen Menschen aktuelle Technologien so gut, dass sie sie ohne Ein-
weisung nutzen können. Zweitens ergibt sich ein zeitlicher Mehraufwand 
für die Lehrperson. Drittens bedeutet gerade die erzielte Offenheit eine 
große Sichtbarkeit im öffentlichen Raum für die jungen Menschen. Vier-
tens wird es für Lehrpersonen schwierig, den Unterricht genau zu steu-
ern und – fünftens – individuell zu bewerten (Besand 2014: 476). Dass – 
sechstens – die gesellschaftlichen Vorstellungen vom autoritativen Wissen 
und Expertentum (Sender-Empfänger-Modell: Erwachsene schreiben und 
junge Menschen rezipieren) mit dieser »offenen Pädagogik« unterbrochen 
werden, wird von einigen Lehrpersonen sicherlich als Chance, von ande-
ren hingegen als Nachteil betrachtet (vgl. zum Beispiel die Diskussionen 
auf Twitter unter den Hashtags #digped, #OpenPed und #OER). 

Digitale Schulbücher, politische Einstellung und Motivation

Obwohl es auch nachgewiesene Präferenzen für das Arbeiten mit dem 
gedruckten Schulbuch gegenüber digitalen Medien gibt, steigen in der 
Regel das Interesse am Unterricht und die Lernmotivation, wenn hoch-
wertige multimedial-interaktive digitale Schulbücher eingesetzt werden 
(Dobler  2015). Darüber hinaus können interaktive Spielelemente und 
sofortige Erfolgsmeldungen das Kompetenzgefühl vor allem im Bereich des 
Fachwissens verstärken. Eine grundlegendere Wirkkraft auf Einstellungen 
und Motivation scheint es im konstruktiv-interaktiven Schulbuchprojekt 
zu geben. Die Dynamik ihres Unterrichts habe sich, so DeRosa, mit dem 
Open Textbook radikal verändert – von einem  Transmissionsmodell zu 
einem problemorientierten Modell. Lernende zeigten hohes Interesse für 
das Fach und großes Engagement. Das kooperative Schreiben für ein Pub-
likum macht spezifische politische Kompetenzen erfahrbar. Durch partizi-
pative Prozesse, wie sie sich auch bei anderen Medienproduktionsprozessen 
im Unterricht entfalten (Besand 2014), werden die Bürgertugenden bzw. 
Grundwerte der politischen Ordnung nicht nur auf kognitiver Ebene ana-
lysiert, sondern direkt erfahrbar gemacht.
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Fazit

Digitale Schulbücher bieten eine Reihe von Chancen und Herausforde-
rungen für den politischen Fachunterricht. In diesem Beitrag wurden drei 
Formen des digitalen Schulbuches beschrieben: 
1. Einfache PDF-Digitalisate, die zwar leichter zugänglich und leichter vom 

Gewicht sind, aber wenig Mehrwert im Vergleich zu gedruckten Schul-
büchern haben. 

2. Multimedial-interaktive digitale Schulbücher, die auf der Ebene des kon-
zeptionellen Fachwissens Individualisierungs- und Differenzierungs-
möglichkeiten anbieten, bei denen jedoch das Problem besteht, dass 
die Schülerinnen und Schüler durch das Sammeln und die Auswertung 
von personenbezogenen Daten zu gläsernen Subjekten gemacht werden. 
Diese digitalen Schulbücher können vielfältige  audiovisuelle, interak-
tive bzw. Online-Quellen einbinden und so kommunikatives politisches 
Handeln vielfältiger anregen als gedruckte  Schulbücher;  unmittelbare 
automatisierte Rückmeldungen können zudem das  politikbezogene 
Kompetenzgefühl stärken. Allerdings legt die systematische Struktur 
eines Schulbuches auch im digitalen Bereich eine problemorientierte 
und exemplarische politische Bildung nicht nahe. 

3. Konstruktiv-interaktive digitale Schulbücher, in denen Schülerinnen und 
Schüler Entscheidungen mitbestimmen, Wissensangebote konstruieren 
und Inhalte editieren können. Das Potenzial dieser dritten Gruppe liegt 
unter anderem in einer »offenen Pädagogik«, in der junge Menschen 
ihre politische Handlungsfähigkeit sowie ihre politischen Einstellungen 
und Motivationen durch das aktive (Mit-)Gestalten selbst entwickeln. 
Partizipative Praktiken bei der Erstellung von digitalen Schulbüchern 
knüpfen – anders als bei anderen im Fachunterricht produzierten digita-
len Medien – ihre Themenschwerpunkte und Kompetenzorientierung 
enger an das erforderliche Kerncurriculum bzw. den Lehrplan. Sie bre-
chen grundlegend mit den klassischen gesellschaftlichen Vorstellungen 
von autoritativem Wissen und Expertentum in der Schule. 
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Linksammlung  

Portal für digitale Schulbücher des Bildungsministeriums, Ecuador:  
https:// educacion.gob.ec/libros-de-texto

OER-Schulbücher in Polen: http://www.epodreczniki.pl/begin
Open SUNY Textbooks:  

http://textbooks.opensuny.org
California Digital Open Source Library:  

http://www.cool4ed.org/about.html 
Michigan Open Book Project:  

http://textbooks.wmisd.org
myWorld Social Studies (Pearson):  

http://www.pearsonschool.com/index.cfm? locator=PS19Ie 
my storybook:  

https://www.mystorybook.com
Schulbuch-O-Mat:  

http://www.schulbuch-o-mat.de

   Relevante Hashtags auf Twitter für die englischsprachige Diskussion zu  digitalen 
Schulbüchern sind u. a. #edtech, #digped, #OpenPed und #OER.
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Marc Motyka

Politik-Lernen mit digitalen Spielen

Planspiele, Kartenspiele, Brettspiele  – spielerische Lernformen gehören 
längst zum didaktischen Instrumentarium von Lehrkräften in der politi-
schen Bildung (Scholz 2003). Insofern wundert es nicht, dass in jüngster 
Zeit auch nach dem Lernpotenzial digitaler Spiele gefragt wird, die zum 
einen bei Kindern und Jugendlichen hoch im Kurs stehen (MPFS 2016) 
und zum anderen didaktisch nutzbare Eigenschaften aufweisen (Breuer 
2010). Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit dem Einsatz digitaler 
Spiele als Lernmedium in der politischen Bildung. Hierbei steht die Frage 
im Vordergrund, welche Chancen das Lernen mit digitalen Spielen für 
den Erwerb von Politikkompetenz nach Detjen u. a. (2012) bietet. Darüber 
hinaus werden Grenzen und Herausforderungen des Ansatzes beleuchtet.1

Das Computerspiel als Lernmedium

Die Verwendung digitaler Spiele in Bildungskontexten bezeichnet Prensky 
(2007) als digitales, spielbasiertes Lernen. Der Leitgedanke des Konzeptes ist 
die Vermischung von Spiel- und Lerninhalten. Eine solche Vermischung 
liegt vor, wenn ein Erfolg im Spiel mit einem Lernerfolg gleichgesetzt 
werden kann. Wie er zeigt (ebd.: 156), lassen sich Lerninhalte in bekannte 
Spielmuster einbetten, sodass Lernaktivitäten im spielerischen Kontext 
ausgeführt werden können (z. B. Memorisierung im Quiz-Spiel, kom-
plexes Denken im Simulationsspiel, räumliches Denken im Puzzle-Spiel 
etc.). Dass digitale Spiele grundsätzlich wirkungsvolle Lernumgebun-
gen konstituieren können, ist eine recht verbreitete Auffassung: Breuer 
sieht etwa »Vorteile digitaler Spiele für Lernszenarien unterschiedlichs-
ter Art« (Breuer 2010: 16), Michael und Chen loben, dass digitale Spiele 
ein »f lexibles, nicht-lineares und schülerzentriertes Lernen ermöglichen« 
(Michael/Chen 2006: 142; Übersetzung des Autors) und Charsky (2010) 
weist auf die Potenziale digitaler Spiele für die Gestaltung konstruktivisti-
scher  Lernarrangements hin. 

Es gibt jedoch auch kritische Stimmen, die sich z. B. gegen eine Verzwe-
ckung des Spieles wenden (Spies 1976), die Vereinbarkeit von Spielen und 
Lernen bezweifeln (Ohler/Nieding 2000) oder die spielbasierte Aufberei-
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tung ernsthafter Themen kritisieren (Bender 2012: 9 ff.). Nichtsdestotrotz 
können digitale Lernspiele den nachhaltigen Erwerb von Wissen ermögli-
chen, wie unter anderem die Meta-Analyse von Wouters u. a. (2013) zeigt.

Die Förderung von Politikkompetenz mittels  
digitaler Lernspiele

Zu Themen des Politikunterrichts liegen zahlreiche Computerspiele vor. 
So können Lernende in Der Kanzlersimulator eine Legislaturperiode als 
Bundeskanzlerin oder Bundeskanzler nachspielen oder in Democracy  3 
Lösungsansätze für komplexe politische Probleme erarbeiten. Gleichwohl 
besteht ein Mangel an Publikationen, die sich der Frage widmen, inwie-
fern derartige Computerspiele zur Förderung von Politikkompetenz nach 
Detjen u. a. (2012) beitragen könnten. Eine detaillierte Analyse einzelner 
Computerspiele ist in diesem Beitrag nicht möglich,2 es können jedoch die 
grundsätzlichen Potenziale digitaler Spiele für die Förderung von Politik-
kompetenz aufgezeigt werden:
•	 Fachwissen: Manzel (2008: 53) plädiert dafür, kontextgebundene Lern-

umgebungen, die eine aktive Auseinandersetzung mit authentischen 
Problemen ermöglichen, in der politischen Bildung zu realisieren, um 
den Erwerb zusammenhanglosen Wissens zu vermeiden (situierte Kog-
nition, ebd.:  26 ff.). Computerspiele könnten derartige Bestrebungen 
unterstützen (Charsky 2010), denn sie versetzen die Spielenden z. B. 
oftmals in einf lussreiche, realweltlich inspirierte Rollen, in denen eine 
Problemlage zu bewältigen ist (z. B. in Energetika 2010 zur Energie-
politik). Die Entwicklung von Problemlösestrategien während des 
Spielprozesses kann zu einer intensiven Auseinandersetzung mit poli-
tischen Abläufen und Zusammenhängen führen und dürfte grund-
sätzlich den Erwerb deklarativ-konzeptuellen Wissens begünstigen 
(Motyka/Lipowsky 2016). Durch den geschickten Einsatz von Interak-
tivität und Multimedialität können digitale Spiele den Wissenserwerb 
zusätzlich fördern. So besteht die Möglichkeit, visuelle und auditive 
Informationen gleichzeitig darzubieten. Nach der kognitiven Theorie des 
 multimedialen Lernens nach Mayer (2005) kann dies unter bestimmten 
 Voraussetzungen zu einer Entlastung des Arbeitsgedächtnisses führen. 
Allerdings lassen sich die Inhalte der meisten derzeit verfügbaren Com-
puterspiele für das Fach Politik nicht unmittelbar auf das Kompetenz-
modell Fachwissen von Weißeno u. a. (2010) beziehen.

•	 Politische Urteilsfähigkeit: Digitale Spiele wie Democracy 3 oder Genius – 
Im Zentrum der Macht konfrontieren die Lernenden mit der Komple-
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xität politischer Sachlagen. Unterschiedliche Perspektiven, Interessen 
und Zusammenhänge müssen bei der Planung von Spielzügen berück-
sichtigt werden. Dieser Umstand kann prinzipiell zur Förderung der 
politischen Urteilsfähigkeit genutzt werden. Im Spielverlauf von Demo-
cracy 3 fällen die Spielenden immer wieder Urteile unterschiedlicher Art 
(z. B. Feststellungsurteile: »41 Prozent der Wählerinnen und Wähler 
haben für meine Partei gestimmt.«). Die Auswirkungen von Entschei-
dungen, die auf der Grundlage solcher Urteile getroffen werden, kön-
nen Lernende in der virtuellen Spielwelt direkt beobachten (Boeser u. a. 
2012: 15), was Ref lexionsprozesse anstoßen dürfte. Insgesamt erscheint 
daher die Erwartung angemessen, die Urteilsfähigkeit mithilfe geeig-
neter Computerspiele fördern zu können.

Abb. 1:  Ausschnitt des Spielbildschirmes »Koalitionsdebatte« im digitalen Lernspiel 
Der Kanzlersimulator

•	 Politische Handlungsfähigkeit. Zur politischen Handlungsfähigkeit gehö-
ren die Teilfähigkeiten Artikulieren, Argumentieren,  Entscheiden und 
Verhandeln (Detjen u. a. 2012: 81). Prinzipiell ist eine Förderung dieser 
Facetten im Rahmen digitaler, spielbasierter  Lernumgebungen  denkbar, 
denn in einigen virtuellen Spielwelten können Lernende simulativ an 
demokratischen Meinungs- und  Willensbildungsprozessen teilneh-



238  –––––  Teil III  Marc Motyka

men. Ein Beispiel hierfür ist das Online-Planspiel EU-Asylpolitik, in 
dem die Spielenden in der Rolle von EU-Politikerinnen und -Poli-
tikern den Text für eine EU-Verordnung erarbeiten und ihre Ideen 
im Rahmen einer Chat-Funktion diskutieren. Im digitalen Lernspiel 
Der Kanzlersimulator müssen die Spielenden oftmals Kompromisse ein-
gehen, um Mehrheiten für politische Entscheidungen zu erlangen, was 
im Sinne der politischen Handlungsfähigkeit wünschenswert erscheint 
(vgl. Abb. 1).

•	 Politische Einstellung und Motivation: Wie Rigby und Ryan (2011) darle-
gen, können digitale Spiele prinzipiell die psychologischen Grundbe-
dürfnisse von Menschen (das Erleben von Kompetenz, Autonomie und 
sozialer Eingebundenheit) befriedigen und damit zu einer Förderung 
der intrinsischen Motivation beitragen. So sorgen viele digitale Spiele 
für ein Kompetenzerleben, indem sie die Spielschwierigkeit dynamisch 
an die Fähigkeit der Spielenden anpassen, Punkte für erfolgreiche Spiel-
leistungen verteilen oder Feedback geben (ebd.). Eine hohe intrinsi-
sche Motivation kann nicht nur die Lernleistung von Schülerinnen und 
Schülern positiv beeinf lussen (Deci/Ryan 1993), sondern dürfte grund-
sätzlich auch das Interesse an Politik oder dem Politikunterricht bestär-
ken. Prinzipiell ist davon auszugehen, dass digitale Spiele auch Einstel-
lungen beeinf lussen können (Bogost 2007), die Befundlage hierzu ist 
allerdings dünn (Motyka 2012). Möglicherweise ist es aber beispiels-
weise möglich, das interne politische Effektivitätsgefühl mit Hilfe von 
Computerlernspielen wie Der Kanzlersimulator oder Genius – Im  Zentrum 
der Macht zu erhöhen, da die Lernenden dort politische Abläufe und 
Zusammenhänge kennenlernen und eventuell in der Überzeugung 
bestärkt werden, ihre eigenen Interessen wirksam in die Politik der rea-
len Welt einbringen zu können.

Vor dem Hintergrund der angestellten Überlegungen ist davon auszu-
gehen, dass digitale Lernspiele unter bestimmten Voraussetzungen zum 
Aufbau von Politikkompetenz nach Detjen u. a. (2012) beitragen können. 
Selbstverständlich dürfte eine Kompetenzförderung auch mit nichtdigita-
len Spielformen gelingen (Oberle/Leunig 2017), die spezifischen Eigen-
schaften des Mediums Computerspiel eröffnen aber besondere Instruk-
tionspotenziale, da die elektronische Spielleitung jederzeit individuelle 
Erklärungen, Visualisierungen oder Rückmeldungen anbieten und äußerst 
komplexe Spielwelten mit zahlreichen Variablen steuern kann. Es erscheint 
erstrebenswert, die entsprechenden Annahmen im Rahmen experimentel-
ler Studien zu überprüfen.
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Empirische Befunde

Empirische Forschungsarbeiten zum digitalen, spielbasierten Lernen, wel-
che explizit die genannten Kompetenzfacetten untersuchen, liegen nach 
dem Kenntnisstand des Autors nicht vor, sodass Lehrkräfte den Ein-
satz digitaler Spiele im Fach Politik derzeit empirisch nicht hinreichend 
begründen können. Immerhin existieren zwei Arbeiten, die kognitive und 
affektiv-motivationale Zielvariablen beim digitalen, spielbasierten Lernen 
zu Themen des Politikunterrichts in den Blick nehmen. 

Eine experimentelle Studie von Motyka (in Vorbereitung) mit 
N = 179 Probanden zeigt, dass Neuntklässler nach der Verwendung des 
Computerspiels Food Force einen vergleichbaren Wissenszuwachs zur Nah-
rungsmittelhilfe des Welternährungsprogramms aufweisen wie Lernende, 
die mit einem traditionellen Papiertext gelernt hatten. In einer Follow-
Up-Messung nach zehn Wochen erweist sich das Wissen der Compu-
terspieler als stabiler. Die PC-Spiel-Gruppe profitiert überdies von einer 
höheren Motivation, die bereits vor Beginn der Spielphase festgestellt wer-
den kann (ebd.). 

Yang (2012) ließ N = 44 taiwanesische Neuntklässler im Fach Civics and 
Society über 23 Wochen hinweg entweder in einer Computerspiel-Klasse 
oder einer traditionell unterrichtete Klasse zu Themen wie Städtebau und 
Umweltschutz arbeiten. In einem Test zur Problemlösefähigkeit schnitt die 
PC-Spiel-Gruppe zwar besser ab als die traditionell unterrichtete Gruppe, 
hinsichtlich des Faktenwissens konnten jedoch keine signifikanten Grup-
penunterschiede gefunden werden. Das Lernen mit  Computerspielen 
motivierte die Probanden auch in dieser Studie stärker (ebd.).

Herausforderungen für die Praxis

Trotz aller Potenziale ist das Politik-Lernen mit PC-Spielen derzeit ein 
Kraftakt für Lehrkräfte. Erste Schwierigkeiten zeigen sich bei der Spiel-
auswahl, denn das derzeitige Angebot an digitalen Spielen mit politischen 
Inhalten umfasst zahlreiche Computerspiele, die eher im Bereich der 
Lebenshilfe oder des sozialen Lernens anzusiedeln sind. Eine fachdidak-
tische Herausforderung besteht also in der Suche nach Computerspielen, 
die eine Beschäftigung mit Politik im engeren Sinne (Sutor 1992) ermögli-
chen. Nach Garris u. a. (2002) sollten Lernende im digitalen, spielbasier-
ten Lernen außerdem instruktionale Unterstützung erhalten. Lehrkräften 
kommt also auch die Aufgabe zu, eine angemessene didaktische Rahmung 
des Spielerlebnisses zu konzipieren. 
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Eine zentrale Maßnahme ist hierbei die Durchführung einer Debrie-
fing-Phase. Das Debriefing dient dazu, die Spielerfahrung systematisch zu 
ref lektieren und die gewonnenen Erkenntnisse auf das behandelte Unter-
richtsthema zu beziehen. Während des Debriefings können die Lernenden 
Spielstrategien miteinander vergleichen, Unterschiede zwischen der virtu-
ellen und der realen Welt herausarbeiten oder eine kritische Betrachtung des 
verwendeten Computerspiels vornehmen (ebd., Motyka/Lipowsky 2016). 
Da Computerspiele die reale Welt vereinfacht darstellen, aufgrund dieser 
Vereinfachungen ideologisch geprägt sind und die Funktionsweise der vir-
tuellen Spielwelt nicht direkt einsehbar ist (Peitz 2000: 148 ff.), erscheint 
die Planung einer Debriefing-Phase insbesondere vor dem Hintergrund 
des Kontroversitätsgebotes und des Überwältigungsverbotes (Wehling 
2004) als notwendig. Lehrpersonen können hierfür allerdings meist nicht 
auf Informationsmaterialien und Unterrichtsvorschläge zurückgreifen, 
was zu einem enormen Vorbereitungsaufwand führen kann. 

Zu überlegen ist auch, wie man mit Lernenden ohne Spielerfahrung 
umgeht und welche alternativen Lernwege für Lernende in Frage kommen, 
die nicht spielen möchten. Zu weiteren Herausforderungen zählen eine hohe 
Skepsis seitens der Lehrkräfte, fehlende Aus- und Weiterbildungsmöglich-
keiten, mangelhafte Computeranlagen in den Schulen und ein defizitäres 
Angebot an hochwertigen Computerlernspielen (Kröger/Breuer 2011: 129).

Die Beschäftigung mit dem digitalen, spielbasierten Lernen im Politik-
unterricht erscheint trotz allem lohnenswert, denn der Einsatz digitaler 
Spiele kann vermutlich nicht nur zum Politik-Lernen beitragen, sondern 
auch Lerngelegenheiten im Bereich der Medienkompetenz-Förderung mit 
sich bringen. Derartige Unterrichtsszenarien bereiten Lernende auf das 
Leben in einer Gesellschaft vor, in der digitale Spiele mit politischen Inhal-
ten längst zu Ausbildungs-, Unterhaltungs- und Werbezwecken genutzt 
werden (Michael/Chen 2006).

Anmerkungen

1 Teile des vorliegenden Beitrages basieren auf der Dissertationsschrift des Verfassers (Mo-
tyka, in Vorbereitung).

2 Beispielhaft sei auf zwei Publikationen verwiesen, die näher auf ein bestimmtes Com-
puterlernspiel für die politische Bildung eingehen: Boeser u. a. (2012) setzen sich mit 
den Potenzialen des digitalen Lernspieles Genius – Im Zentrum der Macht auseinander. 
Motyka (in Vorbereitung) erörtert den potenziellen Nutzen des Lernspiels Food Force für 
den kompetenzorientierten Politikunterricht. 
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Online-Planspiele in der politischen Bildung –  
Ergebnisse einer Pilotstudie

Einleitung

Planspiele haben sich als Methode der politischen Bildung etabliert 
 (Petrik/Rappenglück 2017). Als »komplex gemachte Rollenspiele mit 
klaren Interessensgegensätzen und hohem Entscheidungsdruck« (Meyer 
1987: 366) simulieren sie im Rahmen politischer Bildung zumeist einen 
politischen Verhandlungs- und Entscheidungsprozess. Planspiele haben 
 Modellcharakter: Sie repräsentieren reale oder fiktionale politische Pro-
zesse, reduzieren deren Komplexität und heben dabei Wesentliches her-
vor (Massing 2004). Das didaktische Potenzial dieses handlungs-, erfah-
rungs- und prozessorientierten Lehr-Lernarrangements ist in der Literatur 
umfangreich besprochen (z. B. ebd., Guasti u. a. 2015, Hofstede u. a. 2010, 
 Klippert 1984).

So wird davon ausgegangen, dass Planspiele die Lernenden zur Ausein-
andersetzung mit dem Gegenstand motivieren und ihr Interesse an Politik 
wecken bzw. erhöhen. Sie sollen die Komplexität von Politik, gerade auch 
bezüglich politischer Prozesse, kognitiv zugänglich machen und dabei zur 
Einsicht in die Schwierigkeiten politischer Kompromissfindung beitragen. 
Schließlich sollen sie das Politische mit dem Alltag der Lernenden ver-
knüpfen und einer nachhaltigen, da erfahrungsbasierten, Wissensvermitt-
lung dienen. Allerdings gibt es auch Vorbehalte gegenüber dem Einsatz 
von Planspielen, gerade was den Schulunterricht betrifft. Probleme werden 
insbesondere in einem hohen Zeitaufwand gesehen, außerdem im man-
gelnden Ernst der Auseinandersetzung. Befürchtet wird eine zu starke Ver-
zerrung der Wirklichkeit mit Erzeugung von Realitätsillusionen. Zudem 
kann die Eigendynamik der Spielsituation aufgrund der begrenzten Steu-
erbarkeit der avisierten Lernprozesse Lehrende abschrecken. 

Bezüglich der angenommenen Chancen und Risiken der Planspiel-
methode existieren überraschend wenig systematisch gewonnene empiri-

M. Oberle / S. Raiser / B.  Warkalla / 
 K.  Kaiser / J. Leunig
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sche Befunde (Oberle/Leunig 2017b). Einzelne Studien haben in qualitativen 
Interviews oder begleitenden Essays Schüler-, Studierenden- und Lehrer-
meinungen erhoben. Quantitative Studien zu den Effekten und Bedin-
gungen politischer Planspiele (gerade, aber nicht nur an Schulen), die ver-
allgemeinerbare Aussagen stützen, sind noch immer rar (zu zwei Göttinger 
Studien siehe unten).

Relativ neu sind Versuche, das Potenzial von Planspielen in einer 
Online-Umgebung zu erschließen. Tatsächlich gibt es bislang kaum digi-
tale Angebote im Bereich politischer Planspiele. Vorreiter sind hier Online-
angebote in den USA, z. B. das seit 30 Jahren bestehende ICONS Projekt 
an der Universität Maryland (www.icons.umd.edu/policy/home) oder das 
LegSim-Projekt der Universität Washington (http://info.legsim.org). In 
Deutschland gehört zu den Pionieren im Bereich digitaler politischer Plan-
spiele die planpolitik GbR, die seit Mitte 2013 eine Plattform für Online-
Planspiele  (http://senaryon.de) betreibt, die stetig weiterentwickelt wird 
(bis Juli 2017 wurden bereits über 80 Online-Planspiele mit insgesamt 
1 700 Teilnehmenden an Schulen und Universitäten im In- und Ausland 
durchgeführt). Während es umfangreiche Fachliteratur zu den Potenzialen 
computerbasierter Lernspiele gibt (siehe Motyka in diesem Band; vgl. auch 
Girard u. a. 2013), finden sich kaum Beiträge zu den Besonderheiten digi-
taler Planspiele. Die Chancen und Herausforderungen von Online-Plan-
spielen im Rahmen der politischen Bildung wurden bislang kaum beleuch-
tet, geschweige denn empirisch untersucht.

Im vorliegenden Beitrag werden zunächst die mit digitalen Planspie-
len in der politischen Bildung verbundenen positiven Erwartungen und 
antizipierten Probleme vorgestellt. Im Anschluss werden Ergebnisse 
einer Göttinger Pilotstudie präsentiert, die 2015 und 2016 den Einsatz 
von Online-Planspielen der planpolitik GbR zu einem politischen Ent-
scheidungsprozess des Europäischen Parlamentes an Schulen begleitend 
beforscht hat. Im abschließenden Ausblick zu Chancen und Herausfor-
derungen online-basierter Planspiele in der politischen Bildung erfolgen 
auch Vorschläge für deren weitere empirische Erforschung.

Politisches Lernen mit digitalen Planspielen

Auch wenn das Angebot bislang überschaubar ist, lassen sich unterschied-
liche Typen und Nutzungsvarianten von Online-Planspielen identifizieren 
(Kaiser u. a. 2017). Zunächst lassen sich synchrone und asynchrone Plan-
spiele unterscheiden. Bei ersteren sind die Teilnehmenden für die Zeit des 
Spieles gleichzeitig online aktiv, meist für einen recht kurzen Zeitraum 

http://www.icons.umd.edu/policy/home
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(zwischen 90 und 180 Minuten). Dabei können sie am selben Ort sein oder 
nicht, entscheidend ist, dass sie gleichzeitig eingeloggt sind. Ergebnis ist 
ein Planspiel mit hoher Dynamik und Interaktionsdichte, das sich leicht in 
Unterrichtsabläufe integrieren lässt.

Bei asynchronen Planspielen können die Teilnehmenden zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten online und aktiv sein. Der Durchführungszeit-
raum ist hier wesentlich länger (z. B. zwei Wochen) und die Teilnehmen-
den entscheiden selbst, wann sie sich einloggen und am Spiel beteiligen. 
Durch die längere und f lexiblere Spielstruktur sind die Verhandlungen 
ruhiger und häufig inhaltlich gehaltvoller als bei synchronen Spielen. Auch 
erleichtern die ausführlichere Einführung ins Szenario und die längere 
Spieldauer die Identifikation mit der eigenen Rolle.

Eine weitere Unterscheidung ist, ob das Planspiel nur online durchge-
führt oder mit Off line-Spielphasen kombiniert wird. Bei diesen sogenann-
ten Blended-Learning-Formaten (Ifenthaler 2012) beginnt das  Planspiel 
üblicherweise mit einer Online-Phase (synchron oder asynchron). In der 
zweiten Phase kommen die Teilnehmenden dann an einem Ort zusam-
men und setzen die Verhandlungen face-to-face fort. Abschließend wer-
den beide Phasen gemeinsam ausgewertet. Auch Zwischenauswertungen 
der Online-Phasen können face-to-face im Unterricht stattfinden ( f lipped 
 classroom).

Die Wirkungen von »analogen« Planspielen im Bereich der  schulischen 
politischen Bildung wurden an der Universität Göttingen jüngst in zwei 
empirischen Studien untersucht (Primarstufenstudie: Oberle/ Leunig 
2017a, www.pep.uni-goettingen.de, Sekundarstufenstudie: Oberle/ Leunig 
2016, 2017b). Die Forschungsergebnisse unterstreichen unter  anderem die 
Potenziale der Planspielmethode für die Überwindung einer oftmals kon-
statierten politischen »Prozessverdrossenheit« (Schöne 2017). Die Studien 
konnten deutliche Effekte der kurzen Planspiele (entwickelt und durchge-
führt von planpolitik) auf die politischen Kenntnisse,  Motivationen und 
Einstellungen der Schülerinnen und Schüler nachweisen. Auch zeugen sie 
von einer hohen subjektiven Zufriedenheit der Teilnehmenden mit den 
Planspielen, die sich insbesondere auch aus einem erlebten Lernzuwachs 
speist. Parallel zur Sekundarstufenstudie zu den Wirkungen analoger EU-
Kurzplanspiele erfolgte auch eine Pilotstudie zu Online-Planspielen, deren 
Design und Befunde im Folgenden skizziert werden.

http://www.pep.uni-goettingen.de
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Pilotstudie zu Online-Planspielen im Politikunterricht

Design

2015 und 2016 wurden mit Schülerinnen und Schülern der  Sekundarstufen 
Online-Planspiele durchgeführt, in welchen die Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse im Europäischen Parlament (Themenfelder: Daten-
schutz, Asylpolitik) simuliert wurden. Diese synchron stattfindenden digita-
len Planspiele wurden im Klassenverband im Computerraum der jeweiligen 
Schule durchgeführt. Die Spielphase dauerte ca. 90 Minuten. Eine kurze 
Einführung in das Spiel und die Rollenprofile erfolgte vorab als freiwil-
lige Hausaufgabe. Anders als bei den untersuchten 180-minütigen analo-
gen EU-Planspielen (120 Minuten Spielphase, 60 Minuten Einführung und 
Auswertung) waren bei den Online-Planspielen die Teamer und Teamerin-
nen von planpolitik nicht in der Schule anwesend, gaben keinen inhaltli-
chen Input zur Funktionsweise der EU und dem Policy-Feld des Planspie-
les und führten keine Auswertung (Debriefing) durch. Die Schülerinnen 
und Schüler wurden vor Ort allein von den Hilfestellungen innerhalb der 
Spieloberf läche begleitet. Die Lehrkraft hatte während der Spielphase eine 
beobachtende Rolle und sorgte für eine produktive Arbeitsatmosphäre.

An der empirischen Begleitstudie nahmen insgesamt 13 Klassen an 13 
Schulen (Gymnasium, Gesamtschule) teil, wobei N=209 Schülerinnen 
und Schüler sowohl den Fragebogen der Vor- als auch der Nach- Erhebung 
ausfüllten (davon 54,1% weiblich, 71,3% Gymnasium, Altersdurchschnitt 
15,89 Jahre). Während in einer ersten Erhebungsrunde im Frühjahr 2015 
die Befragung der Teilnehmenden online erfolgte, wurde in der zweiten 
Erhebungsrunde im Herbst 2016 ein Fragebogen im klassischen Paper-
Pencil-Verfahren eingesetzt.

Wie im Fall der analogen Planspiele wurden die Schülerinnen und Schü-
ler vor und nach der Spielteilnahme zu ihren politischen,  überwiegend EU-
bezogenen Motivationen, Einstellungen und Kenntnissen befragt. Erhoben 
wurden mit Batterien aus mehreren Fragen das Interesse an der EU und 
an Politik generell, das interne EU-bezogene Effektivitätsgefühl (also die 
Selbsteinschätzung der eigenen politischen Kenntnisse und Fähigkeiten; 
zwei Dimensionen: subjektives Wissen, diskursbezogenes Effektivitätsge-
fühl), die Bereitschaft zur politischen Partizipation (zwei Dimensionen: 
basal, weitergehend) sowie die Einstellungen zur EU (vier Dimensionen: 
EU generell, Performanz, Alltagsbezug, Bedeutung der Europawahlen). 
Das politische EU-Wissen der Teilnehmenden wurde mit 24 Multiple-
Choice-Items erfasst (Berechnungen in MPlus 7.3 und ConQuest; Mess-
modelle und Beispielitems siehe erweiterte Onlinefassung des Beitrages).
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Erhoben wurde darüber hinaus die Bewertung des Online-Planspie-
les und seiner Effekte aus Sicht der Schülerinnen und Schüler (insgesamt 
19 vierstufig Likert-skalierte Items, Antwortoptionen von 1, stimme über-
haupt nicht zu, bis 4, stimme voll und ganz zu). Wie in den Studien zu ana-
logen Planspielen konnten dabei die drei Dimensionen a) generelle Zufrie-
denheit mit dem Planspiel (Beispielitem: »Alles in allem, wie zufrieden bist 
du mit dem Planspiel?«), b) Bewertung des eigenen Lernzuwachses (Bei-
spielitem: »Durch das Planspiel verstehe ich insgesamt besser, wie die EU 
funktioniert.«) sowie c) Einschätzung der erfolgten Motivation zur weite-
ren Auseinandersetzung mit der EU bzw. zur politischen Beteiligung (Bei-
spielitem: »Das Planspiel hat mich motiviert, mich weiter mit der EU aus-
einanderzusetzen.«) unterschieden werden (gute Datenpassung: Cronbachs 
α = .80/.84/.90, CFI/TLI = .97/.97, RMSEA=.06, Chi² = 242. 86(149)***). 
Zur leichteren Ergebnisinterpretation wurden alle Items einheitlich umco-
diert, wobei hohe Werte als Zustimmung bzw. positiv zu interpretieren sind.

Erhoben wurden außerdem die Computerspielaffinität der Teilnehmen-
den (drei Items nach Fraillon u. a. 2014: Häufigkeit des Computerspielens, 
generelle Zeit am Computer und wie gerne man Computerspiele spielt, 
gute Reliabilität: Cronbachs α =.81) sowie die soziodemografischen Hin-
tergrundvariablen Geschlecht, Alter, kulturelles Kapital des Elternhauses 
(Proxy-Indikator: Bücher zu Hause, vgl. Kerr u. a. 2010) und Schulform 
(Gymnasium vs. Gesamtschule).

Ergebnisse

Die Bewertung der Planspiele durch die Schülerinnen und Schüler fällt 
insgesamt positiv aus (Mittelwert und Standardabweichung der ersten 
Dimension der subjektiven Planspielbewertung: M=2.87; SD=.52). Über 
80% der Befragten geben an, dass ihnen das Planspiel Spaß gemacht habe, 
gut zwei Drittel würden es weiterempfehlen. Hinsichtlich Design und 
Implementation werden Layout und Rollenbeschreibung besonders posi-
tiv bewertet, bei der Kommunikation per (Gruppen-)Chat scheiden sich 
die Meinungen: Etwa 60 % der Teilnehmenden fanden diese eher gut, 40% 
dagegen eher schlecht (siehe die erweiterte Onlinefassung des Beitrages). 
Eine ähnlich gespaltene Bewertung erhielt auch die technische Funktiona-
lität des Chats. Zu vermuten ist, dass die teilweise kritische Bewertung der 
Chat-Funktion vor allem auf technische Probleme in dieser frühen Spiel-
Entwicklungsphase zurückzuführen ist.

Die Zuordnung von angebotenen Attributen (vgl. Abb. 1) ergibt folgen-
des Bild: Die Schülerinnen und Schüler fanden die Planspiele interessant, 
abwechslungsreich, lehrreich und spannend, dagegen nicht langweilig, zu 



248  –––––  Teil III  M. Oberle / S. Raiser / B.  Warkalla /  K.  Kaiser / J. Leunig

lang oder zu schwer. Die Attribute anstrengend, zu kurz und nervenauf-
reibend erhalten eine mittlere und damit etwas höherer Bewertung als im 
Falle der analogen Planspiele.

Abb. 1:  Planspieleigenschaften aus Schülersicht: analoge Planspiele vs. Online-
Planspiele (Mittelwerte; vierstufige Likert-Skala: 1 = stimme gar nicht zu, 
4 = stimme voll und ganz zu)
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Quelle: eigene Darstellung

Insgesamt wird ein leicht positiver Lerneffekt berichtet (zweite Dimen-
sion der subjektiven Planspielbewertung: M=2.67, SD=.59), während die 
erlebte Motivation, sich weiter mit der EU und Politik auseinanderzuset-
zen, geringer ausfällt (M=2.22, SD=.64); (vgl. auch Abb. 2 mit Antworten 
auf einzelne Items der Planspielbewertung).

Die Bewertung der 90-minütigen Online-Planspiele durch die teilneh-
menden Schülerinnen und Schüler fällt damit in allen drei Dimensionen 
etwas weniger gut aus als in der Studie zu den analogen Planspielen. Die-
ser Vergleich ist aufgrund der unterschiedlichen Zusammensetzung der 
beiden Schülergruppen mit großer Vorsicht zu interpretieren. Festzustel-
len ist allerdings, dass auch an Schulen, in denen parallel sowohl ein ana-
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loges als auch ein Online-Planspiel durchgeführt wurden, die Bewer-
tung des analogen Spieles positivere Werte erreicht. Betont werden muss 
hier nochmals, dass diese analogen Planspiele 120 Minuten dauerten, mit 
einer vorgelagerten 45-minütigen Face-to-Face-Einführung in die EU, 
das Policy-Feld und den Spielablauf sowie einer ca. 15-minütigen Debrie-
fing-Phase,  beides durch Teamerinnen und Teamer von planpolitik. Bei 
den hier unter suchten digitalen Planspielen gab es dagegen keine kontrol-
lierte Einführung oder Auswertung durch externe, professionelle Teamer  
und Teamerinnen.

Abb. 2: Planspieleffekte aus Sicht der Schülerinnen und Schüler (in %)

wurde deutlich, wie schwierig es ist, eine
gemeinsame politische Lösung zu finden
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trifft voll und ganz zu trifft eher zu trifft eher nicht zu trifft überhaupt nicht zu

7

Durch das Planspiel …

Quelle: eigene Darstellung

Multiple Regressionen zeigen keine direkten Effekte von Geschlecht, Alter 
oder kulturellem Kapital des Elternhauses auf die  Planspielbewertung der 
Schülerinnen und Schüler – lediglich Gymnasiastinnen und Gymnasten 
berichten einen etwas geringeren Lerneffekt (r =-.28*). Kontrolliert man 
zudem die Computerspielaffinität der Teilnehmenden, ergibt sich folgen-
des Bild (vgl. Abb. 3): Lernende mit höherer Computerspielaffinität äußern 
einen (mit r = -.26* schwach signifikanten und ohne weitere Studien 
schwer interpretierbaren) geringeren planspielinduzierten Lernzuwachs. 
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Ihre generelle Zufriedenheit mit dem Planspiel unterscheidet sich dage-
gen nicht von der ihrer weniger computerspielaffinen Mitschülerinnen 
und Mitschüler. Mädchen sind Computerspielen deutlich weniger zuge-
neigt als Jungen (r = -1.31***). Dennoch gefällt ihnen das Online-Plan-
spiel ebenso gut wie männlichen Schülern (der negative Effekt des weib-
lichen Geschlechtes auf den berichteten Lernzuwachs in Abbildung 3 ist 
auf Wechselwirkungen mit der Computerspielaffinität  zurückzuführen – 
Regressionen allein auf die soziodemografischen Hintergrundvariablen 
zeigen keinen Geschlechtereffekt auf den berichteten Lernzuwachs). Inte-
ressant ist, dass die analogen Planspiele im Gegensatz zu den Online-Plan-
spielen von Mädchen positiver bewertet wurden als von Jungen. Folgestu-
dien sollten geschlechtsspezifische Unterschiede der Wirkungen digitaler 
und analoger Planspiele im Blick behalten.

Abb. 3:  Strukturgleichung Planspielbewertung, Computerspielaffinität und Hinter
grund variablen
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Quelle: eigene Darstellung 

Mittelwertvergleiche der erhobenen EU-bezogenen Dispositionen (Wissen, 
Motivationen, Einstellungen) zeigen keine nennenswerten  Veränderungen 
zwischen Prä- und Posttest (Berechnung der Effektstärke der Veränderung 
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mit Cohens d), und zwar in beiden Erhebungswellen (erste Befragung 
mit Online-Fragebogen, zweite Befragung paper-pencil). Dies überrascht 
insofern, als die »analogen« EU-Kurzplanspiele, in denen ein ähnlicher 
Entscheidungsprozess des Europaparlamentes simuliert wurde, zu deutli-
chen Veränderungen dieser Dispositionen geführt hatten – mit positiveren 
Einstellungen zur EU (insb. zu ihrer Responsivität), einem höheren inter-
nen politischen Effektivitätsgefühl sowie größerem EU-Wissen der Schü-
lerinnen und Schüler nach erfolgter Planspielteilnahme.

Eine Erklärung hierfür könnte wiederum darin liegen, dass in den hier 
untersuchten digitalen Planspielen im Gegensatz zu den analogen Plan-
spielen weder vorab ein inhaltlicher Input durch Teamerinnen und Teamer 
von planpolitik noch im Anschluss ein kontrolliertes Debriefing erfolgte. 
Dieser Befund unterstreicht die Notwendigkeit, gerade auch die Einfüh-
rungs- und Debriefing-Phase in Untersuchungen zu Planspieleffekten zu 
berücksichtigen (z. B. durch eine entsprechende Kontrollgruppe, die ledig-
lich eine inhaltliche Einführung erfährt, ohne Aussicht auf ein Planspiel).

Angesichts des Pilot-Charakters des Projektes sollten auch die Antwor-
ten auf die offenen Fragen, was an dem Planspiel besonders gefallen bzw. 
nicht gefallen hat und welche Verbesserungsvorschläge bestehen, Beach-
tung erfahren: Besonders gefallen haben den Schülerinnen und Schülern 
die Diskussionen, das Design und die Gestaltung des Planspieles, der Ein-
blick in die Arbeitsweise des Europaparlamentes sowie die methodische 
Abwechslung. Kritisiert wurden vor allem Zeitknappheit und Komplika-
tionen mit dem Chat, aber auch das Nicht-Ernstnehmen des Planspieles 
seitens einiger Mitschülerinnen und Mitschüler. Verbesserungsvorschläge 
bezogen sich entsprechend besonders auf die Erhöhung der verfügbaren 
Zeit (teilweise auf bestimmte Spielphasen bezogen) sowie die Verbesserung 
der Funktionalität des Chats, außerdem wünschten sich manche Teilneh-
mende klarere Arbeitsanweisungen.

Die hier skizzierten Befunde der Pilotstudie unterstreichen grundsätz-
lich die Potenziale von digitalen Planspielen für den Politikunterricht: Die 
Schülerinnen und Schüler bewerten diese im Schnitt positiv, und zwar 
sowohl hinsichtlich Spaß am Spiel als auch hinsichtlich ihres erlebten Lern-
gewinnes, wobei sie unter anderem den Zuwachs an Einsicht in die Bedeu-
tung von Kompromissen in der Politik bestätigen. Ein wesentliches Ziel 
von Planspielen in der politischen Bildung kann offenbar auch mit digitalen 
Planspielen erreicht werden. Dass die Zufriedenheit mit dem Spiel insgesamt 
geringer ausfällt als bei den analogen Planspielen, mag an »Kinderkrank-
heiten« der im Rahmen dieser Untersuchung erprobten Online-Planspiele 
liegen: So gab es teilweise insbesondere mit der Chat-Funktion technische 
Schwierigkeiten. Auch die kritischere Bewertung des Zeitmanagements ist 
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wohl auf die Erprobungsphase zurückzuführen – hier musste sich zunächst 
in der Praxis erweisen, welche Zeiteinteilung sich für welche Phase bewährt. 
Der im Vergleich zu den analogen Planspielen sowohl subjektiv berichtete 
als auch durch den Wissenstest unterstrichene geringere Lerneffekt ist ver-
mutlich nicht zuletzt auf die fehlende Einführung und Auswertung durch 
die Teamerinnen und Teamer von planpolitik zurückzuführen.

Die Befunde der empirischen Begleitstudie konnten zur Weiterentwick-
lung der Online-Planspiele genutzt werden. Planpolitik bietet diese mitt-
lerweile für Schulklassen in einem deutlich längeren, 180-minütigen, For-
mat an, das den einzelnen Interaktionsphasen mehr Raum gibt. Um die 
Spielerfahrungen zu vertiefen, wurden Stillarbeitsphasen in das Planspiel 
integriert. Alle Teilnehmenden haben dort die Aufgabe, über die Ereignisse 
des Spieles, die Ziele ihrer eigenen und der anderen Rollen zu ref lektieren. 
Überarbeitet wurden außerdem Arbeitsanweisungen und Aufgabensystem: 
Sowohl die Teilnehmenden als auch die Lehrkraft können nun besser nach-
vollziehen, welche Aufgaben im Spiel derzeit anstehen und welche bereits 
bearbeitet wurden. Schließlich konnte die technische Funktionalität, insbe-
sondere auch der Chat-Funktionen, deutlich verbessert werden.

Ausblick

Die hier vorgestellte Pilotstudie zeigt, dass selbst kurze digitale Planspiele, 
die in einer Doppelstunde im Computerraum einer Schule durchgeführt 
werden, Gelegenheiten für politisches Lernen bieten, die von Schülerin-
nen und Schülern der Sekundarstufen angenommen und geschätzt wer-
den. Dabei war die generelle Bewertung der erlebten Online-Planspiele 
unabhängig vom Geschlecht der Lernenden, dem kulturellen Kapital ihres 
Elternhauses oder ihrer Affinität für Computerspiele. Ein solches synchro-
nes, an einem Ort im Klassenverband angelegtes Spieledesign reizt die 
Potenziale von Online-Planspielen selbstverständlich nicht aus. Die zeit-
versetzte und ortsunabhängige Spielteilnahme eröffnet weitere didaktische 
Möglichkeiten, die herkömmliche analoge Planspiele nicht bieten können.

Zugleich mangelt es digitalen Planspielen an wertvollen Elementen ana-
loger Planspiele: Im direkten Feedback nach klassischen Face-to-Face-Ver-
anstaltungen heben Schülerinnen und Schüler und Studierende oftmals die 
direkte, persönliche Interaktion als motivierenden Faktor und als große 
Stärke interaktiver Methoden wie Planspielen hervor. Hier werden kom-
munikative Handlungskompetenzen und soziale Fähigkeiten trainiert, die 
sich nicht umfassend in rein digitale Spiele übertragen lassen. Auch des-
halb wird großes Potenzial in hybriden bzw. Blended-Learning-Planspie-
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len gesehen, da sie die Stärken aus beiden Formaten verbinden (Raiser u. a. 
2017). Eine Online-Phase zur Vorbereitung (»Vorverhandlungen«) kann 
dabei mit einer Off line-Phase (»Gipfeltreffen«) verbunden werden. So sind 
die Teilnehmenden optimal vorbereitet für die Face-to-Face-Verhandlun-
gen, die davon qualitativ zu profitieren scheinen. Gleichzeitig werden die 
Vorteile des Online-Mediums genutzt, z. B. dass unterschiedliche Lernty-
pen angesprochen werden, introvertierte Teilnehmende leichter zu Wort 
kommen, Information anders aufbereitet werden kann und neue Optio-
nen für eine datenbasierte Auswertung entstehen. 

Seit den hier untersuchten Durchführungen hat planpolitik zahlrei-
che technische und konzeptuelle Änderungen an den Online-Planspie-
len vorgenommen (siehe oben): Spannend wäre, nun solche weiterentwi-
ckelten Spiele zu beforschen und mit den Ergebnissen der Pilotstudie zu 
vergleichen. Forschungsdesigns sollten dabei sowohl geeignete Kontroll-
gruppen (z. B. reine online vs. Blended-Learning-Planspiele, synchrone 
vs. asynchrone Spiele, Interventionen mit reinem inhaltlichen Input vs. 
Input mit anschließendem Planspiel) als auch Follow-Up-Untersuchun-
gen mit mindestens einem dritten Messzeitpunkt beinhalten. Vielverspre-
chend ist ein Methodenmix aus quantitativen und qualitativen Zugängen, 
wobei sich sowohl Interviews als auch Beobachtungen anbieten. Ein span-
nendes Element von Online-Planspielen sind die Chat-Protokolle, die sich 
nicht nur als Grundlage für die Auswertung mit den Schülerinnen und 
Schülern, sondern auch für die empirische Forschung eignen – z. B. zur 
Untersuchung der Urteilsbildung und Argumentationsfähigkeit der Ler-
nenden oder der Wege und Faktoren der Entscheidungsfindung. Denkbar 
wäre, hier auch Erhebungsinstrumente einzubeziehen, die in politikwis-
senschaftlichen Studien zur Diskursqualität in Internet-Foren genutzt wer-
den (siehe Kersting in diesem Band). Schließlich sollten auch die beson-
deren Potenziale digitaler Planspiele für internationale Bildungsprojekte 
ausgeschöpft und beforscht werden.
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Medienkompetenz

Die digitale Transformation der Gesellschaft ist in vollem Gange und macht 
auch nicht vor dem politischen System halt: Bots und Big-Data-Analysen in 
Wahlkämpfen, Leaks und Fake News in der Berichterstattung und neue digitale 
Partizipationsmodelle verändern die politische Kommunikation und Willens-
bildung. Um Verunsicherung über deren Wechselwirkungen zu begegnen und 
zur politischen Teilhabe unter geänderten Bedingungen zu befähigen, sind 
neues medienkundliches Wissen, medienkritisches Denken, medienpolitische 
Urteilsbildung und neue Mediennutzungsfähigkeiten gefragt. Dabei wachsen 
Medienbildung und politische Bildung zusammen. Medienkompetenz kommt 
eine Schlüsselrolle als Demokratiekompetenz zu. 
Der Band beschreibt die lange gewachsenen und jetzt aktuellen Herausfor-
derungen für die sogenannte digitale Gesellschaft, skizziert medien- und 
bildungspolitische Positionen, Forderungen und Strategien und begründet 
Medienkompetenz in ihrer Schlüsselfunktion für die politische Urteils- und 
Handlungsfähigkeit. In mehrperspektivischen Beiträgen wird die Politik aufgefor-
dert, politische Bildung und Medienbildung stärker zu vernetzen, die Digital- und 
Medienkompetenzen entlang der Bildungskette von der Kita über die Schule bis 
zur außerschulischen Jugend- und Erwachsenenbildung zu stärken und neue, 
zeitgemäße Formate zu entwickeln. Dieser Band will Diskurse der Medienpä-
dagogik/Medienbildung und der Politikdidaktik/politischen Bildung in einen 
fruchtbaren Austausch miteinander bringen.
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